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Verordnung des Führers 

über die Änderung der Satzung des »Verdienstordens vom Deutschen Adler«. 

Vom 27. Dezember 1943. 

An Stelle der Satzung des »Verdienstordens vom Deutschen Adler« vom 1. Mai 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 550) in der Fassung der Verordnung vom 20. April 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 853) tritt die nachfolgende neue 

Satzung des Deutschen Adlerordens: 

Artikel 1 

Zweck des Ordens 

Der Deutsche Adlerorden wird zur Ehrung ausländischer Staatsangehöriger, die sich um 
das Großdeutsche Reich verdient gemacht haben, auf Vorschlag des Reichsministers des 
Auswärtigen vom Führer verliehen. 

Artikel 2 

Einteilung des Ordens 

(1) Der Orden ist in sechs Klassen eingeteilt. Die Ordenszeichen werden bezeichnet als: 

1. Das »Großkreuz des Deutschen Adlerordens«. 

2. Der »Deutsche Adlerorden erster Klasse«. 

3. Der »Deutsche Adlerorden zweiter Klasse«. 

4. Der »Deutsche Adlerorden dritter Klasse«. 

5. Der »Deutsche Adlerorden vierter Klasse«. 

6. Der »Deutsche Adlerorden fünfter Klasse«. 

(2) Außerdem wird als Sonderklasse das »Goldene Großkreuz des Deutschen Adlerordens« 
verliehen. Die Höchstzahl der Inhaber dieser Sonderklasse ist auf 16 beschränkt. Der 
Reichsminister des Auswärtigen und der Reichsprotektor in Böhmen und Mähren tragen 
bei besonderen Anlässen die Sonderklasse des Ordens. 

( 3 ) Für militärische Verdienste wird der »Deutsche Adlerorden mit Schwertern« ver¬ 
liehen. 
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Artikel 3 

Verdienstmedaille 

Ferner wird für verdienstliche Leistungen für das Großdeutsche Reich die »Deutsche 
Silberne Verdienstmedaille« und die »Deutsche Bronzene Verdienstmedaille« verliehen, 

Artikel 4 

Form und Trageweise der Ordenszeichen 

(1) Das Ordenszeichen ist ein achtspitziges, weißemailliertes, golden gefaßtes Kreuz, in 
dessen Winkeln je ein goldener Hoheitsadler mit gesenkten Flügeln auf einem das Haken¬ 
kreuz umschließenden Eichenkranz steht. 

(2) Das Band des Ordens ist rot mit weiß-schwarz-weißem Rand; das Band des Goldenen 
Großkreuzes hat einen dunkleren Farbton. Das Band der ersten Klasse hat einen schwarz¬ 
weißen Rand und ist in der Mitte von einem weißen Längsstreifen durchzogen, 

1. Das Großkreuz 

hat einen Durchmesser von 60 Millimeter und wird am 100 Millimeter breiten, von 
der rechten Schulter zur linken Hüfte führenden Band getragen. Hierzu gehört ein 
silberner, aus acht gleich langen Strahlen gebildeter Bruststern von 80 Millimeter 
Durchmesser, der mit dem Ordenszeichen von 45 Millimeter Durchmesser belegt ist. 
Der Bruststern wird auf der linken Seite getragen. 

2. Die erste Klasse 

hat einen Durchmesser von 50 Millimeter und wird am 90 Millimeter breiten, von der 
rechten Schulter zur linken Hüfte führenden Band getragen. Hierzu gehört ein sil¬ 
berner Bruststern, der dem des Großkreuzes gleicht. Die Hoheitsadler sind jedoch 
bei dem Ordenszeichen in Silber mit goldener Umrandung ausgeführt. Der Bruststern 
wird auf der rechten Seite getragen. 

3. Die zweite Klasse 

gleicht der nachstehend (unter 4) beschriebenen dritten Klasse; es gehört jedoch hier¬ 
zu noch ein silberner, aus 6 gleich langen Strahlen gebildeter Bruststern von 75 Milli¬ 
meter Durchmesser, der mit dem Ordenszeichen von 45 Millimeter Durchmesser be¬ 
legt ist und auf der linken Seite getragen wird. Ist der mit der zweiten Klasse zu 
Beleihende bereits mit der dritten Klasse ausgezeichnet, wird ihm zusätzlich der Stern 
verliehen. 

4. Die dritte Klasse 

hat einen Durchmesser von 50 Millimeter und wird am Band um den Hals getragen. 

5. Die vierte Klasse - 

hat ebenfalls einen Durchmesser von 50 Millimeter und wird ohne Band auf der 
linken Brustseite getragen. 

6. Die fünfte Klasse 

hat einen Durchmesser von 45 Millimeter und wird am Band auf der linken Brust¬ 
seite getragen. 

(3) Das »Goldene Großkreuz« hat einen Durchmesser von 66 Millimeter und wird am 
100 Millimeter breiten, von der rechten Schulter zur linken Hüfte führenden Band ge¬ 
tragen. Hierzu gehört ein goldener, aus acht gleich langen Strahlen gebildeter Bruststern 
von 91 Millimeter Durchmesser, der mit dem Ordenszeichen von 47 Millimeter belegt ist. 
Der Bruststern wird auf der linken Seite getragen. 
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(4) Der »Deutsche Adlerorden mit Schwertern« trägt die Schwerter gekreuzt durch die 
Mitte des Ordenszeichens. 

(5) Bei der Verleihung einer höheren Klasse kann die bereits verliehene niedrigere Klasse 
weitergetragen werden. 
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Form und Trageweise der Verdienstmedaillen 

Die Deutsche Silberne und die Deutsche Bronzene Verdienstmedaille sind rund und 
haben 38 Millimeter Durchmesser. Sie tragen auf der Vorderseite die Abbildung des 
Ordenskreuzes und auf der Rückseite die dreizeilige Inschrift »Deutsche Verdienstmedaille«. 
Sie werden am Band auf der linken Brustseite getragen. Die Bänder der Verdienstmedaillen 
gleichen dem Band der fünften Klasse, jedoch ist das Band der Bronzenen Verdienst¬ 
medaille von einem weißen Längsstreifen durchzogen. 


Artikel 6 

Besitzurkunden 

(1) Die Inhaber des Goldenen Großkreuzes des Deutschen Adlerordens erhalten eine vom 
Chef der Ordenskanzlei ausgefertigte, vom Führer Unterzeichnete Verleihungsurkunde auf 
Pergament in Ledermappe. 

(2) Die Inhaber des Großkreuzes sowie der ersten und der zweiten Klasse des Deutschen 
Adlerordens erhalten eine vom Führer vollzogene und vom Reichsminister des Auswärtigen 
und dem Chef der Ordenskanzlei gegengezeichnete Urkunde. 

(3) Die Inhaber der dritten bis fünften Klasse des Deutschen Adlerordens erhalten eine 
vom Chef der Ordenskanzlei Unterzeichnete Verleihungsurkunde. 

(4) Die Inhaber der Silbernen und Bronzenen Verdienstmedaille erhalten ein Besitz¬ 
zeugnis. 

Artikel 7 

Verfahren 

(1) Die Vorschläge werden vom Reichsminister des Auswärtigen dem Chef der Ordens¬ 
kanzlei zugeleitet, welcher sie dem Führer zur Entscheidung vorlegt. 

(2) Die Geschäfte der Ordenskanzlei nimmt der Staatsminister und Chef der Präsidial- 
- kanzlei wahr. 


Führer-Hauptquartier,‘den 27. Dezember 1943. 


Der Führer 

Adolf Hitler 

Der Reichs minister des Auswärtigen 
R i b b e n t r o p 

Der Staats minister und Chef der Präsidialkanzlei 

Dr. Meißner 
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Zweite Verordnung 

zur Verlängerung der Geltungsdauer der Verordnung über den Aktienbesitz. 

Vom 3h Dezember 1943. 

Der Ministerrat für die Reichsverteidigung verordnet mit Gesetzeskraft: 

§ 1 

Die G eltungsdauer der Verordnung über den Aktienbesitz yom 4. Dezember 1941 (Reichsgesetzbl. I 
S. 744), die nach der Verordnung zur Verlängerung der Geltungsdauer der Verordnung über den 
Aktienbesitz vom 31. Dezember 1942 (Reichsgesetzbl. 1943 I S. 21) mit dem 31. Dezembei 1943 
endet, wird bis auf weiteres verlängert. Den Zeitpunkt ihres Außerkrafttretens bestimmt der 
Reichswirtschaftsminister. 

§ 2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1944 in Kraft. 

Berlin, den 31. Dezember 1943. 

Der Vorsitzende des Minister rats für die Reichs Verteidigung 

und Beauftragte für den Vierjahresplan 

G ö r i n g 

Reiehsmarsehali 

Der Generalbevollmächtigte für die Wirtschaft 
Walther Funk 

Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 


Bekanntmachung zur Verordnung über den Nachrichtenverkehr. 

Vom 23. Dezember 1943. 

Auf Grund des § 3 der Verordnung über den Nachrichtenverkehr vom 2. April 1940 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 823) wird im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt bekanntgegeben: 

Die Bekanntmachung zur Verordnung über den Nachrichtenverkehr vom 30. Mai 1942 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 377) wird wie folgt geändert: 

1. Unter I erhält Nr. 2 folgende Fassung: 

2. die französischen Besitzungen, Kolonien, Protektorate und Mandatsgebiete, ausgenom¬ 
men Indochina; 

2. Unter II wird folgender Abs. 2 eingefügt: 

( 2 ) Gebiete, die von feindlichen Truppen besetzt sind, gelten als feindliches Ausland im 
Sinne der Verordnung über den Nachrichtenverkehr. 

Berlin, den 23. Dezember 1943. 

Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 

Keitel 


Herausgegcbcn vom Reichsministerinm des Innern — Verlag: Reichsverlagsamt Druck: Reichsdruckerei 
Das Reichsgesetzblatt erscheint in zwei gesonderten Teilen, Teil I und Teil II. 

Laufender Bezug nur durch die Post. Bezugspreis: vierteljährlich iür Teil I 2.70 Ml, Iflr TeüII 1,60 JIM. Einzelbezug jeder (auch jeder älteren) 
Nummer vom Reichem lagsamt, Berlin C2, Breite Str. 37 (Fernsprecher: 510027 - Postscheckkonto: Berlin 96200); Einze bezug von Nummern de» 
laufenden und des vorangegaugenen Jahrgangs auch von der Manischen Verlagsbuchhandlung in Wien I, Kohlmarkt 16. Preis für jeden angotangenen 
achtseitigen Bogen 15 Jltf, aus abgelaufenon.Jahrgängen 10 .«// (anssohl. Postgebühr); bei größeren Bestellungen 10 bis CO v. H. Preisnachlaß. 



^pws«w. 


Reichsgesetzblatt 


Teil I 


1944 


Ausgegeben zu Berlin, den 8. Januar 1944 

_.... ... _ _-.1 

Nr. 2 

i_ 

Tag 


Inhalt 


Seite 

23. 12. 43 

Verordnung über Vergünstigungen für Kriegsbeschädigte im öff< 
liehen Personenverkehr.. 

ent- 

5 

30. 12. 43 

Siebente Verordnung zum Schutz gefährdeten landwirtschaftlichen 
Grundbesitzes im Rcichsgau Sudetenland sowie in den in die Reichs¬ 
gaue Niederdonau und Oberdonau und den in die Länder Preußen 
und Bayern eingegliederten sudetendeutschen Gebieten . 

6 

31. 12. 43 

Zw'eitc Durchführungsverordnung zur Verordnung über den Nach¬ 
richten verkehr . 

7 

5. 1. 44 

Dritte Verordnung zur Durchführung der Verordnung zur Bekämpfung 
von Notständen.im Verkehr (Verkehrsleitende Anordnungen) 

8 


Verordnung 

über Vergünstigungen für Kriegsbeschädigte im öffentlichen Personenverkehr. 

Vom 23. Dezember 1943. 

Der Ministerrat für die Reichsverteidigung verordnet in Würdigung der großen Opfer, die die 
Kriegsbeschädigten für Volk und Reich dargebracht haben, mit Gesetzeskraft: 


§1 

(1) Die Unternehmen für den öffentlichen Per¬ 
sonenverkehr sind verpflichtet, Kriegsbeschä¬ 
digte, die 

auf Grund einer Minderung der Erwerbsfähig¬ 
keit von mindestens 70 vom Hundert Versor¬ 
gung nach den Vorschriften des Reichsver¬ 
sorgungsgesetzes erhalten oder erhalten wür¬ 
den, wenn sie nicht die Versorgung nach ande¬ 
ren Versorgungsgesetzen gewählt hätten, 
oder 

ein Versehrtengeld mindestens der Stufe 111 
nach dem Wehrmachtfürsorge- und -versor- 
gungsgesetz beziehen, 

gegen Vorzeigen eines amtlichen Ausweises in 
folgendem Umfang unentgeltlich zu befördern: 

a) im Verkehr auf den Straßenbahnen, 

b) im Ortslinienverkehr mit Kraftomnibussen, 

c) im S-Bahnverkehr der Deutschen Reichs¬ 
bahn in Berlin und Hamburg. 

( 2 ) Der Reichsverkehrsminister kann einzelne 
Strecken von der Verpflichtung ausnehmen. 


§2 

DenKriegsbeschädigten stehenPersonen gleich, 
die auf Grund einer Minderung der Erwerbs¬ 
fähigkeit von mindestens 70 vom Hundert nach 
dem Kriegspersonenschädengesetz in der Fas¬ 
sung vom 22. Dezember 1927 (Reichsgesetzbl.! 
S. 515, 533) § 2, dem Besatzungspersonenschä¬ 
dengesetz in der Fassung vom 12. April 1927 
(Reichsgesetzbl. I S. 103), dem Gesetz über die 
Versorgung der Kämpfer für die nationale Er¬ 
hebung vom 27. Februar 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 133) oder nach dem Gesetz über den Ersatz 
der durch den Kampf um die Wiedervereinigung 
der sudetendeutschen Gebiete mit dem Deut¬ 
schen Reich verursachten Personen- und Ver¬ 
mögensschäden vom 20. Oktober 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 2119), Teil I, Personenschäden, 
versorgt werden, sowie Beschädigte, die nach 
den Reichsarbeitsdienstversorgungsgesetzen oder 
nach den Vorschriften der Personenschäden Ver¬ 
ordnung versorgt werden und ein Versehrten- 
| geld mindestens der Stufe III nach dem Wehr- 
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maehtfürsorge- und -Versorgungsgesetz und eine 
Versehrtengeldzulage naeli dem Einsatzfürsorge- 
und -Versorgungsgesetz erhalten. 

§3 

Die une' ‘geltliche Beförderung nach § 1 er¬ 
streckt sich bei den Kriegsbeschädigten und 
Gleichstehenden, die einer ständigen Begleitung 
bedürfen, auch auf denBeguäiter oder den Führ¬ 
hund. 

§4 

Eine Erstattung der Fahrgeldausfälle an die 
Unternehmen findet bis zum Ablauf des auf das 
Kriegsende folgenden Rechnungsjahres nicht 

Berlin, den 23. Dezember 1943. 


statt. Zur Vermeidung von Härten können Aus¬ 
nahmen hiervon zugelassen werden. 

§5 

Der Reichsarbeitsminister erläßt im Einver¬ 
nehmen mit den beteiligten Reichsministern die 
zur Durchführung und Ergänzung dieser Ver¬ 
ordnung erforderlichen Rechts- und Verwal¬ 
tungsvorschriften. 

§6 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1944 in 
Kraft. Sie gilt auch in den eingegliederten Ost¬ 
gebieten und im Protektorat Böhmen und Mähren. 


Der Vorsitzende 

des Min'isterrats für die R e i c h s v e r t e i d i g u n g 

G ö r i n g 
Reielism arschall 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichs Verwaltung 
H. Himmler 


Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 


Siebente Verordnung zum Schutz gefährdeten landwirtschaftlichen Grundbesitzes 
im Reichsgau Sudetenland sowie in den in die Reichsgaue Niederdonau und Oberdonau 
und den in die Länder Preußen und Bayern eingegliederten sudetendeutschen Gebieten. 

Vom 30. Dezember 1943. 

Auf Grund der Verordnung über die Durchführung des Vierjahresplans in den sudetendeutschen 
Gebieten vom 10. Oktober 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1392) verordne ich folgendes: 

Die Verordnung zum Schutz gefährdeten landwirtschaftlichen Grundbesitzes in den sudeten¬ 
deutschen Gebieten vom 12. November 1938 (Reichsgesetzbl. I S.1581) in der Fassung der Ver¬ 
ordnungen vom 9. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2013), vom 4. Oktober 1940 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1330), vom 20. September 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 580), vom 18. September .1942 (Reichs- 
gesetzbl.I S.557) und vom 30.September 1943 (Reichsgesetzbl.I S.562) bleibt bis zum 31.Dezember 
1944 in Kraft. 

Berlin, den 30. Dezember 1943. 

Der Beauftragte für den Vierjahresplan 

G ö r i n g 
Reichsmarschall 
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Zweite Durchführungsverordnung zur Verordnung über den Nachrichten verkehr. 

Vom 31. Dezember 1943. 


Auf Grund des § lo der Verordnung über den 
Nachrichtenverkehr vom 2. April 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 823) wird im Einvernehmen mit 
dem Generalbevollmächtigten für die Reichs¬ 
verwaltung und dem Beauftragten für den Vier¬ 
jahresplan verordnet: 

§1 

§ 2 der Ersten Durchführungsverordnung zur 
Verordnung über den Nachrichtenverkehr vom 
13. Mai 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 824) wird wie 
folgt geändert: 

1. Unter Buchst. A Nr. 1 wird am Schluß ein¬ 
gefügt: 

»f) die niehtgeschäftliche Versendung von 
Schallplatten und Mitteilungen jeder 
Art. die auf mechanischem Wege auf- 
genommen sind." 

2. Unter Buchst. A Nr. 2 erhalten Abs. 2 und 3 
folgenden Wortlaut: 

»Im nichtgeschäftlichen Verkehr dürfen 
außer Postkarten im Monat höchstens zwei 
Briefe nach dem Ausland abgesandt wer¬ 
den. Diese Briefe dürfen höchstens zw T ei 
Seiten umfassen. Höchstformat einer Seite 
DIN A4 (210x297 mm). Jedes Blatt der 
einzelnen Briefe muß den vollen Namen 
und die Anschrift des Absenders tragen. 

Drucksachen, Geschäftspapiere, Waren¬ 
proben und Mischsendungen sind nur im 
geschäftlichen Verkehr zugelassen. Bücher, 
Zeitungen und Zeitschriften dürfen nur vom 
Verlag, von der mit der Herstellung beauf¬ 
tragten Druckerei oder von einer Buch¬ 
handlung versandt werden.« 


3. Unter Buchst. A erhält Nr. 4 folgenden Zu¬ 
satz : 

»Ist die Mitteilung nicht in deutscher Sprache 
abgefaßt, so ist die gewählte Sprache unter¬ 
halb der Absenderangabe zu vermerken.« 

4. Unter Buchst. A Nr. 6 erhalten Abs. 2 und 3 
folgenden Wortlaut: 

»Der Einlieferer muß sich durch einen 
behördlichen Ausweis mit Lichtbild (z. B. 
Postausweiskarte, Kennkarte, Paß) aus- 
weisen. Außerdem ist die Kontrollkarte 
für den Auslandsbriefverkehr, die von den 
Polizeibehörden auf Antrag an alle im 
Großdeutschen Reich ansässigen Personen 
über 16 Jahre ausgegeben wird, dem Schal¬ 
terbeamten vorzulegen. 

Ist der Einlieferer nicht zugleich Absen¬ 
der, so muß auf der Außenseite des, Um¬ 
schlags außer der Anschrift des Absenders 
zusätzlich auch die des Einlieferers ange¬ 
geben und die Kontrollkarte des Absenders 
vorgelegt werden.« 

5. Unter Buchst. B erhält Nr. 2 Abs. 1 folgende 
Fassung: 

»Telegramme nach dem nichticindlichcn 
Ausland dürfen nur nach dem ABC-, Acine-, 
Alpha-, Bentley-, Buenting-Cotton (Bre¬ 
mer Baumwoll)-, Hapag Lloyd-, Mossc-, 
New Boe-, Peterson- oder Zebra-C’ode oder 
nach dem Internationalen Hotelschlüssel, 
Internationalen Signalbuch Band 2 (Funk¬ 
verkehrsbuch) oder dem Seedienstschlüssel 
verschlüsselt sein.« 

§2 

Die Verordnung tritt am siebenten Tage nach 
ihrer Verkündung in Kraft. 


Führer-Hauptquartier, den 31. Dezember 1943. 

Der Chef cles Oberkommandos der Wehrmacht 

Keitel 
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. Dritte Verordnung 

zur Durchführung der Verordnung zur Bekämpfung von Notständen im Verkehr 

(Verkehrsleitende Anordnungen). 

Vom 5. Januar 1944. 


Auf Grund des § 5 der Verordnung zur Be¬ 
kämpfung von Notständen im Verkehr vom 
19. September 1939 (Reich sgesetzbl. I S. 1851) 
wird verordnet: 

§1 

Die Mittelbehörden — Bevollmächtigte für 
den Nahverkehr — werden ermächtigt, im Per¬ 
sonen- und Güterstraßenverkehr 

1. Transporte zu verbieten oder bestimmte 
Verkehrswege für ihre Durchführung vor¬ 
zuschreiben, 

2. Transporte auf andere Verkehrsmittel zu 
verlagern, 

Berlin, den 5. Januar 1944. 


3. Anordnungen zur Auslastung der Straßen- 
verkehrsmittel zu treffen. 

§2 

Wird von Maßnahmen nach § 1 der Werk¬ 
verkehr betroffen, so haben die Mittelbehörden 
— Bevollmächtigte für den Nahverkehr — die 
zuständigen Behörden der Wirtschaftsverwal¬ 
tung (Rüstungsinspektion, Landeswirtschafts¬ 
amt, Landesernährungsamt, Forst- und Holz¬ 
wirtschaftsamt) zu hören. 

§3 

Die Verordnung tritt am Tage ihrer Verkün¬ 
dung in Kraft. 


Der Reichs Verkehrs mini st er 

Dorpmüller 
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Zweite Verordnung über das Bergwesen in den eingegliederten Ostgebieten. 

Vom 17. Dezember 1943. 


Auf Grund des Erlasses des Führers über 
Gliederung und Verwaltung der Ostgebiete vom 

8. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. 1 S.2042) wird 
verordnet: 

§1 

(l) In den cingegliederten Ostgebieten treten 
folgende preußische Gesetze und Verordnungen 
nebst den zu ihrer Ausführung ergangenen Be¬ 
stimmungen in Kraft: 

1. das Allgemeine Berggesetz für die Preußi¬ 
schen Staaten vom 24. Juni 1865 (Preuß. 
Gesetzsamml. S. 705) in seiner gegenwär¬ 
tigen Fassung, jedoch mit den Maßgaben, 
daß der im § 2 Abs. 1 unter c des Berg¬ 
gesetzes verordnetc Staatsvorbehalt für die 
Braunkohle auch für die eingegliederten 
Ostgebiete gilt, und daß in diesen Gebieten 
abweichend von §211 a des Berggesetzes 
die Eisenerze vom Verfügungsrecht des 
Grundeigentümers ausgeschlossen bleiben: 

2. das Gesetz über die Bestrafung unbefugter 
Gewinnung oder Aneignung von Minera¬ 
lien vom 26. März 1856 (Preuß. Gesetz¬ 
samml. S. 203): 

3. Artikel XI des Gesetzes vom 18. Juni 1907, 
betreffend die Abänderung des Allgemeinen 
Berggesetzes vom 24. Juni 1865 (Preuß. 
Gesetzsamml. S. 119): 

4. das Gesetz über den Bergwerksbet rieb 
ausländischer juristischer Personen und 
den Geschäftsbetrieb außerpreußischer Ge¬ 
werkschaften vom 23. Juni 1909 (Preuß. 
Gesetzsamml. S. 619): 

5. Artikel V des Gesetzes über die Verleihung 
von Braunkohlenfeldern an den Staat vom 
3. Januar 1924(Preuß.Gesetzsamml. S. 18): | 


6. das Gesetz über die Beaufsichtigung von 
unterirdischen Mineralgewinnungsbetrie¬ 
ben und Tiefbohrungen vom 18. Dezember 
1933 (Preuß. Gesetzsamml. S. 493) in der 
Fassung des Gesetzes vom 24. September 
1937 (Preuß. Gesetzsamml. S. 93), soweit 
das Gesetz nicht durch die Verordnung des 
Ministerrats für die Reichsverteidigung 
über die Aufsuchung und Gewinnung mine¬ 
ralischer Bodenschätze vom 31. Dezember 
1942 (Reichsgesetzbl. 1943 I S. 17) ersetzt 
ist: 

7. das Gesetz zur Erschließung von Erdöl 
und anderen Bodenschätzen (Erdölgesetz) 
vom 12. Mai 1934 (Preuß. Gesetzsamml. 
S. 257) in der Fassung des Gesetzes vom 
24. September 1937 (Preuß. Gesetzsamml. 
S. 93) : 

8. das Gesetz über die Zuständigkeit der Berg¬ 
behörden vom 9. Juni 1934 (Preuß. Ge¬ 
setzsamml. S. 303) mit der Maßgabe, daß 
für die Bildung von Abteilungen des Berg¬ 
ausschusses die Reichsgaue Danzig-Wcst- 
preußen und Wartheland als Provinzen 
im Sinne des § 194 a des Allgemeinen Berg¬ 
gesetzes gelten und die Reichsstatthalter 
das in dieser Vorschrift den Oberpräsiden¬ 
ten zugewiesene Ernennungsrecht ausüben: 

9. das Phosphoritgesetz vom 16. Oktober 1934 
(Preuß. Gesetzsamml. S. 404) in der Fas¬ 
sung des Gesetzes vom 24. September 1937 
(Preuß. Gesetzsamml. S. 93): 

10. der § 18 und § 19 Abs. 2 des Gesetzes zur 
Änderung berggesetzlicher Vorschriften 
vom 24. September 1937 (Preuß. Gesetz¬ 
samml. S. 93). 


Keichsseset/.bl. 1944 1 
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( 2 ) Die Vorschriften der Artikel 22 bis 28 dos 
preußischen Ausführungsgesetzes zur Grund¬ 
büchordnung vom 26. September 1899 (Preuß. 
Gcsetzsamml. S. 307), die Artikel 15 bis 27 des 
preußischen Ausführungsgesetzes zum Reiehs- 
gesetz über die Zwangsversteigerung undZwangs- 
verwaltung vom 23. September 1899 (Preuß. 
Gcsetzsamml. S. 291) und Artikel 76 des Preußi¬ 
schen Gesetzes über die freiwillige Gerichtsbar¬ 
keit „vom 21. September 1899 (Preuß. Gesetz- 
samml. S. 249) finden sinngemäß Anwendung. 

§2 

( 1 ) Außer den im § 1 des Allgemeinen Berg¬ 
gesetzes (§ 1 Abs. 1 Nr. 1) bezeichneten Minera¬ 
lien sind in den eingegliederten Ostgebieten auch 
folgende Mineralien, gediegen und als Erze, vom 
Verfügungsrecht des Grundeigentümers ausge¬ 
schlossen: Radium, Platin, Kadmium, Alumi¬ 
nium, Chrom, Molybdän, Titan, Vanadium und 
Wolfram. 

( 2 ) Für die Aufsuchung und Gewinnung der 
im Abs. 1 genannten Mineralien gelten die im 
§ 1 aufgeführten Gesetze. 

§3 

( 1 ) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung 
verliert, soweit nachstehend nichts Abweichen¬ 
des bestimmt ist, in den eingegliederten Ost¬ 
gebieten das polnische Bergrecht, insbesondere 
das Berggesetz vom29. November 1930 (Gesetzbl. 
d. Polnischen Republik Nr. 85 vorn 5. Dezember 
1930, Ziffer654) in der Fassung des Änderungs¬ 
gesetzes vom 22. November 1938 (Gesetzbl. d. 
Polnischen Republik Nr. 91 vom 24. November 
1938, Ziffer 627) seine Wirksamkeit. 

( 2 ) Dasselbe gilt von den polnischen Vor¬ 
schriften über Gebühren von bergbaulichen Be¬ 
rechtigungen, insbesondere der Verordnung vom 
30. Juni 1932 (Gesetzbl. d. Polnischen Republik 
Nr. 56 vom 1. Juli 1932, Ziffer 543). 

( 3 ) Die Vorschriften des Artikels 296 und des 
Artikels 318 Abs. 1 Nr. 2 a des polnischen Berg¬ 
gesetzes über die Entschädigung der Grundeigen¬ 
tümer für die Nutzung des Bodeninneren wer¬ 
den bereits mit Wirkung vom 1. September 1941 
ab unwirksam. 

§4 

( 1 ) Die vom Bergrevieramt gemäß Artikel 7 
des polnischen Berggesetzes vom 29. November 
1930/22. November 1938 erteilten Erlaubnisse 
zurlnanspruchnahme von Grundstücken werden 
mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung un- 
wi rksam. 

( 2 ) Von demselben Zeitpunkt ab erlöschen in 
dem zur früheren Republik Polen gehörigen 
Geltungsbereiche des Allgemeinen österreichi¬ 
schen Berggesetzes vom 23. Mai 1854 (RGBl. 
Nr. 146) alle Schurfrechte (Schurfbewilligun- 
gen und Freischürfe). Die Belange der hierdurch 
bet 1 offenen Freischurfbcrochtigten sollen, soweit 


dies bergtechnisch und bergwirtschaftlich ge¬ 
rechtfertigt erscheint, in Anwendung des § 2 
Abs. 2 des Allgemeinen Berggesetzes (§ 1 Abs. 1 
Nr. 1) berücksichtigt werden. 

§5 

( 1 ) Für Mutungen, über die bei Inkrafttreten 
dieser Verordnung noch nicht entschieden ist, 
gelten, soweit sich aus § 4 Abs. 2 nichts anderes 
ergibt, die im § 1 bezeichneten Vorschriften. 

( 2 ) War die Mutung bei einer polnischen Berg¬ 
behörde eingelegt, so erlischt der Anspruch auf 
Verleihung des Bergwerkseigentums mit dem 
Inkrafttreten dieser Verordnung, wenn nicht der 
aus der Mutung Berechtigte binnen einem Mo¬ 
nat nach dem Inkrafttreten der Verordnung der 
örtlich zuständigen unteren Bergbehörde oder 
dem Oberbergamt anzeigt, daß er die Mutung 
aufrechterhalten wolle. 

§6 

Auf das nach dem bisher geltenden Recht be¬ 
gründete Bergwerkseigentum und die aus ihm 
hergeleiteten Benutzungsrechte sind vom Inkraft¬ 
treten dieser Verordnung ab die im § 1 bezeich¬ 
neten Vorschriften anzuwenden. Bei Streit oder 
Ungewißheit über den Inhalt dieser Rechte ent¬ 
scheidet die nach diesen Vorschriften zuständige 
Bergbehörde; sie kann dabei bergbehördliche 
Entscheidungen ändern oder aufheben, die sich 
auf das bisher geltende Recht gründen. 

§■7 

Die Vorschriften des neuen Rechts (§ 1) über 
die Rechtsverhältnisse der Gewerkschaften fin¬ 
den auf die Gewerkschaften, für die bei dem 
Inkrafttreten dieser Verordnung noch die §§ 134 
bis 169 des Allgemeinen österreichischen Berg¬ 
gesetzes vom 23. Mai 1854 (RGBl. Nr. 146) gel¬ 
ten, keine Anwendung ; für sie bleiben diese Vor¬ 
schriften in Kraft. 

§8 

In den bei Inkrafttreten diesei Verordnung 
bei den Bergbehörden anhängigen Verfahren be¬ 
ginnt der Lauf der nach den Vorschriften des 
§ 1 maßgebenden gesetzlichen Fristen mit dem 
Inkrafttreten der Verordnung. Würde' jedoch 
die entsprechende Frist des bisher geltenden 
Rechts früher ablaufen als die nach Satz 1 zu 
berechnende Frist, so treten die an den Frist¬ 
ablauf geknüpften Rechtsfolgen bereits mit dem 
Ablauf der nach dem früheren Recht bemessenen 
Frist ein. 

§9 

( 1 ) Unberührt bleiben die vom polnischen Staat 
auf das Deutsche Reich übergegangenen Berg¬ 
regalrechte. 

( 2 ) Der Reichswirtschaftsminister ist ermäch¬ 
tigt, die damit zusammenhängenden Rechtsver¬ 
hältnisse im Einvernehmen mit dem Reichsmini- 
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ster der Finanzen neu zu ordnen, insbesondere 
das Recht zur Erhebung von Regalabgaben durch 
Vereinbarung mit dem Zahlungspflichtigen ab¬ 
zulösen oder hierauf zu verzichten. 

§ io 

(l) Diese Verordnung tritt am 1. Februar 1944 
in Kraft. 
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( 2 ) Der 'Reichs wirtschaftsminister kann zur 
Durchführung und Ergänzung dieser Verord¬ 
nung Rechts- und Verwaltungsvorschriften er¬ 
lassen. Die Weiterführung der Bergbücher des 
bisherigen Rechts und die Anlegung neuer Berg¬ 
grundbücher regelt der Reichsministerder Justiz 
im Einvernehmen mit dem Reichswirtschafts¬ 
minister im Verwaltungswege. 


Berlin, den 17. Dezember 1943. 


Der Reich s wirtscliaf tsmi n i ster 

In Vertretung 

Dr. Ha vier 


Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung 
Dr. Stuckari 


Verordnung über die Zuständigkeit im Bcstcuerungsverfahren 
Vom 3. Januar 1944 


Ich verordne auf Grund des § 12 der Rcichs- 
abgabenordnung: 

Erster Abschnitt 

Erweiterung der Zuständigkeit des Betriebs¬ 
finanzamts 
§1 

Zuständigkeit bei gewerblichen 
Einzelunternehmern 

( 1 ) Hat ein gewerblicher Einzelunternehmer 
seinen Wohnsitz und seinen Betrieb (die Gc- 
schäftsleitung des Betriebs) in den Bezirken ver¬ 
schiedener Finanzämter, aber im Bezirk derselben 
Gemeinde, so ist für die Einkommensteuer und 
für die Vermögensteucr des gewerblichen Einzel¬ 
unternehmers das Betriebsfinanzamt zuständig. 

( 2 ) Es kommt vor, daß ein gewerblicher Ein¬ 
zelunternehmer mehrere gewerbliche Betriebe 
hat, deren Geschäftsleitungen sich in den Bezir¬ 
ken verschiedener Finanzämter, aber im Bezirk 
der Wohnsitzgemeinde des gewerblichen Einzel- 
unternehmers befinden. In dem Fall ist für die 
Einkommensteuer und für die Vermögensteuer 
des gewerblichen Einzelunternchrners das Wohn¬ 
sitzfinanzamt zuständig. 

§2 

Zuständigkei t bei Mituutcr 11 elim 0 r n 

gewerblicher Unternehmergemein¬ 
schaften 

( 1 ) Hat ein Mitunternehmer einer gewerb¬ 
lichen Unternehmergemeinschaft (insbesondere 
einer offenen Handelsgesellschaft oder einer 
Kommanditgesellschaft) seinen Wohnsitz und 


den Betrieb (die Geschäftsleitung der Unter¬ 
nehmergemeinschaft) in den Bezirken verschie¬ 
dener Finanzämter, aber im Bezirk derselben Ge¬ 
meinde, so ist für die Einkommensteuer und für 
die Vermögensteuer des Mitunternehmers das Be¬ 
triebsfinanzamt der gewerblichen Unternehmer¬ 
gemeinschaft zuständig. 

( 2 ) Ist ein gewerblicher Unternehmer an meh¬ 
reren gewerblichen Unternehmergemeinschaften 
als Mitunternehmer beteiligt und befinden sich 
die Geschäftsleitungen der gewerblichen ünter- 
nchmergcmeinschaften in den Bezirken verschie¬ 
dener Finanzämter, aber im Bezirk der Wohn¬ 
sitzgemeinde des gewerblichen Unternehmers, so 
ist für die Einkommensteuer und für die Vcr- 
inögensteuer des gewerblichen Unternehmers das 
M obnsitzfinan zamt zuständi «■ 

o 


Zuständigkeit bei gewerblichen Eiu- 
zeluntcrnehmern, die zugleich Mit¬ 
unternehmer gewerblicher Unter¬ 
nehme rgemeinschaften sind 

(U Dt ein gewerblicher Unternehmer sowohl 
Einzel Unternehmer eines gewerblichen Betriebs 
als auch Mitunternehmer eines anderen gewerb¬ 
lichen Betriebs oder mehrerer anderer gewerb¬ 
licher Betriebe und befinden sich die Geschäfts¬ 
leitungen der gewerblichen Betriebe in den Be¬ 
zirken verschiedener Finanzämter, aber im Be¬ 
zirk der Wohnsitzgemeinde des gewerblichen Un¬ 
ternehmers, so ist für die Einkommensteuer und 
für die Vermögensteuer des gewerblichen Unter¬ 
nehmers das Betriebsfinanzamt desjenigen Ge¬ 
werblichen Betriebs zuständig, dessen "Einzel¬ 
unternehmer der gewerbliche Unternehmer ist. 
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( 2 ) Ist ein gewerblicher Unternehmer sowohl 
Einzelunternehmer mehrerer gewerblicher Be¬ 
triebe als auch Mitunternehmer eines anderen ge¬ 
werblichen Betriebs oder mehrerer anderer ge¬ 
werblicher Betriebe und befinden sich die Ge¬ 
schäftsleitungen der gewerblichen Betriebe in den 
Bezirken verschiedener Finanzämter, aber im 
Bezirk der Wohnsitzgemeinde des gewerblichen 
Unternehmers, so ist für die Einkommensteuer 
und für die Vermögensteuer des gewerblichen 
Unternehmers das Wohnsitzfinanzamt zuständig. 

§4 

Zuständigkeit bei der Haushalts¬ 
besteuerung 

§§ 1 bis 3 gelten auch für die Fälle der Haus¬ 
haltsbesteuerung, einerlei, ob der gewerbliche Be¬ 
trieb oder die Beteiligung an dem gewerblichen 
Betrieb dem Haushaltsvorstand selbst oder einer 
derjenigen Personen, die mit ihm zusammen zu 
veranlagen sind, gehört. 

Zweiter Abschnitt 

Zuständigkeit bei Personen in freien Berufen 

§5 

( 1 ) Für die Einkommensteuer und für die Ver¬ 
mögensteuer von Personen in freien Berufen ist 
in der Regel das Wohnsitzfinanzamt zuständig. 

( 2 ) Es kommt vor, daß eine Person, die frei¬ 
beruflich tätig ist, oder ein Angehöriger, der mit 
ihr zusammen zu veranlagen ist, 

1. Einzelunternehmer eines gewerblichen Be¬ 
triebs ist, dessen Geschäftslcitung sich im 
Bezirk derWohnsitzgemeinde befindet, oder 

Berlin, 3. Januar 1944 


2. Mitunternehmer einer gewerblichen Unter¬ 
nehmergemeinschaft ist, deren Geschäfts¬ 
leitung sich im Bezirk der Wohnsitzge¬ 
meinde befindet. 

In diesen Fällen bestimmt sich die Zuständigkeit 
für die Einkommensteuer und für die Vermögen- 
steuer den §§ 1 bis 4 gemäß. 

Dritter Abschnitt 

Gesonderte Feststellung von Besteuerungs¬ 
grundlagen 

§6 

( 1 ) Hat ein gewerblicher Einzelunternehmer 
seinen Wohnsitz und seinen Betrieb (die Ge¬ 
schäftsleitung des Betriebs) in den Bezirken ver¬ 
schiedener Finanzämter und verschiedener Ge¬ 
meinden, so wird der Gewinn aus dem gewerb¬ 
lichen Betrieb durch das Betriebsfinanzamt ge¬ 
sondert festgestellt. 

( 2 ) Die in der Reichsabgabenordnung enthalte¬ 
nen Vorschriften über gesonderte Feststellung 
von Besteuerungsgrundlagen gelten auch für die 
Fälle des Absatzes 1 

Vierter Abschnitt 

Inkrafttreten 

§? 

- Die Verordnung tritt am 1. Februar 1944 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über 
gesonderte Feststellung von Besteuerungsgrund¬ 
lagen vom 27. November 1937 (Reichsgesetzbl. 1 
S. 1317) außer Kraft. 


Der Reichsminister der Finanzen 

In Vertretung 
Reinhardt 


Druckfehlerberichtigung 

In der Zweiten Verordnung zur Verlängerung 
der Geltungsdauer der Verordnung über den 
Aktienbesitz vom 31. Dezember 1943 (Reichs- 
sesetzbl. I S. 4) muß § 1 wie folgt lauten: 

CT 

.,-§1 

Die Geltungsdauer der Verordnung über den 
Aktienbesitz vom 4. Dezember 1941 (Reichsge¬ 
setzbl. I S. 744), die nach der Verordnung zur 
Verlängerung der Geltungsdauer der Verord¬ 
nung über den Aktienbesitz vom 31. Dezember 
1942 (Reichsgesetzbl. 1943 I S. 21) mit dem Ablauf 
des 31. Dezember 1943 endet, wird bis zum 
31. Dezember 1944 verlängert.« 


Hcniusgegebeii vom 


Rciehsmiiiistcrmm des Innern - Verlag: Reichsverlagsamt — Druck: Reiehsdmefeerw 
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Nr. 4 


Tag Inhalt Suite 

, 11. 1.44 Bekanntmachung der Bedarl'sstel len außerhalb der Wehrmacht, die 
zur Inanspruchnahme von Leistungen nach dein Reichsleisl ungs- 
g'esetz berechtigt sind. 14 

o o 


Bekanntmachung 

der Bedarfsstellen außerhalb der Wehrmacht, die zur Inanspruchnahme von Leistungen 
nach dem Reichsleistungsgesetz berechtigt sind. 

Vom 11. Januar 1944. 


Da bei einer Reihe von Behörden und Dienst¬ 
stellen, die bisher zur Inanspruchnahme von 
Leistungen nach dem Reichsleistungsgesetz be¬ 
rechtigt waren, seit ihrer Bestimmung als Be¬ 
darf »stellen wesentliche Änderungen eingetreten 
sind, die u. a. auch Verlagerungen ihrer Zustän¬ 
digkeiten auf andere Behörden und Dienststel¬ 
len zur Folge gehabt haben, werden die bisher 
erlassenen Bekanntmachungen von Bedarfsstel¬ 
len außerhalb der Wehrmacht, d. h. 


1. die Bekanntmachung vom 30. August: 1939 
(Rcichsgesetzbl. I S. 1541), 

2. die Bekanntmachung vom 13. Oktober 1939 
(Rcichsgesetzbl. I S. 2034) mit der Äude- 
rungsbekanntmachung vom 30. September 
1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1308), 

zugleich unter Berücksichtigung inzwischen er¬ 
gangener gesetzlicher Änderungen — jedoch 
ohne Erweiterung des Kreises der Bedarfsstel¬ 
len und ihrer Zuständigkeiten — durch nach¬ 
stehende neue Bekanntmachung ersetzt: 


Auf Grund des §2 Abs. 2 des Reichsleistungsgesetzes vom l. September 1939 (Reichsgesetzbl. 1 
S. 1645) sind folgende Bedarfsstellen außerhalb der Wehrmacht bestimmt, die für die Durch¬ 
führung von Reichsaufgaben zur Inanspruchnahme der nachstehend aufgeführten Leistungen be¬ 
rechtigt sind. Soweit sich nicht aus dem Erlaß des Führers über den Ausgleich kriegswichtigen 
Raumbedarfs vom 12. November 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 659) etwas anderes ergibt, gehen, wenn 
dieselbe Leistung auch von Bedarf »stellen der 'Wehrmacht angefordert wird, deren Anforderungen 
den jenigen der in dieser Bekanntmachung genannten Bedarfsstellen vor, außer bei Anforderungen 
von Leistungen auf Grund des § 3b sowie bei Anforderungen des Reichsministers für Rüstung und 
Kriegsproduktion und seiner nachgeordneten Bedarfsstellen. Wird die gleiche Leistung von Be¬ 
darfsstellen der Wehrmacht und solchen des Reichsministers für Rüstung und Kriegsproduktion 
für Produktionszweeke angefordert, so geht die Anforderung der Wehrmacht vor, wenn es sich 
um Bedarf für operative Zwecke handelt, andernfalls die Anforderung des Reichsministers für 
Rüstung und Kriegsproduktion und seiner nachgeordneten Bedarfsstellen für Produktionszweeke. 


Für den Begriff der unteren und höheren Verwaltungsbehörden im Sinne dieser Bekanntmachung 
gelten die Bestimmungen der §§ 3 und 4 der Ersten Durchführungsverordnung zum Reiehs- 
icistungsgesetz vom 23. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. 1 S. 2075), für das Gebiet des Protektorats 
Böhmen und Mähren in Verbindung mit der Ersten Durchführungsverordnung zur Verordnung 
über die Reichsauftragsverwaltung im Protektorat Böhmen und Mähren vom 23. Mai 1942 (Ver- 
ordnungsbl. d. Reichsprotektors S. 119). 


Rcichs- 

ioistUllgF- 

oTsefy. 

Bedarf s.st c.11 e n 

* i 

Le i st u Ilgen 

§3 

Abs. 2 

der Reichsminister für Rüstung und Kriegs¬ 
produktion sowie die Rüstungsinspektionen 
und Rüstungskommandos 

für alle Leistungen für Rüstung und 
Kriegsproduktion 

§ 3a 

nur die in jedem Einzelfall gemäß §2 Abs. 2 des 
Reichsleistungsgesetzes besonders bestimmten 
Bedarfsstellen 

für die jeweils besonders bestimmten 
Leistungen 
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Bedarfsstellen 


Gruppe A: 


Leistungei 


A. der ge wer bl iclien. landwirt¬ 
schaftlichen und forstwirt¬ 
schaftlichen Unternehmen: 


1. die Reichsstatthalter, Landesregierungen, für alle Leistungen gewerblicher, land- 

Oberpräsidenten, der Stadtpräsident der wirtschaftlicher oder forst- und 
Reichshauptstadt Berlin und die Regie- holzwirtschaftlicher Betriebe — so- 
rungsp räsidenten, bei denen Landeswirt- weit die verlangte Leistung in dem 
schaftsämter, Landesernährungsämter, betreffenden Betriebe die Durch-* 
Forst- und Holzwirtschaftsämter errich- führung eines Wehrmachtauftrags 

tet sind, jeweils im Rahmen ihrer Zu- oder eines Auftrags für Rüstung 

ständigkeit und mit der Maßgabe, daß sie und Kriegsproduktion beeinträch- 

die Ausübung ihrer Befugnisse im Einzel- tigen würde, im Einvernehmen mit 

fall einer unteren Verwaltungsbehörde der zuständigen Dienststelle der 

(Wirtschafts- und Ernährungsamt, Be- Wehrmacht bzw. der Rüstungsin- 

auftragter für die Forst- und Holzwirt- spektion 

Schaft), Gauwirtschaftskammer oder Wirt¬ 
schaftskammer übertragen können 

2. im Protektorat Böhmen und Mähren die wie vorstehend 

Landespräsidenten in Prag und in Brünn 
— Reichsauftragsverwaltung — mit der 
Maßgabe, daß sie die Ausübung ihrer 
Befugnisse im Einzelfall einem Bezirks¬ 
hauptmann — Reichsauftragsverwaltung 

— oder dem Leiter einer Stadt mit eige¬ 
nem Statut — Reichsauftragsverwaltung 

— übertragen können 

3. der Reichsminister für Rüstung und Kriegs- für Leistungen gewerblicher Betriebe 

Produktion und die Rüstungsinspektionen zur Unterbringung und Durchfüh¬ 
rung von Aufträgen für Rüstung 
und Kriegsproduktion, — soweit 
durch die verlangte Leistung Auf¬ 
gaben im wirtschaftlichen Zustän¬ 
digkeitsbereich der im Vierjahres- 
. plan vereinigten Obersten Reichs¬ 

behörden beeinträchtigt werden, im 
Einvernehmen mit dem zuständigen 
Gauarbeitsamt, Landeswirtschafts¬ 
amt, Landesernährungsamt oder 
Forst- und Holzwirtschaftsamt 


Gruppe B: B. der Verkehrsunternehmen: 

1. die Reichsstatthalter, Landesregierungen, 

Oberpräsidenten und Regierungspräsiden¬ 
ten 

a) Bevollmächtigte für den Nahverkehr für Leistungen von Straßenverkehrs- 

Unternehmen 

b) Wasserstraßenbevollmächtigte für Leistungen von Verkehrsunter¬ 

nehmen der Binnenschiffahrt 

c) Seeschiffahrtsbevollmächtigte für Leistungen von Verkehrsunter¬ 

nehmen der Seeschiffahrt 

Zu B Nr. 1: soweit nicht für die Leistungen infolge von Bewirtschaftungsmaßnahmen 
eine besondere Regelung gilt, es sei denn, daß die für die Bewirtschaftung 
zuständige Stelle der Inanspruchnahme der Leistung ausdrücklich zu¬ 
stimmt. 

2. im Protektorat Böhmen und Mähren der für Leistungen von Straßenverkehrs- 

Deutsche Staatsminister für Böhmen und unternehmen und Verkehrsunter- 
Mähren nehmen der Binnenschiffahrt 
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Reiehs- 

leistungs- Bedarfsstellen Leistungen 

gesetz 

§5 1. die unteren Verwaltungsbehörden (im Pro- für alle Leistungen 

tektorat Böhmen und Mähren die Bezirks¬ 
hauptmänner — Reichsauftragsverwal¬ 
tung — und die Leiter der Städte mit 
eigenem Statut — Reichsauftragsverwal¬ 
tung —) 

2. die staatlichen Polizeiverwalter (im Protek- für alle Leistungen im Einvernehmen 

torat Böhmen und Mähren die Polizei- mit der unteren Verwaltungs- 

direktionen — Reichsauftragsverwal- behörde (im Protektorat Böhmen 

tung —) und Mähren: Bezirkshauptmann — 

Reichsauftragsverwaltung — oder 
Leiter einer Stadt mit eigenemStatut 
— Reichsauftragsverwaltung —) 

3. der Reichsminister für Rüstung und Kriegs- für alle Leistungen für Rüstung und 

Produktion und die Rüstungsinspektionen Kriegsproduktion im Einverneh¬ 
men mit der unteren Verwaltungs¬ 
behörde 

4. die Polizeiverwalter der Luftschutzorte mit für alle Leistungen für öffentliche 

Luftschutzpolizei Luftschutzkräfte im Einvernehmen 

mit der unteren Verwaltungs¬ 
behörde 

5. die Polizeiverbände (Abteilungen) und die für alle Leistungen außerhalb des 

gleichstarken beweglichen Kräfte der Luft- Standorts 

Schutzpolizei 

6. die Führer für alle Leistungen, die 

a) der Reichsarbeitsdienstgruppen a) für die Reichsarbeitsdienstabtei¬ 

lungen und Reichsarbeitsdienst¬ 
gruppen 

b) der Arbeitsgaue und Bereiche des b) für alle Einheiten des Reichs- 

Reichsarbeitsdienstes arbeitsdienstes 

gefordert werden 

7. die Hauptzollämter mit Grenze für alle Leistungen für den Zoll¬ 

grenzschutz in Notfällen 

§ 6 1. die unteren Verwaltungsbehörden (im Pro- für alle Leistungen 

tektorat Böhmen und Mähren die Bezirks¬ 
hauptmänner — Reichsaüftragsverwal- 
tung - und die Leiter der Städte mit 
eigenem Statut — Reichsauftragsverwal¬ 
tung - -) 

2. die staatlichen Polizeiverwalter für alle Leistungen im Einverneh¬ 

men mit der unteren Verwaltungs- 
behörde 

3. die Polizeiverwalter der Luftschutzorte mit für alle Leistungen für öffentliche 

Luftschutzpolizei Luftschutzkräfte im Einvernehmen 

mit der unteren Verwaltungs¬ 
behörde 

4. die Polizeiverbände (Abteilungen) und die für alle Leistungen außerhalb des 

gleichstarken beweglichen Kräfte der Luft- Standorts 

Schutzpolizei 

5. die Führer für alle Leistungen, die 

a) der Reichsarbeitsdienstgruppen a) für die Reichsarbeitsdienstabtei¬ 

lungen und Reichsarbeitsdienst¬ 
gruppen, 

b) der Arbeitsgaue und Bereiche des b) für alle Einheiten des Reichs- 

Reichsarbeitsdienstes arbeitsdienstes 

gefordert werden 

(i. die Hauptzollämter mit Grenze für alle Leistungen für den Zoll¬ 

grenzschutz in Notfällen 
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Bedarfsstellen I Leistungen 


1. die unteren Verwaltungsbehörden (im Pro- für alle Leistungen 

tektorat Böhmen und Mähren die Bezirks¬ 
hauptmänner — Reichsauftragsverwal¬ 
tung — und die Leiter der Städte mit 
eigenem Statut — Reichsauftragsverwal- 
tung —) 

2. jeder Angehörige der Polizei, des Reichs- für alle Leistungen 

arbeitsdienstes und des Zollgrenzschutzes 
im Dienst 

3. jeder zur Luftschutzdienstpflicht herange- für alle Leistungen für Luftschutz- 

zogene. im Dienst befindliche Pflichtige zwecke 

1. die unteren Verwaltungsbehörden und die für alle Leistungen im Rahmen der 

staatlichen Polizeiverwalter (im Protek- vom Landesernährungsamt (im 

torat Böhmen und Mähren die Bezirks- Protektorat Böhmen und Mähren 

hauptmäniler mit erweitertem Geschäfts- vom Deutschen Staatsminister für 
bereich — Reichsauftragsverwaltung —) Böhmen undMähren)für die Bewirt¬ 

schaftung gegebenen Richtlinien 

2. die Polizeiverwalter der Luftschutzorte mit für Luftschutzzwecke und nur in 

Luftschutzpolizei Notfällen 

3. die Polizeiverbände (Abteilungen) und die für alle Leistungen außerhalb des 

gleichstarken beweglichen Kräfte der Luft- Standorts in Notfällen 

Schutzpolizei 

4. die Abteilungen des Reichsarbeitsdienstes für alle Leistungen in Notfällen 

5. jeder Angehörige des Zollgrenzschutzes im in Notfällen 

Dienst 

1. die unteren Verwaltungsbehörden und die für alle Leistungen im Rahmen 

staatlichen Polizeiverwalter (im Protek- der vom Landeswirtschaftsamt (im 

torat Böhmen und Mähren die Bezirks- Protektorat Böhmen und Mähren 

hauptmänner — Reichsauftragsvenval- vom Deutschen Staatsminister für 

tung —. die Leiter der Städte mit eigenem Böhmen und Mähren) für die Be- 

Statut — Reichsauftragsverwaltung — wirtschaftnng gegebenen Richt- 

und die Polizeidirektionen — Reichsauf- linien 

’tragsverwaltung —) 

2. der Reichsminister für Rüstung und Kriegs- für alle Leistungen für Rüstung und 

Produktion und die Rüstungsinspektionen Kriegsproduktion in Notfällen 

3. die Polizeiverwalter der Luftschutzorte mit für Luftschutzzwecke und nur in 

Luftschutzpolizei Notfällen 

4. die Polizeiverbände (Abteilungen) und die für alle Leistungen außerhalb des 

gleichstarken beweglichen Kräfte der Luft- Standorts 

Schutzpolizei 

5. die Abteilungen des Reichsarbeitsdienstes für alle Leistungen in Notfällen 

6. die motorisierten Angehörigen des Zollgrenz- in Notfällen 

Schutzes im Dienst 

1. die unteren Verwaltungsbehörden und die für alle Leistungen 

staatlichen Polizeiverwalte]- (im Protek¬ 
torat Böhmen und Mähren die Bezirks¬ 
hauptmänner 1 2 — Reichsauftragsverwal¬ 
tung —. die Leiter der Städte mit eigenem 
Statut — Reichsauftragsverwaltung — 
und die Polizeidirektionen — Reichsauf¬ 
tragsverwaltung —) 

2. der Reichsminister für Rüstung und Kriegs- für Betreten oder Benutzung von 

Produktion und die Rüstungsinspektionen Grundstücken zur Erfüllung von 

Aufgaben der Rüstung und Kriegs¬ 
produktion 
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I^r. 4 —• Tag der Ausgabe: 14. Januar 1944 


Reichs- 

leistungs¬ 

eesetz 


Bedarfs stellen 


Leistungen 


N och: 

§ 10 


die Polizeiverwalter der Luftschutzorte mit 
Luftschutzpolizei 


4. 


die Polizeiverbände (Abteilungen) und die 
gleichstarken beweglichen Kräfte der Luft¬ 


schutzpolizei 


die Führer 

a) der Reichsarbcitsdicnstgruppen 


für alle Leistungen für Luftschutz¬ 
zwecke, jedoch mit der Einschrän¬ 
kung, daß von ihnen nur eine vor¬ 
übergehende Aufstellung oder An¬ 
bringung von Geräten, Vorrich¬ 
tungen oder Anlagen nach § 10 • 
Abs. 1 Satz2 verlangt werden kann 
für alle Leistungen, jedoch mit der 
Einschränkung, daß von ihnen 
nur eine vorübergehende Aufstel¬ 
lung oder Anbringung von Ge¬ 
räten. Vorrichtungen oder Anlagen 
nach § 10 Abs. 1 Satz 2 und nur 
außerhalb des Standorts verlangt 
werden kann 


<5 11 


b) der Arbeitsgaue und 
Reichsarbeitsdienstes 


Bereiche de: 


b) 


gefordert 


Zu den Nrn. 1 bis 5 : sovv 


für alle Leistungen, die 
a) für die Reichsarbeitsdienstabtei¬ 
lungen und Reichsarbeitsdienst - 
gruppen 

für alle Einheiten des Reichs¬ 
arbeitsdienstes 

werden, jedoch mit der 
Einschränkung, daß von ihnen nur 
eine vorübergehende Aufstellung 
oder Anbringung von Geräten, 
Vorrichtungen oder Anlägen nach 
§ 10 Abs. 1 Satz 2 verlangt wer¬ 
den kann 

eit durch die Inanspruchnahme die bisherige Art der Benutzung 
des Grundstücks nicht wesentlich beeinträchtigt wird. 


die unteren Verwaltungsbehörden und die 
staatlichen Polizeiverwalter (im Protek¬ 
torat Böhmen und Mähren die Bezirks¬ 
hauptmänner — Reichsauftragsverwal¬ 
tung —, die Leiter der Städte mit eigenem 
Statut — Reichsauftragsverwaltung — 
und die Polizeidirektionen — Reichsauf¬ 
tragsverwaltung —) 

die Polizeiverwalter der Luftschutzorte mit 
Luftschutzpolizei 


3. die Polizeiverbände. (Abteilungen) und die 
gleichstarken beweglichen Kräfte der Luft¬ 
schutzpolizei 


4. die Abteilungen des Reichsarbeitsdienstes 


>• die Hauptzollämter mit Grenze 


für alle T jeistungen 


nur für Lieferung von Verbrauchs¬ 
stoffen und Gerät für Luftschutz¬ 
zwecke im Einvernehmen mit der 
unteren Verwaltungsbehörde, in 
Notfällen unter nachträglicher 
Meldung an die untere Verwal¬ 
tungsbehörde 

für Leistungen für Lager und Biwak 
außerhalb des Standorts im Ein¬ 
vernehmen mit der unteren Ver¬ 
waltungsbehörde, in Notfällen un¬ 
ter nachträglicher Meldung an die 
untere Verwaltungsbehörde 
für alle Leistungen im Einvernehmen 
mit der unteren Verwaltungs¬ 
behörde, in Notfällen unter nach¬ 
träglicher Meldung an die untere 
Verwaltungsbehörde 
nur für Lieferung von Verbrauchs¬ 
stoffen und Gerät für Sperrungen 
im Einvernehmen mit der unteren 
Verwaltungsbehörde, in Notfällen 
unter nachträglicher Meldung an 
die untere Verwaltungsbehörde 
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Bedarfsstellen Leistungen 


1. die unteren Verwaltungsbehörden und die für alle Leistungen, mit Ausnahme 

staatlichen Polizeiverwalter (im Protek- der Sperrung von Nachrichten- 
torat Böhmen und Mähren die Bezirks- anlagen 
hauptmänner — Reichsauftragsverwal¬ 
tung —, die Leiter der Städte mit eigenem 
Statut — Reichsauftragsverwaltung — 
und die Polizeidirektionen — Reichsauf¬ 
tragsverwaltung —) 

2. der Reichsminister für Rüstung und Kriegs- für alle Leistungen für Rüstung und 

Produktion sowie die Rüstungsinspek- Kriegsproduktion mit Ausnahme 
tionen und Rüstungskommandos der Sperrung von Nachrichten¬ 

anlagen 

3. jeder Angehörige der Polizei, des Reichs- für die Benutzung nichtöffentlicher 

arbeitsdienstes und des Zollgrenzschutzes sowie privater Fernsprechanlagen 
im Dienst 

4. jeder zur Luftschutzdienstpflicht herange- für die Benutzung nichtöffentlicher 

zogene im Dienst befindliche Pflichtige sowie privater Fernsprechanlagen 

für Luftschutzzwecke 

1. die unteren Verwaltungsbehörden (im Pro- für alle Leistungen 

tektorat Böhmen und Mähren die Bezirks¬ 
hauptmänner — Reichsauftragsverwal¬ 
tung — und die Leiter der Städte mit 
eigenem Statut —- Reichsauftragsverwal¬ 
tung —) 

2. jeder Angehörige der Polizei, des Reichs- für alle Leistungen in Notfällen 

arbeitsdienstes und des Zollgrenzschutzes 
im Dienst 

1. die Reichsstatthalter, Landesregierungen, für alle Leistungen 

Oberpräsidenten und Regierungspräsiden¬ 
ten, bei denen Landeswirtschaftsämter 
errichtet sind, und der Stadtpräsident, der 
Reichshauptstadt Berlin (Landeswirt¬ 
schaftsamt) mit der Maßgabe, daß sie die 
Ausübung ihrer Befugnisse im Einzelfall 
einer Gau Wirtschaftskammer oder Wirt¬ 
schaftskammer übertragen können 

2. im Reichsgebiet außerhalb des Protektorats 

Böhmen und Mähren 

a) die unteren Verwaltungsbehörden und für alle Leistungen, und zwar im 

die staatlichen Polizei Verwalter Einvernehmen mit den Gauwirt¬ 

schaftskammern oder Wirtschafts¬ 
kammern, in Notfällen unter nach¬ 
träglicher Einholung der Zustim¬ 
mung 

b) die Polizeiverwalter der Luftschutz- für alle Leistungen für Luftschutz¬ 
orte mit Luftschutzpolizei zwecke, und zwar im Einverneh¬ 

men mit den Gauwirtschaftskam- 
mern oder Wirtschaftskammern, 
in Notfällen unter nachträglicher 
Einholung der Zustimmung 

3. im Protektorat Böhmen und Mähren die für alle Leistungen 

Landespräsidenten in Prag und in Brünn 
— Reichsauftragsverwaltung — mit der 
Maßgabe, daß sie die Ausübung ihrer 
Befugnisse im Einzelfall einem Bezirks¬ 
hauptmann — Reichsauftragsverwaltung 
— oder dem Leiter einer Stadt mit eigenem 
Statut — Reichsauftrags Verwaltung — 
übertragen können 
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Reichs¬ 

leistungs¬ 

gesetz 


§15 1. 

Abs. 1 
Nrn. 1. 

2 und 4 


3 . 


4. 


Nrn. 1. 
2 und 4 


2 . 


Nr. 5 1. 


2 . 


Bedarfs stellen 


Leistungen 


die Reichsstatthalter, Landesregierungen, 
Oberpräsidenten und Regierungspräsiden¬ 
ten — Bevollmächtigte für den Nahver¬ 
kehr — 


für Zugtiere und Fahrzeuge des 
Straßenverkehrs, bei Inanspruch¬ 
nahme zur Verfügung mit Einver¬ 
ständnis der für die Bewirtschaf- 


die höheren und unteren Verwaltungsbehör¬ 
den und die staatlichen Polizeiverwalter 


die Polizeiverwalter der Luftschutzorte mit 
Luf tschutzpol izei 


im Protektorat Böhmen und Mähren 


tung zuständigen Stellen*) 
für Zugtiere sowie für Land- und 
Wasserfahrzeuge, soweit sie der 
Bedar.fsstelle durch die für die 
Bewirtschaftung zuständigen Stel¬ 
len *) zugewiesen sind 
für Zugtiere sowie für Land- und 
Wasserfahrzeuge, soweit sie der 
Bedarfsstelle durch die für die 
Bewirtschaftung zuständigen Stel¬ 
len *) für Zwecke des Luftschutzes 
zugewiesen sind 


a) der Deutsche Staatsminister für Böhmen 
und Mähren 


b) die Landespräsidenten in Prag und in 
Brünn — Reichsauftragsverwaltung — 
sowie die Bezirkshauptmänner — 
Reichsaüftragsverwaltung — und die 
Leiter der Städte mit eigenem Statut — 
Reichsauftragsverwaltung — 

die Reichsmittelbehörden, Landesregierun¬ 
gen, Oberpräsidenten und Regierungs¬ 
präsidenten — Wasserstraßenbcvollmäch- 
tigte — sowie die Wasserstraßenämter 
die Reichsmittelbehörden, Landesregierun¬ 
gen,Oberpräsidenten und Regierungspräsi¬ 
denten — Seeschiffahrtsbevollmächtigte — 
die Reichsstatthalter, Landesregierungen, 
Oberpräsidenten, der Stadtpräsident der 
Reichshauptstadt Berlin und die Re¬ 
gierungspräsidenten, bei denen Landes- 
wirtschaftsämter.Landesernährungsämter, 
Forst- und Holzwirtschaftsämter errichtet 
sind — jeweils im Rahmen ihrer Zustän¬ 
digkeit und mit der Maßgabe, daß sie die 
Ausübung ihrer Befugnisse im Einzelfall 
einer unteren Verwaltungsbehörde (Wiri- 
schafts- und Ernährungsamt, Beauftragter 
für die Forst- und Holzwirtschaft) über¬ 
tragen können 

der Reichsminister für Rüstung und Kriegs¬ 
produktion sowie die Rüstungsinspek¬ 
tionen mit der Maßgabe, daß sie die Aus¬ 
übung ihrer Befugnisse im Einzelfall 
einem Rüstungskommando übertragen 
können 


für Zugtiere sowie für Land- und 
Wasserfahrzeuge, bei Inanspruch¬ 
nahme zur Verfügung mit Einver¬ 
ständnis der für die Bewirtschaf¬ 
tung zuständigen Stellen*) 
für Zugtiere und Landfahrzeuge (aus¬ 
genommen Kraftfahrzeuge sowie 
Zugtiere und Landfahrzeuge der 
Verkehrsunternehmen), soweit sie 
der Bedarfsstelle durch die für die 
Bewirtschaftung zuständigen Stel¬ 
len*) zugewiesen sind 
für Wasserfahrzeuge der Binnen¬ 
schiff ah i-T 


für alle anderen Wasserfahrzeuge 

o 


für alle Leistungen 


für alle Leistungen für Rüstung und 
Kriegsproduktion 


3. die Ortspolizeiverwalter 


bei Katastrophen und Unglücksfällen 
für Leistungen, die zur Beseitigung 
der Folgen sofort notwendig sind 


’) P*s sind für Zugtiere, Bespannfahnsenge und Kraftfahrzeuge des Straßenverkehrs die Welirersalzinspcktionen. 
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Reiehs- 

leistungs- 

gesetz 

Bedarfsstellen 

Leistungen 

Noch: 

^ 15 Abs. 1 
Nr. 5 

4. die örtlichen Luftschutzleiter 

5. im Protektorat Böhmen und Mähren die 

Landespräsidenten in Prag und in Brünn 
— Reichsauftragsverwaltung — mit der 
Maßgabe, daß sie die Ausübung ihrer 
Befugnisse im Einzelfall einem Bezirks¬ 
hauptmann mit erweitertem Geschäfts¬ 
bereich — Reichsauftragsverwaltung — 
übertragen können 

für Leistungen, die zur Durchfüh¬ 
rung vorbereitender Maßnahmen 
zur Verhütung von Luftangriffs¬ 
schäden notwendig sind, sowie bei 
Luftangriffen für Leistungen, die 
zur Beseitigung der Folgen sofort 
notwendig sind 
für alle Leistungen 

§ Bi 

1. die Reichsstatthalter, Landesregierungen, 

für Leistungen mit Zugtieren und 


Oberpräsidenten und Regierungspräsiden- 

Landfahrzeugen; bei Werkfahr- 


teil — Bevollmächtigte für den Nahver- 

zeugen im Einvernehmen mit der 


kehr — und die unteren Vervvaltungs- 

den Betrieb betreuenden Dienst- 


behörden — Fahrbereitschaftsleiter — 

stelle 


2. die Reichsmittelbehörden, Landesregierun- 

für Leistungen mit Wasserfallrzcu- 


gen, Oberpräsidenten und Regierungs¬ 
präsidenten — Wasserst raßenbevollmäch- 

gen der Binnenschiffahrt 

- 

tigte — sowie die Wasserstraßenämter 



3. die Reichsmittelbehörden, Landes regierun- 

für Leistungen mii allen anderen 


gen, Oberpräsidenten und Regierungs¬ 
präsidenten — Seeschiffahrt sbevollmäch- 
tigte -- 

Wasserfahrzeugen 


4. die höheren und unteren Verwaltungsbehör- 

für kurzfristige Leistungen 


den und die staatlichen Polizei Verwalter 

a) mit Landfahrzeugen mit Aus¬ 
nahme der Kraftomnibusse, Last¬ 
kraftwagen, Anhänger und Zug¬ 
maschinen 

b) mit Wasserfahrzeugen, soweit sie 
nicht von dem Wasserstraßenbe¬ 
vollmächtigten für andere Zwecke 
vorgesehen sind 


5. die Polizeiverwalter der Luftschutzoric mit 

für die gleichen kurzfristigen Lei- 


Luftschutzpolizei 

stungen, jedoch nur für Luftschut z¬ 
zwecke 


6. die Hauptzollämter mit Grenze 

für die gleichen kurzfristigen Lei¬ 
stungen, jedoch nur für den Zoll¬ 
grenzschutz 


7. im Protektorat Böhmen und Mähren 

für Leistungen mit Zugtieren sowie 


a) der Deutsche Staatsminister für Böhmen 

mit Land- und Wasserfahrzeugen, 


und Mähren 

bei Werkfahrzeugen im Einver¬ 
nehmen mit der den Betrieb be¬ 
treuenden Dienststelle 


b) die Landespräsidenten in Prag und in 

für kurzfristige Leistungen mit Land- 


Brünn —Reichsauftragsverwaltung — 

fahrzeugen (ausgenommen Kraft- 


sowie die Bezirkshauptmänner — 

Omnibusse, Lastkraftwagen. An- 


Reichsauftragsverwaltung — und die 
Leiter der Städte mit eigenem Statut 
— Reichsauftragsverwaltung —• 

bänger und Zugmaschinen) 

§ 17 

Führer von Luftfahrzeugen der Polizei 

für alle Leistungen 


Berlin, den 11. Januar 1944. 


Der Reichs minister des Innern 

In Vertretung des Staatssekretärs 
Ehrensberger 
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Teil I 


1944 


Ausgegeben zu Berlin, den 22. Januar 1944 


Nr. 5 


10. 1. 44 

11. 1-44 

11. 1. 44 
15. 1. 44 

17. 1.44 
14. 1.44 

4. 1.44 


I il h a 1 t Srite 

Viert« Durchführungsverordnung zum Gesetz über die Verfassung 

und Verwaltung der Hansestadt Hamburg. 21 

Verordnimg über die G e w äh r u n g von K i n d e r z u s eh l ägen an Em p fange r 
von Versorgungsbezügen nach ehemaligem österreichischem und 

tschccho-slowakisehem Hecht. 22 

Zweite Verordnung zur Durchführung der Verordnung über die Lohn¬ 
gestaltung . 22 


Zweite Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des Gesetzes 
über die Veräußerung von Nießbrauchsrcch feil und beschränkten 

persönlichen Dienstbarkeiten. 

Verordnung über die Meldepflicht von Männern und Frauen, die aus 


Anlaß des Luftkrieges ihre bisherige Tätigkeit aufgegeben haben 23 

Anordnung über die Festsetzung von Durchschnittsbeträgen für die 
Berechnung der Nachversicherung bei den Sonderführern fies 

Eeichsarbeitsdienstes. 24 

Berichtigung. 24 


Vierte Durchführungsverordnung 

zum Gesetz über die Verfassung und Verwaltung der Hansestadt Hamburg. 

Vom 10. Januar 1944. 

gegeben sind, ln den laufenden Geschäften wird 
der Reichsstatthalter durch den Leiter des Reichs¬ 
propagandaamts vertreten. 

§2 

(1) Die staatlichen Angelegenheiten aus dem 
Geschäftsbereich des Reichsministers für Volks¬ 
aufklärung und Propaganda werden in der Hanse¬ 
stadt Hamburg durch das Rcichspropagandaamt 
Hamburg bearbeitet. 

( 2 ) I 11 Angelegenheiten der gemeindlichenSelbst- 
verwaltung auf Gebieten, die in der Zentralin¬ 
stanz zum Geschäftsbereich des Reichsministers 
für Volksaufklärung und Propaganda gehören, 
hat die Gemeindeverwaltung rechtzeitig mit dem 
Reichspropagandaamt Fühlung zu nehmen und 
ihre Absichten mit ihm abzustimmen. 

Berlin, den 10. Januar 1944. 

Der R e i c h s in i n i s t e r d e s I n n e r n 
In Vertretung 
Dr. Stuckart 

Der Reiehsminister für Volksaufklärung und Propaganda 

[fi Vertretung 
Gutterer 

Reichsgesetzbl. 1944 I 1 ' 


Auf Grund des § 14 des Gesetzes über die Ver¬ 
fassung und Verwaltung der Hansestadt Ham¬ 
burg vom 9. Dezember 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1327) wird folgendes verordnet: 

§1 

Das Reichspropagandaamt Hamburg wird dem 
Reichsstatthalter angegliedert. Der Reichsstatt¬ 
halter steht an seiner Spitze. Er wird durch 
seinen allgemeinen Vertreter in der Staatsver¬ 
waltung vertreten. Die Vertretung durch den 
allgemeinen Vertreter beschränkt sich auf solche 
Angelegenheiten, für die allgemeine politische 
Gesichtspunkte oder Zusammenhänge mit Sach¬ 
gebieten der allgemeinen Staatsaufsicht, insbe¬ 
sondere der Gemeindeaufsicht, sowie mit anderen 
Abteilungen der Behörde des Reichsstatthalters 
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Verordnung über die Gewährung, von Kinderzuschlägeu 
an Empfänger von Versorgungsbezügen nach ehemaligem österreichischem 
und tscheeho-slowakischem Recht. 

Vom 11. Januar 1944. 


Auf Grund des Gesetzes über die Wiederver¬ 
einigung Österreichs mit dem Deutschen Reich 
vom 15. März 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 237), 
des Erlasses des Führers über die Verwaltung 
der sudetendeutschen Gebiete vom 1. Oktober 
1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1331) und des Er¬ 
lasses des Führers über das Protektorat Böhmen 
und Mähren vom 16. März 1939 (Reichsgesetzbl. 
I S. 485) wird verordnet: 

1. Die Voraussetzungen für die Gewährung von 
Kinderzuschlägen an die Versorgungsemp¬ 
fänger, die 

a) unter §§ 181 Ö Abs. I. 182 ö und 183 Ö 
Abs. 2 des Deutschen Beamtengesetzes in 
der Fassung des Artikels II § 1 Nr. 41 der 
Verordnung über die Einführung reichs¬ 
rechtlicher Vorschriften auf dem Gebiete 

Berlin, den 11. Januar 1944. 


des Beamtenrechts im Lande Österreich 
vom 28. September 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1225) oder 

b) unter die Verordnung über die Rechtsver¬ 
hältnisse der ehemaligen tscheche-slowa¬ 
kischen öffentlich-rechtlichen Bediensteten 
in den sudetendeutschen Gebieten vom 
19. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2059) 
fallen. 

bestimmen sich vom 1. April 1944 ab nach den 
Vorschriften des Reichsrechts. 

2. Dies gilt auch für andere Versorgungsemp¬ 
fänger, die Kinderzuschläge (Kinderzulagen, 
Erziehungsbeihilfen) nach denselben Vor¬ 
schriften erhalten wie die unter Buchst, a 
und b genannten Empfänger von Versoi- 
gungsbezügen. 


I>er Beiohsminister des Innern 

In Vertretung 
Dr. Stuckart 

Der Reichsminister der Finanzen 

Graf Schwerin von Krosigk 


Zweite Verordnung zur Durchführung der Verordnung über die Lohngestaltung. 

Vom 11. Januar 1944. 

Auf Grund des § 3 der Verordnung über die Lohngestaltung vom 25. Juni 1938(Reichsgesetzbl. 
I S. 691) in Verbindung mit der Verordnung über die Rechtsetzung durch den Generalbevoll¬ 
mächtigten für den Arbeitseinsatz vom 25. Mai 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 347) wird verordnet: 

Tarifordnungen sowie Richtlinien für den Inhalt von Betriebsordnungen und Einzelarbeits¬ 
verträgen, deren Geltungsbereich über den Zuständigkeitsbereich eines Reichstreuhänders der 
Arbeit hinausgeht, können statt von einem Sondertreuhänder der Arbeit auch vom Generalbevoll¬ 
mächtigten für den Arbeitseinsatz erlassen werden. 

Berlin, den 1.1. Januar 1944. 

Der Generalbevollmächtigte für deif A rbeitsei u sa l z 

In Vertretung 
Dr. Kimmicli 


Zweite Verordnung 

zur Durchführung und Ergänzung des Gesetzes über die Veräußerung von Nießbrauchsrechten 

und beschränkten persönlichen Dienstbarkeiten. 

Vom 15. Januar 1944. 


Auf Grund des § 6 des Gesetzes über die 
Veräußerung von Nießbrauchsrechten und be¬ 
schränkten persönlichen Dienstbarkeiten vom 
13. Dezember 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1468), 
des Gesetzes über die Wiedervereinigung Öster¬ 


reichs mit dem Deutschen Reich vom 13. März 
1938 (Reichsgesetzbl. I S. 237), des Erlasses des 
Führers über die Verwaltung der sudetendeut¬ 
schen Gebiete vom 1. Oktober 1938 (Reichsgesetzbl. 
I S. 1331) sowie des § 8 der Ost-Rechtspflege- 
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Verordnung vorn 25. September 1941 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 597) wird im Einvernehmen mit 
dem Reichsminister des Innern und den übrigen 
beteiligten Reichsministern folgendes verordnet: 

Artikel 1 

(i) Das Gesetz über die Veräußerung von Nieß¬ 
brauchsrechten und beschränkten persönlichen 
Dienstbarkeiten vom 13. Dezember 1935 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 1468) und die Verordnung zur 
Durchführung und Ergänzung dieses Gesetzes 
vom 12. Juni 1936 (Reichsgesetzbl I >S. 489) 
gelten in den Alpen- und Donau-Reichsgauen 
und im Reichsgau Sudetenland mit folgenden 
Maßgaben: 

1. An die Stelle des Nießbrauchs und der 
beschränkten persönlichen Dienstbarkeit 
treten die persönliche Dienstbarkeit sowie 
diejenigen dinglichen Rechte, die nach den 
Vorschriften über persönliche Dienstbar¬ 
keiten behandelt werden. 

2. § 4 des Gesetzes ist in folgender Fassung 
anznwenden: 

>"§ 4 

Hat der bisherige Berechtigte das mit 
dem Recht belastete Grundstück über die 
Dauer seiner Berechtigung hinaus in Be¬ 
stand gegeben und ist der Bestandvertrag 
in die öffentlichen Bücher eingetragen, so 
finden nach der Übertragung des Rechts 
die für den Fall der Veräußerunit gelten- 

Berlin, den 15. Januar 1944. 

Der R e i c h s m i n 

Dr. T h 


den Vorschriften der §§ 1095 und 1102 
des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuchs 
ents prechende Anwendung. ■; 

3. An die Stelle des in den §§ 2 und 3 der 
Verordnung vom 12. Juni 1936 vorge¬ 
sehenen Stichtages tritt der Tag des In¬ 
krafttretens dieser Verordnung. 

( 2 ) Die im Abs. 1 getroffene Regelung gilt 
auch für die in die Länder Preußen und Bayern 
eingegliederten Teile der sudetendeutschen Ge¬ 
biete und die eingegliederten Ostgebiete, soweit 
dort auf Dienstbarkeiten das bisherige öster¬ 
reichische Recht Anwendung findet. 

A rt i kel 11 

Steht ein im Grundbuch eingetragenes Vor- 
kaufsrecht einer juristischen Person als solcher 
zu. so finden, wenn seine Übertragbarkeit nicht 
vereinbart ist, auf die Übertragung des Rechts 
die Vorschriften des Gesetzes vom 13. Dezember 

1935 und der Verordnung vom 12. Juni 1936 
entsprechende Anwendung. An die Stelle des 
in den §§ 2 und 3 der Verordnung vom 12. Juni 

1936 vorgesehenen Stichtages tritt der Tag des 
Inkrafttretens dieser Verordnung. 

Artikel IE 

Artikel 11 gilt auch in den eingegliederten 
Ostgebieten. 


ster de r J u st i /. 
erack 


Verordnung über die Meldepflicht von Männern und Frauen, 
die aus Anlaß des Luftkrieges ihre bisherige Tätigkeit aufgegeben haben. 

Vom 17. Januar 1944. 


AVie der Soldat an der Front an dem Platze, 
auf den er gestellt ist, seine Pflicht bis zum 
äußersten erfüllt, so müssen auch die Arbeits¬ 
kräfte in der Heimat trotz Luftgefährdung oder 
nach Luftangriffen grundsätzlich an ihrem Ar¬ 
beitsplatz verbleiben. Ihn aber alle Kräfte fin¬ 
den kriegswichtigen Arbeitseinsatz zu erfassen, 
die wegen Luftgefährdung oder nach Flieger¬ 
angriffen ihre Tätigkeit aus triftigen Gründen 
aufgegeben oder gewechselt haben, wird auf 
Grund der Verordnung zur Änderung von Vor¬ 
schriften über Arbeitseinsatz und Arbeitslosen¬ 
hilfe vom 1. September 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1662) in Verbindung mit der Verordnung 
über die Rechtsetzung durch d'.vn Generalbevoll¬ 
mächtigten für den Arbeitseinsatz vom 25. Mai 
1942 (Reichsgesetzbl. I S. 347) verordnet : 

§1 

Personen, die seit dem 1. April 1943 eine 
selbständige Berufstätigkeit in ihrem bisherigen 


Unternehmen oder eine unselbständige Berufs¬ 
tätigkeit in ihrem bisherigen Betriebe wegen 
Luftgefährdung oder nach Fliegerangriffen auf- 
gegeben haben oder künftig aufgeben, müssen 
sich unverzüglich bei dem für ihren jeweiligen 
Aufenthaltsort zuständigen Arbeitsamt melden. 
Von der Meldepflicht sind Personen befreit, die 
unter Mitwirkung des Arbeitsamts anderweitig 
eingesetzt sind. 

§ 2 . 

Die Meldung hat mündlich oder schriftlich zu 
erfolgen. Die Meldepflichtigen haben dem Ar¬ 
beitsamt auf Verlangen alle notwendigen Unter¬ 
lagen vorzulegen sowie alle erforderlichen Aus¬ 
künfte zu erteilen. Das Arbeitsamt kann auch 
das persönliche Erscheinen anordnen. 

§3 

( 1 ) Das Arbeitsamt kann von den Meldepflich¬ 
tigen die Meldung und das persönliche Er- 
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scheinen durch Zwangsgeld bis zu 10 000 Reichs¬ 
mark erzwingen. Die Zwangsgelder werden im 
Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben und 
lließen dem Reicnsstoek für Arbeitseinsatz zu. 

( 2 ) Meldepflichtige, die gegen die Vorschrif¬ 
ten dieser Verordnung verstoßen, werden auf 
Antrag des Leiters des Arbeitsamts mit Gefäng- 

Berlin, den 17. Januar 1944. 


nis und Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 

bestraft. 

§4 

Diese Verordnung tritt am 25. Januar 1944 in 
Kraft. Sie gilt auch in den eingegliederten Ost¬ 
gebieten. 


Der Generalbevollmächtigte für (len A rbeitsei n satz 

Sanckel 


Anordnung 

über die Festsetzung von Durchschnittsbeträgen für die Berechnung der Nachversicherung 
bei den Sonderführern des Reichsarbeitsdienstes. 

Vom 14. Januar 1944. 


Auf Grund des Abschnitts C der Durchfüh¬ 
rungsbestimmungen zur Verordnung über Son- 
derführer des Reichsarbeitsdienstes vom 22. Mai 
1943 (Reiclisgesetzbl. I S. 313) in Verbindung 
mit § 16 der Verordnung über Nachversicherung 
von freiwillig länger dienenden Soldaten der 
Wehrmacht und Angehörigen des Reichsarbeits- 
dienstes vom 21. Juli 1939 (Reiclisgesetzbl. I 
S. 1314) und der Verordnung über die Fest¬ 
setzung von Durchschnittsbeträgeu für die Be¬ 
rechnung der Nachversicherung bei den Ange¬ 
hörigen des Reichsarbcitsdienstes vom 8. August 
1939 (Reiclisgesetzbl. I S. 1370) in der Fassung 
der Verordnung vom 5. Februar 1941 (Rciehs- 
gesetzbl.I S. 82) bestimme ich im Einvernehmen 
mit dem Reichsarbeitsminister: 

Artikel 1 

( 1 ) Als Wochendurekselmittseinkommen für 
die Invalidenversicherung und als Monatsdurch¬ 
schnittseinkommen für die Angestelltenversiche¬ 
rung werden für die nachstehenden Sonderführer 
undSonderführerinnen des Reichsarbeitsdienstes 
festgesetzt: 

Berlin, den 14. Januar 1944. 



Dienstbezeichnung 

wöchentlich 

Reichsmark 

monatlich 

Reichsmark 

1. 

RAD-Sonderführcr (u) . 

43,oo 

140 

2. 

RAD-Sönderführcr (in 1) 

48,4« 

210 

3. 

RAD-Sonderführer (in 2) 

— 

420 

4. 

RAD-Sonderführer ( 0 ) . 

— 

530 

5. 

RAD-Sonderführerin- 
nen (u).. 

33,oo 

1.40 

6. 

RAD-Sond erfuhr crin - 
nen (m).. 

. _ 

230 

7. 

RAD-Sonderführerin- 
nen ( 0 ). 

— 

380 


( 2 ) Bei Sonderführern (Sonderfülireriniien) des 
Reichsarbcitsdienstes, deren Sozialversicherungs- 
verliältnis nach Abschnitt C Abs. 2 der Durch¬ 
führungsbestimmungen vom 22. Mai 1943 un¬ 
berührt bleibt, bleiben auch für die Berechnung 
der Nachversicherung die für die bisherige Bc- 
scbäftigungsstelle geltenden Bestimmungen un¬ 
berührt. 

Artikel 2 

Die Anordnung tritt mil Wirkung vom 23. Mai 
1943 in Kraft. 


Der R e i e h s a r b e i t s f ii h rer 
H i e r 1 


Berichtigung 


In der Dritten Bekanntmachung über die Ein¬ 
tragung von verzinslichen Schatzanweisungen 
der Deutschen Reichsbahn in das Reichsbahn- 
sehuldbuchvom 19. Oktober 1943(Reicbsgesetzbl. 

Berlin, 4. Januar 1944 


I S. 580) muß es statt »3'/ 2 u /o‘g CI1 Schatzaja- 
Weisungen der Deutschen Reichsbahn von 1943« 
richtig heißen: :.'3 1 / 2 0 / 0 >g en Schatzanweisungen 
der Deutschen Reichsbahn von 1944«. 


Der Reichsminister der Finanzen 

Im Auftrag 
Bayrhoffer 
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Im Teil II, Nr. 1, ausgegeben am 15. Januar 1944, ist veröffentlicht: Vierundfunfzigste Verordnung zur Eisenbahn- 
Verkehrsordnung. 


Verordnung 

zur Änderung der Verordnung über den Luftschutz auf Schiffen. 

Vom 31. Dezember 1943. * 


Aul' Grund der Verordnung über die Er¬ 
mächtigung des Reichsverkehrsministers zum Er¬ 
laß einer Verordnung über die Durchführung 
des Luftschutzes auf Schiffen vom 4. Oktober 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2002) wird im Ein¬ 
vernehmen mit den zuständigen Obersten Reichs¬ 
behörden verordnet: 

1 . 

Die Verordnung über den Luftschutz auf 
Schiffen vom 7. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 2006) wird wie folgt geändert: 

a) § 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

»(l) Die Verordnung regelt den Luftschutz 
auf Schiffen auf den Wasserstraßen (See- und 
Binnenwasserstraßen), in See- und Binnen¬ 
häfen und im Seegebiet. Ihre Bestimmungen 
gelten sinngemäß auch für die übrigen Fahr¬ 
zeuge und schwimmenden Anlagen im Sinne 
der Deutschen Binnenschiffahrtpol izeiverord- 
nung vom 12. April 1939 (Reichsgesetzbl. II 
S. 655) und für Flöße.« 

b) § 3 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

s (i) Die Mitglieder der Schiffsbesatzung sind 
mit dem Diensteintritt für die Dauer ihres 
Dienstverhältnisses für den Luftschutzdienst 
auf dem Schiff gemäß § 9 der Ersten Durch¬ 
führungsverordnung zum Luftschutzgesetz 
herangezogen. Einer besonderen Heran¬ 


ziehungsverfügung bedarf es nicht. Soweit 
der Schutz des Schiffes und der Verkehr es 
zulassen, können die Mitglieder der Besat¬ 
zung stilliegender Schiffe in der Nähe des 
Liegeplatzes des Schiffes zu Dienstleistungen 
im Wasserstraßen- und Hafenluftschutz im 
Einvernehmen mit dem Schiffsführer heran¬ 
gezogen werden.« 

c) Im § 4 Abs. 2 erhalten die Nrn. 5 und 6 fol¬ 
gende Fassung: 

»5. Schiffe mit auffallendem, weitleuch¬ 
tendem Anstrich sind mit einem An¬ 
strich zu versehen, der sich von der 
Umgebung möglichst wenig abhebt. 
Die sonst polizeilich vorgeschriebenen 
besonderen Kennzeichnungen, z. B. 
Kennzeichnung als Tankschiff, müssen 
erhalten bleiben. 

6. Die Außenlichter sind bis auf die für 
fahrende und stilliegende Schiffe poli¬ 
zeilich vorgeschriebenen Lichter zu 
löschen. Die verbleibenden Lichter 
sind nach oben und unten witterungs¬ 
beständig so abzuschirmen, daß sie von 
oben nicht eingesehen werden können 
und ihre Wasserspiegelung möglichst 
vermieden wird. Die Lichtstärken sind 
so herabzusetzen, daß in dunkler Nacht 
bei klarer Luft die Lichter nur bis zu 
einer Entfernung von etwa 600 Meter 
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in den vorgeschriebenen Sektoren sicht¬ 
bar sind. In der Zeit zwei Stunden 
nach Sonnenuntergang bis zwei Stun¬ 
den vor Sonnenaufgang sind alle Lich¬ 
ter der stilliegenden Fahrzeuge zu 
löschen. 

Auf Seewasserstraßen gilt Nr. 22 
dieses Paragraphen.« 

d) § 4 Abs. 2 Nr. 10 Satz 2 erhält folgende 
F assung: 

»Ihre Leuchten sind nach oben, unten 
und, soweit erforderlich, auch seitlich 
abgeschirmt.« 

c) § 4 Abs. 2 Nr. 13 erhält folgenden Zusatz: 

»Auf Seewasserstraßen gilt Nr. 21 dieses 
Paragraphen.« 

f) § 4 Abs. 2 Nr. 17 erhält folgenden Zusatz: 

„Schiffe mit FT-Einrichtung, die in den 
»Warngebieten« verkehren, müssen die 
Fliegerwarnflagge stets klar zum 
Zeigen auf der Brücke mitführen." 

g) § 4 Abs. 2 erhält folgende neue Nr. 20: 

»20. Wasserfahrzeuge, die in See gehen, und 
Seeschiffe haben Tarnmaßnahmen nach 
Weisung des Oberkommandos der 
Kriegsmarine durchzuführen oder 
deren Durchführung zu dulden. Die 
allgemeinen Richtlinien erläßt das Ober¬ 
kommando der Kriegsmarine im Ein¬ 
verständnis mit dem Reichskommissar 
für die Seeschiffahrt. Verantwortlich 
für die Durchführung der Tarnung ist 
die Schiffsführung. 

Die Zwölfte Durchführungsverord¬ 
nung zum Luftschutzgesetz (Tarnver¬ 
ordnung) findet hierauf keine Anwen¬ 
dung. 

Die Kosten der Tarnmaßnahmen 
trägt das Reich, soweit sich nach¬ 
stehend nicht etwas anderes ergibt. 
Die Kosten werden von den vom Ober¬ 
befehlshaber der Kriegsmarine be¬ 
stimmten Stellen erstattet. Diese Stel¬ 
len entscheiden endgültig. Der Antrag 
auf Erstattung ist bei ihnen einzu¬ 
reichen. Für, Sach- und Nutzungs¬ 
schäden, die infolge der Tarnmaßnah¬ 
men entstehen, wird Entschädigung 
nach Richtlinien gewährt, die der 
Reichsminister des Innern gemäß § 1 
Abs. 4 und 5 der Kriegssachschäden¬ 


verordnung vom 30. November 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 1547) erläßt. 

Eine Kostenerstattung für die Vor¬ 
bereitung und Durchführung von 
Tarnmaßnahmen findet nicht statt: 

a) bei Neubauten, 

b) bei ohnehin vorgenommenen Um¬ 
bauten, Änderungen, Reparaturen 
und Konservierungsarbeiten, wenn 
die Tarnmaßnahmen hierbei ohne 
wesentliche Mehrkosten durchge¬ 
führt werden können, 

c) allgemein gegenüber Reichsverwal¬ 
tungen sowie der NSDAP., ihren" 
Gliederungen und angeschlossenen 
Verbänden, ferner gegenüber den 
Ländern. 

Die Durchführung der Tarnmaßnahmen 
wird vom Oberkommando der Kriegs¬ 
marine oder von seinen nachgeordneten 
Dienststellen überwacht.« 

h) § 4 Abs. 2 Nr. 21 erhält folgende Fassung: 

»21. Die Außenlichter sind bis auf die für 
fahrende und stilliegende Schiffe vor¬ 
geschriebenen Lichter zu löschen, im 
Seegebiet außerhalb der Seewasser¬ 
straßen und auf vorgeschriebenen 
Zwangswegen auch das zweite Damp¬ 
ferlicht. Die verbleibenden Lichter sind 
nach oben und unten witterungsbestän¬ 
dig so abzuschirmen, daß sie von oben 
nicht eingesehen werden können und 
ihre Wasserspiegelung möglichst ver- 
’ mieden wird. Die Topplichter sind so 
abzublenden, daß sie in dunkler Nacht 
bei klarer Luft nur bis zu drei See¬ 
meilen, die übrigen Positionslichter 
und die Ankerlichter nur bis zu andert¬ 
halb Seemeilen sichtbar sind. Abblen¬ 
dung und Abschirmung werden am 
zweckmäßigsten erreicht durch Vor¬ 
setzen von zylindrischen Blechblenden 
mit waagerechtem Schlitz. 

Im Seegebiet außerhalb der Seewas¬ 
serstraßen und auf vorgeschriebenen 
Zwangswegen kann die Schiffsführung 
alle Positionslichter löschen, falls sie 
es für erforderlich hält. 

In den Häfen sind die Ankerlichter 
so abzublenden, daß sie in dunkler 
Nacht bei klarer Luft nur bis zu 
600 Meter sichtbar sind. 

Auf Binnenwasserstraßen gilt Nr. 6 
dieses Paragraphen.« 
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i) Im § 4 Abs. 2 Nr. 24 sind Abs. 1 Satz 1 und 
Abs. 2 zu streichen. 

k) §4 Abs. 2: 

Die bisherigen Nrn. 20 bis 27 werden Nrn. 
21 bis 28. 

/) § 5 Abs. 1 Satz 4 wird wie folgt geändert: 

»Bei Dunkelheit wird der Fliegeralarm außer 
durch akustischen Alarm angezeigt 

im Bereich der Binnenwasserstraßen 
durch Anzünden der Fliegerwarnleuch¬ 
ten gelb-blau-gelb an Betriebsanlagen 
und an Dienstgebäuden, die am Wasser 
gelegen sind. Soweit technisch möglich, 
geben die Fliegerwarnleuchten vor dem 
endgültigen Anzünden Blinksignale, 
im Bereich der Seewasserstraßen, soweit 
technisch möglich, durch ein- oder mehr¬ 
maliges Ab- und Anstellen und darauf¬ 
folgendes Löschen der im Betrieb ge¬ 
bliebenen Befeuerung.« 

m) §5 Abs. 1 erhält folgenden Zusatz: 

„Schiffe mit FT-Einrichtung, die in den 
»Warngebieten« verkehren — vgl. § 4 Abs. 2 
Nr. 17 —, zeigen sofort nach Erhalt des Flie¬ 
gerwarnspruchs die FLiegerwarnflagge. 7/ 

n) § 5 Abs. 2 Nr. 1 erhält folgenden Zusatz: 

»Auf Seewasserstraßen gilt Nr. 11 dieses 
Paragraphen.« 

, o) § 5 Abs. 2 Nr. 2 erhält folgenden Absatz: 

»Sind in der Nähe der Liegeplätze 
Luftschutzräume oder Deckungsgräben 
für Schiffsbesatzungen vorhanden, kön¬ 
nen sie nach ordnungsmäßigem Fest¬ 
machen der Schiffe auch von den für 
den Luftschutzdienst eingeteilten Be¬ 
satzungsmitgliedern aufgesucht wer¬ 
den. Dies gilt nicht für Tankschiffe. 
Die Schiffe müssen jedoch von dem 
Luftschutzraum oder von einem beson¬ 
deren Beobachtungsstand aus laufend 
beobachtet werden und jederzeit zu¬ 
gänglich sein, so daß sie bei Gefahr 
auch von anderen Luftschutzkräften 
betreten werden können.« 

p) Im § 5 Abs. 2 Nrn. 3 und 12 ist für »Was¬ 
serstraßenbevollmächtigte« bzw. »Wasser¬ 
straßenbevollmächtigte oder Seeschiffahrts¬ 
bevollmächtigte« zu setzen »Gruppenluft¬ 
schutzleiter W«. 


q) §5Abs.2Nr.6 Satz 1 erhält folgende F assung: 

»Bei Nacht löschen alle stilliegenden 
Schiffe sämtliche Lichter.« 

r) § 5 Abs. 2 Nr. 11 erhält folgende Fassung: 

»11-. Auf Seewasserstraßen und vorge¬ 
schriebenen Zwangswegen setzen die 
Schiffe am Tage die Fahrt außerhalb 
der Mitte des Fahrwassers oder dicht 
am Tonnenstrich fort, soweit ihr Tief¬ 
gang und die Sichtverhältnisse es er¬ 
lauben und keine Sperrsignale gezeigt 
werden. Bei Nacht löschen in Häfen, 
auf Seewasserstraßen und auf vorge¬ 
schriebenen Zwangswegen in Fahrt be¬ 
findliche Schiffe die bisher abgeblen¬ 
deten Lichter und gehen zu Anker. 
Schiffe vor Anker löschen die Anker¬ 
laternen. Bei Annäherung eines noch 
in Fahrt befindlichen Schiffes an einen 
Ankerlieger soll dieser durch kurzes 
Zeigen der abgeblendeten Ankerlichter 
seine Lage anzeigen und, falls erfor¬ 
derlich, andere Maßnahmen ergreifen. 
Schiffe vor Anker dürfen erst dann 
weiterfahren, wenn durch Einziehen 
der Sperr- oder Fliegerwarnsignale 
oder auf andere Weise — nachts durch 
Wiederanzünden der Feuer — die 
Weiterfahrt zugelassen wird. Ein 
Hineinschwoien der Schiffe in das Fahr¬ 
wasser muß unter allen Umständen 
verhindert werden. 

Im freien Seeraum außerhalb der 
Seewasserstraßen und vorgeschrie¬ 
benen Zwangswege können bei Nacht 
fahrende Schiffe ihre Fahrt fortsetzen. 
Sie löschen die bisher abgeblendeten 
Lichter und führen nur das abgeblendete 
Dampferlicht. Das entsprechende 
Seitenlicht und das Hecklicht sind, so¬ 
weit erforderlich, bei Annäherung an 
ein anderes Schiff zu zeigen. Auch das 
Dampferlicht kann gelöscht und das 
entsprechende Seitenlicht und das 
Hecklicht brauchen nicht gezeigt zu 
werden, wenn es der Schiffsführung 
notwendig erscheint. 

Anhäufung von Schiffen, insbeson¬ 
dere an Hafeneinfahrten und Schleusen, 
ist zu vermeiden.« 

s) § 5 Abs. 2 Nr. 14 fällt weg. 
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t) § 5 Abs. 2 Nr. 16 erhält folgende Fassung: 

»16. Die meisten Leuchtfeuer werden bei 
Fliegeralarm gelöscht; die abgeblen¬ 
deten Brückenlichter bleiben brennen.« 

u) 8 5 Abs. 2 Nrn. 15 bis 17 werden Nim. 14 
bis 16. 

v) § 6 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

»Die Entwarnung wird durch Einziehen der 

Fliegerwamflagge oder des Fliegerwarnkör¬ 
pers sowie nachts durch Löschen der Flie¬ 
gerwarnleuchten und, soweit möglich, aku¬ 
stisch (hoher Dauer ton) angezeigt.« 

w) In § 6 Abs. 1 wird nach dem Satz 1 folgende 
Bestimmung eingefügt: 

»Im Bereich der Seewasserstraßen werden die¬ 
jenigen Feuer, die vor dem Fliegeralarm ge¬ 
brannt haben, wieder angezündet.« 

x) § 13 wird in § 13 und § 14 getrennt. Sie 
erhalten folgende Fassung: 

»§ 13 

Durchführung 

(l) Die Behörden der Strom- und Schiff¬ 
fahrtpolizei und der Hafenpolizei werden er¬ 
mächtigt, zur Durchführung und Ergänzung 
der Verordnung Anordnungen zu erlassen. 


Sie dürfen hierbei, wenn die Luftlage es er¬ 
fordert, von den Bestimmungen der Verord¬ 
nung vorübergehend abweichen. 

( 2 ) Die Behörden der Strom- und Schiff¬ 
fahrtpolizei und der Hafenpolizei können 
zur Durchführung der Verordnung polizei¬ 
liche Verfügungen erlassen und diese mit 
Zwangsmitteln (unmittelbarer Zwang, Aus¬ 
führung der zu erzwingenden Handlung 
auf Kosten des Pflichtigen, Festsetzung 
von Zwangsgeld, im Nichtbeitreibungsfalle 
Zwangshaft) durchsetzen. 

§14 

Beschwerden und Strafen 

§ 17 und § 21 außer Abs. 3 der Ersten 
Durchführungsverordnung zum Luftschutz¬ 
gesetz finden entsprechende Anwendung.« 

II. 

Der Reichsverkehrsminister wird ermächtigt, 
die Verordnung über den Luftschutz auf Schif¬ 
fen in neuer Fassung bekanntzugeben. 

III. 

Die Verordnung tritt am siebenten Tage nach 
der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 31. Dezember 1943. 


Der Reichsverkehrsminister 
Dorpmüller 


Bekanntmachung 

der neuen Fassung der Verordnung über den Luftschutz auf Schiffen. 

Vom 31. Dezember 1943. 

Auf Grund des Absatzes II der Verordnung zur Änderung der Verordnung über den Luftschutz 
auf Schiffen vom 31. Dezember 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 25) wird die neue Fassung der Ver¬ 
ordnung über den Luftschutz auf Schiffen vom 7. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2006) nach¬ 
stehend bekanntgemacht. 

Berlin, den 31. Dezember 1943. 

Der Reichs verkehrsminister 
Dorpmüller 

* * ' 

* 
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Verordnung über den Luftschutz auf Schiffen. 

Vom 31. Dezember 1943. 


Teil I 

§1 

Gegenstand der Verordnung 

(1) Die Verordnung regelt den Luftschutz auf 
Schiffen auf den Wasserstraßen (See- und Bin¬ 
nenwasserstraßen), in See- und Binnenhäfen und 
im Seegebiet. Ihre Bestimmungen gelten sinn¬ 
gemäß auch für die übrigen Fahrzeuge und 
schwimmenden Anlagen im Sinne der Deutschen 
Binnenschiffahrtpolizeiverordnungvom 12. April 
1939 (Reichsgesetzbl. il S. G55) und für Flöße. 

( 2 ) Die Bestimmungen der Seestraßenordnung, 
der Seewasserstraßenordnung, der Binnenschiff¬ 
fahrtpolizeiverordnungen sowie der Hafenpoli- 
zöiverordnungen bleiben unberührt, soweit sie 
mit dieser Verordnung nicht in Widerspruch 
stehen. 

§2 

Leitung und Durchführung des Luftschutzes 
auf Schiffen 

( 1 ) Verantwortlich für die Leitung und Durch¬ 
führung aller Luftschutzmaßnahmen an Bord im 
Dienst befindlicher Schiffe ist der Führer des 
Schiffes (Kapitän, Schiffsführer) oder dessen 
Vertreter. 

( 2 ) Für außer Dienst gestellte Schiffe treffen 
die Eigentümer (Reeder) die erforderlichen Maß¬ 
nahmen im Benehmen mit den für den Liege¬ 
platz der Schiffe zuständigen Luftsehutzleitern. 

§3 

Luftschutzdienstpflicht 

( 1 ) Die Mitglieder der Schiffsbesatzung sind 
mit dem Diensteintritt für die Dauer ihres Dienst¬ 
verhältnisses für den Luftschutzdienst auf dem 
Schiff gemäß § 9 der Ersten Durchführungs¬ 
verordnung zum Luftschutzgesetz herangezogen. 
Einer besonderen Heranziehungsverfügung be¬ 
darf es nicht. Soweit der Schutz des Schiffes 
und der Verkehr es zulassen, können die Mit¬ 
glieder der Besatzung stilliegender Schiffe in der 
Nähe des Liegeplatzes des Schiffes zu Dienst¬ 
leistungen im Wasserstraßen- und Hafenluft¬ 
schutz im Einvernehmen mit dem Schiffsführer 
herangezogen werden. 

( 2 ) Die Heranziehung verpflichtet zur gewissen¬ 
haften Erfüllung aller Dienstobliegenheiten. Sie 


hört mit Beendigung des Dienstverhältnisses auf 
dem Schiff auf. Die Ausbildung im Luftschutz 
auf Schiffen ist im Seefahrtsbuch oder Arbeits¬ 
buch zu vermerken. 

(3) Bei Gefahr im Verzüge können die nach 
§ 2 Abs. 1 für die Durchführung des Luftschutzes 
Verantwortlichen auch'alle auf dem Schiff sonst 
anwesenden Personen zur vorübergehenden Hilfe¬ 
leistung heranziehen. 

( 4 ) Die allgemeinen Vorschriften des § 12 über 
die Vergütungen und Entschädigungen für Lei¬ 
stung persönlicher Dienste, des § 12 a über Ver¬ 
sorgung. des § 15 über Sachschäden und des § 16 
über Unfallversicherung der Ersten Durchfüh¬ 
rungsverordnung zum Luftschutzgesetz finden 
entsprechende Anwendung. Träger der Ver¬ 
pflichtung aus den §§ 12 und 15 ist der Eigen¬ 
tümer (Reeder), auch für die Personen, die nach 
vorstehendem Abs. 3 zur vorübergehenden Hilfe¬ 
leistung herangezogen worden sind. 

Teil II 

§4 

Luftschutzmäßiges Verhalten 
nach Aufruf des Luftschutzes 

( 1 ) Der Aufruf des Luftschutzes wird der 
Schiffahrt durch die Beamten der Strom- und 
Schiffahrtpolizei, der Hafenpolizei, einschließ¬ 
lich Wasserschutzpolizei, sowie die für den Be¬ 
trieb der Verkehrsanlagen auf den Wasser¬ 
straßen und in den Häfen zuständigen Dienst¬ 
stellen bekanntgegeben, außerdem in Luftschutz¬ 
orten durch den örtlichen Lüftschutzleiter. 

( 2 ) Nach Aufruf des Luftschutzes sind fol¬ 
gende Maßnahmen durchzuführen: 

A. Binnenschiffe 

1. Die Gasmasken sind ständig griffbereit zu 
halten und beim Verlassen des Schiffes 
mitzuführen. 

2. Das Selbstschutzgerät (Anlage) zur Be¬ 
seitigung etwaiger Schiffsschäden durch 
Luftangriffe ist bereitzulegen. 

3. Es ist Vorsorge zu treffen, daß alle Luken 
und sonstigen Öffnungen zur Vermeidung 
von Kampfstoffschäden in kürzester Zeit 
abgedeckt oder abgedichtet werden können. 
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4. Schiffssirenen und sonstige Signaleinrich¬ 
tungen auf Schiffen, deren Ton mit den 
für Fliegeralarm und Entwarnung fest¬ 
gelegten Signalen verwechselt werden 
könnte, dürfen nicht mehr in Tätigkeit 
gesetzt werden. 

5. Schiffe mit auffallendem, ^ei Feuchten dem 
Anstrich sind mit einem Anstrich zu ver¬ 
sehen, der sich von der Umgehung mög¬ 
lichst wenig abhebt. Die sonst polizeilich 
vorg-eschriebenen besonderen Kennzeich- 
nungen, z. B. Kennzeichnung als Tank¬ 
schiff, müssen erhalten bleiben. 

6 . Die Außenlichter sind bis auf die ffür 
fahrende und stilliegende Schiffe polizei¬ 
lich vorgeschriebenen Lichter zu löschen. 
Die verbleibenden Lichter sind nach oben 
und unten witterungsbeständig so abzu¬ 
schirmen, daß sie von oben nicht ein¬ 
gesehen werden können und ihre Wasser¬ 
spiegelung möglichst vermieden wird. Die 
Lichtstärken sind so berahzusetzen, daß in 
dunkler Nacht bei klarer Luft die Lichter 
nur bis zu einer Entfernung von etwa 
600 Meter in den vorgeschriebenen Sek¬ 
toren sichtbar sind. In der Zeit zvyei Stun¬ 
den nach Sonnenuntergang bis zwei Stun¬ 
den vor Sonnenaufgang sind alle Lichter 
der stilliegenden Fahrzeuge zu löschen. 

Auf' Seewasserstraßen gilt Nr. 22 dieses 
Paragraphen. 

7. Sämtliche Fenster und Oberlichter sind ab¬ 
zublenden. Erforderlichenfalls sind Licht¬ 
schleusen einzurichten. 

* 

8 . Bei Dunkelheit ist mit äußerster Vorsicht 
zu fahren. Auf dem Vorschiff von Schlep¬ 
pern und einzeln fahrenden Fahrzeugen hat 
sich, soweit Personal vorhanden, ständigein 
Ausguckposten aufzuhalten. Überholungen 
sind bei Dunkelheit möglichst zu vermeiden. 

9. Bei Dunkelheit wird der Schleusenbetrieb 
sowie der Lösch- und Ladebetrieb an Was¬ 
serstraßen und in Häfen innerhalb der fest¬ 
gesetzten Betriebszeiten auch bei gelöschter 
oder stark eingeschränkter Beleuchtung 
durchgeführt. 

10. Die im Schiffahrtsinteresse vorhandenen 
Leuchtfeuer und Brückeniichter sind, so¬ 
weit sie nicht gänzlich gelöscht sind, in 
ihrer Lichtstärke herabgesetzt. Ihre Leuch¬ 
ten sind nach oben, unten und, soweit er¬ 
forderlich, auch seitlich abgeschirmt. 


11. Eine Zusammenballung von Fahrzeugen, 
insbesondere vor Schleusen, Hafeneinfahr¬ 
ten und Brücken, ist unbedingt zu vermei¬ 
den. Dies gilt insbesondere auch für Lager¬ 
schiffe. Beim Festmachen vor Brücken, 
Hebewerken, Schleusen und Wehren haben 
die Fahrzeuge einen Abstand von min¬ 
destens 100 Meter zu halten und nicht 
nebeneinander, sondern gestreckt hinter¬ 
einander mit einem Abstand von annähernd 
Fahrzeuglänge festzumachen, sofern nicht 
die Beamten der Strom- und Schiffahrt- 
polizei und der Hafenpolizei einschließlich 
der Wasserschutzpolizei ausdrücklich Aus¬ 
nahmen zulassen. 

Mit Sprengstoff beladene Schiffe und 
Tankschiffe haben abgesondert von anderen 
Schiffen festzumachen. 

12. In Fahrt befindliche Schiffe halten sich auf 
natürlichen Wasserstraßen und auf Ka¬ 
nälen nachts klar zum Ankern. Auf Ka¬ 
nälen ist Ankern nur mit Landankern ge¬ 
stattet. Zu diesem Zweck ist während der 
Fahrt durch Kanäle ein Boot zum jeder¬ 
zeitigen sofortigen Festmachen des Schiffes 
bereitzuhalten. 

13. Jeder Schiffsführer hat die Pflicht, durch 
strenge Verkehrsdisziplin für die Freihal- 
tung der Schiffahrtwege und für die Er¬ 
haltung seines Fahrzeugs, dessen Ladung 
und Ausrüstung zu sorgen. Er hat sich 
bei Dunkelheit mit seinem Schiff möglichst 
auf der rechten Seite des Fahrwassers zu 
halten. 

Auf Seewasserstraßen gilt Nr. 21 dieses 
Paragraphen. 

14. Der für die Schiffsführung, für das Ver¬ 
holen und für die Brandbekämpfung not¬ 
wendige Teil der Besatzung muß stets an 
Bord bleiben. 

15. Alle Havarien sind sofort den Beamten der 
Strom- und Schiffahrtpolizei bzw. Hafen¬ 
polizei einschließlich Wasserschutzpolizei 
zu melden. 

16. Lebensmittel sind möglichst nicht offen 
liegen zu lassen. Sie sind durch Verwah¬ 
ren in dichtschließenden Schränken oder 
anderen geeigneten Behältnissen, durch 
Einwickeln oder allseitiges Bedecken, ge¬ 
gen Einwirkungen chemischer Kampfstoffe 
zu schützen. 

Transporte von Lebens- und Futtermit¬ 
teln jeglicher Art sind gegen chemische 
Kampfstoffe durch Abdecken zu schützen. 
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B. Seeschiffe 

17. Die Luftschutzrolle (Anlage) tritt in Kraft. 

Auf jedem außerhalb des Hafens in Fahrt 
befindlichen Schiff ist von diesem Zeit¬ 
punkt ab ein Flieger- und Signalbeobach- 
tungsdienst einzurichten. In Flußmündun¬ 
gen und auf den Seewasserstraßen ist auf 
etwaige Signale an Land oder auf anderen 
Schiffen zu achten (Fliegerwarnflagge, 
Fliegerwarnkörper). Schiffe mit FT-Ein- 
riehtung, die in den »Warngebieten« ver- 
kehren, müssen die Fliegerwarnflagge stets 
klar zum Zeigen auf der Brücke mitführen 

18. Die Schiffe — auch die in einer Werft 
oder in einem Dock liegenden — sind so¬ 
weit besetzt zu halten, daß die Luftschutz¬ 
rolle durchgeführt werden kann. Die 
Lösch Wasserversorgung auf den in einer 
W r erft oder im Dock liegenden Schiffen ist 
sicherzustellen. 

19. Fahrgäste und Besatzung sind von dem 
Aufruf des Luftschutzes zu unterrichten 
und auf ihre Pflicht zum luftschutzmäßi¬ 
gen Verhalten hinzuweisen. Die Fahrgäste 
sind davon*in Kenntnis zu setzen, daß sie 
zur vorübergehenden Hilfeleistung heran¬ 
gezogen werden können. 

Erhöhte Dienstbercitschaft ist im erfor¬ 
derlichen Umfang durchzuführeu. 

20. Wasserfahrzeuge, die in See gehen, und 
Seeschiffe haben Tarnmaßnahmen nach 
Weisung des Oberkommandos der Kriegs¬ 
marine durchzuführen oder deren Durch¬ 
führung zu dulden. Die allgemeinen Richt¬ 
linien erläßt dasOberkommandoderKriegs- 
marine im Einverständnis mit dem Reichs¬ 
kommissar für die Seeschiffahrt. Verant¬ 
wortlich für die Durchführung der Tar¬ 
nung ist die Schiffsführung. 

Die Zwölfte Durchführungsverordnung 
zum Luftschutzgesetz (Tarnverordnung) 
findet hierauf keine Anwendung. 

Die Kosten der Tarnmaßnahmen trägt 
das Reich, soweit sich nachstehend nicht 
etwas anderes ergibt. Die Kosten werden 
von den vom Oberbefehlshaber der Kriegs¬ 
marine bestimmten Stellen erstattet. Diese 
Stellen entscheiden endgültig. Der Antrag 
auf Erstattung ist bei ihnen einzureichen. 

Für Sach- und Nutzungsschäden, die in¬ 
folge der Tarnmaßnahmen entstehen, wird 
Entschädigung nach Richtlinien gewährt, 


25. Januar 1944 

die der Reichsminister des Innern gemäß 
§ 1 Abs. 4 und 5 der Kriegssachschäden- 
verordnungvom30.Novemberl940 (Reichs- 
gesetzbl. I S-. 1547) erläßt. 

Eine Kostenerstattung für die Vorberei¬ 
tung und Durchführung von Tarnmaßnah¬ 
men findet nicht statt: 

a) bei Neubauten, 

b) bei ohnehin vorgenommenen Umbauten, 
Änderungen, Reparaturen und Konser¬ 
vierungsarbeiten, wenn die Tarnmaß¬ 
nahmen hierbei ohne wesentliche Mehr¬ 
kosten durchgeführt werden können, 

c) allgemein gegenüber Reichs Verwaltun¬ 
gen sowie der NSDAP., ihren Gliede¬ 
rungen und angeschlossenen Verbän¬ 
den, ferner gegenüber den Ländern. 

Die Durchführung der Tarnmaßnahmen 
wird vom Oberkommando der Kriegs¬ 
marine oder von seinen nachgeordneten 
Dienststellen überwacht. 

21. Auf See ist die Fahrt fortzusetzen. In 
Flußmündungen und auf den Seewasser¬ 
straßen hat sich die Schiffsfülmmg um¬ 
gehend überden nächst erreichbaren Anker¬ 
platz zu unterrichten, die Anker sind klar 
zu halten. Anweisungen eines an Bord be¬ 
findlichen Lotsen sind zu befolgen. In 
Kanälen ist ein Boot auszusetzen und an 
Festmachern mitzuschleppen, um gegebe¬ 
nenfalls sofort an der Böschung fest- 
machen zu können. Die Schiffahrtwege 
sind hierbei grundsätzlich freizuhalten. 

22. Die Außenlichter sind bis auf die für fah¬ 
rende und stilliegende Schiffe vorgeschrie¬ 
benen Lichter zu löschen,. im Seegebiet 
außerhalb der Seewasserstraßen und auf 
vorgeschriebenen Zwangswegen auch das 
zweite Dampferlicht. Die verbleibenden 
Lichter sind nach oben und unten witte¬ 
rungsbeständig so abzuschirmen, daß sie 
von oben nicht eingesehen werden können 
und ihre Wasserspiegelung möglichst ver¬ 
mieden wird. Die Topplichter sind so ab¬ 
zublenden, daß sie in dunkler Nacht bei 
klarer Luft nur bis zu drei Seemeilen, die 
übrigen Positionslichter und die Anker¬ 
lichter nur bis zu anderthalb Seemeilen 
sichtbar sind. Abblendung und Abschir¬ 
mung werden am zweckmäßigsten erreicht 
durch Vorsetzen von zylindrischen Blech¬ 
blenden mit waagerechtem Schlitz. 
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Im Seegebiet außerhalb der Seewasser¬ 
straßen und auf vorgeschriebenen Zwangs¬ 
wegen kann die Schiffsführung alle Posi¬ 
tionslichter löschen, falls sie es für erfor¬ 
derlich hält. 

In den Häfen sind die Anherlichter so 
abzublenden, daß sie in dunkler Nacht bei 
klarer Luft nur bis zu 600 Meter sichtbar 
sind. 

Auf Binnenwasserstraßen gilt Nr. 6 die¬ 
ses Paragraphen. 

23. Sämtliche Fenster, Ober- und Schachtlich¬ 
ter sind abzublenden. Erforderlichenfalls 
sind Lichtschleusen einzurichten. 

24. Eine Zusammenballung von ankernden oder 
festgemachten Schiffen ist zu vermeiden. 
Ein Schwoien in das Fahrwasser ist nach 
Möglichkeit durch Ankern mit dem Heck¬ 
anker oder durch Maschinenkraft zu un¬ 
terbinden. 

Mit Sprengstoff beladene Schiffe und 
Tankschiffe haben abgesondert von ande¬ 
ren Schiffen zu ankern oder festzumachen. 

25. Der Schleusen- sowie Lösch- und Lade¬ 
betrieb wird innerhalb der festgesetzten 
Betriebszeiten auch bei gelöschter oder 
stark eingeschränkter Beleuchtung durch¬ 
geführt. 

26. An einem Kai liegende oder sonstwie ver¬ 
täute Schiffe sind so festzumachen, daß 
im Falle des Sinkens das Fahrwasser nicht 
gesperrt wird und Taucher möglichst von 
allen Seiten an das Schiff herankommen 
können. 

27. Alle Havarien sind sofort den Beamten 
der Strom- und Schiffahrtpolizei bzw. Ha¬ 
fenpolizei einschließlich Wasserschutzpoli¬ 
zei zu melden. 

28. Lebensmittel sind möglichst nicht offen 
liegen zu lassen. Sie sind durch Verwah¬ 
ren in dicht schließenden Schränken oder 
anderen geeigneten Behältnissen, durch 
Einwickeln oder allseitiges Bedecken ge¬ 
gen Einwirkungen chemischer Kampfstoffe 
zu schützen. 

Transporte von Lebens- und Futtermit¬ 
teln jeglicher Art, die nicht in dicht ab¬ 
geschlossenen Laderäumen verstaut sind, 
sind gegen chemische Kampfstoffe durch 
Abdecken zu schützen. 


§5 

Luftschutzmäßiges Verhalten bei Fliegeralarm 

(t) Der Fliegeralarm wird bei Tage an Land 
durch Setzen der Fliegerwarnflagge (gelb-blau¬ 
gelb) oder des Fliegerwarnkörpers (Zylinder in 
Verbindung mit Ball, gelb-blau-gelb) gegeben; 
in Häfen und im Bereich von Schleusen oder 
sonstigen Verkehrsanlagen, soweit möglich, auch 
akustisch (Heulten). Innerhalb von Luftschutz¬ 
orten wird außerdem der Fliegeralarm durch 
den örtlichen Alarm (bei Großalarmanlagen durch 
an- und abschwellenden Heulton, sonst durch 
behelfsmäßige Alarmanlagen) ausgelöst. Die Be¬ 
teiligung der Schiffe an dem akustischen Alarm 
ist verboten. Bei Dunkelheit wird der Flieger¬ 
alarm außer durch akustischen Alarm angezeigt 
im Bereich der Binnenwasserstraßen durch 
Anzünden der Fliegerwarnleuchten gelb¬ 
blau-gelb an Betriebsanlagen und an 
Dienstgebäuden, die am Wasser gelegen 
sind. Soweit technisch möglich, geben 
die Fliegerwarnleuchten vor dem end¬ 
gültigen Anzünden Blinksignale; 
im Bereich der Seewasserstraßen, soweit 
technisch möglich, dui;ch ein- oder mehr¬ 
maliges Ab- und Anstellen und darauf¬ 
folgendes Löschen der im Betrieb ge¬ 
bliebenen Befeuerung. 

Auf dem Wasser setzen bei Tage die Fahrzeuge 
der Strom- und Schiffahrtpolizei, der Hafenpoli¬ 
zei sowie der Wasserschutzpolizei die Flieger¬ 
warnflagge. Schiffe mit FT-Einrichtung, die in 
den »Warngebieten« verkehren — vgl. § 4 Ab. 2 
Nr. 17 —, zeigen sofort nach Erhalt des Flieger¬ 
warnspruchs die Fliegerwarnflagge. 

( 2 ) Nach Auslösung des Fliegeralarms sind 
folgende Maßnahmen durchzuführen: 

A. Binnenschiffe 

1. Die Fahrzeuge machen am Ufer fest oder 
ankern, soweit es gestattet ist, außerhalb 

' des Fahrwassers. Das Festmachen ist so 
durchzuführen, daß ein Hineinschwoien 
der Fahrzeuge in das Fahrwasser unmög¬ 
lich ist. Solange ein Abstoppen des ein¬ 
zelnen Schiffes oder eines Schleppzugs 
nicht möglich ist, ist die Fahrt vorsichtig, 
möglichst auf der rechten Seite des Fahr¬ 
wassers fortzusetzen. Auf Seewasserstra¬ 
ßen gilt Nr. 11 dieses Paragraphen. 

2. Die notwendigen' Teile der Besatzungen 
müssen an Bord bleiben. Alle übrigen an 
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Bord befindlichen Personen, insbesondere 
Fahrgäste und Familienangehörige, sind 
möglichst an geeigneter Stelle an Land zu 
bringen. Im Hafen in Fahrt befindliche 
Schiffe suchen den nächst erreichbaren 
Liegeplatz auf. 

Sind in der Nähe der Liegeplätze Luft- ' 
schutzräume oder Deckungsgräben für 
Schiffsbesatzungen vorhanden, können sie 
nach ordnungsmäßigem Festmachen der 
Schiffe auch von den für den Luftschutz¬ 
dienst eingeteilten Besatzungsmitgliedern 
auf gesucht werden. Dies gilt nicht für 
Tankschiffe. Die Schiffe müssen jedoch 
von dem Luftschutzraum oder von einem 
besonderen Beobachtungsstand aus lau¬ 
fend beobachtet werden und jederzeit zu¬ 
gänglich sein, so daß sie bei Gefahr auch 
von anderen Luftschutzkräften betreten 
werden können. 

3. Der Schleusenbetrieb sowie der Löseb¬ 
und Ladebetrieb an Wasserstraßen und in 
Häfen wird eingestellt. Der Gruppenluft¬ 
schutzleiter W kann in Sonderfällen unter 
Verständigung des örtlichen Luftschutz¬ 
leiters Ausnahmen anordnen. 

4. Löschende oder ladende Tankfahrzeuge 
müssen alle Rohrverbindungen mit dem 
Ufer lösen. Die Signalflagge (blau mit F) 
ist einzuziehen. 

5. Alle Luken und sonstigen Öffnungen sind 
abzudecken und, soweit möglich, abzu¬ 
dichten. 

6 . Bei Nacht löschen alle stilliegenden Schiffe 
sämtliche Lichter. 

Um Zusammenballungen oder Havarien 
von Fahrzeugen zu vermeiden, haben die 
Fahrzeuge nach dem Festmachen, und zwar 
jeweils das letzte, dem in gleicher Fahrt¬ 
richtung von hinten kommenden Fahrzeuge 
das für stilliegende Fahrzeuge vorgeschrie¬ 
bene Licht unter Beachtung der Abblende¬ 
bestimmungen zu zeigen. 

7. Die Schleusen- und Hafenbeleuchtung wird 
völlig ausgelöscht, es sei denn, daß Aus¬ 
nahmen nach Nr. 3 angeordnet sind. 

8 . Die abgeblendeten Brückenlichter sowie 
die Leuchtfeuer werden bei Fliegeralarm 
im allgemeinen nicht gelöscht. 

9. Eigenmächtige Vernebelungen von Schif¬ 
fen sind verboten. 


B. Seeschiffe 

10. Es sind alle Maßnahmen gemäß der Luft¬ 
schutzrolle durchzuführen — hei in Fahrt 
befindlichen Schiffen auch bei Anflug von 
Luftfahrzeugen. 

11. Auf Seewasserstraßen und vorgeschriebe¬ 
nen Zwangswegen setzen die Schiffe am 
Tage die Fahrt außerhalb der Mitte des 
Fahrwassers oder dicht am Tonnenstrich 
fort, soweit ihr Tiefgang und die Sicht- 
verhältnisse es erlauben und keine Sperr¬ 
signale gezeigt werden. Bei Nacht löschen 
in Häfen, auf Seewasserstraßen und auf 
vorgeschriebenen Zwangswegen in Fahrt 
befindliche Schiffe die bisher abgeblende¬ 
ten Lichter und gehen zu Anker. Schiffe 
vor Anker löschen die Ankerlaternen. Bei 
Annäherung eines noch in Fahrt befind¬ 
lichen Schiffes an einen Ankerlieger soll 
dieser durch kurzes Zeigen der abgeblen¬ 
deten Ankerlichter seine Lage anzeigen 
und, falls erforderlich, andere Maßnahmen 
ergreifen. Schiffe vor Anker dürfen erst 
dann weiterfahren, wenn durch Einziehen 
der Sperr- oder Fliegerwarnsignale oder 
auf andere Weise —- nachts durch Wieder- 
anzünden der Feuer — die Weiterfahrt zu¬ 
gelassen wird. Ein Hineinschwoien der 
Schiffe in das Fahrwasser muß unter allen 
Umständen verhindert werden. 

Im freien Seeraum außerhalb der 
Seewasserstraßen und vorgeschriebenen 
Zwangswege können bei Nacht fahrende 
Schiffe ihre Fahrt fortsetzen. Sie löschen 
die bisher abgeblendeten Lichter und füh¬ 
ren nur das abgeblendete Dampferlicht. 
Das entsprechende Seitenlicht und das 
Hecklicht sind, soweit erforderlich, bei An¬ 
näherung an ein anderes Schiff zu zeigen. 
Auch das Dampferlicht kann gelöscht und 
das entsprechende Seitenlicht und das 
Hecklicht brauchen nicht gezeigt zu wer¬ 
den, wenn es der Schiffsführung notwen¬ 
dig erscheint. 

Anhäufung von Schiffen, insbesondere 
an Hafeneinfahrten und Schleusen, ist zu 
vermeiden. 

12. Der Schleusenbetrieb sowie der Lösch- und 
Ladebetrieb an Wasserstraßen und in 
Häfen wird eingestellt. Der Gruppenluft¬ 
schutzleiter W kann in Sonderfällen unter 
Verständigung des örtlichen Luftschutz¬ 
leiters Ausnahmen anordnen. 


Reichs sresetzbl. 194-! T 


9 



34 Reichsgesetzblatt, Jahrgang 1944, Teil I 


13. Löschende oder ladende Tankfahrzeuge 
müssen alle Rohrverbindungen mit dem 
Ufer lösen. Die Signalflagge »B« des In¬ 
ternationalen Signalbuchs ist einzuziehen. 

14. Die Schleusen- und Hafenbeleuchtung wird 
völlig ausgelöscht, es sei denn, daß Aus¬ 
nahmen nach Nr. 12 angeordnet sind. 

15. Die meisten Leuchtfeuer werden bei 
Fliegeralarm gelöscht. Die abgeblendeten 
Brückenlichter bleiben brennen. 

16. Eigenmächtige Vernebelungen von Schif¬ 
fen sind verboten. 

§6 

Lnftscliutzinäßiges Verhalten nach der Entwarnung 

(1) Die Entwarnung wird durch Einziehen 
der Fliegerwarnflagge oder des Fliegerwarn¬ 
körpers sowie nachts durch Löschen der Flieger¬ 
warnleuchten und. soweit möglich, akustisch 
(hoher Dauerton) angezeigt. Im Bereich der 
Seewasserstraßen werden diejenigen Feuer, die 
vor dem Fliegeralarm gebrannt haben, wieder 
angezündet. Innerhalb von Luftschutzorten wird 
durch die örtlichen Alarmanlagen (bei Groß¬ 
alarmanlagen durch hohen Dauerton, sonst durch 
Behelfsalarmanlagen) entwarnt. 

( 2 ) Nach der Entwarnung sind folgende Maß¬ 
nahmen durchzuführen: 

1. Die Fahrzeuge dürfen ihre Fahrt fort¬ 
setzen. Sind Kampfstoffe festgestellt oder 
besteht ein Verdacht auf diese, so darf die 
Fahrt nur fortgesetzt werden, wenn sicher¬ 
gestellt ist, daß die Kampfstoffschäden 
mit eigenen Mitteln während der Weiter¬ 
fahrt beseitigt werden können. 

2. Die gelöschten Lichter sind wieder zu 
setzen, die Fliegerwarnsignale auf den 
Schiffen einzuziehen. Soweit die Fahrt 
aufgenommen wird, hat dies in der Rei¬ 
henfolge des Festmachens zu geschehen. 
Hierbei sind Überholungen verboten. 

3. Im Hafen und in Luftschutzorten darf das 
Schiff erst nach der Entwarnung durch 
den örtlichen Luftschutzleiter verlassen 
werden. 

§7 

Verhalten bei größeren.Schäden an Verkehrsanlagen 
und an Fahrzeugen 

Falls bei Luftangriffen Schäden an Verkehrs- 
amlagen und an Fahrzeugen eingetreten sind, 
sind folgende Maßnahmen durchzuführen: 


1. Die Feststellung von größeren Schäden an 
Schiffen, die Beobachtung von Schäden 
an Verkehrsanlagen der Wasserstraßen 
und der Häfen sowie der Verdacht oder 
die Feststellung von Kampfstoffen sind 
sofort dem nächst erreichbaren Polizei¬ 
organ oder der nächsten Dienststelle der 
Wasserstraßen- bzw. Hafenverwaltung 
anzuzeigen. Sinkende Fahrzeuge haben das 
durchgehende Fahrwasser frei zu machen. 

2. Durch chemische Kampfstoffe vergiftete 
Schiffsladungen sind, auch wenn nur der 
Verdacht einer Vergiftung vorliegt, den 
in Nr. 1 genannten Dienststellen sofort 
zu melden. Das gleiche gilt in Fällen, in 
denen Bedarfsgegenstände, Lebens- und 
Futtermittel infolge sonstiger Einwirkun¬ 
gen von Luftangriffen in ihrer Verwert¬ 
barkeit beeinträchtigt worden sind. Die 
Schiffsladungen bleiben bis zur weiteren 
Entscheidung gesperrt. 

3. Seeschiffe, die infolge von Fliegerschäden 
dringend der Hilfe bedürfen, geben fol¬ 
gende Notsignale: 

Bei Tage: 

a) das Signal »NC« des Internationalen 
Signalbuchs mit der Bedeutung: »Ich 
bin in Not und benötige sofort Hilfe«, 

b) anhaltendes Ertönenlassen irgendeines 
Nebelsignalgeräts, jedoch nicht der 
Sirene, 

c) das SOS-Signal mit irgendeinem Si¬ 
gnalmittel, jedoch nicht mit Funken¬ 
telegraphie, 

d) das Fernsignal, bestehend aus einer vier¬ 
eckigen Flagge über oder unter einem 
Ball oder einem ähnlichen Körper, 

e) Setzen der internationalen Flagge »V«: 
»Ich benötige Hilfe«, der internationa¬ 
len Flagge »W«: »Ich benötige ärzt¬ 
liche Hilfe«. 

Bei Nacht: 

a) Raketen oder Leuchtkugeln von belie¬ 
biger Art und Farbe, sie sind einzeln 
in kurzen Pausen abzubrennen, 

b) anhaltendes Ertönenlassen irgendeines 
Nebelsignalgeräts, jedoch nicht der 
Sirene, 

c) das SOS-Signal mit irgendeinem Si¬ 
gnalmittel, jedoch nicht mit Funken- 
telegraphie. 
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Während eines Fliegeralarms muß — 
außer für Notsignale — jede Benutzung 
des Scheinwerfers, jede Abgabe von Licht¬ 
signalen sowie der Gebrauch der Dampf¬ 
pfeife sowie der Sirene unterbleiben. 

4. Für Binnenschiffe bleiben die Bestimmun¬ 
gen der Binnenschiffahrtpolizeiverordnun¬ 
gen unberührt. Jedoch ist die Abgabe von 
Notzeichen mittels Schiffssirenen nicht ge¬ 
stattet. 

Teil III 

§8 

Behörden- und Weisungsbefugnisse 

(1) Die Überwachung der Durchführung die¬ 
ser Verordnung obliegt den Behörden der Strom- 
und Schiffahrtpolizei und der Hafenpolizei; so¬ 
weit die Hafenpolizei nicht in der Hand des 
örtlichen Polizeiverwalters liegt, im Einverneh¬ 
men mit ihm in seiner Eigenschaft als örtlicher 
Luftschutzleiter. 

( 2 ) Den Anordnungen der Beamten der Strom- 
und Schiffahrtpolizei, der Hafenpolizei ein¬ 
schließlich der Wasserschutzpolizei ist Folge zu 
leisten. 

( 3 ) In gleicher Weise sind die Anordnungen 
der zu Hilfspolizeibeamten bestellten Kräfte des 
Luftschutzdienstes auf Wasserstraßen und in 
Häfen zu befolgen. 

§9 

Ausnahmen und Erleichterungen 

( 1 ) Die Wehrmacht und die Polizei, die Ver¬ 
waltungen der Wasserstraßen und der Häfen 
sowie die Zollverwaltung können von dieser 
Verordnung abweichen, soweit die Erfüllung 
ihrer hoheitlichen Aufgaben es erfordert. 

( 2 ) Abs. 1 gilt für die Luftschutzkräfte sinn¬ 
gemäß. 

(3) Die Behörden der Strom- und Schiffahrt¬ 
polizei und der Hafenpolizei können Erleichte¬ 
rungen für einzelne Teile dieser Verordnung im 
Einvernehmen mit den zuständigen Webrmacht- 
dienststellen (Luftgaukommandos bzw. Marine¬ 
stationskommandos) zulassen; soweit die Hafen- 
poiizei nicht in der Hand des örtlichen Polizei¬ 
verwalters liegt, auch im Einvernehmen mit ihm 
in seiner Eigenschaft als örtlicher Luftschutz- 
leiter. 


§ 10 

V erdunklungs Verordnung 

Die Vorschriften der Achten Durchführungs¬ 
verordnung zum Luftschutzgesetz (Verdunk¬ 
lungsverordnung) werden durch diese Verord¬ 
nung nicht berührt. 

§11 

Luftschutziibungen 

( 1 ) Bei Luftschutzübungen gelten die Vor¬ 
schriften dieser Verordnung sinngemäß mit Aus¬ 
nahme des § 3 Abs. 3. Die Behörden der Strom- 
und Schiffahrtpolizei und der Hafenpolizei kön¬ 
nen Erleichterungen von den Vorschriften dieser 
Verordnung durch Bekanntmachung zulassen, 
wenn es mit Rücksicht auf die Verkehrsbelange 
notwendig ist. 

( 2 ) Die zur Durchführung des Luftschutzes 
auf Schiffen erforderlichen Selbstschutzgeräte 
und Verdunklungseinrichtungen sind jederzeit, 
in ordnungsmäßigem Zustand an Bord zu halten. 

§12 

Photographäerverbot 

Luftschutzanlagen und, Luftschutzübungen' 
dürfen nicht photographiert werden, wenn ein 
entsprechendes Verbot bekanntgegeben ist. 

§ 13 

Durchführung 

( 1 ) Die Behörden der Strom- und Schiffahrt¬ 
polizei und der Hafenpolizei werden ermächtigt, 
zur Durchführung und Ergänzung der Verord¬ 
nung Anordnungen zu erlassen. Sie dürfen hier¬ 
bei, wenn die Luftlage es erfordert, von den Be¬ 
stimmungen der Verordnung vorübergehend ab¬ 
weichen. 

( 2 ) Die Behörden der Strom- und Schiffahrt¬ 
polizei und der Hafenpolizei können zur Durch¬ 
führung der Verordnung polizeiliche Verfügun¬ 
gen erlassen und diese mit Zwangsmitteln (un¬ 
mittelbarer Zwang, Ausführung der zu erzwin¬ 
genden Handlung auf Kosten des Pflichtigen, 
Festsetzung von Zwangsgeld, im Nichtbeitrei¬ 
bungsfalle Zwangshaft) durchsetzen. 

§14 

Beschwerden und Strafen 

§ 17 und § 21 außer Abs. 3 der Ersten Durch¬ 
führungsverordnung zum Luftschutzgesetz fin¬ 
den entsprechende Anwendung. 
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Anlage 

(Zu § 4 Abs. 2 Nrn. 2 und 17 
vorstehender Verordnung) 


1. Selbstschutzgeräte für Binnenschiffe 


a) Für den Schutz der Besatzung: 
Gasmaske, 

Verbandpäckchen, 

Hautentgiftungsmittel, 

Verbandkasten; 

b) für die Brandbekämpfung: 

Feuerlöschgerät und Ausrüstung nach den 
Bestimmungen der Binnenschiffahrt- 
Berufsgenossenschaft ; 


c) für die Kampfstoffbekämpfung: 
Chlorkalk oder Losantin, 

Schmierseife, 

Borsäuretabletten, 

alkalische Augensalbe mit Glasstäbchen, 
Natrium bicarbonicum; 

d) für Verdunklungszwecke: 

Material zum Verdunkeln der Innnenbe- 

leuchtung und Abblenden der Außenbe¬ 
leuchtung. 


Der erforderliche Umfang des Selbstschutzgeräts richtet sich nach Größe und Bauart der Fahr¬ 
zeuge ohne oder mit eigener Triebkraft. 


II. Luftschutzrolle der Seeschiffe 

a) In der Luftschutzrolle sind besonders zu berücksichtigen: 


1. Besetzen der F.T.-Station, 

2. Schließen der wasserdichten Türen, Schot¬ 
ten sowie der Rauchtüren, 

3. Klarmachen der Feuerlöscheinrichtungen, 

4. Schließen der Luken, 

5. Klarlegen des Lecksicherungsmaterials 
(Persennige, Werg, Matten, Tauwerk), 

6 . Abschließen überflüssiger Dampfleitungen, 

7. Durchführen der eingeschränkten Beleuch¬ 
tung, 

8 . Klarhalten je einer Schlepptrosse vorn 
und achtem, 


9. Durchführung der Verdunklungsmaßnah¬ 
men auf dem Schiff, 

10. Bereithalten vorhandener Gasschutzgeräte, 

11. Klarmachen der Rettungsboote, 

12. Uberbordhängen von Fendern, Leitern und 
Enden, 

13. Reserveruder klar zum Einkuppeln, 

14. Maßnahmen bei Kampfstoffgefahr, 

15. Maßnahmen bei Verwundung und Kampf¬ 
stoffschädigungen, 

16. Klarhalten der Warpanker an Stahltroß 
am Heck bei Fahrzeugen über 1500 Brutto- 
Registertonnen. 


b) Ausrüstung der Schiffsapotheke mit Mitteln gegen Kampfstoff Schädigungen 


Für je 100 Mann Besatzung sind vorzusehen: 

1. 100 Tabletten Natrium bicarbonicum zu je 
1 Gramm (zur Herstellung einer 5 °/ 0 igen 
Natriumbicarbon-Lösung), 

2. zwei Tuben alkalische Augensalbe (mit 
Glasstäbchen zum Einstreichen in den 
Bindehautsack), 


3. Chlorkalk, am besten Losantin, 2 Kilo 
gramm, 

4. Schmierseife (in Steinguttopf), 1 Kilo¬ 
gramm, 

5. 100 Borsäuretabletten zu je 1 Gramm. 
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Verordnung 

über die Gebühren der Rechtsanwälte im Verfahren nach der Kriegssachschädenverordnung. 

Vom 15. Januar 1944. 


Auf Grund des § 44 der Verordnung über Maß¬ 
nahmen auf dem Gebiete der Gerichtsverfassung 
und der Rechtspflege vom 1. September 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 1658) und des § 37 der 
Kriegssachschädenverordnung vom 30. Novem¬ 
ber 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1547) wird ver¬ 
ordnet: 

§ 1 

(1) Für die Bearbeitung von Kriegssachschäden 
erhalten die Rechtsanwälte Gebühren und Aus¬ 
lagen ausschließlich nach den Vorschriften dieser 

O 

Verordnung. 

( 2 ) Dies gilt nicht für Verfahren vor den ordent¬ 
lichen Gerichten, z. B. Rechtsstreitigkeiten über 
die Rechte Dritter an der gewährten Entschädi¬ 
gung (§ 18 der Kriegssachschädenverordnung). 

§ 2 

( 1 ) Die Gebühr richtet sieh in der ersten Reclits- 
stüfe nach dem Wert der bewilligten oder ver¬ 
einbarten Entschädigung. Bei Ersatzleistung in 
Natur ist der Wert der Entschädigung nach den 
für die Ersatzleistung erforderlichen Aufwen¬ 
dungen zu bemessen. 

( 2 ) Wird die Entscheidung nach § 20 der 
Kriegssachschädenverordnung ausgesetzt, oder 
ist sonst eine baldige Entscheidung über die 
Höhe der Entschädigung nicht zu erwarten, so 
ist die Gebühr nach der frei zu schätzenden Höhe 


des Schadens zu berechnen. Dasselbe gilt, wenn 
der Entschädigungsantrag abgelehnt wird. 

( 3 ) Beschränkt sich die Tätigkeit des Rechts¬ 
anwalts auf verfahrensrechtliche oder sonstige 
Neben fragen, so ist der Wert nach freiem Er¬ 
messen zu bestimmen. Das gleiche gilt bei der 
Geltendmachung eines Härteausgleichs (§ 38 der 
Kriegssachschäden Verordnung). 

( 4 ) Im Falle des §21 der Kriegssachschäden¬ 
verordnung ist der Gesamtwert der Entschädi¬ 
gung einschließlich des etwa festgestellten Wert¬ 
unterschiedes maßgebend. 

( 5 ) Wiederkehrende oder dauernde Nutzun¬ 
gen oder Leistungen sind nach dem Wert des 
einjährigen Bezugs zu bemessen, soweit ihre Zu¬ 
sammen rechnung nicht einen geringeren Betrag 
ergibt. Wird der Ersatz eines Nutzungsschadens 
nicht auf einmal, sondern nach und nach für be¬ 
stimmte Zeitabschnitte beantragt, so ist jedem 
Antrag höchstens der halbjährige Wert, des 
Bezugsrechts zugrunde zu legen und die Gebühr 
für den zweiten und die späteren Anträge nach 
dem Gesamtwert aller Anträge abzüglich der 
bereits für die früheren Anträge erwachsenen 
Gebühren zu berechnen. 

(e) Im Beschwerde- und Einspruchsverfahren 
ist die Gebühr nach dem Wert der Beschwerde- 
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summe zu berechnen. In Ermangelung einer 
Beschwerdesumme ist der Wert nach freiem Er¬ 
messen zu bestimmen. 

§3 

Die Feststellungsbehörde setzt den Wert auf 
Antrag oder von Amts wegen fest. Der Antrag 
kann von dem Rechtsanwalt auch im eigenen 
Namen gestellt werden. Die Festsetzung ist un¬ 
anfechtbar. Sie kann jedoch von der Feststel- 
lungsbehörde, die sie getroffen hat, und von der 
Feststellungsbehörde der höheren Rechtsstufe, 
die mit der Sache befaßt ist, von Amts wegen 
geändert werden. 

§4 

(1) Die Gebühr wird nach der Staffel im § 9 
der Gebührenordnung für Rechtsanwälte vom 
5. Juli 1927 (Reichsgesetzbl. I S. 162) berechnet. 

( 2 ) Der Rechtsanwalt erhält für die Vertre¬ 
tung im Verfahren der ersten Rechtsstufe die 
volle Gebühr, im Verfahren der zweiten und 
dritten RecVtSstufe sowie im Einspruchsverfah¬ 
ren das Eineinhalbfache der vollen Gebühr, 
höchstens jedoch in einer Rechtsstufe 1500 Reichs¬ 
mark. Die an Stelle einer Sachbeschwerde zuge¬ 
lassene Dienstaufsichtsbeschwerde steht gebüh¬ 
renrechtlich einer Sachbeschwerde gleich. 

( 3 ) Ist die Tätigkeit des Rechtsanwalts außer 
gewöhnlich umfangreich oder schwierig, so kön¬ 
nen die Gebühr und der Höchstsatz um die 
Hälfte erhöht werden. 

§5 

Die Gebühr und der Höchstbetrag ermäßigen 
sich auf die Hälfte der im § 4 genannten Sätze, 

1. wenn das Verfahren ausschließlich die als¬ 
baldige Gewährung einer bereits festge¬ 
stellten Entschädigung betrifft (§9 der 
Kriegssachschäden Verordnung), 

2. wenn das Verfahren auf die Beweissiche¬ 
rung beschränkt ist (§ 12 Abs. 1 Satz 4 der 
Kr iegssachschäden Verordnung), 

3. wenn das Verfahren nach § 20 der Kriegs¬ 
sachschädenverordnung ausgesetzt wird 
und die Mühewaltung des Rechtsanwalts 
gering war. 

§ 6 

( 1 ) Mit der Gebühr ist die gesamte Tätigkeit 
des Rechtsanwalts in einer Rechtsstufe abge¬ 
golten. 

( 2 ) Das Verfahren nach § 21 der Kriegssach¬ 
schädenverordnung bildet für die Gebührenbe- 
rechnung mit dem vorausgegangenen Entschädi¬ 
gungsverfahren eine Einheit. 


§7 

( 1 ) Wird nach Zurückverweisung an eine 
Feststellungsbehörde niederer Rechtsstufe das 
Verfahren vor dieser fortgesetzt, so wird das 
weitere Verfahren für die Gebührenberechnung 
als neue Rechtsstufe behandelt. Jedoch ermäßigt 
sich die Gebühr eines Rechtsanwalts, der bereits 
im früheren Verfahren dieser Rechtsstufe tätig 
war, auf die Hälfte der im § 4 genannten Sätze. 

( 2 ) Das gleiche gilt 

1. wenn das Verfahren nach § 20 Abs. 1 der 
Kriegssachschädenverordnung ausgesetzt 
war, für das nach der Instandsetzung. 
Wiederherstellung oder Wiederbeschaf¬ 
fung fortgesetzte Verfahren; 

2. wenn das Verfahren zunächst auf die Be¬ 
weissicherung beschränkt war, für das 
spätere Verfahren auf die Gewährung 
einer Entschädigung; 

3. wenn zunächst nur das Bestehen eines Ent¬ 
schädigungsanspruchs festgestellt, eine 
alsbaldige Entschädigung aber nicht be¬ 
willigt war, für ein späteres Verfahren, 
das nur die alsbaldige Gewährung der 
bereits festgestellten Entschädigung zum 
Ziel hat (§ 9 der Kriegssachschädenver- 
ordnungj. 

§8 

( 1 ) Ist dem Rechtsanwalt nicht die Vertretung 
in dem Entschädigungsverfahren übertragen, so 
erhält er 

1. für die Anfertigung eines Entschädigungs¬ 

antrages, einer Beschwerde- oder Ein¬ 
spruchsschrift, einer eine Sachbeschwerde 
e rsetzenden Dienstaufsichtsbeschwerde, 

einer Beschwerdebeantwortung oder eines 
ausführlichen Gutachtens die Hälfte der 
vollen Gebühr, 

2. für die Anfertigung einer sonstigen Ein¬ 
gabe an eine Feststellungsbehörde oder 
eine Dienstaufsichtsbehörde drei Zehntel 
der vollen Gebühr, 

3. für die Erteilung eines Rates drei Zehntel 
der vollen Gebühr, 

4. für die Wahrnehmung eines Termins drei 
Zehntel der vollen Gebühr. 

( 2 ) Für die Bearbeitung eines Antrags auf Ge¬ 
währung eines Härteausgleichs nach § 38 der 
Kriegssachschädenverordnung erhält der Rechts¬ 
anwalt drei Zehntel der vollen Gebühr. Sie steht 
ihm auch dann zu, wenn ihm die Vertretung im 
Entschädigungsverfahren übertragen ist. 
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( 3 ) In den Fällen des Abs. 1 Nr. 1 beträgt die 
Gebühr höchstens achthundert, in den übrigen 
Fällen des Abs. 1 und im Falle des Abs. 2 
höchstens fünfhundert Reichsmark. Stehen dem 
Rechtsanwalt mehrere Gebühren nach Abs. 1 zu, 
so erhält er nicht mehr, als wenn ihm die Ver¬ 
tretung im Entschädigungsverfahren übertragen 
wäre. 

§ 9 

Für die Erhebung und Ablieferung von Geld 
oder Wertpapieren erhält der Rechtsanwalt die 
im § 87 der Gebührenordnung für Rechts¬ 
anwälte bestimmte Gebühr. 

§ 10 

Gebührenvereinbaiungen sind unwirksam. 

§11 

Die §§ 2 bis 6. 8, 14, 49 bis 51, 76 bis 86 der 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte gelten ent¬ 
sprechend, soweit in dieser Verordnung nichts 
anderes bestimmt ist. 

§ 12 

( 1 ) Die Gebühren und Auslagen des Rechts¬ 
anwalts werden dem Zahlungspflichtigen nach 
§ 23 Abs. 1 Satz 2 der Kriegssachschädenver¬ 
ordnung aus Reichsmitteln erstattet, wenn die 
Mitwirkung eines Rechtsanwalts notwendig 


oder zweckdienlich war. Über die Erstattung 
entscheidet die Feststellungsbehörde und im 
Verfahren über die eine Sachbeschwerde erset¬ 
zende Dienstaufsichtsbeschwerde die Aufsichts¬ 
behörde. Die Entscheidung kann nicht selb¬ 
ständig angefochten werden. Die Entscheidung, 
durch die die Erstattung abgelehnt wird, kann 
jedoch von der Feststellungsbehörde der höheren 
Rechtsstufe auch von Amts wegen geändert 
werden. 

( 2 ) Die Entscheidung der Feststellungsbehörde 
über die Höhe der Gebühren und Auslagen des 
Rechtsanwalts ist auch im Verhältnis des Rechts¬ 
anwalts zu seinem Auftraggeber maßgebend. 

§13 

Diese Verordnung gilt auch in den Alpen- und 
Donau-Reichsgauen, im Reichsgau Sudetenland, 
in den eingegliederten Ostgebieten und im Pro¬ 
tektorat Böhmen und Mähren. 

§14 

( 1 ) Diese Verordnung tritt am siebenten Tage 
nach der Verkündung in Kraft. 

( 2 ) Sie gilt auch für die Gebühren und Aus¬ 
lagen des Rechtsanwalts in bereits anhängigen 
Entschädigungsverfahren, soweit das Verfahren 
einer Rechtsstufe nicht bereits vorher beendet 
worden ist. 


Berlin, den 15. Januar 1944. 


Der R e i e h s in i n i s t e r der J u s t i z 
Dr. Thierack 


Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung 

Dr. Stuckart 


Dritte Verordnung zur Änderung des Maß- und Eichrechts. 
Vom 19. Januar 1944. 


Auf Grund des § 20 Nr. 4, des § 59 und des 
§ 71 Abs. 2 des Maß- und Gewichtsgesetzes vom 
13. Dezember 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1499) in 
der Fassung der Änderungsverordnungen vom 
12. März 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 497) und vom 
9. Oktober 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 635) wird 
im Einvernehmen mit dem Reichsminister für 
Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung und 
dem Reichsminister des Innern verordnet: 


Artikel I 

Das Maß- und Gewichtsgesetz wird geändert, 
w ie folgt: 

1. Im § 5 (Maßbezeichnungen) wird in Nr. 3 als 
vorletzte Zeile eingefügt: 

»Der tausendste Teil des Milliliters heißt das 
Mikroliter«. 
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2. Im § 6 (Abkürzungen) erhält Nr. 3 folgenden 
Zusatz: 

"Mikroliter. \J«. 

3. Im § 34 (Beglaubigungspflicht) erhält Nr. 3 
folgenden Zusatz: 

»d) die von Prüfstellen zur verbindlichen 
Feststellung des Handelsgewichts von 
Spinnstoffen verwendet werden:«. 

4. § 36 erhält folgende Fassung: 

;§ 36 

Die §§ 31 bis 33 gelten .sinngemäß für die 
nach § 34 beglaubigungspflichtigen Meßge¬ 
räte.« 

5. Im § 54 (Flaschen) Abs. 1 Nr. 6 a werden die 
Maßgrößen 0,75 / und 0,35 l durch die Maß¬ 
größen 0,7 l und 0,33 l ersetzt. 

6. § 54 Abs. 3 fällt weg; Abs. 4 wird Abs. 3. 

7. §54 erhält folgende neue Abs. 4 und 5: 

» (4) Der Reich'twirtschsftsminister kann Auf¬ 
brauchfristen für Flaschen festsetzen. 

( 0 ) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden 
auf Flaschen, dva leer oder gefüllt zur Aus¬ 
fuhr bestimmt sind, keine Anwendung." 

8. Im § 55 Abs. 2 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Mit Ausnahme derjenigen für Sauermilch¬ 
arten müssen diese Flaschen zusätzlich auf 
dem Flaschenzylinder die Bezeichnung»Dauer- 
rriileh" tragen. Sie dürfen nur für Milch- und 
Sahnedauerwaren verwendet werden.” 

Artikel II 

Die Ausführungsverordnung zum Maß- und 

Gewichtsgesetz vom 20. Mai 193ö(Reiehsgesetzbl. 

I S.-459) in der Fassung der ÄnderungsVerord¬ 
nungen vom 28. Dezember 1938 (Reichsgesetzbl. 

I S. 2012) und vom 19. Dezember 1941 (Rcichs- 

gesetzbl. I S. 798) wird geändert, wie folgt: 

1. Im § 12 (Mitwirkung der Gemeinden) Abs. 1 
Nr. 1 werden die Worte »beleuchtet und heiz¬ 
bar« ersetzt durch die Worte »nach Bedarf 
beheizt«. 

2. § 15 erhält folgende Fassung: 

Berlin, den 19. Januar 1944. 
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"§I5. 

Die Polizeibehörden (Ortspolizei und Gen¬ 
darmerie) haben die Erfüllung der den Eich¬ 
pflichtigen (Besitzern eichpflichtiger .Meßge¬ 
räte) obliegenden Verpflichtungen nach den 
allgemeinen Weisungen des Reichswirtschaf ts- 
ministers zu überwachen.« 

: . § 29 erhält folgende Fassung: 

"§29 

Die Eichbehörden haben stichprobenweise 
den Zustand der in ihrem Bezirk vorkom¬ 
menden eich- oder beglaubiguugspflichtige.il 
Meßgeräte, die Arbeit der Hersteller- und In¬ 
slandsetzungsbetriebe und der Hersteller von 
Schankgefäßen und Flaschen sowie die Tätig¬ 
keit der Wäger an öffentlichen Waagen zu 
überwachen und gegen Ordnungswidrigkeiten 
einzuschreiten. Sie können im Rahmen ihrer 
Befugnisse (§ 8) auf Antrag auch Meßgeräte, 
für die keine Eich- oder Beglaubigungspflicht 
besteht, auf ihre Richtigkeit nachprüfen. Der 
Verfügungsberechtigte hat dies zu dulden und 
die Kosten zu tragen, falls sich das Meßgerät 
als unrichtig erweist. Erweist sich das Meß¬ 
gerät als richtig, so hat der Antragsteller die 
Kosten zu tragen.« 

4. §31 erhält folgenden Abs. 4: 

»( 4 ) Der Reichswirtschaftsminister kann an¬ 
ordnen, daß Waren nur in Gewichts- oder 
Raumgehalts werten oder Stückzahlen auge- 
boten, verkauft oder berechnet werden, die 
ohne Bruchbildung durch 10 teilbar sind.« 

5. Im § 70 (StrafVorschriften) wird hinter 
»Reichsmark« eingefügt »oder mit Haft bis 
zu sechs Wochen«. 

Artikel III 

Die Eichaufsichtsbehörden werden ermächtigt 
bis auf weiteres nach Lage der Verhältnisse für 
einzelne Arten von Meßgeräten in ihrem ganzen 
Eichaufsichtsgebiet oder in Teilen desselben, 
erforderlichenfalls unter gewissen Bedingungen, 
die Nacheichfrist um zwei Jahre zu verlängern 


Der Reichs w i r t. s c li a f t s m i n i s t e r 
In Vertretung 
i)r. Ha vier 



■ppp? * 



ISPSSppssfffP 


Nr. 7 —Tag der Ausgabe: 2S. Januar 1944 



41 


Zweite Verordnung zur Durchführung 

der Verordnung zur Angieiehung des Strafrechts des Altreichs und der Alpen- und Donau- Ueichsgaue. 

Vom 20. Januar 1944. 


Auf Grund der Schlußvorschrift der Verord¬ 
nung zur Angleichung des Strafrechts des Alt¬ 
reichs und der Alpen- und Donau-Reichsgaue 
(Straf rech tsangleichimgsverordnung)vom29. Mai 
1943 (Rcichsgesetzbl. 1 S. 339) wird verordnet: 

Erster Abschnitt 
Änderungen des Reichsrechts 

A !• t i k e 1 1 

Falsche uneidliche Aussage und Meineid 

1. Der Neunte Abschnitt des Zweiten Teiles des 
Reichsstrafgesetzbuchs erhält die Überschrift 

»Falsche uneidliclie Aussage 
und Meineid «. 

2. § 153 des Reichsstrafgesetzbuchs wird ge¬ 
strichen: die Strafvorschrift des Reichsstraf¬ 
gesetzbuchs gegen falsche uneidliche Aus¬ 
sage (’§ 156a) wird § 153. 

3. § 154 des Reichsstrafgesetzbuchs erhält fol¬ 
gende Fassung: 

.*§ 154 

Wer vor Gericht oder vor einer anderen 
zur Abnahme von Eiden zuständigen Stelle 
vorsätzlich falsch schwört, wird mit. Zucht¬ 
haus bestraft. 

Sind- mildernde Umstände vorhanden, so 
ist die Strafe Gefängnis nicht unter sechs 
Monaten«. 

4. § 159 des Reichsstrafgesetzhuchs erhält fol¬ 
gende Fassung: 

»§ 159 

Die Vorschriften über die Bestrafung der 
erfolglosen Anstiftung und anderer Vorbe¬ 
reitungshandlungen bei Verbrechen (§49a) 
gelten entsprechend für alle Falle der fal¬ 
schen uneidlichen Aussage, des Meineids und 
der wissentlichen Abgabe einer falschen Ver¬ 
sicherung an Eides Statt.« 

5. In § 161. Abs. 2 des Reichsstrafgesetzbuchs 
wird vor der Zahl »156« die Zahl »153« ein¬ 
gefügt. 

6. Im § 163 Abs. 1 des Reich sst rafgesetzbuchs 
wird die Zahl *153« durch die Zahl »154« 
ersetzt. 


Artikel 2 

Tod des Privatklägers bei Beleidigung 
§ 393 Abs. 2 der Reichsstrafprozcßordnung 
erhält folgende Fassung: 

»Eine Privatklage wegen Beleidigung kann 
jedoch nach dem Tode des Klägers von dessen 
Eltern. Kindern. Geschwistern oder dem Ehe¬ 
gatten fortgesetzt werden.« 

Zweiter Abs c h n i 11 

Änderungen des in Kraft gebliebenen ehemals 
österreichischen Rechts 

Artikel 3 

Meineid, falsches Zeugnis und falsche Versiche¬ 
rungen an Eides Statt 

in das Strafgesetz vom 27. Mai 1852 (RGBl. 
Nr. 117) werden folgende Bestimmungen einge¬ 
legt : 

"§ 204 a. Ifat ein Zeuge oder Sachverstän¬ 
diger einen falschen Eid oder ein falsches 
Zeugnis (§ 199 lit. a) abgelegt, um von einem 
Angehörigen oder von sich selbst die Gefahr 
einer gerichtlichen Bestrafung abzuwenden, 
so kann der Richter nach pflichtmäßigem Er¬ 
messen. ohne an die Grenzen des außerordent¬ 
lichen Milderung»rechts gebunden zu sein, die 
Strafe der Art nach mildern und in der Dauer 
herabsetzen, in besonders leichten Fällen auch 
von Strafe absehen. 

Ebenso kann der Richter die Strafe wegen 
falschen Eides oder falschen Zeugnisses mil¬ 
dern oder von Strafe absehen, wenn das Ver¬ 
brechen von einem noch nicht Sechzehn¬ 
jährigen begangen worden ist oder wenn der 
later die falsche Angabe rechtzeitig berich¬ 
tigt. Die Berichtigung ist verspätet, wenn sie 
bei der Entscheidung nicht mehr verwertet 
werden kann oder aus der Tat ein Nachteil 
für einen anderen entstanden ist oder wenn 
schon gegen den Täter eine Anzeige erstattet 
oder eine Untersuchung eingeleitet worden ist. 
Die Berichtigung kann bei einem Gericht, 
einem Staatsanwalt oder einer Polizeibehörde 
erklärt werden. 

Falsche Versicherungen an Eides Statt 

§462a. Wer vor einer zur Abnahme einer 
Versicherung an Eides Statt zuständigen Be- 
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liörde eine solche Versicherung vorsätzlich 
falsch abgibt oder unter Berufung auf eine 
solche Versicherung vorsätzlich falsch aus¬ 
sagt oder wer sich um eine falsche Versiche¬ 
rung an Eides Statt bewirbt, die vor einer 
hierfür zuständigen Behörde abgelegt werden 
soll, inacht sich eines Vergehens schuldig und 
wird mit strengem Arrest von einem Monat 
bis zu drei Jahren bestraft. 

§ 204 a ist dem Sinne nach anzuwenden. Die 
Berichtigung kann auch vor der Stelle erklärt 
werden, die die Versicherung an Eides Statt 
entgegengenommen hat.« 


1. Im zweiten Absatz des § 121 wird das Wort 
»eidlich* gestrichen; diesem Absatz wird fol¬ 
gende Bestimmung angefügt: 

»■Sie können nach pflichtmäßigem Ermessen 
des Gerichts vereidigt werden.« 

2. An die Stelle der Abs. 2 und 3 des § 247 tritt 
folgende Bestimmung: 

»Ob ein Zeuge oder Sachverständiger über¬ 
haupt und ob er vor oder nach seiner Ver¬ 
nehmung zu vereidigen ist, beurteilt die Straf¬ 
kammer nach pflichtmäßigem Ermessen.« 

3. In der Ziffer 3 des § 281 entfällt die Anfüh¬ 
rung des § 247, im § 453 der erste und der 
zweite Absatz. 


Artikel 4 

Vereidigung von Zeugen und Sachverständigen 

Die Strafprozeßordnung vom 23. Mai 1873 
(RGBl. Nr. 119) wird abgeändert wie folgt: 


Dritter Abschnitt 
Schl u ßhestimmving 

Diese Verordnung tritt am siebenten Tage 
nach ihrer Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 20. Januar 1944. 


Der Reichsminister der Justiz 

Dr. Thierack 


Verordnung zur Vereinfachung der Bekanntmachungen über Wertpapiere. 

Vom 22. Januar 1944. 


Auf Grund der Verordnung über Maßnahmen 
auf dem Gebiet des Wertpapierrechts und des 
Bankwesens vom 15. Dezember 1943 (Reichsge- 
setzbl. I S. 677) und des §4 der Verordnung 
über weitere Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Handelsrechts während des Krieges vom 4. Ok¬ 
tober 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1337) wird im 

Einvernehmen mit den beteiligten Reichsministern 
folgendes verordnet: 

§1 

Im Inland ausgestellte Schuldverschreibungen 
auf den Inhaber und an Order lautende Anleihe- 
Schuldverschreibungen inländischer Unterneh¬ 
mungen können von dem Schuldner nur durch 
Bekanntmachung der Kündigungserklärung in 
der »Allgemeinen Verlosungstabelle« der 
Deutschen Reichsbank gekündigt werden. Hängt 
die Kündigung der Schuldverschreibungen von 
einer Auslosung ab, so sind die Auslosungs¬ 
ergebnisse und, falls vor der Auslosung deren 
Zeit und Ort bekanntzumachen sind, auch diese 
Angaben in der »Allgemeinen Verlösungs- 
tabelle« bekanntzumachen. 


§2 

(1) Bekanntmachungen der im § 1 bezeich- 
neten Art in anderen Blättern als in der »All¬ 
gemeinen Verlosungstabelle« haben zu unter¬ 
bleiben. Dies gilt auch, soweit in gesetzlichen 
Vorschriften oder sonstigen Bestimmungen, in 
Anleihebedingungen, Prospekten oder Bekannt¬ 
machungen für die Veröffentlichung andere 
Blätter bestimmt sind. Die für den Schuldner 
zuständige Aufsichtsbehörde oder, falls eine 
solche nicht vorhanden ist, der Reichswirt¬ 
schaftsminister oder die von ihm bestimmte 
Stelle können Ausnahmen zulassen. 

( 2 ) Die Veröffentlichung von Hinweisen auf 
die Bekanntmachung in der »Allgemeinen Ver¬ 
losungstabelle« wird durch die Vorschrift des 
Abs. 1 nicht berührt. Der Reichs wirtschafts¬ 
minister oder die von ihm bestimmte Stelle kön¬ 
nen hierüber nähere Anordnungen treffen. 

§3 

Werden die zu kündigenden Stücke von 
Schuldverschreibungen der im § 1 bezeichneten 
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Art durch Auslosung bestimmt, so ist die beab¬ 
sichtigte Auslosung, wenn die Schuldverschrei¬ 
bungen zur Sammelverwahrung bei der 
Deutschen Reichsbank (Wertpapiersammelbank) 
zugelassen sind, mindestens sechs Wochen vor 
dem Zeitpunkt, zu dem sie erfolgen soll, unter 
Mitteilung dieses Zeitpunktes der Deutschen 
Reichsbank (Wertpapiersammelbank) anzu¬ 
zeigen. Die Aufnahme der Bekanntmachung der 
Kündigungserklärung in die »Allgemeine Ver¬ 
losungstabelle« kann abgelehnt werden, wenn 
die Auslosung nicht rechtzeitig angezeigt 
worden ist. 

§ 4 

(1) Sind Schuldverschreibungen der im § 1 be- 
zeichneten Art auf Grund von Auslosungen ge¬ 
kündigt worden, so soll der Schuldner die Be¬ 
zeichnung der nicht zur Einlösung eingereichten 
Stücke bis zur Fälligkeit sämtlicher Schuld¬ 
verschreibungen der in Betracht kommenden Aus¬ 
gabe oder Reihe, höchstens jedoch bis zum Ablauf 
von dreißig Jahren von der Auslosung ab, all¬ 
jährlich einmal in der »Allgemeinen Verlosungs¬ 
tabelle« bekanntmachen Bekanntmachungen 
dieser Art in anderen Bläffern haben zu unter¬ 
bleiben; § 2 Abs. 1 Satz 3 gilt sinngemäß. 

( 2 ) Aus der Unterlassung einer Bekannt¬ 
machung nach Abs. 1 Satz 1 können Schaden¬ 
ersatzansprüche der Gläubiger nicht hergeleitet 
werden. 

§ 5 

( 1 ) Die Vorschriften der §§ 1 bis 4 gelten 
sinngemäß für die Einziehung von Aktien in¬ 
ländischer Aktiengesellschaften oder Komman¬ 
ditgesellschaften auf Aktien, soweit die Ein¬ 
ziehung im Wege der Auslosung vorgenommen 
wird. 

( 2 ) Die Vorschriften der §§ 1 bis 4 gelten 
nicht für Schuldverschreibungen, die nicht den 
Vorschriften des deutschen Rechts unterliegen. 

§ 6 

§ 367 des Handelsgesetzbuchs erhält folgende 
Fassung: 

' „§ 367 

Wird ein Inhaberpapier, das dem Eigen¬ 
tümer gestohlen worden, verloren gegangen 
oder sonst abhanden gekommen ist. au einen 
Kaufmann, der Bankier- oder Geldwechsler¬ 
geschäfte betreibt, veräußert oder verpfändet, 
so gilt dessen guter Glaube als ausgeschlos¬ 
sen, wenn zur Zeit der Veräußerung oder Ver¬ 
pfändung der Verlust des Papiers in der 


Deutschen Reichsbank bekanntgemacht und 
seit dem Ablauf des Jahres, in dem die Ver¬ 
öffentlichung erfolgt ist, nicht mehr als ein 
Jahr verstrichen war. Inhaber-papieren stehen 
an Order lautende Anleiheschuldverschrei¬ 
bungen sowie Namensaktien, Zwischenscheine 
und Reichsbankanteilscheine gleich, falls sie 
mit einem Blankoindossament versehen sind. 

Der gute Glaube des Erwerbers wird durch 
die Veröffentlichung in der »Sammelliste auf¬ 
gerufener Wertpapiere« nicht ausgeschlossen, 
wenn der Erwerber die Veröffentlichung in¬ 
folge besonderer Umstände nicht kannte und 
seine Unkenntnis nicht auf grober Fahrlässig¬ 
keit beruht. 

Auf Zins-, Renten- und Gewinnanteilscheine, 
die nicht später als in den nächsten auf die 
Veräußerung oder Verpfändung folgenden 
Einlösungstermin fällig werden, auf unver¬ 
zinsliche Inhaberpapiere, die auf Sicht zahl¬ 
bar sind, und auf Banknoten sind diese Vor¬ 
schriften nicht anzuwenden.” 

§7 

( 1 ) Für die öffentlichen Bekanntmachungen 
im Verfahren zum Zwecke der Kraftloserklärung 
von Urkunden gelten die nachfolgenden Vor¬ 
schriften. 

( 2 ) Betrifft das Verfahren 

1. Aktienurkunden und Zwischenscheine von 
Aktiengesellschaften oder Kommanditge¬ 
sellschaften auf Aktien, die ihren Sitz im 
Inland haben, 

2. Anteilscheine der Deutschen Reichsbank, 

3. Kuxscheine bergrechtlicher Gewerkschaf¬ 
ten. die ihren Sitz im Inland haben, 

4. Anteilscheine von deutschen Kolonialge¬ 
sellschaften, 

5. Genußscheine von Unternehmungen, die 
ihren Sitz im Inland haben. 

6 . Schuldverschreibungen auf den Inhaber, 
wenn der Schiddner seinen Wohnsitz (Sitz) 
oder seine Hauptniederlassung im Inland 
hat, und zwar auch dann, wenn sie auf 
den Namen eines bestimmten Berechtigten 
umgeschrieben sind, 

7. Teilschuldverschreibungen einer Anleihe, 
die durch Indossament übertragen werden 
können, wenn der Schuldner seinen Wohn¬ 
sitz (Sitz) oder seine Hauptniederlassung 
im Inland hat. 
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so erfolgt die auf Grund der gesetzlichen Vor¬ 
schriften, der Bedingungen der Ausgabegeneh¬ 
migung und der in der Urkunde enthaltenen Be¬ 
stimmungen erforderliche Bekanntmachung 
durch öffentliche Blätter lediglich durch ein¬ 
malige Einrückung in die »Sammelliste aufge¬ 
rufene r Wertpapiere« der Deutschen Reichs¬ 
bank. Betrifft das Verfahren andere Urkunden, 
so erfolgen die vorgeschriebenen öffentlichen 
Bekanntmachungen durch einmalige Einrückung 
in den Deutschen Reichsanzeiger. Aus beson¬ 
deren Gründen kann das Gericht anordnen, daß 
die Einrückung noch in andere Blätter und zu 
mehreren Malen zu erfolgen habe; der Reichs¬ 
minister der Justiz kann hierüber Richtlinien 
auf stellen. 

( 3 ) Soweit Zins:-, Renten- und Gewinnanteil¬ 
scheine im Wege des Aufgebotsverfahrens für 
kraftlos erklärt werden können, gelten die Vor¬ 
schriften des Abs. 2 Satz 1, 3 auch für Verfah¬ 
ren, die solche Urkunden betreffen. 

( 4 ) Soweit für das Aufgebotsverfahren die 
Anheftung von Anordnungen oder Entscheidun¬ 
gen an die Gerichtstafel vorgeschrieben ist, be¬ 
hält es hierbei sein Bewenden; die Anheftung in 
den Räumen der Börse unterbleibt. 

§8 

( 1 ) Aktiengesellschaften und Kommanditge¬ 
sellschaften auf Aktien haben während der Gel¬ 
tungsdauer der §§ 2, 4 der Zweiten Verordnung 
über die Einschränkung von Mitgliederver¬ 
sammlungen vom 23. Dezember 1943 (Reichs- 

Berlin. den 22. Januar 1944. 


.gesetzbl. 1 S. 686) unverzüglich nach der Be¬ 
schlußfassung über die Gewinnverteilung die 
Höhe des auf jede Aktie, entfallenden Gewinns 
unter Angabe des Tages des Beschlusses der 
Deutschen Reichsbank (Wertpapiersammelbank) 
mitzuteilen. 

( 2 ) Die Deutsche Reichsbank ('Wertpapier¬ 
sammelbank) wird die Höhe der Gewinnanteile 
unverzüglich in ihrer »Sammelliste aufgerufener 
Wertpapiere« bekanntmachen. Die Gewinn¬ 
anteile werden zwei Wochen nach dem Tage 
fällig, an dem die Nummer der »Sammelliste 
aufgerufener Wertpapiere«, welche die Bekannt¬ 
machung enthält, in Berlin ausgegeben ist. 

( 3 ) Die Bekanntmachung nach Abs. 2 kann 
unterbleiben, wenn die Gesellschaft der 
Deutschen Reichsbank (Wertpapiersammelbank) 
anzeigt, daß ihr sämtliche Aktionäre bekannt 
sind und daß sie ihnen die Höhe des Gewinn¬ 
anteils und den Tag, an dem er fällig wird, 
schriftlich mitgeteilt hat. In diesem Falle ist in 
dem Beschluß über die Gewinnverteilung der 
Tag der Fälligkeit der Gewinnanteile zu be¬ 
stimmen: er darf nicht weiter als zwei Wochen 
nach dem Tage der Beschlußfassung hinausge¬ 
schoben werden. 

§9 

Diese Verordnung tritt "am 1. Februar 1944 in 
Kraft. Sie gilt nicht für Kündigungen, die vor 
ihrem Inkrafttreten bekanntgemacht worden 
sind. 


D e r R e i 0 li s in i n i s t e r der J ti s t i z 
Di. T h i e r a e k 
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Fünfte Ausführungsverordnung 

zur Verordnung über den Schutz der Waffenabzeichen der Wehrmacht. 

Vom 8. Januar 1944. 

Auf Grund von § 4 der Verordnung über den Schutz der Waffenabzeichen der "Wehrmacht vom 
3. Mai 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 277) bestimme ich: 

Die Ausführungsverordnung vom 31. Juli 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 501) in der Fassung der 
Vierten Ausführungsverordnung vom 3. Juli 1943 (Reichsgesetzbl.I S.392) wird wie folgt ergänzt: 

Unter I Buchst, a ist hinter Nr. 5 hinzuzufügen: 

»6. Kubanschild".. 

Führer-Hauptquartier, den 8. Januar 1944. 

Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 

Keitel 


Polizeiverordnung 

über die Abgabe von Doryl und anderen Arzneimitteln in den Apotheken. 

Vom 25. Januar 1944. 


Auf Grund der Verordnung über die Polizei¬ 
verordnungen der Reichsminister vom 14. No¬ 
vember 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1582) wird 
verordnet: 

§1 

(l) a) Carbaminoylcholinchlorid (Doryl, 
Lentin) und seine Zubereitungen, 
b) Dimetliylcarbaminoyl-oxyphenyltri- 
methylammoniiimbromid. Dimethvl- 


carbamiuoyl-oxyphenyltrimethyiam- 

monium - inethylsulfat (Prostigmin) 
und ihre Zubereitungen 
dürfen in den Apotheken nur auf jedesmal er¬ 
neute, mit Datum, Gebrauchsanweisung und 
Unterschrift versehene Verschreibung eines 
Arztes oder Tierarztes abgegeben werden. 

( 2 ) Die Abgabe der im Abs. 1 genannten Stoffe 
und Zubereitungen ist auf der Verschreibung 
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durch Aufdruck des Stempels der Apotheke 
unter Angabe des Tages der Abgabe kenntlich 
zu machen. 

§2 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser Poli- 
zeiverordnung zuwiderhandelt, wird mit Geld- 

Berlin. den 25. Januar 1944. 


strafe bis zu 150 Reichsmark oder mit Haft bis 
zu sechs Wochen bestraft. 

§ 3 

Diese Polizeiverordnung tritt am 15. Februar 
1944 in Kraft. 


De r Reichsminister des Innern 

In Vertretung 

Dr. L. Conti 


Verordnung zur Einführung von straßenrechtlichen Vorschriften 
in den eingegliederten Ostgebieten. 

Vom 27. Januar 1944. 


Auf Grund des § 8 des Erlasses des Führers 
über Gliederung und Verwaltung der Ostgebiete 
vom 8. Oktober 1939 (Reiehsgesetzbl. I S. 2042) 
wird verordnet: 

§1 

In den eingegliederten Ostgebieten gelten: 

1. das Gesetz über die einstweilige Neu¬ 
regelung des Straßenwesens und der Stra¬ 
ßenverwaltung vom 26. März 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 243), 

2. die Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes über die einstweilige Neuregelung 
des Straßenwesens und der Straßenver¬ 
waltung vom 7. Dezember 1934 (Reichs- 
gesetzbl. 1 S. 1237) in der Fassung der 
Verordnung zur Änderung dieser Verord¬ 
nung vom 25. März 1939 (Reiehsgesetzbl. I 
S. 629), 

3. die Verordnung über die Straßenverzeich¬ 
nisse vom 27. September 1935 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1193) 

mit folgenden Besonderheiten: 

a) In den Reichsgauen Danzig-Westpreußen 
und Warthcland entspricht den Ländern 
und preußischen Provinzen der Reichsgau, 
den obersten Landesbehörden der Reichs¬ 
statthalter, den im § 7 der Durchführungs¬ 
verordnung genannten Körperschaften ent¬ 
sprechen die Stadt- und Landkreise. 

b) Bis zum Vorliegen amtlicher Zählergeb¬ 
nisse bestimmt der Generalinspektor für 
das deutsche Straßenwesen im Einverneh¬ 
men mit dem Reichsminister des Innern 
die Gemeinden mit mehr als 6000 Ein- 

Berlin. den 27. Januar 1944. 


wohnern, auf die nach § 2 Abs. 2 Satz 3 
des Gesetzes und § 17 der Durchführungs¬ 
verordnung die Straßenbaulast an den 
Ortsdurchfahrten übergeht. 

c) Bei der Anwendung des § 13 Abs. 2 Satz 1 
der Durchführungsverordnung ist für Be¬ 
ginn und Ende der Ortsdurchfahrt die am 
1. April 1943 vorhandene Bebauung maß¬ 
gebend. 

d) Der Übergang der Straßenbaulast erstreckt 
sich auch auf die außerhalb des Straßen¬ 
körpers liegenden, der Straße dienenden 
Grundstücke (Straßenzubehör), soweit sie 
im Eigentum der öffentlichen Hand stan¬ 
den. Die Bestimmung des § 21 der Durch¬ 
führungsverordnung findet keine Anwen¬ 
dung. Im Zweifelsfall entscheidet in den 
Reichsgauen Danzig-Westpreußen und 
Wartheland der Reichsstatthalter, in den 
in die Provinzen Ostpreußen und Ober¬ 
schlesien eingegliederten Gebietsteilen der 
Oberpräsident. 

§2 

(1) Das Eigentum am Straßengeländc geht im 
Zeitpunkt des Übergangs der Straßenbaulast 
auf die neuen Träger der Straßenbaulast über. 

( 2 ) Der Übergang des Eigentums erstreckt 
sich auch auf die im § 1 Buchst, d genannten 
Grundstücke. 

§ 3 

Soweit bei der Nutzung der Baumpflanzun¬ 
gen schon vor Inkrafttreten dieser Verordnung 
nach den Grundsätzen des § 3 des Gesetzes ver¬ 
fahren worden ist, hat es dabei sein Bewenden. 


Der Reichs minister des Innern 

In Vertretung 
Dr. Stuckart 

Der Genera’Inspektor für das deutsche Straßen wesen 

In Vertretung 
Schulze-Fielilz 
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Verordnung 

zur Ergänzung der Verordnung über die Behandlung von Geboten in der Zwangsversteigerung 
und sonstiger Vorschriften über die Zwangsvollstreckung. 

Vom 27. Januar 1944. 


Auf Grund des Erlasses des Führers über die 
Vereinfachung der Rechtspflege vom 21. März 
1942 (Reichsgesetzbl. I S. 139) wird im Einver¬ 
nehmen mit dem Reichsminister und Chef der 
Reichskanzlei und dem Leiter der Partei-Kanzlei 
folgendes verordnet: 


Erster Abschnitt 


Änderungen der Geboteverordnung 
Artikel 1 

Die Verordnung über die Behandlung von Ge¬ 
boten in der Zwangsversteigerung vom 30. Juni 
1941 (Reichsgesetzbl. I S. 354) — GeboteVO. — 
wird im Artikel I wie folgt geändert: 


I. Dem § 5 Abs. 1 wird folgender Satz hinzu- 

ge' 


»Soweit che in dem § 3 Nr. 4, § 4 Nr. 4 ge¬ 
nannten Rechte hiernach rechtzeitig entstan¬ 
den sind, bleibt der Anspruch auf bevorzugte 
Erteilung des Zuschlags auch dann bestehen, 
wenn der Bieter das Recht erst nach dem 
Beginn der Frist von sechs Monaten erwor¬ 
ben hat.» 


II. § 5 erhält folgenden Abs. 6: 

»(6) Das Gericht kann, anstatt zwischen 
mehreren Bietern durch das Los entscheiden 
zu lassen (Abs. 5), einem dieser Bieter den Zu¬ 
schlag erteilen, wenn dies zur Vermeidung 
einer gesundem Volksempfinden gröblich 
widersprechenden Härte erforderlich ist.« 


denfrist bedarf es nicht, wenn das höchstzu¬ 
lässige Gebot bereits vorher erreicht und ein 
weiteres gleichzeitiges Gebot (§ 6) nicht mehr 
zu erwarten ist. 


§ 8 

Während der Geltungsdauer dieser Ver¬ 
ordnung ist als Grundstückswert- im Sinne 
des § 4 der Verordnung über Maßnahmen 
auf dem Gebiete der Zwangsvollstreckung 
vom 26. Mai 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 302) 
der von der Preisbehörde festgesetzte Betrag 
des höchstzulässigen Gebotes anzuschen. 

§9 

U) Auf die Zwangsversteigerung von 
Schiffen finden die Vorschriften der §§ 1 bis 8 
entsprechende Anwendung. 

( 2 ) Das Vollstreckungsgericht kann zu¬ 
gunsten eines Schiffsgläubigers, der durch 
den Zuschlag an einen anderen Bieter ganz 
oder teilweise ausfallen würde, von der 
Rangfolge der §§ 3 bis 5 abweichen, wenn 
dies zur Vermeidung einer gesundem Volks- 
empfinden gröblich widersprechenden Härte 
erforderlich ist.« 

Zweiter Abschnitt 

Änderung einiger Vorschriften 
über die Zwangsversteigerung von Schiffen 

Artikel II 


III. Hinter § 5 wird folgende Vorschrift einge¬ 
fügt: 

" § 5 a 

Bei der Versteigerung zum Zwecke der 
Aufhebung einer Gemeinschaft (§§ 180 ff. 
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung 
und Zwangsverwaltung und § 352 der Exe¬ 
kutionsordnung) kann das Gericht bei gleich¬ 
zeitiger Abgabe mehrerer Höchstgebote durch 
Miteigentümer, Miterben oder sonstige Teil¬ 
haber zwischen diesen von der Rangfolge 
der §§ 3 bis 5 abweichen, wenn dies wegen 
der Besonderheit des Einzelfalles zur Ver¬ 
meidung einer gesundem Volksempfinden 
gröblich widersprechenden Härte erforder¬ 
lich ist.« 

IV. Hinter dem § 6 werden folgende Vorschrif¬ 
ten eingefügt: 

.-§ 7 

Der Einhaltung der im § 73 Abs. 1 Satz 1 
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung 
und Zwangsverwaltung vorgesehenen Stun- 


Das Gesetz über die Zwangsversteigerung und 
Zwangsverwaltung wird wie folgt geändert: 

I. Im § 171 Abs. 3 Satz 1 in der Fassung des 
Artikels 6 Nr. 9 der Verordnung zur Durch¬ 
führung des Gesetzes über Rechte an einge¬ 
tragenen Schiffen und Schiffsbauwerken vom 
21.Dezember 1940 (Reichsgesetzbl.IS. 1609) 
treten an die Stelle der Worte »an die 
Schiffsgläubiger« die Worte »an alle Berech¬ 
tigten, insbesondere an die Schiffsgläubiger.« 

II. § 181 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

»Die Zwangsversteigerung eines Grundstücks, 
Schiffes oder Schiffsbauwerkes darf nur an¬ 
geordnet werden, wenn der Antragsteller 
als Eigentümer im Grundbuch, im Schiffs¬ 
register oder im Schiffsbauregister einge¬ 
tragen ist oder wenn er das Recht des Eigen¬ 
tümers oder des Erben auf Aufhebung der 
Gemeinschaft ausübt.« 

III- § 181 Abs. 3 und § 182 Abs. 3 werden ge¬ 
strichen. 
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Dritter Abschnitt 
Schluß- und Übergangsvorschriften 

Artikel III 

( 1 ) Die Verordnung tritt am dritten Tage 
nach ihrer Verkündung in Kraft. 

( 2 ) Die Vorschriften des Artikels I finden auf 
die beim Inkrafttreten der Verordnung anhängi¬ 
gen Zwangsversteigerungen auch dann Anwen¬ 
dung, wenn der Zuschlag bereits erteilt, aber 
noch nicht rechtskräftig ist. Die Vorschrift des 
§ 8 der GeboteVO. gilt jedoch nur, soweit der 

Berlin, den 27. Januar 1944. 


Grundstückswert noch nicht endgültig festge¬ 
setzt ist. 

Artikel IV 

Der Reichsminister der Justiz wird ermäch¬ 
tigt, die zur Durchführung und Ergänzung der 
GeboteVO. und dieser Verordnung erforder¬ 
lichen Vorschriften durch Rechtsverordnung oder 
im Verwaltungswege zu treffen. Er kann insbe¬ 
sondere für die Bekanntmachung des Versteige¬ 
rungstermins Abweichungen von den gesetzlichen 
Vorschriften gestatten und Richtlinien zur Hand¬ 
habung einzelner Vorschriften der GeboteVO. 
erlassen. 


Der Reich sminister der Justiz 
Dr. Thierack 


Verordnung zur Änderung 

der Verordnung über das Verhalten im Straßenverkehr (Straßenverkehrs-Ordnung — StVO. —). 

Vom 28. Januar 1944. 


Auf Grund der §§ 6 und 27 des Gesetzes über 
den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 
1909 (Reichsgesetzbl. S. 437) in der Fassung des 
Gesetzes vom 10. August 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 901) wird verordnet: 

Die Verordnung über das Verhalten im 
Straßenverkehr (Straßenverkehrs-Ordnung — 
StVO. —) ..vom 13. November 1937 (Reichsge¬ 
setzbl. I S. 1179) in der Fassung der Verordnun¬ 
gen vom 13. Oktober 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1433), vom 3. Mai 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 874), vom 3. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1988), vom 24. April 1940 (Reichsgesetzbl. I 
S. 682) und vom 19. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 333) wird wie folgt geändert: 

1. § 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

»( 1 ) Es ist rechts auszuweichen und links zu 
überholen. Während des Überholens dürfen 

Berlin, den 28. Januar 1944. 


Führer eingeholter Fahrzeuge ihre Fahrge¬ 
schwindigkeit nicht erhöhen. An unübersicht¬ 
lichen Straßenstellen sowie bis auf weiteres 
auch an Straßenkreuzungen und -einmündun- 
gen ist das Überholen verboten. Diese Vor¬ 
schriften gelten auch für Einbahnstraßen.« 

2. Im § 11 wird hinter Abs. 2 als neuer Abs. 3 
eingefügt: 

»( 3 ) Bis auf weiteres entfallen die Verpflich¬ 
tungen der Abs. 1 und 2 bei der Führung von 
Kraftwagen, die nicht mit betriebsfähigen 
mechanischen Einrichtungen zum Anzeigen 
der Richtungsänderung und des Haltens aus¬ 
gerüstet sind. Soweit hiernach die Anzeige 
der Richtungsänderung und des Haltens unter¬ 
bleibt, sind die Führer der Kraftwagen zu 
besonderer Vorsicht und Rücksichtnahme 
gegenüber anderen Verkehrsteilnehmern ver¬ 
pflichtet.« 


Der Reich sminister des Innern 
H. Himmler 
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Verordnung zur Durchführung der Erbhoff Ortbildungsverordnung 
auf dem Gebiete des Kosten- und Steuerrechts. 

Vorn 24. Januar 1944. 


Auf Grund des § 61 des Rcichserbhofgcsetzes 
vom29.September’ 1933 (Reichsgesetzbl.IS.685) 
wird zur Durchführung der Erbhoffortbildungs- 
verordnung vom 30. September 1943 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 549) auf dem Gebiete des Koste 11 - 
und Steuerrechts Verordnet: 

Artikel 1 

Die Elbhofverfahrensordnung vom 21. De¬ 
zember 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 1082) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 100 Abs. 2 erhält folgende neue Fassung: 

'>( 2 ) Dasselbe gilt bei Verfahren, welche be¬ 
treffen : 

1. die Zustimmung des Anerbengeiichts zur 
■ Bestimmung eines Anerben, zur Aufhebung 

einer solchen Bestimmung oder zur Aus¬ 
schließung des Ehegatten von der Anerben¬ 
folge nach §24 Abs. 2 der Erbhof fori bi 1- 
dungs Verordnung. 

2. die Ausschließung. Aufhebung. Beschrän¬ 
kung oder Verlängerung der bäuerlichen 
Verwaltung und Nutznießung oder die 
Entscheidung von Zweifeln über Inhalt 
und Wirkung der bäuerlichen Verwaltung 
und Nutznießung. 

3. die Anordnung. Verlängerung oder Auf¬ 
hebung der Wirtschaftsüberwachung oder 
Wirtschaftsführung (§§ 74 ff., §§ 77 ff. die¬ 
ser Verordnung). 


4. die Genehmigung des Widerspruchs der 

Ehefrau gegen die rechnungsfreie Ver¬ 
waltung (§ 22 Abs. 1 der Erbhoffortbil- 

d 11 ngs verordn ung).« 

2. § 101 erhält folgende neue Fassung: 

101 

Der Geschäftswel t bestimmt sich: 

1. bei Verfahren über die Genehmiäi'una’ 

a) einer Veräußerung, 

b) einer Belastung, 

e) eines Verpflichtungsgeschäfts, das eine 
Veräußerung oder Belastung zum Ge¬ 
genstände hat, 

d) einer Verpachtung nach der Hälfte des 
Werts, der für die Gebührenberechnung 
im Falle der Beurkundung des Rechts¬ 
verhältnisses maßgebend sein würde, 
auf das sich das Verfahren bezieht; 

2 . bei Verfahren über die Genehmigung 

a) eines Übergabevertrags. 

b) eines Vertrags, durch den die Ehegat¬ 
ten einen Ehegattenerbhof begründen 
oder gemeinschaftlich erwerben (§ 20 
Abs. 4 der Erbhoffortbildungsverord¬ 
nung), 

c) eines Zwischenwirtschaftsvertrags 
nach einem Viertel des Werts des überge¬ 
benen Erbhofs (§ 18 Abs. 1 der Kostenord¬ 
nung) ; 
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3. bei Verfahren über die Anordnung einer 
Zwischenwirtschaftsregelung nach dem 
Werte der Nutzungen während der Ver¬ 
tragszeit, höchstens nach dem Werte der 
dreijährigen Nutzungen; bei bloßen Ände¬ 
rungen einer Zwischen Wirtschaftsregelung 
oder eines Zwischenwirtschaftsvertrags, 
ist der Wert nach freiem Ermessen ent¬ 
sprechend niedriger festzusetzen: 

4. bei Verfahren zur Entscheidung der Frage, 
von wem der Hof stammt (§"23 Abs. 1,2 
der Erbhoffortbildungsverordnung), nach 
der Hälfte des Werts des Erbhofs nach 
Abzug der Schulden; 

5. bei Verfahren über Anträge auf Zulassung 
der Vergrößerung eines Erbhofs (§ 40 der 
Erbhoffortbildungsverordnung) nach dem 
Werte der hinzugekommenen Grundstücke: 

6. bei Verfahren, welche betreffen: 

a) die Genehmigung der Erbhofteilung 
oder der Entziehung der Erbhofeigen¬ 
schaft (§27 der Erbhof recht^Verord¬ 
nung), 

b) Streitigkeiten über die Verteilung von 
Verbindlichkeiten (§ 22 Abs. 4 und 5, 
§ 36 Abs. 3 des Gesetzes), 

e) Streitigkeiten über die Ansprüche von 
Versorgungsberechtigten. 

d) die Auferlegung einer Versorgungsver¬ 
pflichtung auf Grund des § 44 Abs. o 
der Erbhofrechtsverordnung. 

e) die Regelung und Entscheidung der 
mit dem Hofübergang zusammenhän¬ 
genden Fragen im Falle des § 8 Abs. 3 
der Erbhoffortbildungsverordnung, 

f) die Entscheidung von Streitigkeiten, 
die eine Regelung des Anerbengerichts 
bei der Übertragung des Erbhofs oder 
bei der Anordnung des vorzeitigen Ein¬ 
tritts der Anerbenfolge betreffen oder 
sich aus ihr ergeben (§ 43 Abs. 4 Satz 2, 
§ 15 Abs. 2 Satz 3. §27 Abs. 2 Satz 3, 
Abs. 3 der Erbhoffortbildungsverord¬ 
nung), 

g) die Entscheidung über sonstige Anträge 
und Streitigkeiten nach den §§ 18, 30 
der Erbhoffortbildungsverordnung. 

nach den Vorschriften des § 24 der Kosten¬ 
ordnung. « 

3. § 102 erhält folgende neue Fassung: 

»§ 102 

Der Geschäftswert bestimmt sich: 

1. in den Fällen des § 22 Abs. 2 des Gesetzes 
und des § 28 Abs. 1 sowie des § 42 Abs. 1 
der Erbhoffortbildungsverordnung nach 
dem Werte des angefallenen Erbhofs nach 
Abzug der Schulden: 

2. im Falle des § 23 Abs. 2 Satz 1 des Ge¬ 
setzes nach dem Werte des gewählten Erb¬ 
hofs nach Abzug der Schulden; 


3. im Falle des § 42 Abs. 2 der Erbhoffort- 
bildungs Verordnung nach dem Werte 
sämtlicher angefallener Erbhöfe mit Aus¬ 
nahme des wertvollsten; die Schulden 
werden bei den einzelnen Höfen abgezogen; 

4. bei Fristsetzungsverfahren (§ 23 Abs. 2 
Satz 2 des Gesetzes) nach der Hälfte des 
"Werts des wertvollsten der noch zur Wahl 
stehenden Erbhöfe nach Abzug der Schul¬ 
den : 

5. bei der Ausschlagung des Anfalls eines 
Erbhofs (§ 22 Abs. 3, § 29 des Gesetzes) 
nach dem Werte des ausgeschlagenen Erb¬ 
hofs nach Abzug der Schulden: 

6. im Falle der Bestimmung oder Aufhebung 
des Bruderreehts (§ 33 der Erbhoffortbil- 
dungsverordnung) nach dem Werte des 
Erbhofs ohne Abzug der Schulden.« 

4. § 103 erhält folgende neue Fassung: 

,»§ 103 

(l) Die volle Gebühr wird erhoben für Ver¬ 
fahren, welche betreffen: 

1. die Genehmigung der Veräußerung, Über¬ 
gabe oder Belastung des Erbhofs, die Ge¬ 
nehmigung eines hierauf gerichteten Ver¬ 
pflichtungsgeschäfts, die Genehmigung der 
Verpachtung oder Teilung des Erbhofs 
oder der Entziehung der Erbhofeigenschaft 
(§ 37 des Gesetzes, §§ 27, 30, 33 der Evb- 
hofrechtsvcrordnung), die Genehmigung 
eines Zwischenwirtsehaftsvertrags (§ 11 
Abs. 1 der Erbhoffortbi ldungsverordnung). 
die Genehmigung des Widerspruchs der 
Ehefrau gegen die reclmungsfreie Ver¬ 
waltung (§ 22 Abs. 1 der Erbhoffortbil- 
dungsverordnung), die Genehmigung der 
Bestimmung oder der Aufhebung des 
Bruderrechts (§ 33 Abs. 2, 1 der Erbhof¬ 
fortbildungsverordnung) , die Zulassung 
der Vergrößerung eines Erbhofs (§ 40 der 
Erbhoffortbildungsverordnung) ; 

2. die Zustimmung des Anerbengerichts zur 
Bestimmung eines Anerben, zur Auf¬ 
hebung einer solchen Bestimmung oder 
zur Ausschließung des Ehegatten von der 
Anerbenfolge (§ 24 Abs. 2 der Erbhoffort- 
bildungsverordnung): 

3. die Ausschließung. Aufhebung. Beschrän¬ 
kung oder Verlängerung der bäuerlichen 
Verwaltung und Nutznießung oder die 
Entscheidung von Zweifeln über Inhalt 
und Wirkung der bäuerlichen Verwaltung 
und Nutznießung: 

4. die Entscheidung über Erbhöfeigehschaft. 
Deutschblütigkeit oder Bauernfähigkeit 
(§ 10. § 13 Abs. 3. § 18 des Gesetzes); er¬ 
geht die Entscheidung im Zusammenhang 
mit dem Verfahren zur Anlegung oder Er¬ 
gänzung der ErbhöferoUe, so werden keine 
Gebühren erhoben (§52 Abs. 2 des Geset¬ 
zes) : 
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5. die Entscheidung darüber, ob Ältesten¬ 
oder Jüngstenrecht Brauch ist (§21 Abs. 3 
des Gesetzes), oder eine Entscheidung nach 
§ 25 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes; 

6. die Entscheidung darüber, von wem der 
■ Hof stammt (§ 23 Abs. 1, 2 der Erbhof¬ 
fortbildungsverordnung) ; 

7. Anordnungen nach § 42 der Erbhoffort¬ 
bildungsverordnung. 

( 2 ) Die volle Gebühr wird ferner erhoben: 

a) für die Aufnahme einer Niederschrift über 
die Bestimmung oder Aufhebung des 
Bruderrechts (§ 33 Abs. 3, 4 der Erbhof¬ 
fortbildungsverordnung), 

b) für den im § 56 Abs. 5 Satz 2 dieser Ver¬ 
ordnung vorgesehenen Beschluß. 

(3) Das Doppelte der vollen Gebühr wird er¬ 
hoben: 

1. für das Verfahren zur Regelung und Ent¬ 
scheidung der mit dem Übergang des Hofs 
zusammenhängenden Fragen im Falle des 
§ 8 Abs. 3 der Erbhoffortbildungsverord¬ 
nung; für eine Regelung, die gleichzeitig 
mit der Zustimmung zur Bestimmung eines 
anderen Anerben getroffen wird, wird 
keine besondere Gebühr erhoben: 

2. für Verfahren zur Entscheidung von 
Streitigkeiten, die eine Regelung des An¬ 
erbengerichts bei der Übertragung des 
Erbhofs oder bei der Anordnung des vor¬ 
zeitigen Eintritts der Anerbenfolge betref¬ 
fen oder sich aus ihr ergeben (§ 43 Abs. 4 
Satz 2, § 15 Abs. 2 Satz 3. § 27 Abs. 2 
Satz 3, Abs. 3 der Erbhoffortbildungsver¬ 
ordnung) ; 

3. für Verfahren zur Entscheidung über 
sonstige Anträge und Streitigkeiten nach 
den §§ 18, 30 der Erbhoffortbildungsver- 
ordnung. 

Erledigt sich das Verfahren ohne Sachentschei¬ 
dung, so ermäßigt sich die Gebühr auf eine volle 
Gebühr. 

(4) Das Doppelte der vollen Gebühr wird fer¬ 
ner erhoben für eine Zwischenwirtschaftsrege¬ 
lung oder die Änderung einer solchen oder die 
Änderung eines Zwischenwirtschaftsvertrags 
(§11 Abs. 2, 3 der Erbhoffortbildungsverord¬ 
nung) ; die Aufhebung eines Zwischenwirtschafts¬ 
vertrags oder einer Zwischenwirtschaftsordnung 
ist gebührenfrei. 

(5) Für die Anordnung des vorzeitigen Ein¬ 
tritts der weiteren Anerbenfolge (§§ 15, 27 der 
Erbhoffortbildungsverordnung) und für die 
Übertragung des Erbhofs auf den Anerben (§ 43 
Abs. 1 der Erbhoffortbildungsverordnung) wer¬ 
den die gleichen Gebühren wie für die Beurkun¬ 
dung und Genehmigung eines Übergabevertrags 
entsprechenden Inhalts erhoben. 

(6) Die Gebühren für die auf Ersuchen des 
Anerbengerichts vorgenommenen Grundbuchein¬ 
tragungen in den Fällen des § 8 Abs. 4, § 15 


Abs. 1 Satz 3, §27 Abs..l Satz 3. Abs. 3. §43 
Abs. 5 Satz 2 der Erbhoffortbildungsverordnung 
werden besonders erhoben.« 

5. § 104 erhält folgende neue Fassung: 

»§ 104 

Ein Viertel der vollen Gebühr wird erhoben: 

1. für die Aufnahme der Erklärung zur 
Niederschrift der Geschäftsstelle in den 
Fällen des § 22 Abs. 2. § 23 Abs. 2 Satz 1 
des Gesetzes sowie im Falle des § 28 Abs. 1 
der Erbhoff Ortbildungsverordnung; 

2. für die Entgegennahme der Erklärung in 
den Fällen des § 22 Abs. 2, 3, § 23 Abs. 2 
Satz 1, § 29 Abs. 2 des Gesetzes sowie im 
Falle des § 28 Abs. 1 der Erbhoffortbil¬ 
dungsverordnung, und zwar gegebenen¬ 
falls neben der unter 1 vorgesehenen Ge¬ 
bühr; 

3. für das Verfahren zur Erteilung der Ge¬ 
nehmigung im Falle des § 28 Abs. 1 der 
Erbhoffortbildungsverordnung; 

4. für das Verfahren, betreffend die Frist¬ 
setzung im Falle des § 23 Abs. 2 Satz 2 
des Gesetzes.« 

6. Hinter §105 wird folgender neuer §105a 

eingefügt: 

>■§ 105 a 

Für eine Genehmigung, die das Anerbengericht 
an Stelle des Vormundschaftsrichters (Pfleg- 
schaftsrichters) erteilt (§ 47 der Erbhoffort¬ 
bildungsverordnung), werden Gebühren nicht 
erhoben.« 

7. § 109 erhält folgende neue Fassung: 

»§109 

( 1 ) Der Kreis-, Landes- oder Reiclisbauern- 
führer ist in keinem Falle zur Zahlung von 
Kosten verpflichtet. 

( 2 ) In den Fällen der §§ 15 und 27 der Erb¬ 
hoffortbildungsverordnung (Anordnung des vor¬ 
zeitigen Eintritts der weiteren Anerbenfolge) 
und im Falle des § 43 Abs. 1, 2 der Erbhoffort¬ 
bildungsverordnung (Anordnung der rechtzeiti¬ 
gen Hofübergabe) ist der Hofnachfolger zur 
Zahlung der Kosten verpflichtet. Beruht die An¬ 
ordnung oder Änderung einer Zwischenwirt¬ 
schaftsregelung oder die Änderung eines Zwi¬ 
schenwirtschaftsvertrags (§ 11 Abs. 2. 3 der 
Erbhoffortbildungsverordnung) auf einem An¬ 
trag des Kreisbauernführers, so hat das Anerben¬ 
gei icht die Kosten einem oder mehreren der Be ¬ 
teiligten aufzuerlegen. Im übrigen entscheidet 
bei Verfahren, die auf einen Antrag oder einer 
Beschwerde des Kreis-, Landes- oder Reichs¬ 
bauernführers beruhen, das Gericht nach billi¬ 
gem Ermessen darüber, ob den anderen am Ver¬ 
fahren Beteiligten die Kosten ganz oder teilweise 
aufzuerlegen sind. In den Fällen des § 15 Abs. 2,3 
des Gesetzes sowie bei dem Verfahren über die 
Anordnung, Verlängerung oder Aufhebung der 
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Wirtsehaftsüberwachung oder Wirtschaftsfüh¬ 
rung (§§74ff., §§77ff. dieser Verordnung) kann 
unter diesen Voraussetzungen eine Gebühr bis 
zur Höhe einer vollen Gebühr auferlegt werden.« 

Artikel 2 

Die Erbhofrechtsverordnung vom 21. Dezem¬ 
ber 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 1069) wird wie 
folgt geändert: 

1. § 10 Abs. 5 Satz 2 erhält folgende neue Fas¬ 
sung : 

» Für das Genehmigungsverfahren wird eine volle 
Gebühr im Sinne der Kostenordnung vom 25. No¬ 
vember 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1371) erhoben; 
die Gebühr wird nach dem Wert des Erbhofs 
ohne Abzug der Schulden berechnet; die Vor¬ 
schriften der §§ 7, 28 der Kostenordnung gelten 
entsprechend.« 

2. § 42 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende neue Fas¬ 
sung: 

»1. der Übergang des Erbhofs auf den An¬ 
erben oder auf den Anerben und seinem 
Ehegatten im Wege der Erbfolge oder des 
Ubergabevertrags;«. 

3. § 42 Abs. 2 Nr. 3 wird aufgehoben. 

Artikel 3 

(l) Vereinbart der Hofeigentümer mit seinem 
Ehegatten Gütergemeinschaft für den Erbhof 
oder räumt er seinem Ehegatten sonst das Mit¬ 
eigentum am Erbhof ein, so ist der Erwerb des 
Ehegatten von der Grunderwerbsteuer, ein¬ 
schließlich der Zuschläge, ausgenommen, wenn 
der Hof bereits vor dem Inkrafttreten der Erb¬ 
hoffortbildungsverordnung übergeben worden 
und nach den Umständen anzunehmen ist, daß 
die Ehegatten bereits bei der Übergabe die Güter¬ 
gemeinschaft oder das Miteigentum vereinbart 
hätten, falls damals die Begründung eines Ehe- 

Berlin, den 24. Januar 1944. 


gattenerbhofs zulässig gewesen wäre. Unter den 
gleichen Voraussetzungen, werden die Gerichts- 
oder Notargebühren für die Beurkundung des 
Ehevertrags, der Einräumung des Miteigentums 
oder der Änderung eines früher geschlossenen 
Ehevertrags und ebenso die Gebühren für die 
Eintragung der Eigentumsänderung im Grund¬ 
buch auf die Hälfte ermäßigt; wird anläßlich 
der nachträglichen Begründung des Ehegatten¬ 
erbhofs auch ein früher zwischen den Ehegatten 
geschlossener Erbvertrag aufgehoben, geändert 
oder an Stelle des früheren Erbvertrags ein 
neuer geschlossen, so ermäßigen sich die Ge¬ 
bühren für die Beurkundung ebenfalls auf die 
Hälfte. 

( 2 ) Diese Vorschrift tritt mit dem 31. März 
1945 außer Kraft. 

Artikel 4 

Für die Entscheidung über den Antrag der 
Sohnestochter auf Zulassung zur bevorzugten 
Anerbenfolge (§ 54a der Erbhofrechtsverord¬ 
nung) wird' eine Gebühr nach Nr. 6 des Gebüh¬ 
renverzeichnisses zur Justizverwaltungskosten- 
ordnung vom 14. Februar 1940 (Reichsgesetzbl. I 
S. 357) erhoben. Die Gebühr ist auch bei Ab¬ 
lehnung des Antrags durch das Erbhofgericht zu 
entrichten. 

Artikel 5 

Für Anordnungen des Anerbengerichts nach 
§ 50 Abs. 3, § 52 Abs. 1 der Erbhoffortbildungs¬ 
verordnung wird die volle Gebühr erhoben. Der 
Wert ist nach freiem Ermessen zu bestimmen, 
jedoch höchstens auf 3 000 Reichsmark festzu¬ 
setzen. 

Artikel ß 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. Oktober 1943 in Kraft. 


Der Reichsminister der Justiz 
Dr. T h i e r a c k 

Der Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft 

Mit der Führung der Geschäfte beauftragt: 

H. Backe 


Verordnung 

über die Wiederaufnahme rechtskräftig entschiedener Abstammungsklagen. 

Vom 27. Januar 1944. 


Auf Grund des § 9 des Gesetzes über die Mit¬ 
wirkung des Staatsanwalts in bürgerlichen 
Rechtssachen vom 15. Juli 1941 (Reichsgesetzbl. I 
S. 383) wird folgendes verordnet: 


§1 

In den bis zum Inkrafttreten dieser Verord¬ 
nung rechtskräftig entschiedenen bürgerlichen 
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Rechtssachen zur Feststellung der Abstammung 
von Juden und jüdischen Mischlingen, durch die 
die rassische Einordnung dieser Personen ver¬ 
ändert worden ist. kann der Oberreichsanwalt 
heim Reichsgericht die Wiederaufnahme des Ver¬ 
fahrens gemäß § 2 des Gesetzes über die Mitwir¬ 
kung des Staatsanwalts in bürgerlichen Rechts- 

Berlin. den 27. Januar 1944. 


Sachen vom 15. Juli 1941 (Reichsgesetzbl. TS. 383) 
auch nach dem Ablauf der Jahresfrist beantragen. 

§2 

Die Verordnung gilt auch für Verfahren vor 
den deutschen Gerichten int Protektorat Böhmen 
und Mähren. 


D e r R e i c li s in i n i s t e r d e r J u ,s t i /, 
l)r. T hier a c k 


Verordnung über den Zusammenschluß des freien Vermessungsberufs zur 
»Reichsgruppe der öffentlich bestellten Vermessungsingenieure». 

Vom 31. Januar 1944. 


Auf Grund der 3 und 5 des Gesetzes über 
die Neuordnung des \ ermessimgswesens vom 
3. Juli 1934 (Reichsgesetzbl. I >S. 534) wird zur 
Ergänzung der Beruf so rdmtng der öffentlich be¬ 
stellten Vermessungsingenieure vom 20. Januar 
1938 (Reichsgesetzbl. 1 'S. 40) verordnet: 

§ 1 

(1) Alle im .Reichsgebiet zugelassenen öffent¬ 
lich bestellten Vermessungsingenieure werden in 
der »Reichsgruppe der öffentlich bestellten Ver¬ 
messungsingenieure« zusanunengesehlossen. 

( 2 ) Die Reichsgruppe der öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieure ist rechtsfähig: sie hat 
ihren Sitz in Berlin. 

§2 

( 1 ) Die Reichsgruppe der öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieure wird von einem Präsi¬ 
denten geleitet. Er vertritt sie gerichtlich und 
außergerichtlich und hält die Verbindung zwi¬ 
schen dem Reichsminister des Innern und der 
Reichsgruppe aufrecht. 

( 2 ) Für jeden Zulassungsbezirk (Nr. 2 der 
Ausführungsyorschrifteu zur Berufsordnung der 
Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure 
vom 31. März 1938 — MBliV. S. 585) wird ein 
Bezirksobinaiin bestellt. Fr hat für eine enge 
Zusammenarbeit zwischen der Aufsichtsbehörde 
und den öffentlich bestellten Vermessungs¬ 
ingenieuren des Znlassungsbezirks zu sorgen. 
Die Hezirksohmänner sind an die Weisungen des 
P rä s'i (len tei l gebunden. 

( 3 ) Der Präsident und die Bezirksobmänner — 
diese nach Vorschlag durch den Präsidenten — 
werden vom Reiehsminisjer des Innern im Ein¬ 
vernehmen mit dem Leiter der Partei-Kanzlei 
berufen und abberufon. Ihre regelmäßige Amts¬ 
zeit läuft jeweils drei Jahre, erstmalig bis zum 
31. Dezember 1940. Wiederholte Berufung ist 
zulässig. 

( 4 ) Die Ämter des Präsidenten und des Be- 
zirksobmaims sind Ehrenämter. 


§ 3 

( 1 ) Der Präsident: hat die Aufgabe, 

1 . die Berufsehre der öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieure zu wahren. 

2. die Aufsichtsbehörden bei der Erfüllung 
ihrer Aufsichtspflicht zu unterstützen. 

3. den Rcichsmiiiistcr des Innern bei .Maß¬ 
nahmen zu beraten, die den freien Ver- 
inessungsbeiuf bet reffen. 

4 den Berutseinsatz für kriegs- und staats¬ 
wichtige Arbeiten zu regeln. 

5. Meinungsverschiedenheiten unter den Öf- 
ientlieh bestellten Vermessungsingenieuren 
zu schlichten und 

0. als Gutachter zu wirken bei Streitigkeiten, 
die zwischen dem Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieur und seinem Anf- 
1 raggeber auftroten. 

( 2 ) Der Präsident kann die Bezirksobmänner 
zur Mitarbeit heranziehen. 

§4 

( 1 ) Die Weisungen des Präsidenten im Rah¬ 
men seiner Zuständigkeiten (§ 3 Abs. 1) sind 
Tür jeden Öffentlich bestellten Vermessungs¬ 
ingenieur verbindlich. 

( 2 ) Weigert sich ein Öffentlich bestellter Ver¬ 
messungsingenieur, den Anordnungen des Präsi¬ 
denten nachzukommen, oder hat ein Öffentlich 
bestellter Vermessungsingenieur gegen die 
Berufsordnung oder die Beruf seine verstoßen, 
so unterrichtet der Präsident die zuständige 
Aufsichtsbehörde. Diese verfährt gegebenen¬ 
falls nach §§ 19 bis 24 der Berufsordnung vom 
20. Januar 1938 (Reichsgesetzbl. 1 S. 40). 

§5 

( 1 ) Zur Beratung des Präsidenten in grund¬ 
sätzlichen Fragen und zur Regelung aller 
finanziellen und wirtschaftlichen Belange der 
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Reichsgruppe wird ein Verwaltungsrat nach 
Anordnung des Reichsministers des Tunern ge¬ 
bildet. 

( 2 ) Die Kosten der Verwaltung sind von der 
Gesamtheit der Öffentlich bestellten Vermes¬ 
sungsingenieure durch Beiträge oder Umlagen 
nach den Beschlüssen des Verwaltungsrats und 

Berlin, den 31. Januar 1944. 


den Bestimmungen des Beiträgegesetzes vom 
24. März 1934 (Reichsgesetzbl. 1 S. 235) aufzu¬ 
bringen. 

( 3 ) Die Forderungen auf rückständige Bei¬ 
träge, Umlagen und Kosten sind vollstreckbar 
und unterliegen der Einziehung im Verwal¬ 
tungszwangsverfahren. 


Der R eichsminister des I n n er n 

In Vertretung 
Dr. Stuckart 


Dritte Verordnung 

zur Änderung der Verfahrensordnung für die Berufsgerichte der Presse. 

Vom 31. Januar 1944. 


Auf Grund des § 34 des Schriftleitergesetzes 
vom 4. Oktober 1933 (Reichsgesetzbl. 1 S. 713) 
wird folgendes verordnet: 

§1 . 

In Abweichung von § 3 Abs. 1 der Verfahrens¬ 
ordnung für die Berufsgerichte der Presse vom 
18. Januar 1934 (Reichsgesetzbl. 1 S. 40) wird die 

Berlin, den 31. Januar 1944. 


Amtsdauer für die Vorsitzenden und Beisitzer, 
die sich am 31. Dezember 1943 im Amt befanden 
oder während des Krieges neu berufen werden, 
über die Dauer von drei Jahren hinaus bis zum 
Kriegsende verlängert. 

’ §2 

Die Verordnung tritt rückwirkend am 31. De¬ 
zember 1943 in Kraft. 


Der R e i c li «ministe r 
f ii r Vo 1 k s a u flc 1 ä r u n g u n <1 P ropa g a n <1. a 

In Vertretung 
Dr. Dietrich 


Der Reiehsminister der Justiz 

In Vertretung 

Klemm 


Vierundzwanzigste Bekanntmachung 

über die Eintragung von verzinslichen Schatzanweisungen de» Deutschen Reich« 

iii das Rcichsschnldbuch 
Vom 9. Februar 1944 

Auf Grund von § 21 Absatz 2 der Reichsschuldenordnung in Verbindung mit Artikel l der Vcr- 
ordnun»' zur Ergänzung der Reichsschuldenordnung vom 29. Dezember 1936 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1156) habe ich bestimmt, daß den Schuldverschreibungen nach § 21 Absatz 1 der Rcichssohulden- 
ordnuno' und den Vorschriften des Reichsschuldbuchgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3U Mai 1910 (Reichsgesetzbl. S. 840) weiter gleichzusetzen sind die 

3i/ 2 °/oigen Schatzanweisungen des Deutschen Reichs von 1944. Folge 1. 

Die Schatzanweisungen können somit ebenfalls in das Reichsschuldbuch eingetragen werden. 

Berlin. 9. Februar 1944 

Der R e i clis m i n i ster der Fi n-a uzen 
Im Auftrag 
B a y r h o f f e r 
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deutsch-finnischen Handelsvertrags. 

Im Teil II, Nr. 3, ausgegeben am 4. Februar 1944. sind veröffentlicht: Verordnung über die vorläufige Anwendung 
eines Deutsch-Albanischen Verrechnungsabkommens. — Verordnung über die vorläufige Anwendung 
einer Siebzehnten Zusatzvereinbarung zum deutsch-schweizerischen Abkommen über den gegenseitigen 


Warenverkehr. — Berichtigung. 



Verordnung über die Abwicklung von Schuldverhältnissen mit Personen 
in den Generalbezirken Estland, Lettland, Litauen. 

Vom 5. Februar 1944 *). 


Auf Grund der Verordnung zur Durchführung 
desVierjahresplansvom 18. Oktober 1936 (Reiehs- 
gesetzbl. I S. 887) und des § 8 des Erlasses des 
Führers über die Verwaltung der neu besetzten 
Ostgebiete vom 17. Juli 1941 wird im Einver¬ 
nehmen mit dem Reichsminister der Justiz ver¬ 
ordnet : 

I. Umsiedlerschuldverhältnisse 

§ 1 

Für die Abwicklung der vor dem 22. Juni 
1941 entstandenen Schuldverhältnisse zwischen 
Reichs- oder Volksdeutschen, die aus den Gene¬ 
ralbezirken Estland, T.ettland, Litauen in das 
Reichsgebiet umgesiedelt worden sind (Umsied¬ 
ler), einerseits und Personen nichtdeutscher 
Staatsangehörigkeit in den genannten General¬ 
bezirken andererseits gelten die Vorschriften 
der §§ 2 bis 10. 

§2 

Der Gläubiger kann die Forderung dem 
Schuldner gegenüber nicht geltend machen. Der 
Schuldner darf an den Gläubiger nicht leisten; 
der Gläubiger darf eine Leistung des Schuld¬ 
ners nicht annehmen, auch nicht in anderer 
Weise über die Forderung verfügen. 


§ 3 

(1) Die Abwicklung der Schuldverhältnisse 
gegenüber den im § 1 bezeichneten Personen in 
den Generalbezirken Estland, Lettland, Litauen 
geschieht durch die Generalkommissare in Re¬ 
val, Riga und Kauen oder die von ihnen bestimm¬ 
ten Stellen (Abwicklungsstellen im Ostland). 

( 2 ) Die Abwicklung der Schuldverhältnisse 
gegenüber den Umsiedlern geschieht durch Ein¬ 
beziehung in den von der Deutschen Umsied- 
lungs-Treuhand-Gesellschaft m. b. H. (DUT.) 
durchzufühlenden Vermögensausgleich der Um¬ 
siedler. 

§ 4 

( 1 ) Forderungen, diePersonen in den General¬ 
bezirken Estland, Lettland, Litauen gegen Um¬ 
siedler zustehen, hat der Gläubiger bis zum 
30. Juni 1944 bei der zuständigen Abwicldungs- 
stelle im Ostland anzumelden. Bis zu diesem 
Zeitpunkt nicht angemeldete Forderungen gel¬ 
ten als erloschen. 

( 2 ) Forderungen, die Umsiedlern gegen Per¬ 
sonen in den Generalbezirken Estland, Lettland, 
Litauen zustehen und die bis zum Inkrafttreten 
dieser Verordnung nicht im Vermögensaus¬ 
gleichsverfahren angemeldet worden sind, gelten 
als erloschen. 


*) Veröffentlicht im Verordnungsblatt des Reichsministers für die besetzten Ostgebiete Nr. 1 vom 12. Februar 1944. 
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(3) Die Abwicklungsstellen im Ostland können 
eine nachträgliche Anmeldung der im Abs. 1 be- 
zeichneten Forderungen zulassen, wenn dies 
durch besondere Gründe gerechtfertigt wird. In 
diesem Falle gilt die Forderung nicht als er¬ 
loschen. 

( 4 ) Das Erlöschen einer Forderung gemäß 
Abs. 1 hat auf ihre Berücksichtigung im Ver¬ 
mögensausgleich des Umsiedlers, gegen den sich 
die Forderung richtet, keinen Einfluß. 

§5 

( 1 ) Die Abwicklungsstellen im Ostland haben 
die bei ihnen rechtzeitig angemeldeten oder von 
ihnen nachträglich zur Anmeldung zugelassenen 
Forderungen gegen Umsiedler nach näherer Be¬ 
stimmung des Reichskommissars für das Ost¬ 
land zu prüfen. 

( 2 ) Die DUT. hat die bei ihr im Vermögens¬ 
ausgleichsverfahren geltend gemachten Forde¬ 
rungen gegen Personen in den Generalbezirken 
Estland, Lettland, Litauen nebst dem Ergebnis 
ihrer Prüfung der zuständigen Abwicklungs¬ 
stelle im Ostland mitzuteilen. 

§6 

( 1 ) Die Abwicklungsstellen im Ostland ent¬ 
scheiden mit Wirkung für und gegen Personen 
in den Generalbezirken Estland, Lettland, Li¬ 
tauen unter Ausschluß des Rechtsweges end¬ 
gültig über das Bestehen oder Nichtbestehen der 
im § 5 bezeichneten Forderungen. Das Bestehen 
einer Forderung wird festgestellt, soweit sie 
nach dem Ergebnis der Prüfung rechtlich be¬ 
gründet erscheint; im übrigen wird das Nicht¬ 
bestehen der Forderung festgestellt. 

( 2 ) Die Abwicklungsstellen im Ostland haben 
von jeder nach Abs. 1 getroffenen Entscheidung 
die DUT. zu benachrichtigen. 

§7 

( 1 ) Die Abwicklungsstellen im Ostland haben, 
soweit sie das Bestehen einer Forderung gegen 
eine Person in den Generalbezirken Estland, 
Lettland, Litauen festgestellt haben, mit dem 
Betrage, in dessen Höhe die Forderung besteht, 
den Schuldner zu belasten. 

( 2 ) Soweit die Abwicklungsstellen im Ostland 
das Bestehen einer Forderung zugunsten einer 
Person in den Generalbezirken Estland, Lett¬ 
land, Litauen festgestellt haben, haben sie dem 
Gläubiger den Betrag gutzuschreiben. Die Gut¬ 
schrift erfolgt mit dem Betrage, mit dem der 
Gläubiger nach Maßgabe des Vermögensstandes 
des Schuldners am Tage seiner Abwanderung 
hätte Befriedigung erlangen können. Maßgeblich 
ist dabei der Vermögensstand, in dem sich der 
Schuldner amTage seiner Abwanderung befunden 
hat oder befunden hätte, wenn seinVermögen nicht 
vorher auf die Sowjetbehörden übergegangen 
wäre. Bei kleinen Forderungen kann die Gut¬ 
schrift nach näherer Bestimmung des Reichs- 
ltonimissars für das Ostland zum Nennbetrag 
erfolgen, ohne daß der Vermögensstand des 
Schuldners vorher geprüft wird. 


( 3 ) Bei der Errechnung des Betrages der Gut¬ 
oder Lastschrift sind folgende Umrechnungs¬ 
kurse zugrunde zu legen: 

1 Estikrone .' . . 0,125 MM, 

1 Lat. O .10 a , 

1 Lit . 0,o 9 » , 

1 Rubel . 0,io » , 

( 4 ) Forderungen, die noch nicht fällig sind, 
werden wie fällige Forderungen behandelt und 
mit ihrem Gegenwartswert in Rechnung gestellt. 

§8 

( 1 ) Soweit die Abwicklungsstellen im Ostland 
Gläubigern Forderungsbeträge gutgeschrieben 
haben (§7 Abs. 2), befriedigen sie den Gläubiger. 
Mit der Zahlung an den Gläubiger geht die 
Forderung in der Höhe, in der ihr Bestehen 
festgestellt ist, auf die zahlende Abwicklungs¬ 
stelle über. 

( 2 ) Soweit die Abwicklungsstellen im Ostland 
Schuldner mit Forderungsbeträgen belastet 
haben (§ 7 Abs. 1), ziehen sie diese Beträge vom 
Schuldner ein. Der dem Schuldner über die Be¬ 
lastung erteilte Bescheid gilt als vollstreckbarer 


( 1 ) Über die Behandlung von Forderungen zu¬ 
gunsten oder zu Lasten der Umsiedler im Ver¬ 
mögensausgleichsverfahren (§ 3 Abs. 2) ent¬ 
scheidet unter Ausschluß des Rechtsweges end¬ 
gültig die DUT. nach den hierfür geltenden be¬ 
sonderen Bestimmungen. 

( 2 ) Sofern die DUT. einem Umsiedler wegen 
einer Forderung im Vermögensausgleichsver¬ 
fahren Gutschrift erteilt, geht mit der Erteilung 
des Ausgleichsbescheides die Forderung auf die 
DUT. über. Soweit die DUT. einen Umsiedler 
wegen einer Forderung gegen ihn im Ver¬ 
mögensausgleichsverfahren belastet und eine 
Verrechnung mit Unterlassenen Vermögens¬ 
werten des Umsiedlers nicht möglich ist, zieht 
die DUT. den geschiddeten Betrag von dem Um¬ 
siedler ein. Der Vermögensausgleichsbescheid 
gilt insoweit als vollstreckbarer Titel. 

( 3 ) Soweit die DUT. vor dem Inkrafttreten 
dieser Verordnung Vermögensausgleichsbe¬ 
scheide erteilt hat, gilt Abs. 2 sinngemäß. 

§10 

Soweit nach den vorstehenden Vorschriften 
eine Forderung erlischt, erlischt auch die ding¬ 
liche Sicherung für die Forderung. Soweit eine 
Forderung auf einen neuen Gläubiger übergeht, 
geht auch die dingliche Sicherung auf ihn über 

II. Sonstige Schuldverhältnisse 

§11 

( 1 ) Forderungen aus Schuldverhältnissen, die 
zwischen Personen im Reichsgebiet, die keine 
Umsiedler sind, einerseits und Personen in den 
Generalbezirken Estland, Lettland, Litauen an¬ 
dererseits bestehen und vor dem 10. Februar 1941 
entstanden sind, kann der Gläubiger dem 
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Schuldner gegenüber nicht geltend machen. § 2 
Satz 2 gilt entsprechend. 

( 2 ) Die Regelung der Abwicklung dieser 
Schuldverhältnisse bleibt Vorbehalten. 

III. Inkrafttreten, Durchführung«- und 
Ergänzungsvorschriften 

§12 

( 1 ) Diese Verordnung tritt am 15. Februar 
1944 in Kraft. 

Berlin, den 5. Februar 1944. 


( 2 ) Der Reichsminister der Justiz und der 
Reichsminister für die besetzten Ostgebiete kön¬ 
nen im Einvernehmen mit dem Reichsminister 
der Finanzen Vorschriften zur Durchführung 
und Ergänzung dieser Verordnung erlassen. Ins¬ 
besondere können sie Vorschriften für die Ab¬ 
wicklung der im § 11 genannten Schuldverhält¬ 
nisse erlassen 

( 3 ) Die näheren Vorschriften über das Ver¬ 
fahren der Abwicklungsstellen im Ostland er¬ 
läßt der Reichskommissar für das Ostland. 


Der Beauftragte für den Vierjahresplan 

In Vertretung 
Körner 

Der Reichsminister für die besetzten Ostgebiete 

In Vertretung 
Alfred Meyer 


Verordnung 

zur Einfühlung des Gesetzes zum Schutze der erwerbstätigen Mutter (Mutterschutzgesetz) 

im Protektorat Böhmen und Mähren. 

Vom 7. Februar 1944. 


Auf Grund des Erlasses des Führers über das 
Protektorat Böhmen und Mähren vom 16. März 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 485) wird im Einver¬ 
nehmen mit dem Reichsminister des Innern und 
dem Deutschen Staatsminister für Böhmen und 
Mähren verordnet: 

§ 1 

Die Grundsätze des Gesetzes zum Schutze der 
erwerbstätigen Mutter (Mutterschutzgesetz) vom 
17. Mai 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 321) und der 

Berlin, den 7. Februar 1944. 


zu seiner Durchführung und Ergänzung erlasse¬ 
nen Bestimmungen gelten im Protektorat Böhmen 
und Mähren für deutsche erwerbstätige Frauen. 

§2 

Die näheren Bestimmungen erläßt der Deut¬ 
sche Staatsminister für Böhmen und Mähren. 

§3 ' 

Die Verordnung tritt am 1. März-1944 in Kraft 


Der Reichsarbeitsminister 

In Vertretung 
Dr. Syrup 


Verordnung zur Änderung 

der Verordnung über die Veröffentlichung kartographischer Darstellungen (KartVeröffVO.). 

Vom 20. Februar 1944. 


Auf Grund des Gesetzes über die Neuordnung 
des Vermessungswesens vom 3. Juli 1934 (Reichs¬ 
gesetzbl, I S. 534) wird verordnet: 

Artikel I 

§ 2 der Verordnung über die Veröffentlichung 
kartographischerDarstellungen (Kar l V e rö fl V O.) 
vom 6. Februar 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 294) 
wird aufgehoben und durch folgende Bestim¬ 
mungen ersetzt: 


„§ 2 

( 1 ) Kartographische Darstellungen im Maß¬ 
stab 1 : 300 000 nnd größer (1 : 250 000. 
1 :200000usw.) mit Eintragungen, die gemäß 
§ 1 untersagt' sind, dürfen nicht abgegeben 
werden: solche ohne derartige Eintragungen 
dürfen nur abgegeben werden: 

a) an Behörden, Schulen und Wehrmacht¬ 
dienststellen gegen Vorlage einer mit 
Unterschrift und Dienststempel ver- 
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seltenen Bescheinigung, daß die karto¬ 
graphischen Darstellungen zu dienst¬ 
lichen oder Unterrichtszwecken be¬ 
nötigt, nicht an Unbefugte weitergegeben 
und sicher aufbewahrt werden. Den ge¬ 
nannten Stellen sind gleichzusetzen die 
Dienststellen der NSDAP., SA., ff, 
NSKK., HJ. (einschl. des Deutschen 
Jungvolks, des Bundes Deutscher Mädel 
und der Jungmädelschaft), des Reichs¬ 
arbeitsdienstes, der Technischen Not¬ 
hilfe, des NS.-Fliegerkorps, Reichsluft¬ 
schutzbundes und Deutschen Roten 
Kreuzes; 

'b) an deutsche Reichsangehörige, die sich 
als solche durch amtlichen Lichtbild¬ 
ausweis ausweisen und glaubhaft machen, 
daß sie die kartographische Darstellung 
für berufliche oder wirtschaftliche Zwecke 
benötigen. Die Empfänger sind darauf 
hinzuweisen, daß die kartographischen 
Darstellungen nicht an Unbefugte weiter- 

Berlin, den 20. Februar 1944. 


gegeben werden dürfen; sie sind für 
sichere Aufbewahrung verantwortlich. 

( 2 ) Kartographische Darstellungen in klei¬ 
nerem Maßstab als 1 : 300 000 (1 : 325 000, 
1 : 400 000 usw.), die vor dem 1. Januar 1933 
hergestellt sind, dürfen unbeschränkt abgege¬ 
ben werden. Sind diese kartographischen 
Darstellungen kleineren Maßstabs seit dem 

1. Januar 1933 hergestellt, so ist ihre Abgabe 
nur zulässig, wenn sie nach § 1 verbotene Ein¬ 
tragungen nicht enthalten. 

( 3 ) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 
gelten auch für kartographische Darstellun¬ 
gen im Privatbesitz. Sie gelten nicht für 
deutsche Admiralitätskarten. 

(4) Für die Abgabe der »Nur für den Dienst¬ 
gebrauch« bestimmten amtlichen Karten gel¬ 
ten Sonderbestiminungen.“ 

Artikel II 

Diese Verordnung tritt am siebenten Tage 
nach der Verkündung in Kraft. 


Der Reichs minister des Innern 
In Vertretung 
Dr. Stuckart 


Dritte Durchführungsbestimmungen 

zur Verordnung über die Veröffentlichung kartographischer Darstellungen. 

Vom 21. Februar 1944. 


Zur Durchführung der Verordnung über che 
Veröffentlichung kartographischer Darstellun¬ 
gen (KartVeröffVO.) ' vom 6. Februar 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 294) in der Fassung der 

Verordnung vom 21.Februarl944(Reichsgesetzbl. 

I S. 57) ordne ich an: 

Die Ersten Durchführungsbestimmungen zur 
Verordnung über die Veröffentlichung karto¬ 
graphischer Darstellungen vom 6. Februar 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 295) werden wie folgt ge¬ 
ändert : 

1. § 6 wird wie folgt neu gefaßt: 

»§ 6 

Bei amtlichen, der Öffentlichkeit zugäng¬ 
lichen oder den Beschränkungen im § 2 der 
KartVeröffVO. unterliegenden kartogra¬ 
phischen Darstellungen, die Behörden selbst 
hersteilen oder hersteilen lassen, sowie bei 
nichtamtlichen kartographischen Darstellun¬ 
gen, die Behörden für andere herstellen, sind 
diese Behörden dafür verantwortlich, daß In- 

Berlin, den 21. Februar 1944. 


halt und Umfang der Darstellungen den Er¬ 
fordernissen der Verordnung und der Durch¬ 
führungsbestimmungen genügen.« 

2. Im § 8 wird der letzte Satz gestrichen. 

3. Als § 9 wird eingefügt: 

»§9 

An und auf Bahnhöfen und in Ortschaften 
öffentlich ausgestellte Ubersichtspläne, Vogel¬ 
schaukarten, Übersichtsskizzen zu F ahrplänen, 
Reiseführern usw. im Maßstab 1 : 300 000 
und größer sind weiterhin für die Öffentlich¬ 
keit zugelassen, wenn sie skizzenhaft und 
schematisch entworfen sind, keine Maßstabs¬ 
angaben enthalten und wenn in ihnen über 
die Vorschriften der §§ 1 bis 5 der Durch¬ 
führungsbestimmungen hinaus keine Gebäude 
und Einrichtungen wirtschaftlicher Art ver¬ 
zeichnet sind. In Zweifelsfällen erteilen die 
zuständigen Wehrkreis- und Marinestations¬ 
kommandos Auskunft.« 

4. Der bisherige § 9 wird § 10. 


Der Reichs minister des Innern 


In Vertretung 

Dr. Stuckart 
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Erlaß des Führers 

über die Ausübung des Gnadenrechts durch den Reichsprotektor in Böhmen und Mähren. 

Vom 25. Januar 1944. 

Die dem Reichsprotektor in Böhmen und Mähren nach meiner Anordnung vom 20. August 1944 
in Strafsachen, die nicht zur Zuständigkeit der Militär- sowie der ff- und Polizeigerichtsbarkeit 
gehören, obliegende Ausübung des Gnaden- und Niederschlagungsrechts vollzieht sich in Gemäß¬ 
heit der nachstehenden Bestimmungen. 

1. 

Der Reichsprotektor in Böhmen und Mähren übt das Gnaden- und Niederschlaguugsrecht in 
allen Strafsachen aus. für die im ersten Rechtszuge ein deutsches Gericht mit Sitz im Protektorat 
zuständig ist. 

2 . 

(1) ln Strafsachen, für die in Ausübung der deutschen Gerichtsbarkeit im Protektorat das Reichs¬ 
gericht im ersten Rechtszuge, der Volksgerichtshof oder an dessen Stelle ein Oberlandesgericht zu¬ 
ständig ist, wird das Gnaden- und Niederschlagungsrecht vom Reichsprotektor in Böhmen und 
Mähren im Einvernehmen mit dem Reichsminister der Justiz ausgeübt. 

( 2 ) Ist dieses Einvernehmen nicht zu erzielen, so ist durch den Reichsminister und Chef der 
Reichskanzlei meine Entscheidung herbeizuführen. 

3. 

Ich behalte mir vor, in einzelnen Fällen selbst zu entscheiden. 


Führer-Hauptquartier, den 25. Januar 1944. 


Der Führer 

Adolf H i 11 e r 


Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 

Dr. L a m m e r s 
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Verordnung über öffentliche Spielbanken. 
Vom 31. Januar 1944. 


Auf Grund des § 3 des Gesetzes über die Zu¬ 
lassung öffentlicher Spielbanken vom 14. Juli 
1933 (Reichsgesetzbl. I S. 480) wird im Einver¬ 
nehmen mit dem Reichsminister der Finanzen 
verordnet: 

§1 

§ 7 Abs. 2 Satz 2 der Verordnung über öffent¬ 
liche Spielbanken vom 27. Juli 1938 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 955) erhält folgende Fassung: 

»Derartige Spenden sind ebenso wie die von 
Besuchern der Spielbank den Behältern un¬ 
mittelbar zugeführten Zuwendungen ohne 
Rücksicht auf einen etwaigen anderen Willen 
des Spenders an den Spielbankunternehmer 
abzuliefern und von diesem zugunsten der Ge- 

Berlin, den 31. Januar 1944. 


folgschaft (für Besoldung, sonstiges Arbeits¬ 
entgelt, Wohlfahrtszwecke) sowie für gemein¬ 
nützige Zwecke zu verwenden; das Nähere be¬ 
stimmt der Reichsminister des Innern in einer 
Satzung, die allen übrigen Vorschriften und 
Verträgen über die Spenden und deren Ver¬ 
wendung vorgeht.« 

§2 

Im § 8 Abs. 2 der genannten Spielbankverord¬ 
nung wird der zweite Satz gestrichen. 

§3 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. J a- 
nuar 1944 in Kraft. 


Der Reichsminister des Innern 

H. H immler 


Verordnung 

über die Aufhebung des Landschaftlichen Kreditverbandes für die Provinz Schleswig-Holstein. 

Vom 24. Februar 1944. 


Auf Grund des § 1 Nr. 2 der Verordnung über 
ländschaftliche Kreditanstalten vom 22. Februar 
1940 (Reichsgesetzbl. I S. 417) wird im Einver¬ 
nehmen mit dem Reichswirtschaftsminister und 
dem Reichsminister der Justiz folgende Verord¬ 
nung erlassen: 

§1 

Der Landschaftliche Kreditverband für die 
Provinz Schleswig-Holstein zu Kiel wird aufge¬ 
löst. 

§2 

Das Vermögen des Landschaftlichen Kredit¬ 
verbandes für die Provinz Schleswig-Holstein 
nebst den Verbindlichkeiten geht ohne Liqui- 

Berlin, den 24. Februar 1944. 


dation auf die Schleswig-Holsteinische Land¬ 
schaft. als Rechtsnachfolgorin über. 

§3 

Die Mitglieder des Landschaftlichen Kredit¬ 
verbandes für die Provinz Schleswig-Holstein 
sind Mitglieder der Schleswig-Holsteinischen 
Landschaft. Sie sind den Bestimmungen der 
Satzung der Schleswig-Holsteinischen Land¬ 
schaft und deren künftigen Nachträgen unter¬ 
worfen. 

§4 

Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Ja¬ 
nuar 1944 in Kraft. 


Der Reichsminister 
für Ernährung und Landwirtschaft 

In Vertretung des Staatssekretärs 

Riecke 
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Zweite Verordnung zur Durchführung der Verordnung 
über die Behandlung des Vermögens der Angehörigen des ehemaligen polnischen Staates. 

Vom 29. Februar 1944. 


Auf Grund des § 23 Abs. 1 der Verordnung 
über die Behandlung von Vermögen der Ange¬ 
hörigen des ehemaligen polnischen Staates vom 
17. September 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1270) 
verordne ich: 

§ 1 

Die zur Durchführung der Verordnung über 
die Behandlung von Vermögen der Angehörigen 
des ehemaligen polnischen Staates erforderlichen 
Vorschriften werden im Zuständigkeitsbereich 
der .Haupttreuhandstelle Ost im Verwaltungs¬ 
wege erlassen. 

§2 

(l) Die Vorschriften sind, soweit erforderlich, 
im Einverständnis mit dem Reichskommissar 
für die Festigung deutschen Volkstums zu treffen. 

Berlin, den 29. Februar 1944. 


( 2 ) Vorschriften, die Zahlungen aus dem der 
Verwaltung der Haupttreuhandstelle Ost unter¬ 
liegenden Vermögen vorsehen, sind im Einver¬ 
nehmen mit dem Reichsminister der Finanzen 
zu erlassen. 

§3 

( 1 ) Diese Verordnung tritt mit der Verkün¬ 
dung in Kraft. 

( 2 ) Maßnahmen der zuständigen Stellen, die 
vor dem Inkrafttreten der Verordnung getroffen 
worden sind, sind gültig, soweit sie nicht von 
dem Beauftragten für den Vier jahresplan auf¬ 
gehoben werden. 


Der Bea u f t.r ag t e f ür den V i e r ja h r e sp 1 a n 

In Vertretung 
K ö r n 0 r 
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Verordnung über den Schutz des Heldengedenktages. 
Vom 6. März 1944. 


Auf Grund des Erlasses des Führers über den 
Heldengedenktag und den Gedenktag für die 
Gefallenen der Bewegung vom 25. Februar 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 322) wird zum Schutze des 
Heldengedenktages verordnet: 

§1 

Am Heldengedenktag sind, abgesehen von den 
Einschränkungen der §§ 2 bis 4 der Verordnung 
über den Schutz der Sonn- und Feiertage vom 
16. März 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 199), für die 
Dauer des Krieges bis 24 Uhr alle der Unter- 

Berlin, den 6. März 1944. 


haltung dienenden öffentlichen Veranstaltungen 
verboten, sofern bei ihnen nicht der der Bedeu¬ 
tung dieses Tages entsprechende soldatische und 
heroische Charakter gewahrt ist. 

§2 

Entgegenstehende Vorschriften, insbesondere 
§ 6 der Verordnung über den Schutz der Sonn- 
und Feiertage vom 16. März 1934 (Reichsgesetzbl. 
I S. 199) sowie die Verordnung über den Schutz 
des Heldengedenktages vom 8. März 1939 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 427), treten außer Kraft. 


Der Reichsminister des Innern 

H. Himmler 


Berichtigung 

In der Dritten Verordnung zur Änderung des 
Maß- und Eichrechts vom 19. Januar 1944 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 39) muß es im Artikel I Nr. 2 Zeile 3 

statt »Mikroliter. yl« richtig heißen: 

»Mikroliter. ul“. 

Berlin, den 4. März 1944. 

Der R e i c h s w i r t s c h a f t s m i n i s t e r 
Im Auftrag 
Dr. Quassowski 
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Sechste Verordnung 

zur Durchführung und Ergänzung des Reichsarbeitsdienstversorgungsgesetzes M. 

Vom 10. März 1944. 


Auf Grund des § 36 Abs. I und des § 184 
Abs.2 desReichsarbeitsdienstversorgungsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung über die 
zusammenhängende Fassung der für die Reichs¬ 
arbeitsdienstfürsorge und -Versorgung geltenden 
Vorschriften (RADVG-M) vom 29. September 
1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1253) wird im Ein¬ 
vernehmen mit dem Oberkommando der Wehr¬ 
macht, dem Reichsminister der Finanzen und 
dem Reichsarbeitsminister verordnet: 

Abschnitt 1 

Die Erste Verordnung zur Durchführung und 
Ergänzung des Reichsarbeitsdienstversorgungs¬ 
gesetzes vom 3. Februar 1939 (Reichsgesetzbl. f 
S. 137) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

Zu §36 

Neu aufzunehmen: 

-Zu Abs. 1 

Für die Festsetzung der Anwärterbezüge 
nach diesem Gesetz gelten die Vorschriften 


über die Militäranwärterbezüge (insbesondere 
die Verordnung vom 20. August 1940 — 
Reichsgesetzbl. I S. 1173 —-in der jeweils gül¬ 
tigen Fassung sowie die dazu erlassenen 
Durchführungs- und Ausführungsbestimmun¬ 
gen) entsprechend, soweit nachstehend nicht 
etwas anderes bestimmt ist: 

a) Die den Anwärtern des Reichsarbeits¬ 
dienstes zu gewährenden Bezüge werden 
von den Versorgungsstellen bei den Ar- 
beitsgauführern festgestellt und, soweit 
sie nicht unter den gleichen Voraus¬ 
setzungen wie die Militäranwärterbe¬ 
züge von den Anstellungsbehörden zu 
zahlen sind, vom Versorgungsamt V 
Berlin gezahlt. 

b) Die Beschäftigungsdienststellen und die 
Anwärter desReichsarbeitsdienstes haben 
jede Einberufung in eine Beamtenstelle 
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oder in den Ausbildungs- und Vorberei¬ 
tungsdienst hierfür und jede sonstige 
Beschäftigung im öffentlichen Dienst 
unverzüglich dem Versorgungsamt V 
Berlin mitzuteilen. 

c) An die Stelle des Oberkommandos der 
Wehrmacht tritt der Reichsarbeits¬ 
führer.« 

Berlin, den 10. März 1944. 


Zu §40 

In der Durchführungsvorschrift ist in der 
zweiten Zeile »Reichsarbeitsführer« zu ersetzen 
durch »Versorgungsamt V Berlin«. 

Abschnitt II 

Die Änderungen und Ergänzungen des Ab¬ 
schnitts I gelten vom 1. Januar 1944 ab. 


Der Reichsarbeitsführer 
Hierl 


Zweite Verordnung 

über die Anzeigepflicht bei Veränderung von wirtschaftlichen Verhältnissen 

in der Energiewirtschaft. 

Vom 15. März 1944. 

Auf Grund der Verordnung zur Durchführung des Vierjahresplans vom 18. Oktober 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 887) wird verordnet: 

Die Verordnung über die Anzeigepflicht bei Veränderung von wirtschaftlichen Verhältnissen in 
der Energiewirtschaft vom 24. März 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 144) bleibt bis zum 31. März 1945 
in Kraft. 

Berlin, den 15. März 1944. 

Der Beauftragte für den Vierjahresplan 

In Vertretung 
Körner 


Verordnung 

über die Landbeschaffung zur Seßhaftmachung von reichs- und Volksdeutschen Umsiedlern: 

Vom 23. März 1944. 


Auf Grund gesetzlicher Ermächtigung wird 
mit Zustimmung des Beauftragten für den Vier¬ 
jahresplan und des Oberkommandos der Wehr¬ 
macht folgendes verordnet: 

§1 

Sofern für die Seßha'ftmachung reichs- oder 
Volksdeutscher Umsiedler Grund und Boden be¬ 
nötigt wird, finden für die Beschaffung des be¬ 
nötigten Landes das Gesetz über Landbeschaf¬ 
fung für Zwecke der Wehrmacht vom 29. März 
1935 (Reichsgesetzbl. I S. 467) und seine Durch- 

Berlin, den 23. März 1944. 


führungsverordnungen sinngemäß Anwendung. 
Die Aufgaben der Reichsstelle für Landbeschaf¬ 
fung nimmt der Reichsführer^, Reichskom¬ 
missar für die Festigung deutschen Volkstums, 
oder die von ihm bestimmte Stelle wahr. 

§2 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
7. Oktober 1939 in Kraft. 

( 2 ) Sie gilt auch in den eingegliederten Ost¬ 
gebieten und im Protektorat Böhmen und Mähren. 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 

H. Himmler 


Nr. 13 — Tag der Ausgabe: 25. März 1944 
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Verordnung zum Schutze des heimischen Kulturgutes. 
Vom 23. März 1944. 


Auf Grund gesetzlicher Ermächtigung wird 
mit Zustimmung des Beauftragten für den Vier¬ 
jahresplan und des Oberkommandos der Wehr¬ 
macht verordnet: 

§1 

(1) Wo der heimische Besitz an Zeugnissen 
bodenständiger alter Kultur durch Aufkäufe in 
einem Maße bedroht wird, daß er in seinem Be¬ 
stände gefährdet erscheint, können die Reichs¬ 
statthalter in den Reichsgauen, in den Ländern 
die Landesregierungen, in Preußen die Oberprä¬ 
sidenten Verordnungen erlassen, wonach die Ver¬ 
äußerung oder Verbringung derartiger Gegen¬ 
stände von der Genehmigung der von ihnen zu 
bestimmenden Stellen abhängig gemacht wird. 

( 2 ) Verordnungen dieser Art bedürfen der Zu¬ 
stimmung des Reichsministers des Innern. 

§2 

( 1 ) Wer einer nach § 1 erlassenen Verordnung 
vorsätzlich oder fahrlässig zuwiderhandelt, wird 
mit Geldstrafe bis zu 150 Reichsmark oder mit 
Haft bestraft. 

Berlin, den 23. März 1944. 


( 2 ) In schweren Fällen ist auf Geldstrafe bis 
zu 10 000 Reichsmark oder auf Gefängnis bis zu 
zwei Jahren zu erkennen. Der Versuch ist straf¬ 
bar. 

§3 

( 1 ) Gegenstände, auf die sich die strafbare 
Handlung bezieht, können ohne Rücksicht dar¬ 
auf, ob sie dem Täter oder einem Teilnehmer ge¬ 
hören, eingezogen werden. 

( 2 ) Wird keine bestimmte Person verfolgt oder 
verurteilt, so kann auf Antrag der Staatsanwalt¬ 
schaft die Einziehung selbständig durch Beschluß 
angeordnet werden. Gegen den Beschluß findet 
die sofortige Beschwerde nach Maßgabe dei 
Reichsstrafprozeßordnung statt. 

(3) In den Alpen- und Donau-Reichsgauen ent¬ 
scheidet über die Einziehung im selbständigen 
Verfahren das Gericht, das zur Durchführung 
des Strafverfahrens zuständig wäre — beim 
Landgericht die Ratskammer —. Gegen die Ent¬ 
scheidung ist die Beschwerde zulässig (§§ 114 
und 481 der österr. Strafprozeßordnung). 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung. 

H. Himmler 


Anordnung über Freizeitgewährung 

an Beamte und Angestellte des öffentlichen Dienstes, die von ihren Familien getrennt sind. 

Vom 20. März 1944. 


Um den Beamten und Angestellten des öffent¬ 
lichen Dienstes, die außerhalb ihres Wohnsitzes 
beschäftigt werden oder deren Familien wegen 
Luftgefährdung oder Fliegerschäden umquartiert 
worden sind, den Besuch ihrer Familien gleich¬ 
mäßig zu ermöglichen, wird auf Grund des Er¬ 
lasses des Führers zur personalrechtlichen Ver¬ 
einfachung vom 9. März 1942 (Reichsgesetzbl. I 
S. 120) im Benehmen mit den übrigen Reichsmini¬ 
stern für das Gebiet des Großdeutschen Reichs 
und für die Dauer des Krieges angeordnet: 

§1 

( 1 ) Freizeit nach näherer Maßgabe des §2 kann 
gewährt werden 


a) Beamten und Angestellten, die außerhalb 
ihres Wohnsitzes beschäftigt werden, zur 
Reise zu ihren zurückgebliebenen Familien¬ 
angehörigen (Familienheimfahrten), 

b) Beamten und Angestellten, deren Familie 
wegen Luftgefährdung oder Fliegerschäden 
umquartiert worden ist, zum Besuch der 
Familie (Familienbesuchsfahrten), 

wenn die Entfernung zwischen dem Aufenthalts¬ 
ort des Beamten oder Angestellten und der Fa¬ 
milie mehr als 100 km beträgt. 

( 2 ) Die Freizeit wird für Verheiratete zweimal 
und für Ledige einmal im Jahr, erstmalig sechs 
Monate nach Beginn der Trennung gewährt. 


66 


Reichsgesetzblatt, Jahrgang 1944, Teil I 


§ 2 

(1) Die Freizeit beträgt bei Entfernungen von 
mehr als 100 km bis 300 km für jede Fahrt drei 
Kalendertage, bei Entfernungen von mehr als 
300 km für jede Fahrt fünf Kalendertage. Sind 
nur Kinder umquartiert, so beträgt die Freizeit 
für Besuchsfahrten bei Entfernungen von mehr 
als 100 bis 300 km zwei Kalendertage, bei Ent¬ 
fernungen über 300 km drei Kalendertage. 

( 2 ) Im Falle besonders ungünstiger Reisever¬ 
bindungen kann eine zusätzliche Freizeit bis zu 
zwei Kalendertagen gewährt werden. 

( 3 ) Arbeitet der Beamte oder Angestellte am 
Reisetage mindestens vier Stunden, so wird dieser 
Tag auf die Freizeit nicht angerechnet. 

§3 

Den Zeitpunkt der Freizeit bestimmt der Be¬ 
hördenleiter. Hierbei soll er neben den dienst- 

Berlin. den 20. März 1944. 


liehen Belangen die Verkehrsverhältnisse und im 
übrigen die persönlichen Wünsche des Beamten 
oder Angestellten berücksichtigen. 

§4 

Die Gewährung von Reisekosten regelt sich für 
Familienheimfahrten nach den Abordnungsbe¬ 
stimmungen des Reichministers der Finanzen vom 
11. September 1942 (Reichshaush.-u. Besoldungsbl. 
S. 184) und den dazu ergangenen oder ergehenden 
Ausführungsbestimmungen,für Familienbesuchs¬ 
fahrten nach den Vorschriften über Reisebeihilfen 
für Familienbesuchsfahrten des Räumungsfa¬ 
milienunterhalts vom 30. September 1943(MBliV. 
S. 1682). 

§5 

Für die Wehrmacht und die Ordnungspolizei 
gelten besondere Bestimmungen. 


Der Reichsminister des Innern 

In Vertietung 
Dr. Stuckart 


Druckfehlerberichtigung 

ln der Verordnung zur Durchführung der 
Erbhoffortbildungsverordnung auf dem Gebiete 
des Kosten- und Steuerrechts vom 24. Januar 
1944 (Reichsgesetzbl. I S. 49) muß im Artikel 1 
die Neufassung des § 101 Nr. 1 der Erbhofver¬ 
fahrensordnung wie folgt lauten: 

*1. bei Verfahren über die Genehmigung 

a) einer Veräußerung, 

b) einer Belastung, 

e) eines Verpflichtungsgeschäfts, das eine 
Veräußerung oder Belastung zum 
Gegenstände hat, 

d) einer Verpachtung 

nach der Hälfte des Werts der für die Ge¬ 
bührenberechnung im Falle der Beurkundung 
des Rechtsverhältnisses maßgebend sein 
würde, auf das sich das Verfahren bezieht;«. 
Im Artikel 2 Nr. 3 muß es statt »§ 42 Abs. 2 
Nr. 3« richtig heißen: »§ 42 Abs. 1 Nr. 3«. 
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Verordnung 

über die Aufhebung der Bewertungsfreiheit auf Grund von Steuergutscheinen I 

Vom 14. März 1944 

Ich verordne auf Grund des § 12 der Reichsabgabenordimng: 

§ 3 des Gesetzes über die Finanzierung iiationalpolitiseher Aufgaben des Reichs vom 20.März 193!) 
(Reielisgesetzbl. I S. 561) ist auf Wirtschaftsjahre, die nach dein 31. Dezember 1944 enden, nicht 
mehr anzuwenden. 

Berlin. 14. März 1944 

I) (! r I? e i c h s m i n i s t e r d e r F i n a n z e n 

In Vertretung 

Reinhardt 


Verordnung 

zur Einführung des Griuidsteuergeset'zes in deii eingegliederten Ostgebieten 

Vom 15. März 1944 


Auf Grund des § 8 des Erlasses des Führers 
über Gliederung und Verwaltung der Ostgebiete 
vom 8. Oktober 1939 (Reielisgesetzbl. 1 S. 2042) 
wird verordnet: 

lnkrafttr e ten 

In den eingegliederten Ostgebieten weiden 
nach Maßgabe der folgenden Vorschriften in 
Kraft gesetzt: 

1. das Grundsteuergesetz vom 1. Dezember 
1936 (Reichsgesetzbl. I S.986) nebst den zu 
seiner Ergänzung, Änderung und Durch¬ 
führung erlassenen Vorschriften, soweit es 
nicht bereits eingeführt worden -it; 


2. die §§ 1 bis 3, § 4 Absatz 1, § 5 Absatz 1 
und § 6 des Einführungsgesetzes zu den 
Realsteuergesetzen vom 1. Dezember 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 961), soweit sic die 
Grundsteuer betreffen. § 3 Absatz 1 der 
Verordnung zur Einführung des Einfüh¬ 
rungsgesetzes zu den Realstcuergesetzen 
in den eingegliederten Ostgebieten vom 
18. Juli 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1020) 
gilt entsprechend; 

3. der § 17 b des Finanzausgleichsgesetzes in 
der Fassung des § 27 Ziffer 3 des Einfüh¬ 
rungsgesetzes zu den Realsteuergesetzen 
vom 1. Dezember 1936 (Rdichsgesetzbl. 1 
S. 961). 


Reichsgesetzbl. 1941 I 
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§2 

Erstmalige A n w e n d u n g 

Die im §1 Ziffern 1 bis 3 bezeichneten Vor¬ 
schriften sind erstmalig für das Rechnungs jahr 
1944 anzuwenden. 

§2 

I:i e f r e i u n g e n 

(ij § 1 »Satz 1 der Durchführungsverordnung 
vom 1. Juli 1937 (Reichsgesetzbl. 1 S. 733) gilt, 
mit der Abweichung, daß an die Stelle des 1. Ja¬ 
nuar 1938 der 1. Januar 1944 tritt. 

( 2 ) § 4 Ziffer 5 und § 5 Ziffer 2 Buchstabe c 
des Grundsteuergesetzes und § 9 der Durchfüh¬ 
rungsverordnung vom 1. Juli 1937 sind nicht an¬ 
zuwenden. Kirchengebäude und Kapellen sind 
von der Grundsteuer befreit. 

§4 

Be s teuer u ngsg rund läge. Steuer me ß- 
betrüge 

Die Steuermeßbeträge sind, solange noch keine 
Einheitswerte festgestellt werden, auf anderer 
Grundlage festzusetzen. Der Reichsminister der 
Finanzen und der Reichsminister des Innern er¬ 
lassen im Verwaltungsweg Anordnungen über 
die Ermittlung der Besteuerungsgrundlage und 
d e r Steil er meßbet rüge. 

§ 5 

Ersatz b c t r a g 

§ 26 Absatz l des Grundsteuergesetzes und 
§ 49 Ziffer 2 der Durchführungsverordnung vom 
1. Juli 1937 gelten mit der Abweichung, daß je¬ 
weils an die Stelle des 31. Dezember 1932 der 
31. Dezember 1938 tritt. 

Berlin. 15. März 1944 


Ji t> 

Neu h a u s b e s i 1 z 

( 1 ) Die Steuerbefreiungen für neuerrichtete 
Gebäude oder für Teile von Gebäuden, die das 
derzeit in den eingegliederten Ostgebieten gel¬ 
tende Recht vorsieht, sind auch für die Grund¬ 
steuer anzuwenden. Sie laufen spätestens mit dem 
31. März 1947 ab. Sollten nach diesem Zeitpunkt 
weitere Steuervergünstigungen erforderlich sein, 
trifft der Rcichsminister der Finanzen im Ein¬ 
vernehmen mit dein Rcichsminister des Innern die 
erforderl ichen Anordnungen. 

( 2 ) § .28 des Grundsteuergesetzes und tjtj 56 
bis 60 der Durchführungsverordnung vom 1. Juli 
1937 gelten nicht. 

§ 7 

Arbeite r w o h n s t ä 11 e n 

Die Grundsteuerbeihilfe im Sinn des $5 29 des 
Grundsteuergesetzes wird für solche Arbeiter¬ 
wohnstätten gewährt, die in der Zeit vom 1. Ja¬ 
nuar 1940 bis zum 31. März 1944 bezugsfertig 
werden. 

§8 

S c h 1 11 ß v o r s c h r i f t e 11 

(1) Die bisherigen Vorschriften über die Steuern 
vom Grundbesitz in den eingegliederten Ostge¬ 
bieten sind für die Zeit ab dem Rechnungsjahr 
1944 nicht mehr anzuwenden. 

( 2 ) Soweit Vorschriften, die durch diese Ver¬ 
ordnung in den eingegliedcrten Ostgebieten ein¬ 
geführt werden, nicht unmittelbar angewendet 
werden können, sind sie sinngemäß anzuwende 11 . 

( 3 ) Der Reichsminister der Finanzen und der 
Reichsminister des Innern treffen im Verwal¬ 
tungsweg die Anordnungen, die zur Überleitung 
und zur Durchführung dieser Verordnung erfor¬ 
derlich sind. Sie können dabei vom geltenden 
Recht abweichen. 


I) e r R e i c h s m i 11 i s 1 e r d e r F i 11 ;i n /, e 11 
[n Vertretung 
R e i n h a r d t 

Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung 
Dr. Stuckart 


Verordnung über die Eiusatzbedingungen der Ostarbeiter. 
Vom 25. März 1944. 


Der Ministerrat für die Reichsverteidigung verordnet mit Gesetzeskraft: 


Abschnitt 1 
Begriff des Ostarbeiters 


§ 1 


Ostarbeiter sind Arbeitskräfte, die nichtdeut¬ 
scher Volkszugehörigkeit sind, aus dem Reichs- 


konunissariat Ukraine, dein Gcneralbczirk Weiß- 
ruthenien oder den daran oder an Lettland mul 
Estland östlich angrenzenden Gebieten stammen 
und nach der Besetzung durch die deutsche Weh r - 
macht im Reich eingesetzt werden. 


69 


Ni*. 14 — Tag der Ausgabe: ii. April 1944 


A b schni 11 II 

Beschäftigungsbedingungeil 

§2 

Aibeitsenigelt 

bür die Ostarbeiter gelten die gleichen Lohn- 
und Gehaltsbedingungen wie für sonstige aus¬ 
ländische Arbeitskräfte. Ostarbeiter erhalten ein 
Arbeitsentgelt nur für die tatsächlich geleistete 
Arbeit. 

§3 

Lohnzahlung am nationalen Feiertage 

des d(Mit sehen Vo 1 kes 

Das Gesetz über die Lohnzahlung am nationa¬ 
len Feiertage des deutschen Volkes vorn '26, April 
1934 (Reichsgcsetzbl. 1 S. 337) gilt für Ostar¬ 
beit er entsprechend. 

8 4 

Soz i a 1 zu 1 ageu 
11 nd sonst i ge Zu wendu ngen 

Da zahlreichen Ost arbeite rn die Sorge für den 
Unterhalt ihrer Familienangehörigen abgenom- 
rnen worden ist, sind Familien- und Kinderzu¬ 
lagen an Ostarbeitei' nicht zu zahlen. Das gleiche 
gilt für Beihilfen anläßlich der Schwangerschaft 
und Niederkunft, für Heiratsbeihilfen sowie für 
Sterbegelder und ähnliche Zuwendungen anläß¬ 
lich des Todes des Beschäftigten. 

§ 5 

U r 1 a u b 

Ostarbeiter erhalten Urlaub und Familienheim- 
fa luten. 

§ 6 

Arbeitsdisziplin 

Die zur Aufrechterhaltung der Arbeitsdisziplin 
erlassenen Bestimmungen gelten auch für Ost- 
arheiter. 

$ 1 

Änderung der Lohn- und Arbeits¬ 
beding u n g e n 

(1) Günstigere Lohn- und Arbeitsbedingungen 
als die im Abschnitt II festgelegten dürfen nur 
mit Zustimmung des Reiehstreuhänders der Ar¬ 
beit gewährt werden. 

( 2 ) Ungünstigere Lohn- und Arbeitsbedingun¬ 
gen kann der Betriebsführer nur festlegen, wenn 
Leistung und Halt ung des Ostarbeiters dies recht- 
fertigen. Der Betriebsführer hat dies dem Reiclis- 
treuhänder der Arbeit anzuzeigen. 


Ergeben sich im Einzelfall über die dem Ost¬ 
arbeiter zu gewährenden Lohn- und Arbeitsbe¬ 
dingungen Zweifel, so entscheidet der Reichs- 
treuhänder der Arbeit an Stelle der Gerichte bin¬ 
dend. 


A h schnitt 111 
Steuern 

Loh nsteue r 

( 1 .) Ostarbeiter sind nach Maßgabe der für 
deutsche; Gefolgschaftsmitglieder geltenden Voe¬ 
sch ritten lohnsteuerpfliehtig. 

( 2 ) Ostarbeiter fallen in die Kteuergruppe I. 

§ 10 

S o z i a 1 a u s g 1 e i c h x a b g a 1) e 

Zum Zwecke der Gewalt rung v<in Lnterstüi Zun¬ 
gen an hilfsbedürftige Ostarbeiter und deren I a- 
milienangehörige sowie zum Ausgleich der d. n 
deutschen Gcfolgscha ftsmi tgliedern aus ihrer Zu¬ 
gehörigkeit zur deutschen Volksgemeinschaft, er¬ 
wachsenden Sonderbeiträge hat der Betriebsliih- 
rer vom Arbeitsentgelt der Ostarbeiter 15 vom 
Hundert einzubehalten und au das zuständige 
Finanzamt abzuführen. 

Abschnitt IV 
Sozialversicherung 

§ 11 

( 1 ) Die Ostarbeiter haben die Sozialversichc- 
rungsbeiträge nach den Vorschriften der Rcichs- 
versicherungsgesetze zu entrichten. Der Reiehs- 
arheitsminister kann Ab «'eichendes bestimmen. 

( 2 ) lm übrigen bestimmt der Reichsarbeit,s- 
minister das Nähere über die Sozialversicherung 
der Ostarbeiter, insbesondere über die zu gewäh¬ 
renden Leistungen. 

Abschnitt V 
Sparen 

$ 12 

Die Ostarbeiter können ihr Arbeitsentgelt ganz 
oder zum Teil verzinslich sparen: der ersparte 
Betrag wird in die Heimat überwiesen und steht 
dort dem Sparer oder dessen Familienangehöri¬ 
gen nach näheren Vorschriften des Reichsmini¬ 
sters für die besetzten Ostgebiete oder des Ober¬ 
kommandos der Wehrmacht zur Verfügung. 

A bsc 1)n i n VI 
Ermächtigung 

§ 13 

( 1 ) Der Generalbevollmächtigte für den Ar¬ 
beitseinsatz wird ermächtigt, Vorschriften zur 
Durchführung. Ergänzung und Änderung des 
Abschnitts II. ferner im Einvernehmen mit den 
beteiligten Reichsministem Vorschriften zur 
Durchführung. Ergänzung und Änderung des 
Abschnitts 1 dieser Verordnung zu erlassen. Der 
Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz 
kann ferner Gruppen von Ostarbeitoru oder ein¬ 
zelne Ostarbeiter im Verwaltungswege aus den 
Vorschriften dieser Verordnung herausnehmen. 
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( 2 ) Der Reichsminister der Finanzen wird er¬ 
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Generalbe¬ 
vollmächtigten für den Arbeitseinsatz, dem 
Reichsminister des Innern und dem Reichsmini¬ 
ster für die besetzten Ostgebiete Vorschriften zur 
Durchführung, Ergänzung und Änderung des 
Abschnitts III dieser Verordnung zu erlassen. 

(3) Der Reichswirtschaftsminister, der Reichs¬ 
minister für die besetzten Ostgebiete und das 
Oberkommando der Wehrmacht werden ermäch¬ 
tigt, im Einvernehmen mit dem Generalbevoll¬ 
mächtigten für den Arbeitseinsatz Vorschriften 
zur Durchführung und Ergänzung des Ab¬ 
schnitts V dieser Verordnung zu erlassen. 

Ah sc hnitt VII 

Schlußvorschriften 

§ 14 

( 1 ) Diese Verordnung tritt mit ihrer Verkün¬ 
dung in Kraft. Die Vorschriften der Abschnitte II, 
III und IV sind erstmalig auf das Arbeitsent¬ 


gelt des Lohnabrechnungszeitraums anzuwen¬ 
den, der nach dem 31. März 1944 beginnt. 

( 2 ) Gleichzeitig treten die Verordnung über 
die Einsatzbedingungen der Ostarbeiter vom 
30. Juni 1942 (Reichsgesetzbl. I »S. 419), die Ver¬ 
ordnung über die Unfallversorgung der Ostar¬ 
beiter vom 30. März 1943(Reichsgosetzbl. IS. 165). 
die Verordnung zur Durchführung und Ände¬ 
rung der Verordnung über die Einsatzbedingun¬ 
gen der Ostarbeiter vom 5. April 1943 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 181), die Anordnung Nr. 11 des 
Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz 
über die Begrenzung der Dauer des Beschäfti¬ 
gungsverhältnisses der Ostarbeiter sowie über 
die Gewährung von Prämien und Urlaub vom 
23. Juli 1943 (Reichsarbeitsbl. S. I 406). die Ver¬ 
ordnung über die Gewährung von Prämien an 
Ostarbeiter vom 23. Juli 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S.451) sowie alle Erlasse zur Durchführung, Er¬ 
gänzung und Änderung der genannten Vorschrif¬ 
ten außer Kraft. 

(3) Diese Verordnung gilt auch in den einge¬ 
gliederten Ostgebieten. 


Berlin, den 25.März 1944. 

Der Vorsitzende des Ministe v rats f ftr die Reichsverleidig 11 ng 
und Beauftragte für den Vier.-jahresplan 

G ö r i n g 

Reichsmarschall 

Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 

H. Himmler 

Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 


Verordnung zur Durchführung und Ergänzung 
der Verordnung über die Einsatzbedingungen der Ostarbeiter. 
Vom 26. März 1944. 


Auf Grund des § 13 der Verordnung über die 
Einsatzbedingungen der Ostarbeiter vom 25. März 
1944 (Reichsgesetzbl. I S. 68) wird folgendes 
verordnet: 

§1 

Allgemeine Beschäftigungsbedingungen 

( 1 ) Ostarbeiter stehen in einem Beschäftigungs¬ 
verhältnis eigener Art. 

( 2 ) Auf sie finden die deutschen arbeitsrecht¬ 
lichen und arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften 
insoweit Anwendung, als dies besonders be¬ 
stimmt wird. 

§2 


Begrenzung der Dauer des Beschäftigungs- 
Verhältnisses 

(x) Die Dauer des Beschäftigungsverhältnisses 
der Ostarbeiter im Reich beträgt zwei Jahre. 


Dieser Zeitraum rechnet vom Tage des Eintref¬ 
fens im ersten deutschen Betrieb "oder Haushalt, 
jedoch frühestens mit Wirkung vom 1. August 
1942. Der Rücktransport der Ostarbeiter erfolgt 
nach Beendigung des Beschäftigungsverhältnis¬ 
ses unter Berücksichtigung der Erfordernisse 
des Arbeitseinsatzes, der Interessen des geregel¬ 
ten Verkehrs und der Kriegslage. 

( 2 ) Das Beschäftigungsverhältnis der Ostarbei¬ 
ter kann um ein weiteres Jahr verlängert wer¬ 
den, wenn es die Notwendigkeiten des Arbeits¬ 
einsatzes im Kriege erfordern. Eine Rückkehr 
ist in diesem Falle jedoch möglich, wenn der 
Ostarbeiter in den besetzten Ostgebieten eine 
kriegswichtige Arbeit auf nimmt und einen Er¬ 
satzmann für die Beschäftigung im Reich — 
möglichst aus seiner Familiengemeinschaft — 
stellt. 
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§3 

Arbeitsentgelt 

(1) Arbeiten Ostarbeiter am nationalen Feier¬ 
tag des deutschen Volkes, so erhalten sie den für 
sonstige ausländische Arbeitskräfte geltenden 
Feiertagszuschlag zum Arbeitsentgelt. Für Ar¬ 
beiten an den übrigen Feiertagen ist ein Feier¬ 
tagszuschlag zum Arbeitsentgelt nicht zu zah¬ 
len; dagegen erhalten Ostarbeiter etwaige Sonn¬ 
tagszuschläge. 

( 2 ) Bestimmungen und Vereinbarungen über 
die Fortzahlung des Entgelts in Krankheitsfäl¬ 
len oder über die Zuschußzahlung zum Kran¬ 
kengeld gelten insoweit für Ostarbeiter, als es 
sich um einen unverschuldeten Betriebsunfall 
handelt, der eine Arbeitsunfähigkeit von mehr 
als drei Wochen zur Folge hat. 

(3) Die Bestimmungen über Ausfallsvergütung, 
übe]' die Fortzahlung dos Lohns infolge ungün¬ 
stiger Witterung und über die Erstattung von 
Lohnausfall bei Fliegeralarm oder Flieger¬ 
schäden sind auf Ostarbeiter anzuwenden. 

( 4 ) Die Bestimmungen zur Regelung arbeits¬ 
rechtlicher Fragen bei der Durchführung von 
Sofortmaßnahmen zur Beseitigung von Flieger¬ 
und Flakschäden gelten für Ostarbeiter mit der 
Maßgabe, daß Ostarbeiter zwei Drittel des fest¬ 
gelegten Einsatzgeldes erhalten. 

( 5 ) Soweit Ostarbeiter zum Luftschutzdienst 
im Werkluftschutz und Erweiterten Selbstschutz 
in den Betrieben, in denen sie beschäftigt sind, 
herangezogen werden, finden auf sic die für son¬ 
stige ausländische Arbeitskräfte geltenden Be- 
stiminungen An wen du ng. 

(ß) Ostarbeiter erhalten für die infolge be¬ 
trieblicher Schulungsmaßnahmen versäumte Ar¬ 
beitszeit ihr Arbeitsentgelt, soweit nach den fin¬ 
den Betrieb geltenden Bestimmungen bei sonsti¬ 
gen ausländischen Arbeitskräften unter gleichen 
Voraussetzungen eine Fortzahlung des Lohns 
stattfindet. 

( 7 ) Bestimmungen, nach denen bei Akkord¬ 
arbeit mindestens der Zeitlohn zu zahlen ist. fin¬ 
den auf Ostarbeiter keine Anwendung. 

(8) Soweit jugendliche Ostarbeiter unter 14 
Jahren zur Arbeit eingesetzt werden, erhalten sie 
40 bis 90 vom Hundert der für sonstige auslän¬ 
dische Arbeitskräfte im Alter von 14 Jahren gel¬ 
tenden Arbeitsentgelte. Das Entgelt; ist inner¬ 
halb dieses Rahmens nach der Leistung des ein¬ 
zelnen jugendlichen Ostarbeiters abzustufen. 

( 9 ) Jugendlichen Ostarbeitern unter 21 Jahren 
kann, sofern sie noch nicht die höchste tarifliche 
Altersstufe erreicht haben, ein Verpflegungsgeld¬ 
zuschuß bis zu 1 Reichsmark je Kalendertag ge- 
wahrt werden. 

( 10 ) Das dem einzelnen Ostarbeiter zustehende 
Arbeitsentgelt ist am Ende des im Betrieb üb¬ 
lichen Lohnabrechnungszeitraums nach Abzug 


der Steuern und Sozialversicherungsbeiträge so¬ 
wie des Gegenwerts für gewährte Sachleistun¬ 
gen in bar auszuzahlen. 

( 11 ) Bei der Entgeltzahlung soll der Unter¬ 
nehmer dem Ostarbeiter eine Entgeltabrechnung 
erteilen, aus der Bruttoentgelt, Zulagen, Zu¬ 
schläge. Prämien und die Höhe der einzelnen 
Abzüge, insbesondere die Steuern, einschließlich 
der Sozialausgleichsabgabe, Sozial Versicherungs¬ 
beiträge. die Abzüge für Unterkunft und Ver¬ 
pflegung sowie die Abzüge für sonstige Sach¬ 
leistungen ersichtlich sind. 


§4 


Besondere Zuwendungen 

( 1 ) Weihnachtsgratifikationen können Ostar¬ 
beiter nach den jeweils für das Jahr erlassenen 
Bestimmungen erhalten. Abschlußgratifikatio¬ 
nen, Jubiläumsgaben, Treuegelder, ein 13. Mo¬ 
natsgehalt sowie ähnliche einmalige Zuwendun¬ 
gen aus besonderen Anlässen dürfen Ostarbei¬ 
tern nicht gewährt werden. 


( 2 ) Vereinbarungen über Altersversorgung 
neben den gesetzlichen Vorschriften dürfen mit 
Ostarbeitern nicht getroffen werden. 


§5 

Trennungsentschädigungen 

( 1 ) Ostarbeiter, die infolge ihres Einsatzes im 
Reich oder während ihrer Beschäftigung im 
Reich infolge anderweitigen Einsatzes nicht tag' 
lieh zu ihrer Familie zurückkehren können oder 
nicht zurückkehren, weil die tägliche Rückkehr 
nichl zumutbar ist, dürfen Auslösungen, Spesen, 
Zehr- und Einsatzgelder, Abordnungsgelder, 
Versetzungsgelder oder sonstige Trennungszu¬ 
lagen nur erhalten, wenn sie Familienangehöri¬ 
gen innerhalb des Reichs oder der Gebiete, in 
die nach den geltenden Bestimmungen Lohnüber¬ 
weisungen vorgenommen werden können, tat¬ 
sächlich Unterhalt gewähren. Der Nachweis der 
tatsächlichen Unterhaltsgewährung ist vom Ost¬ 
arbeiter zu führen. Die Trennungsentschädigun¬ 
gen dürfen nur bis zur Höhe von zwei Dritteln 
der den vergleichbaren deutschen Gefolgschafts¬ 
mitgliedern zustehenden Beträge, jedoch bis 
höchstens 3 Reichsmark täglich, gewährt wei¬ 
den. 

( 2 ) Das gleiche gilt unter denselben Voraus¬ 
setzungen für Ostarbeiter, die von einem Be¬ 
trieb oder einer Verwaltung zu auswärtigen Ar¬ 
beiten entsandt werden, soweit durch die Ent¬ 
sendung Mehraufwendungen entstehen. Wird 
Unterkunft oder Verpflegung oder beides ge¬ 
währt. so sind diese Sachleistungen auf die Tren- 
nungsentschädigung entsprechend dem Wert der 
Unterkunft oder Verpflegung, mindestens je¬ 
doch zu den Beträgen,die deutsche Gefolgschafts- 
mitglieder dafür zahlen müssen, anzurechnen. 

( 3 ) Die Vorschriften des Abs. 2 gelten entspre¬ 
chend für Ostarbeiter, die von Betrieben oder 
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Verwaltungen, deren .Sitz außerhalb des Reichs¬ 
gebiets liegt, in das Reichsgebiet entsandt wer¬ 
den. 

( 4 ) Auf Ostarbeiter, die in das Ausland irn 
Sinne der Auslandseinsatzanordnung vom 7. Apr 1 1 
1943 (RAnz. Nr. 84) entsandt werden, finden die 
Vorschriften des Abs. 1 entsprechende Anwen¬ 
dung, jedoch mit folgender Maßgabe: 
Ostarbeiter erhalten neben freier Unterkunft 
und freier Verpflegung ein tägliches Einsatz¬ 
geld in folgender Höhe: 

(i rn p p e I : 

Arbeite! einschließlich Vor¬ 
arbeiter. Angestellte mit ein¬ 
facher Tätigkeit (Gruppen 
1 und II der Auslands.vin- 
satzanordnung) . O.50 Reichsmark, 

(1 r u p p eil : 

Angestellte mit schwierige¬ 
rer Tätigkeit einschließlich 
Werkmeister, soweit sie 
nicht zur Gruppe III gehö¬ 
ren (Gruppen III und TV 
der Ausl andsei nsa tzanord - 
nung) . 1 .00 Reich-mark, 

G rnppe 111 : 

Angestellte in gehobener 
Stellung. Ingenieure usw. 

(Gruppen V und VI derAus- 
iandseinsatzanordnung) ... 1 ,50 Reichsmark. 
Kann Unterkunft und Verpflegung oder eines 
von beiden nicht gewährt werden, erhalten Ost¬ 
arbeiter an Stelle der Naturalbezüge zwei Drit¬ 
tel der für vergleichbare deutsche Gefolgschafts¬ 
mitglieder vorgesehenen Sätze. Diese Regelung 
gilt vorbehaltlich von Sonderregelungen, die von 
den für die Gebiete außerhalb des Reichs zustän¬ 
digen Stellen getroffen werden. 

§6 

Urlaub 

Für den Urlaub gelten die für deutsche Ge- 
folgschaftsmitglieder festgelegten Bestimmun¬ 
gen entsprechend, jedoch mit folgender Maß¬ 
gabe: 

a) Bestimmungen in Urlaubsregelungen über 
Waitezeiten bei Erwerb des Urlaubsau¬ 
spruchs finden keine Anwendung. 

Ostarbeiter erhalten jeweils nach einer 
Beschäftigungsdauer von 12 Monaten im 
Reichsgebiet und dem Generalgouverne¬ 
ment Urlaub im Laufe der darauffolgen¬ 
den 12 Monate. 

Vordem 1. Januar 1943 liegende Beschäf- 
tigungszeiten bleiben unberücksichtigt. 

b) Bestimmungen in Gesetzen, Verordnungen, 
Anordnungen, Tarifordnungen, Richt¬ 
linien, Betriebs- oder Dienstordnungen, 
die eine Steigerung des Urlaubs infolge 
längerer Betriebs- oder Berufszugehörig¬ 


keit oder eines höheren Lebensalters vor¬ 
sehen, finden auf Ostarbeiter keine An¬ 
wendung. 

Das gleiche gilt für die Tarifordnung 
über den Urlaub nach dem Markensystem 
im Baugewerbe und in den Baunebenge¬ 
werben; für die unter den Geltungsbereich 
dieser Tarifordnung fallenden Ostarbeiter 
wird die Urlaubsdauer einheitlich auf 
Ö Arbeitstage, für die im § 2 Ziffer 2 der 
vorstehenden Tarifordnung genannten Po¬ 
liere und Schachtmeister auf 12 Arbeits¬ 
tage für das Jahr festgesetzt. 

c) Der Urlaub für Ostarbeiter unter 18 Jah¬ 
ren richtet sich nach den für Erwachsene 
geltenden .Bestimmungen. 

d) Einem unter den Geltungsbereich der T a¬ 
rifordnung über den Urlaub nach dem 
Markensystem im Baugewerbe und in den 
Baunebengewerben fallenden Ostarbeiter 
ist als Urlaubsentgelt 2 vom Hundert, den 
im § 2 Ziffer 2 der vorstehenden Tariford¬ 
nung genannten Polieren und Schach t- 
meistern 4 vom Hundert des uiiaubs- 
markenpflichtigen Arbeitsentgelts zu zah¬ 
len, das der Ostarbeiter im Betrieb ver¬ 
dient hai. Urlaubsmarken sind nicht zu 
kleben. 

e) Soweit der Urlaub nicht mit. einer Fami¬ 
lienheimfahrt verbunden werden kann, ist 
er in besonderen, für die Ostarbeiter ein¬ 
gerichteten Urlaubslagern zu verbringen. 
Dies gilt insbesondere für die in der Land¬ 
wirtschaft und Hauswirtschaft beschäf¬ 
tigten Ostarbeiter. 

Soweit die Ostarbeiter lagermäßig unter¬ 
gebracht und verpflegt werden, kann der 
Urlaub auch im Lager verbracht werden. 

f) Scheidet ein Ostarbeiter aus dem Betrieb 
aus und wird er in einem anderen Betrieb 
eingesetzt, so kann der Betriebsführer des 
neuen Betriebes vom Betriebsführer des 
Betriebes, in dem der Ostarbeiter bisher 
tätig war, eine Bescheinigung über den 
dem Ostarbeiter für das verflossene Be¬ 
schäftigungsjahr gewährten Urlaub ver¬ 
langen. 

§7 

F amilienheimf ehrten 

( 1 ) Ostarbeitern, deren Beschäftigungsver- 
hältnis im Reich über zwei Jahre verlängert 
wird (§ 2 Abs. 1 Satz 1 und 2 und Abs:. 2), wei ¬ 
den Eamilienheimfährten nach den für ledige 
Ausländer geltenden Bestimmungen gewährt. 
Kiir Ostarbeiter, die ihren Wohnsitz oder ge¬ 
wöhnlichen Aufenthaltsort innerhalb des Reichs¬ 
gebiets haben, tritt für die Berechnung der Reise¬ 
kosten der Wohnort oder gewöhnliche Aufent¬ 
haltsort an die Stelle »lei- Reichsgrenze. 

( 2 ) Beginn und Durchführung der Familien¬ 
heimfahrten bestimmt der Generalbevollmäch¬ 
tigte für den Arbeitseinsatz im Vervvaltungs- 
wege. 
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§8 

Sachleistungen 

(i) Hei Unterbringung von Ostarbeitein in 
Gemeinschaftsuntorkiinften und bei Gewährung 
von Verpflegung hat der Unternehmer für jeden 
Kalendertag vom Arbeitsentgelt des Ostarbei¬ 
ters abzuziehen: 


für 

Unterkunft . . 

0,50 Reichsmark. 

für 

volle Verpflegung, 
soweit es sieh um Nor¬ 
mal Verpflegung handelt 

l.oo Reichsmark. 


soweit der Ostarbeiter 



eine Schwer- oder 1 .ang- 
arbeiterzulagc erhält . . 

l.io Reichsmark. 


soweit der Ostarbeiter 
eine Schworst a rhei ter- 
zulage erhält . 

1.25 Reichsmark. 

Der Unternehmer kann 


den 

Satz für Unterkunft 



für Kinder von Ost¬ 
arbeitern unter 14 Jah¬ 
ren bis auf. 

O.25 Reichsmark. 

den 

Satz für volle Verplle- 



gung 

für Kinder von Ost¬ 
arbeitern unter 10 Jab- 



reu bis auf. 

O.50 Reichsmark, 


für Kinder von Ost- 
arbeitern unter 14Jah- 



ren bis auf. 

0.75 Reichsmark 


ermäßigen, vorausgesetzt, daß kein Verpfle¬ 
gungsgeldzuschuß gewährt wird (§ 3 Abs. 9). 

Als volle Verpflegung gilt die Gewährung von 
Frühstück mit Morgenkaffee. Mittagessen und 
Abendbrot. 

( 2 ) Die Vorschriften des Abs. 1 finden keine 
Anwendung, soweit den Ostarbeitern auf Grund 
einer Anordnung, Tarifordnung. Betriebs- oder 
Dienstordnung kostenlose Unterbringung oder 
kostenlose Verpflegung zusieht. 

( 3 ) Die im Abs. 1 festgelegten Sätze gelten 
auch dann, wenn die im Betrieb für die Bereit¬ 
stellung von Unterkunft und Verpflegung ent¬ 
stehenden Kosten höher sind. Der Reichstrcu- 
händer der Arbeit kann jedoch in Ausuahmc- 
fallen höhere Sätze als die im Abs. 1 festgeleg¬ 
ten zulassen. 

( 4 ) Werden auf Grund einer Anordnung. Ta¬ 
rifordnung. Betriebs- oder Dienstordnung oder 
auf Grund von Richtlinien des Reichstreuhän¬ 
ders der Arbeit, für Unterkunft oder Verpfle¬ 
gung oder für beides für deutsche Gcfolgschafts- 
mitgiiedei oder ausländische Arbeitskräfte Be¬ 
träge angerechnet, die geringer sind als die im 
Abs. 1 festgelegten Sätze, so ist die Anwendung 

Berlin, den 2(i. März 1944. 


der Sätze der Anordnung. Tarifordnung. Be¬ 
triebs- oder Dienstordnung oder der Richtlinien 
auf Ostarbeiter zulässig. 

( 5 ) Gewährt der Unternehmer dem Ostarbei¬ 
ter sonstige Sachleistungen, wie z. B. Beklei¬ 
dung oder Schuhwerk, so hat er sie dem Ost- 
arbeiter zu angemessenen Preisen in Rechnung 
zu stellen und von dem Arbeitsentgelt — gege¬ 
benenfalls in Raten abzuziehen. 

{(>) Dei Unternehmer kann Kosten, die ihm 
aus der Beförderung der Ostarbeiter von und 
zur Arbeitsstätte entstellen, auf die Gesamtheit 
der bei ihm beschäftigten Ostarbeiter umlegen 
und den an den Ostarbeiter in bar auszuzahlen¬ 
den Betrag um diese Umlage kürzen. 

tj 9 

Entgeltzahlung im Krankheitsfälle 

Kann ein in einer Geineinschaftsun terkunft un¬ 
tergebrachter und vom Betrieb unmittelbar oder 
mittelbar verpflegter Ostarbeiter wegen Krank¬ 
heit oder Unfalls nicht arbeiten, so hat der 
Unternehmer, soweit nicht Krankenhauspflege 
gegeben wird, Unterkunft und Verpflegung zu 
stellen und die dafür festgelegten Sätze füii die 
ersten drei Tage der Krankheit von dein vor 
oder nach der Krankheit erzielten Arbeitsent¬ 
gelt des Ostarbeiters abzuziehen. Mit Beginn 
des vierten Krankheitstages treten die Vor¬ 
schriften über die Leistungen der Krankouver- 
sorgung in Kraft. 

§ 10 

Betriebliches Vorschlagswesen 

Die für sonstige ausländische Arbeitskräfte 
geltenden Bestimmungen über die Ausschüttung 
von Prämien für Verbcsscrungsvorsehläge im 
Betrieb finden auch auf Ostarbeiter Anwendung. 

§ 11 

( 1 ) Für Ostarbeiter gelten die Vorschriften 
über die Entrichtung von Beiträgen zum Reichs¬ 
stock für Arbeitseinsatz. Der Generalbevoll¬ 
mächtigte für den Arbeitseinsatz kann Ab¬ 
weichendes bestimmen. 

( 2 ) Der Generalbevollmächtigte für den Ar¬ 
beitseinsatz bestimmt das Nähere über die aus 
dem Reichsstock etwa zu gewährenden Leistun¬ 
gen. 

§ 12 

Schlußbestinunungen 

( 1 ) Dii ;se Verordnung tritt mit dem Beginn 
des Lohnabrechiningszeitraums in Kraft, der 
dem 31. März 1944 folgt. 

( 2 ) Diese Verordnung gilt auch in den ein- 
gegl iederten (tstgebicten. 


Der Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz 

S auclce! 
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Verordnung über die Einführung 

der Polizeiverordnung über das Sammeln von Küchen- und Nahrungsmittelabfällen 

in den eingegliederten Ostgebieten. 

Vom 28. März 1944. 


Auf Grund des Erlasses des Führers über Glie¬ 
derung und Verwaltung der Ostgebiete vom 
8 . Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2042) in 
Verbindung mit der Verordnung zur Einführung 
der Verordnung über die Polizei verordnungen der 
Reichsminister in den eingegliederten Ostgebie¬ 
ten vom 31. Juli 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1063) 
wird verordnet : 

Berlin, den 28. März 1944. 

Der Reichs in i n i 
H. H i n 


§ 1 

Die Polizeiverordnung über das Sammeln von 
Küchen- und Nahrungsmittelabfällen vom 19. Ok¬ 
tober 1939 (Reichsgesetzbl. 1 S. 2104) gilt auch 
in den eingegliederten Ostgebieten. 

§ 2 

Die Verordnung tritt am siebenten Tage nach 
ihrer Verkündung in Kraft. 

ster des Inner n 
in I e r 


Hinweis auf Rechtsverordnungen, die nicht im Reibhsgesetzblatt veröffentlicht sind 

Im Amtsblatt*) der Physikalisch-Technischen Reichsanstalt 16 Reihe Nr. 2 vom 11. Januar 1944 
(iS. 26 und S. 30) sind veröffentlicht: 

Erste Verordnung zur Änderung, der Eichordnung vorn 24. April 1943. 

Die Änderungen betreffen die Allgemeinen Vorschriften der Kickordnung und die an Elektrizitäts- 
Meßgeräte gestellten Anforderungen. Sie sind in dein Sonderdruck des AbschnittsXV der Eiehordniing, 
Berlin 1943, bereits berücksichtigt. 

Zweite Verordnung zur Änderung der Eichordnung vom 30. November 1943. 

Die Änderungen betreffen die an Thermometer gestellten Anforderungen. 

Die Verordnungen treten am siebenten Tage nach Ausgabe’dieser Nummer des Reichsgesetz¬ 
blatts in Kraft. 

Berlin-Charlottenburg, den 29. März 1944. 

Der P r ii si<l ent d e r P h y s i k a 1 i s e li - T e e h » i s c h eti Reit* li sa n s t a. 11 

ln Vertretung 

Dr. K. Möller 
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Verordnung 


über vordringliche Aufgaben der Wasser- und 


Vom 30. März 1944. 


Der Minisferral für die Reichsverieidigung verordnet mit Gesetzeskraft: 


A rti ko 1 i 

Wasserwirtscha ftliche Gencralplaue 

S1 

(1) Der Generalinspektor für Wasser und Ener¬ 
gie kann im Benehmen mit den beteiligten Ober¬ 
sten Reichsbehörden wasserwirtschaftliche Gene¬ 
ralpläne für ganze Flußgebiete oder für Teile 
von ihnen zur Führung und Neuordnung der 
Wasser- und der Energiewirtschaft festsetzen, 
sie der Entwicklung fortlaufend anpassen und 
die dazu erforderlichen Ausführungsanweisungen 
erlassen. 

( 2 ) Die Verwaltungsbehörden und -gerichte 
naben irn Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen 
bei ihren Anordnungen und Entscheidungen die 
festgesetzten Generalpläne und die Ausführungs¬ 
anweisungen zu befolgen. Der Generalinspektor 
für Wasser und Energie kann von der Anwen¬ 
dung des Generalplans Ausnahmen zulassen, 
wenn besondere Umstände es erfordern. 

(3) Bereits vor der Festsetzung eines General¬ 
plans kann der 'Generalinspektor für Wasser und [ 


Energie im Benehmen mit den beteiligten Ober¬ 
sten Reiehsbchörden für die Zulassung der Be¬ 
nutzung und der Änderung von Gewässern vor¬ 
bereitende Richtlinien aufstellen. Auf diese finden 
die Vorschriften des Abs. 2 entsprechende An¬ 
wendung. 

Artikel!! 


Vordringliche Wasserbauten 



Der Generalinspektor für Wasser und Energie 
kann Wasserbauten zur Gewinnung von elek¬ 
trischer Energie aus überwiegenden Gründen des 
gemeinen Wohles zu vordringlichen Wasserbau¬ 
ten erklären. 

§ ^ 

( 1 ) Die Erklärung zum vordringlichen Wasser¬ 
bau hat folgende Rechtswirkungen: 

a) der Unternehmer erhält das durch die Plan¬ 
feststellung (§ 4) seinem Inhalt nach fest¬ 
zustellende Recht, bestimmte Gewässer auf 
die vom Generalinspektor für Wasser und 
Energie festgesetzte Zeit zu benutzen: 


Reichsgesetzbl. 1914 1 
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b) der Unternehmer erhält das Recht zur Ent¬ 
eignung von Grundeigentum nach Maßgabe 
der Planfeststellung. Dem Grundeigentum 
stehen die sonstigen dinglichen Rechte an 
Grundstücken sowie andere Rechte, gleich, 
die zum Besitz oder zur Nutzung von Grund¬ 
stücken berechtigen oder die Nutzung von 
Grundstücken beschränken; 

c) andere als der Enteignung unterliegende 
Rechte und sonstige Befugnisse werden 
nach Maßgabe der Planfeststellung in dem 
zur Durchführung des Planes und zur Er¬ 
füllung der behördlichen Auflagen erfor¬ 
derlichen Ausmaße beschränkt. 

( 2 ) Der Generalinspektor für Wasser und Ener¬ 
gie kann die Rechte.aus der Erklärung zum vor¬ 
dringlichen Wasserbau auf Antrag des Unter¬ 
nehmers auf einen anderen übertragen. 

§4 

( 1 ) Für vordringliche Wasserbauten wird ein 
einheitliches Planfeststellungsverfahren durch¬ 
geführt; in ihm wird über alle von der Plange¬ 
staltung berührten Interessen entschieden. 

( 2 ) Der Planfeststellungsbeschluß umfaßt alle 
für das Bauvorhaben erforderlichen behördlichen 
Genehmigungen. 

§5 

Planfeststellungsbehörde ist die höhere Ver¬ 
waltungsbehörde, in deren Bezirk der vordring¬ 
liche Wasserbau errichtet wird. Sind hiernach 
mehrere Behörden zuständig, so regelt der Gene¬ 
ralinspektor für Wasser und Energie die Zu¬ 
ständigkeit. 

§ Ö 

Der Generalinspektor für Wasser und Energie 
kann der Planfeststellungsbehörde zur Berück¬ 
sichtigung der übergeordneten Gesichtspunkte 
der Wasser- und der Energiewirtschaft in tech¬ 
nischer Hinsicht Weisungen für das Planfest¬ 
stellungsverfahren erteilen. 

Berlin, den 30. März 1944. 


§ 7 

Zur Beschleunigung der Durchführung und der 
Inbetriebnahme des Wasserbaues hat die Plan¬ 
feststellungsbehörde eine vorläufige Baugenehmi¬ 
gung zu erteilen. ' 

§8 

Der Generalinspektor für Wasser und Energie 
kann aus überwiegenden Gründen des gemeinen 
Wohles auch die Ausgestaltung anderer Wasser¬ 
nutzungen an oberirdischen und unterirdischen 
Gewässern sowie den Ausbau und die Änderung 
von Wasserläufen zu vordringlichen Wasserbau¬ 
ten erklären. Die Vorschriften dieser Verordnung 
finden entsprechende Anwendung. Die Erteilung 
einer vorläufigen Baugenehmigung liegt jedoch 
im Ermessen der Planfeststellungsbehörde, und 
die Bestimmungen dieser Verordnung über die 
Enteignung von Grundeigentum gelten nur für 
den Ausbau von Wasserläufen, für die das Reich 
die Enteignungsbefugnis hat (Wasserstraßen). 

Artikel 111 

Schlußbestimmungen 

§9 

( 1 ) Der Generalinspektor für Wasser und Ener¬ 
gie erläßt im Einvernehmen mit den beteiligten 
Obersten Reichsbehörden die zur Durchführung 
und Ergänzung dieser Verordnung erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 

( 2 ) Die Vorschriften über di’e Enteignung 1 re teil 
mit dem Inkrafttreten des Reichsenteignungsge- 
setzes außer Kraft. Das gleiche gilt für die Be¬ 
stimmung des § 3 Abs. 1 zu b, wonach die Er¬ 
klärung zum vordringlichen Wasserbau das Recht 
zur Enteignung von Grundeigentum gewährt 

§ 10 

Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 
1944 in Kraft. Sie gilt auch in den eingeglieder¬ 
ten Ostgebieten. 


Der V o r s i t z e n d e 

des Mi n i ste r ral s f ür die Re i cli s verteidigu 11 g 

G ö r i 11 g 

Reichs marsch aii 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 
H. Himmler 

Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 
E>r. Lammers 
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Verordnung zur Dnrchfüh rinig 

der Verordnung über vordringliche Aufgaben der Wasser- und der Energiewirtschaft. 

Vom 30. März 1944. 


Auf Grund des § 9 der Verordnung über vor¬ 
dringliche Aufgaben der Wasser- und der Ener¬ 
giewirtschaft vom 30. März 1944 (Eeichsgesetzbl. 
I S. 75) wird im Einvernehmen mit den beteilig¬ 
ten Obersten Reichsbehörden verordnet: 

Teil I 

Wasserwirtschaffliehe Generalpläne 

§ 1 

(j) Der Generalinspektor für Wasser und Ener¬ 
gie bestimmt die Dienststellen, welche die wasser¬ 
wirtschaftlichen Generalpläne, die vorbereiten¬ 
den Richtlinien, die Ausführungsanweisungen 
und etwa erforderliche Änderungen zu entwer¬ 
fen haben. Zum Zwecke der Zusammenarbeit 
mit den Behörden und Dienststellen der Mittel¬ 
stufe, deren Geschäftsbereich durch die Planung 
berührt wird, werden Wasserwirtsch a ftsräte g c- 
bildet. 

( 2 ) Wird eine Einigung unter den beteiligten 
Verwaltungen nicht erzielt, so ist der Sachver¬ 
halt bei der Einreichung des Entwurfs an den 
Generalinspektor für Wasser und Energie dar¬ 
zulegen. 

§ 2 

(1) Bei dem Generalinspektor für Wasser und 
Energie wird ein Reichsw asserwirtschaftsrat ge¬ 
bildet. Diesem sind die nach § 1 aufgestellten 
Entwürfe zur Stellungnahme vorzulegen. 

( 2 ) Dem Reichswa sserwi r+«eh ? fl «rn t gehören 

ständige V. • a.-usten Reichs¬ 

behörden an: 

a) des Generalinspektors für Wassei und 
Energie — dieser führt den Vorsitz —, 

b) des Reichsministers des Innern. 

c) des Reichsministei’s für Ernährung und 
Landwirtschaft. 

d) des Reichswirtschaftsministers. 

e) des Reichsarbeitsministers. 

f) des Reichsforstmeisters, 


g) des Reichsverkehrsministers, wenn die Aus¬ 
nutzung von Gewässern fiir Wasser- oder 
Wärmekraftwerke in Frage steht, ferner 

h) ein ständiger Vertreter des Leiters der 
Partei-Kanzlei. 

( 3 ) Andere Oberste Reichsbehörden sind an 
den Beratungen zu beteiligen, wenn ihr 
Geschäftsbereich berührt wird.. 

§ 3 

Der Generalinspektor für Wasser und Energie 
bringt seine Entschließungen den Behörden und 
Dienststellen, deren Geschäftsbereich berührt 
wird, zur Kenntnis. Er kann auch anordnen, 
daß ein Generalplan öffentlich bekanntzu- 
machen ist. 

Teil II 

Erklärung zum vordringlichen Wasserbau 

§ 4 

( 1 ) Die "Erklärung zum vordringlichen Wasser¬ 
bau erfolgt auf Antrag des Unternehmers oder 
von Amts wegen. 

( 2 ) Der Unternehmer hat den Antrag auf Er¬ 
klärung eines Bauvorhabens zum vordringlichen 
Wasserbau bei der das Gewässer verwaltenden 
oder beaufsichtigenden Behörde der Mittelstufe 
einzureichen und ein Zweitstück dem General¬ 
inspektor für Wasser und Energie vorzulegen, 
der den Eingang des Antrags den Mitgliedern 
des Reichswasserwirtschaftsrats zur vorläufigen 
Kenntnis mitteilt. 

( 3 ) Die Behörde veranlaßt, daß der vorge¬ 
legte Plan mit dem Generalplan, den vorberei¬ 
tenden Richtlinien und den Ausführungsanwei¬ 
sungen im Einklang steht Sie legt den Antrag 
mit der Stellungnahme des Wasserwirtschafts¬ 
rats dem Generalinspektor für Wasser und 
Energie vor. Dieser führt die Stellungnahme 
des Reichswasserwirtschaftsrats herbei. 

( 4 ) Wird beabsichtigt, ein Bauvorhaben von 
Amts wegen zum vordringlichen Wasserbau zu 
erklären, so ist das Verfahren nach den Abs. 2 
und 3 entsprechend anzuwenden. 
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( 2 ) Die Genehmigung ist in den Gemeinden, 
in deren Bezirk die Grunds;ticke liegen, öffent- 


§ 5 

(1) Der Antrag auf Erklärung zum vordring¬ 
lichen Wasserbau gilt bei Wasserbauten zur Ge¬ 
winnung von elektrischer Energie zugleich als 
Anzeige nach § 4 des Gesetzes zur Förderung 
der Energiewirtschaft (Energiewirtschaftsge¬ 
setz) vom 13. Dezember 1935 (Reichsgesetzbl. 1 
S. 1451). 

( 2 ) Die Erklärung zum vordringlichen Wasser¬ 
bau umfaßt bei Wasserbauten zur Gewinnung 
von elektrischer Energie auch die Feststellung, 
daß der Wasserbau energiewirtschaftlich unbe¬ 
denklich ist. 

§ 6 

Die Erklärung zurri vordringlichen Wasser¬ 
bau wird im Reichsanzeiger bekanntgemacht. 
Sie enthält eine Frist, innerhalb welcher der An¬ 
trag auf Planfeststellung (§ 24) bei der Plan¬ 
feststellungsbehörde zu stellen ist. Nach erfolg¬ 
losem Ablauf der Frist tritt die Erklärung zum 
vordringlichen Wasserbau außer Kraft. Der 
Generalinspektor für Wasser und Energie kann 
die Frist verlängern. 

§ 7 

Sind für ein Gebiet, in dem ein vordringlicher 
Wasserbau ausgeführt wird, Vorarbeiten gelei¬ 
stet worden, die für Planung oder Ausführung 
des vordringlichen Wasserbaues von Nutzen sind, 
so kann der Generalinspektor für Wasser und 
Energie anordnen, daß die Ergebnisse solcher 
Vorarbeiten dem Unternehmer gegen angemes¬ 
sene Entschädigung zu übertragen sind. Die 
Entschädigung wird im Streitfälle von der höhe¬ 
ren Verwaltungsbehörde (§ 23) festgesetzt. Die 
patentrechtlichen Bestimmungen bleiben unbe¬ 
rührt. 

Teil III 
Planfeststellung 

Abschnitt 1 

Enteignung von Grundeigentum 

§8 

( 1 ) Die Planfeststellungsbehörde kann Vor¬ 
arbeiten, die zur Vorbereitung des Bauvorhabens 
auf fremden Grundstücken erforderlich sind, 
genehmigen. 


lieh bekanntzumachen. In besonderen Fällen 
kann von der öffentlichen Bekanntmachung ab¬ 
gesehen werden. 

( 3 ) Der Unternehmer hat Zeit und Ort der 
Vorarbeiten mindestens drei Tage vorher der 
zuständigen örtlichen Polizeibehörde anzuzeigen, 
die die Beteiligten unverzüglich hiervon zu be¬ 
nachrichtigen hat. 

( 4 ) Zum Betreten von Gebäuden und anderen 
umfriedeten Grundstücken bedarf der Unter¬ 
nehmer, wenn die Einwilligung des Besitzers 
nicht zu erlangen ist, der Erlaubnis der zustän¬ 
digen örtlichen Polizeibehörde, die den Besitzer 
hiervon zu benachrichtigen und zur Öffnung der 
Gebäude oder Grundstücke zu veranlassen hat. 
Hält sich der Besitzer nicht innerhalb des Reichs¬ 
gebiets auf oder ist sein Aufenthaltsort nicht be¬ 
kannt. so hat die Polizeibehörde dem Unterneh¬ 
me]- den Zutritt zu verschaffen. 

§ 9 

Die Planfeststellungsbehördc kann die In¬ 
besitznahme der für den sofortigen Baubeginn 
benötigten Grundstücke zulassen. Soweit hier¬ 
nach zu Erbhöfen gehörige Grundstücke in Be¬ 
sitz genommen werden sollen, ist der Vorsitzende 
des Anerbengerichts vorher zu hören. Die Plan¬ 
feststellungsbehörde hat die Absicht der Inbe¬ 
sitznahme schriftlich den Eigentümern und Be¬ 
sitzern unter Bezeichnung des Grundstücks oder 
Grundstücksteiles anzuzeigen mul sie, zur Räu¬ 
mung aufzufordern. Zwischen der Anzeige und 
der Inbesitznahme muß bei nicht mit Gebäuden 
besetzten Grundstücken ein Zeitraum von wenig¬ 
stens zehn Tagen, im übrigen von wenigstens 
drei Monaten liegen. 

§ 10 

(t) Soweit der Zustand des Grundstücks für 
die spätere Ermittlung des Wertes und für die 
Bemessung der Entschädigung von Bedeutung 
sein kann, ist er vor dem Beginn von Vorarbei¬ 
ten und vor der Inbesitznahme unter Anhörung 
des Eigentümers und des Besitzers sowie des 
Unternehmers und nötigenfalls unter Zuziehung 
eines Sachverständigen von der Planfeststel¬ 
lungsbehörde schriftlich festzustellen. 
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( 2 ) Der durch die Vorarbeiten und die In¬ 
besitznahme entstehende Schaden ist unverzüg¬ 
lich angemessen zu vergüten. Die Entscheidung 
trifft die Planfeststellungsbehörde durch beson¬ 
deren Beschluß. 

§ 11 

Für die Enteignung von Grundeigentum (§ 3 
Abs. 1 Buchst, b der Verordnung über vordring¬ 
liche Aufgaben der Wasser- und der Energie¬ 
wirtschaft) ist angemessene Entschädigung zu 
gewähren. Der Schaden, den Nutzungs-, Ge¬ 
brauchs- und Dienstbarkeitsberechtigte sowie 
Pächter und Mieter durch die Enteignung erlei¬ 
den. ist gesondert zu ersetzen. 

e 1 o 

S 1 “ 

( 1 } Bei der Bemessung von Entschädigungen 
sind Werterhöhungen, die durch die Aussicht 
auf die Durchführung des Unternehmens ent¬ 
standen sind, nicht zu berücksichtigen. 

( 2 ) Für die Bemessung der Entschädigung ist 
der Zeitpunkt maßgebend, in dem die zur Plan¬ 
feststellung berufene Behörde die Entschädigung 
festsetzt, im Fall einer früheren Inbesitznahme 
dieser Zeitpunkt. 

§ 13 

( 1 ) Die Entschädigung ist in Geld oder, 
wenn die Planfeststellungsbehörde es für ange¬ 
messen hält, in Land zu leisten. Unter Land 
sind auch bebaute Grundstücke zu verstehen. 

( 2 ) Ist Gegenstand der Enteignung ein Erb¬ 
hof. so ist Landentschädigung zu leisten, es sei 
denn, daß nach Entscheidung der Anerbenbehör¬ 
den die Lebensfähigkeit des Erbhofs durch die 
Enteignung nicht beeinträchtigt wird. Die 
Planfeststellungsbehörde hat darüber die Ent¬ 
scheidung des Anerbengerichts herbeizuführen. 
Das Anerbengericht soll vor der Entscheidung 
den Kreisbauernführer hören. Gegen die Ent¬ 
scheidung des Anerbengerichts ist nur die sofor¬ 
tige Beschwerde des Kreisbauernführers und 
gegen die Entscheidung des Erbhofgerichts nur 
die sofortige weitere Beschwerde des Landes- 
bauernführeis zulässig. Die Anerbenbehörden 
haben das Verfahren tunlichst zu beschleunigen. 
Das Verfahren ist kostenfrei. 

§ 14 

Der Eigentümer, dessen örtlich oder wirt¬ 
schaftlich zusammenhängender Grundbesitz nur 


zum Teil in Anspruch genommen wird, kann 
die Übernahme des ganzen Grundbesitzes gegen 
angemessene Entschädigung verlangen, wenn 
durch die Abtrennung des Teiles der Bestbesitz 
nach seiner bisherigen Bestimmung nicht mehr 
zweckmäßig benutzt werden kann. Trifft die 
geminderte Brauchbarkeit nur bestimmte Teile 
des Bestbesitzes, so kann nur die Übernahme 
dieser Teile verlangt werden. 

§ 

Zur Erfüllung der dem Unternehmer nach 
§ 13 dieser Verordnung obliegenden Verpflich¬ 
tung kann das benötigte Ersatzland enteignet 
werden, wenn es nicht auf andere Weise zu an¬ 
gemessenen Bedingungen beschafft werden kann. 
Dabei dürfen Betriebe in ihrem Bestand nicht 
gefährdet werden; Erbhofland darf nur ent¬ 
eignet wei den, wenn nach der Entscheidung der 
Anerbenbehörden die Lebensfähigkeit des Erb¬ 
hofs durch die Enteignung nicht beeinträchtigt 
wird. § 13 Abs. 2 Sätze 2 bis 6 gilt entspre¬ 
chend. 

Abschnitt 2 

W asserrechtlic he Vorschriften der Planfeststellung' 

S 16 

Ausführung,. Bestand und. Betrieb des vor¬ 
dringlichen Wasserbaues dürfen das gemeine 
Wohl nicht beeinträchtigen; nachteilige Wir¬ 
kungen für Dritte sind nach Möglichkeit zu 
verhüten oder, soweit diese Möglichkeit nicht 
besteht, durch Einrichtungen oder Maßnahmen 
auszugieichen. Entsprechende Auflagen sind 
dem Unternehmer vorzuschreiben, soweit sie 
mit der Ausführung und dem Betriebe des vor¬ 
dringlichen Wasserbaues vereinbar und wirt¬ 
schaftlich gerechtfertigt sind. Ist von der be¬ 
absichtigten Benutzung eine Verunreinigung 
des Gewässers zu erwarten, so hat die P-lan- 
feststellungsbehörde erhöhte Anforderungen an 
die Peinigung des Abwassers vorzubehalten. 

§ 17 

( 1 ) Für nachteilige Wirkungen des vordring¬ 
lichen Wasserbaues, die nicht durch Auflagen 
verhütet oder ausgeglichen werden, hat der Un¬ 
ternehmer dem Betroffenen eine angemessene 
j Entschädigung zu leisten, wenn: 
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1. ein Grundstück oder eine Anlage beschä¬ 
digt wird: 

2. ein Fischereirecht oder ein Mineralgewin¬ 
nungsrecht beeinträchtigt wird; eine Ent¬ 
schädigung für die Beeinträchtigung des 
Mineralgewinnungsrechts wird bei Was¬ 
serbauten für Zwecke des öffentlichen Ver¬ 
kehrs nicht gewährt, soweit das Mineral¬ 
gewinnungsrecht nach den bergrechtlichen 
Bestimmungen zugunsten öffentlicher Ver¬ 
kehrsanstalten entschädigungslos einge¬ 
schränkt ist; 

3. die Unterhaltung eines Wasserlaufs oder 
seiner Ufer erschwert wird: 

4. eine über den Gemeingebrauch hinaus¬ 
gehende Benutzung eines Gewässers, eine 
Nutzung des Wasserlaufbettes, eine Boden¬ 
bewirtschaftung, eine Gewinnung von 
Bodenbestandteilen oder eine Benutzung 
von Grundstücken oder Anlagen beein¬ 
trächtigt wird. Ein Anspruch auf Ent¬ 
schädigung besteht nur. wenn die Befug¬ 
nis zur Nutzung unwiderruflich und Drit¬ 
ten gegenüber wirksam ist und wenn die 
Nutzung zur Zeit ihrer Beeinträchtigung 
ausgeübt wird oder wenn für sie Auf- 
Wendungen gemacht worden sind. Besteht 
hiernach kein .Rechtsanspruch auf Ent¬ 
schädigung, so kann eine Entschädigung 
aus Billigkeitsgründen festgesetzt werden. 

( 2 ) Bei unerheblichen Beeinträchtigungen 
wird eine Entschädigung nicht gewährt. Bei 
vorübergehenden Nachteilen kann die Entschä¬ 
digung dem Unternehmer auch ohne vorherige 
Prüfung der Frage, ob Einrichtungen oder 
Maßnahmen nach § 16 zu treffen sind, auferlegt 
werden. 

§ 18 

( 1 ) Die Unterhaltung und der Betrieb der 
nach § 16 zu schaffenden Einrichtungen ob¬ 
liegen dem Unternehmer. Bei Veränderung 
oder Ersatz bereits vorhandener Einrichtungen 
können Unterhaltung und Betrieb den bisher 
Verpflichteten auferlegt oder dem Eigentümer 
überlassen werden. 

( 2 ) Soweit der bisher zur Unterhaltung Ver¬ 
pflichtete oder der Unternehmer infolge der Re¬ 
gelung nach Abs. 1 von einer Unterhaltungs¬ 
pflicht entlastet wird, hat er zur Unterhaltung 


der Einrichtungen einen entsprechenden Beitrag 
zu leisten. Auf Antrag des Beitragspflichtigen 
kann zur Ablösung des Kostenbeitrags eine Ab¬ 
lösungssumme festgesetzt werden. Unerhebliche 
Entlastungen bleiben unberücksichtigt. 

§ 19 

( 1 ) Die Planfeststellungsbehörde kann ein 
Recht oder eine sonstige Befugnis zur Be¬ 
nutzung eines Gewässers zugunsten eines vor¬ 
dringlichen Wasserbaues entziehen, soweit über¬ 
wiegende Gründe des gemeinen Wohles, insbe¬ 
sondere einer geordneten Wasser- oder Energie¬ 
wirtschaft es erfordern. 

( 2 ) Der Unternehmer hat dem Betroffenen 
eine angemessene Entschädigung zu leisten, 
wenn die Befugnis zur Nutzung unwiderruflich 
und Dritten gegenüber wirksam ist und wenn 
die Nutzung zur Zeit ihrer Beeinträchtigung 
ausgeübt wird oder wenn für sie Aufwendungen 
gemacht worden sind. Besteht hiernach kein 
Rechtsanspruch auf Entschädigung, so kann 
eine Entschädigung aus Billigkeitsgriinden fest¬ 
gesetzt werden. 

. § 20 

( 1 ) Die Planfeststellungsbehörde kann dem 
Unternehmer das Recht einräumen, eine fremde 
Anlage an einem Gewässer mitzubenutzen, 
wenn der vordringliche Wasserbau sich auf 
andere Weise nicht oder nur mit erheblichen 
Mehrkosten zweckmäßig durchführen läßt und 
Benutzung und Betrieb dieser Anlagen dadurch 
nicht wesentlich beeinträchtigt werden. 

( 2 ) Der Unternehmer des vordringlichen. Was¬ 
serbaues hat die Kosten einer infolge der Mit¬ 
benutzung erforderlichen Änderung der Anlage 
zu tragen. Er hat ferner eine angemessene Ver¬ 
gütung für die Mitbenutzung zu zahlen. 

§ 21 

Dem Unternehmer kann für die Einhaltung 
der Auflagen und zur Sicherung der Entschädi¬ 
gungsansprüche die Leistung einer Sicherheit 
auferlegt werden. Die Leistung einer Sicher¬ 
heit entfällt, solange Reich, Rcichsgaue oder 
Länder unmittelbar oder mittelbar an dem Un¬ 
ternehmen, dem die Rechte aus der Erklärung 
zum vordringlichen Wasserbau zustehen, mit 
mindestens einem Drittel beteiligt sind. 
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§22 

(1) Entstehen durch einen vordringlichen 
Wasserbau zur Gewinnung von elektrischer 
Energie Vorteile für andere Wasscikraftnutzun- 
gen, so kann die Planfeststellungsbehörde ihren 
Inhabern angemessene Beiträge zu den Kosten 
des vordringlichen Wasserbaues .auferlegen. 
Dies gilt auch für Wasserkraftnutzungen, die 
nach Fertigstellung des vordringlichen Was¬ 
serbaues hinzukommen. Der Antrag muß spä¬ 
testens drei Jahre nach Inbetriebnahme der hin¬ 
zukommenden Wasserkraftnutzung gestellt wer¬ 
den. Unerhebliche Vorteile bleiben unberück¬ 
sichtigt. 

( 2 ) Der Beitrag ist nach dem ausgenutzten 
Vorteil zu bemessen, Art, und Höhe der Bei¬ 
träge bestimmt die Planfeststellungsbehörde. 
Sind wiederkehrende Beitragsleistungen fest¬ 
gesetzt, so kann die Planfeststellungsbehörde 
bei Änderung der Verhältnisse auf Antrag eines 
Beteiligten ihre Höhe ändern: auf Antrag des 
Verpflichteten kann sie ihre Ablösung anordnen. 

(:t) Beiträge dürfen nur innerhalb von fünf¬ 
zig; Jahren nach Fertigstellung des vordring¬ 
lichen Wasserbaues erhoben werden. 

( 4 ) Zuständig ist die Planfeststellungsbehörde 
des vordringlichen Wasserbaues, zu dessen 
Gunsten der Beitrag festgesetzt werden soli. 

Abschnitt 3 

Verfa hr en de r Planfjeststeilun« 

§ 23 

( 1 ) Höhere Verwaltungsbehörden im Sinne 
der Verordnung über vordringliche Aufgaben 
der Wasser- und der Energiewirtschaft sind: 

in Preußen und in 


Bayern . der Regierungspräsident, 

in Berlin . der Polizeipräsident. 


in den Reichsgauen, 
in Hamburg und 

in der Westmark der Reichsstatthalter, 
im übrigen . die Landesregierung. 

Innerhalb der Landesregierung entscheidet die 
für wasserrechtliche Genehmigungen zuständige 
oberste Landesbehörde. 

( 2 ) Diese Regelung gilt bis zur Errichtung 
der nach Abschnitt III des Erlasses des Führers 


über den Generalinspektor für Wasser und Ener¬ 
gie vom 29. Juli 1941. (Reichsgesetzbl. I S. 467) 
aufzubauenden einheitlichen Verwaltung. 

§24 

Der Unternehmer reicht den Antrag auf 
Planfeststellung bei der Planfeststellungsbe¬ 
hörde ein. Dem Antrag sind der Plan mit den 
erforderlichen Unterlagen und einer kurzen Er¬ 
läuterung sowie eine Nachweisung der zu ent¬ 
eignenden Grundstücke und der zu beschrän¬ 
kenden Rechte und sonstigen Befugnisse beizu¬ 
fügen. 

§25 

( 1 ) Die vorläufige Baugenehmigung wird er¬ 
teilt. sobald sie unbedenklich ist. 

( 2 ) Bei Wasserbauten zur Gewinnung von 
elektrischer Energie ist in ihr folgendes in den 
Grundziigen zu bestimmen: 

1. die Zwecke, denen das Bauvorhaben dienen 
soll. 

2. das wasserwirtschaftlich und baulich be¬ 
anspruchte Gebiet mit den auszunutzenden 
Gewässern und Gefällstrecken, 

3. die Ausbaugröße (Ausbauw'assei menge) 
und die Ausbauweise, 

4. die Lage. Größe und Betriebsweise des 
Speichers. 

5. Auflagen und Bedingungen, 

6. der Umfang der vorläufig zulässigen Bau- 
a rbeiten. 

§26 

( 1 ) Die vorläufige Baugenehmigung kann nicht 
durch Rechtsmittel angefochten werden. 

( 2 ) Sie tritt außer Kraft, wenn der Unterneh¬ 
mer nicht innerhalb eines Jahres nach ihrer Zu¬ 
stellung mit dem Bau beginnt. Der General¬ 
inspektor für Wasser und Energie kann die Frist 
verlängern. 

§ 27 

( 1 ) Die Planfeststellungsbehörde veranlaß! 
die Auslegung des Planes nebst Unterlagen so¬ 
wie der Nachweisung über die zu enteignenden 
Grundstücke und Rechte zu jedermanns Ein¬ 
sicht bei den Landräten oder Gemeinden, in de- 
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reu Bezirken es ihr erforderlich erscheint. Sie 
läßt Zeit und Ort der Auslegung ortsüblich be¬ 
kanntmachen. Daneben soll sie nach ihrem Er¬ 
messen die Personen, die durch die Enteignung 
von Grundeigentum, durch die Beschränkung 
von Rechten oder sonstigen Befugnissen oder 
durch nachteilige Wirkungen des vordringlichen 
Wasserbaues betroffen werden oder die Unter¬ 
haltungsverpflichtungen oder Beiträge überneh¬ 
men sollen, auf die öffentliche Bekanntmachung 
hinweisen. 

( 2 ) Die Bekanntmachung muß angeben, bei 
welcher Behörde und innerhalb welcher Frist 
Einwendungen gegen den Plan oder Ansprüche 
schriftlich oder mündlich zur Niederschrift er¬ 
holten werden können, und auf die Rechtsfolgen 
verspäteter Anmeldung hinweisen. Die Frist 
beträgt einen Monat von der Veröffentlichung 
der letzten Bekanntmachung ab. Der General- 
inspektor für Wasser und Energie kann in Ein¬ 
zelfällen anordnen, daß eine Auslegung des Pla¬ 
nes und eine öffentliche Bekanntmachung unter¬ 
bleibt. In diesem Falle hat die Planfcststellungs- 
bohörde die im Abs. 1 Satz 3 aufgeführten Per¬ 
sonen über den Plan in geeigneter Weise zu 
unterrichten. 

( 3 ) Zur Erhebung von Einwendungen gegen 
den Plan und von Ansprüchen sind auch die 
Bürgermeister der beteiligten Gemeinden sowie 
die Vorstände der berührten Wasser- und Boden¬ 
verbände berechtigt. Das gleiche gilt für die 
Landesbauernführer hinsichtlich des Bereichs 
der Land- und Ernährungswirtschaft. 

( 4 ) Auch nach Ablauf der Frist kann die Plan- 
feststellungsbehörde Einwendungen und An¬ 
sprüche berücksichtigen. 

§ 28 

( 1 ) Nach Ablauf der Frist beraumt die Plan- 
feststellungsbehörde eine mündliche Verhand¬ 
ln ri.« an, in der alle erhobenen Einwendungen 
und Ansprüche, die Unterhaltungsverpllichlun- 
gen und Beiträge Dritter sowie die Entschädi¬ 
gungen für das zu enteignende Grundeigentum 
und für die zu beschränkenden Rechte und son¬ 
stigen Befugnisse mit den erschienenen Beteilig¬ 
ten, nötigenfalls unter Zuziehung von Sachver¬ 
ständigen, erörtert werden. Zu den Verhand¬ 
lungen hat sie zu laden: den Unternehmer und 


diejenigen Personen, welche rechtzeitig Einwen¬ 
dungen oder Ansprüche erhoben haben, welche 
Unterhaltungsverpflichtungen oder Beiträge 
übernehmen oder eine Mitbenutzung nach § 20 
dulden sollen oder denen Grundeigentum ent¬ 
eignet oder Rechte oder sonstige Befugnisse nach 
§19 entzogen werden sollen. In der Ladung 
ist darauf hinzuweisen, daß auch bei Nicht¬ 
erscheinen das Verfahren seinen Fortgang nimmt. 

( 2 ) Wird die Regelung der UnterhaltungsVer¬ 
pflichtungen und Beiträge Dritter oder die Fest¬ 
setzung der Entschädigungen einem besonderen 
Verfahren Vorbehalten (§ 30 Abs. 4), so liegt die 
Zuziehung der hieran Beteiligten zum Planfest- 
stellungsverfähren im Ermessen der Behörde. 

§ 29 

( 1 ) Der Planfeststellungsbeschluß hat 

a) den Plan unter Zugrundelegung der vom 
Generalinspektor für Wasser und Energie 
festgesetzten Generalplänc festzustellen, 

h) über die erhobenen Einwendungen und 
Ansprüche zu befinden, die Auflagen, Be¬ 
dingungen, Unterhaltungsverpflichtungcii 
und Beiträge zu bestimmen, die zu enteig¬ 
nenden Grundstücke und Rech te sowie die 
zu entziehenden Rechte und sonstigen Be¬ 
fugnisse (§ 19) zu bezeichnen und die zu 
leistenden Entschädigungen festzusetzen, 

c.) über die Mitbenutzung von Anlagen nach 
■§ 20 Bestimmung zu treffen. 

( 2 ) Der Planfeststellungsbesch hiß um laßt nicht 
die zur Durchführung der Bauarbeiten erforder¬ 
lichen Genehmigungen des Generalbevollmäch¬ 
tigten für die Regelung der Bauwirtschaft, und 
des Generalbevollmächtigten für den Arbeits¬ 
einsatz. 

( 3 ) In dem Planfeststellungsbcschluß ist eine 
Frist zu bestimmen, innerhalb deren der Bau 
ausgeführt und in Betrieb genommen sein muß. 
Die Verlängerung der Frist ist zulässig. 

§30 

( 1 ) Der Planfeststellungsbeschluß ist zu be¬ 
gründen, mit einer Rechtsmittelbelehrung zu ver¬ 
sehen und dem Unternehmer und den weiteren 
im § 28 Abs. 1 Satz 2 genannten Personen, fer- 
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net' denjenigen, welche Einwendungen oder An¬ 
sprüche verspätet erhoben haben, und denjeni¬ 
gen, welche die Planfeststellungsbehörde durch 
eine nachträgliche Änderung des Planes als be¬ 
schwert erachtet, zuzustellen. Die Zustellung 
eines Auszugs aus dem Beschluß genügt. 

(a) Soweit tunlich und der Beschleunigung 
dienlich, sind nach dem Ermessen der Planfcst- 
stellungsbehörde Teilentscheidungen zu tioffen. 

( 3 ) Läßt sich nicht übersehen, inwieweit nach-* 
teilige Wirkungen durch das Unternehmen ein- 
trcrlen werden, ist die Entscheidung über die 
erhobenen Einwendungen und Ansprüche einem 
späteren Verfahren vorzubehalten. Die Plan- 
feststelhingsbehöide kann dem Unternehmer 
hierbei Maßnahmen zur Ermittlung des Scha¬ 
dens auferlegen. Die endgültige Entscheidung 
soll spätestens zehn Jahre nach Fertigstellung 
des vordringlichen Wasserbaues getroffen wer¬ 
den. 

( 4 ) Die liege lang der Unterhaltiingsverpilich- 
1 ungen und Beiträge Dritter sowie die Fest¬ 
setzung der Entschädigungen können einem be¬ 
sonderen von Amts wegen zu bei reibenden Ver¬ 
fahren Vorbehalten bleiben, soweit es der Plan- 
feststellungshehörcle nach Lage der Verhältnisse 
zweekmä Big erscheint. 

§ 31 

( 1 ) Degen die Entscheidung der Planfoststol- 
lungsbehörde, soweit sie nicht die Entschädigung 
und die Beiträge betrifft, ist innerhalb von zwei 
Wochen nach Zustellung die Beschwerde zuläs¬ 
sig. Uber die Beschwerde entscheidet der Gene- 
ralinspckto r f ür Wa.sse r und Energie. Das Rech ts- 
inittel kann von jedem erhoben werden, dem der 
Plan nach § 30 Abs. 1 zuzustellen ist. Die Be¬ 
schwerde ist bei der PIanfeststellungsbchördc 
einzulegen. Die Beschwerdefrist wird auch durch 
fristgerechten Eingang der Beschwerde beim 
Generalinspektor für Wasser mul Energie ge¬ 
wahrt. 

( 2 ) Gegen die Entscheidung über die Entschä¬ 
digung und die Bei (läge ist innerhalb von einem 
Monat die Klage vor den Verwaltungsgerichten 
zulässig. Sie, kann von jedem erhoben werden, 
der durch die Entscheidung beschwert ist. Die. 
Frist zu ihrer Erhebung beginnt mit dem Zeit¬ 


punkt, in dem die Rechtskraft; des Planfeststel- 
lungsbeschlusses dein Kläger mitgeteilt worden 
ist. Für die örtliche Zuständigkeit des Gerichts 
ist der Silz der Planfeststellungsbehörde maß¬ 
gebe 1 ul. 

§32 

Ändert der Generalinspektor für Wasser und 
Energie im Beschwerdeverfahren den Plan und 
wird dadurch eine Änderung der Entschädigung 
erforderlich, so kann der Generalinspektor für 
Wasser und Energie die Entschädigung neu fest¬ 
setzen oder die Sache zur anderweitigen Be¬ 
schlußfassung an die Planfeststellungsbehörde 
z u r ii ok vor w e i se 11 . 

§33 

( 1 ) Die Kosten des Planfeslstcliungsverfah- 
teils fallen dem Unternehmer zur Last; ist Un¬ 
ternehmer das Reich, so kommen nur die baren 
Auslagen in Ansatz. Die durch unbegründete 
Einwendungen, Ansprüche oder Beschwerden 
mutwillig veranlaßfeu Kosten können denjeni¬ 
gen auferlegt werden, welche die Einwendun¬ 
gen. Ansprüche oder Beschwerden gehend ge¬ 
macht haben. 

(-*) Notwendige Aufwendungen eines am Ver¬ 
fahren Beteiligten können dem Unternehmer 
auf erlegt werden, wenn die Billigkeit nach den 
besonderen Umständen des Falles es erfordert. 

( 3 ) Erhebt der Unternehmer nach § 31 Abs. 2 
dieser Verordnung Klage vor dem Vcrwaltungs- 
geriehr. so fallen ihm in jedem Falle die Kosten 
des ersten Rechtszuges zur Last. 


§34 

( 1 ) Die Abänderung von wasserrechtliehen 
oder ent eignungsrechtlichen Bestimmungen eines 
rechtskräftig festgestellten Planes bedarf einer 
erneuten Planfeststellung. Das Verfahren wird 
nach den §§ 27 bis 33 durchgeführt. 

( 2 ) In dringenden Fällen kann die Pianfest- 
stellungsbehörde schon vor der Durchführung 
des dafür erforderlichen Verfahrens Abweichun¬ 
gen von dem festgestellten Plane vorläufig ge¬ 
statten. Die Anordnung kann nicht durch Rechts¬ 
mittel angefochten werden. 
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(3) Ohne erneute Planfeststellung kann die 
Planfeststellungsbehörde 

1. geringfügige Änderungen des Planes vor¬ 
nehmen, 

2. die Auflage der Lieferung von elektrischer 
Arbeit oder von Wasser oder sonstige 
wiederkehrende Leistungen ändern, wenn 
die der Planfeststellung zugrunde liegen¬ 
den Verhältnisse sich geändert haben, 

3. Auflagen und Bedingungen aufheben, wenn 
diese entbehrlich werden. 

§ 35 

( 1 ) Ansprüche wegen nachteiliger Wirkungen 
des vordringlichen Wasserbaues können nach 
rechtskräftiger Feststellung des Planes nur noch 
geltend gemacht werden, wenn diese erst nach¬ 
träglich erkennbar geworden sind oder wenn der 
Betroffene infolge von Naturereignissen oder 
anderen unabwendbaren Hinderungen außer¬ 
stande gewesen ist, sie rechtzeitig im Planfest¬ 
stellungsverfahren geltend zu machen. Das Ver¬ 
fahren lichtet sich nach den §§ 28 bis 33 und 34 
Abs. 3. 

( 2 ) Die Ansprüche verjähren in drei Jahren, 
nachdem der Betroffene von den nachteiligen 
Wirkungen Kenntnis erhalten hat, und sind 
ausgeschlossen, wenn fünfzehn Jahre nach der 
Fertigstellung des vordringlichen Wasserbaues 
vergangen sind. 

( 3 ) Den Zeitpunkt der Fertigstellung des vor¬ 
dringlichen Wasserbaues stellt die Planfest¬ 
stellungsbehörde fest: sie läßt ihn ortsüblich 
bekanntmachen. 

§ 36 ♦ 

( 1 ) Sobald die rechtskräftig festgestellte Ent¬ 
schädigung geleistet oder ausreichend gesichert 
oder eine andere zulässige Regelung der Ent¬ 
schädigung zwischen den Beteiligten vereinbart 
ist, spricht die Planfeststellungsbehörde die Ent¬ 
eignung der in dem Planfeststellungsbeschluß 
bezeichneten Grundstücke und Rechte sowie die 
Entziehung der in ihm bezeichneten Rechte und 
sonstigen Befugnisse (§ 19} aus. Der Beschluß 
ist. unanfechtbar. 

( 2 ) Mit der Zustellung des Beschlusses an den 
bisher Berechtigten treten die in ihm angeord¬ 
neten Rechtsänderungen ein. 


Teil IV 

Aufsicht, Abänderung von Befugnissen 
§37 

( 1 ) Die höhere Verwaltungsbehörde (§ 23) 
entscheidet im Streitfälle über das Bestehen und 
den Inhalt der durch die Planfeststellung be¬ 
gründeten Rechte und Verpflichtungen. 

( 2 ) Sie führt die Aufsicht darüber, daß der 
Wasserbau in ordnungsmäßiger Weise nach den 
Bestimmungen des Planfeststellungsbeschlusses 
ausgeführt und betrieben wird. Die durch die 
Aufsicht besonders entstehenden Kosten trägt 
der Unternehmer. Die Aufsichtsbefugnisse an¬ 
derer Behörden bleiben unberührt. 

§ 38 

( 1 ) Die höhere Verwaltungsbehörde (§ 23) 
kann aus überwiegenden Gründen des gemeinen 
Wohles dem Unternehme]' nachträglich Auf¬ 
lagen zur Verhütung oder Beseitigung wesent¬ 
licher Nachteile machen, soweit sie mit der Aus¬ 
führung und dem Betriebe des vordringlichen 
Wasserbaues vereinbar und wirtschaftlich ge¬ 
rechtfertigt sind. 

( 2 ) Soweit hiervon keine Abhilfe zu erwarten 
ist, kann sie eine nach dieser Verordnung ge¬ 
nehmigte Wassernutzung ändern oder unter¬ 
sagen. 

(3) Der Inhabei' der Genehmigung ist im 
Falle der Änderung oder Untersagung ange¬ 
messen zu entschädigen. Eine Entschädigung 
wird nicht gewährt, wenn die Änderung oder 
Untersagung von dem Unternehmer auf Grund 
besonderer Rechtsverhältnisse geduldet werden 
muß oder wenn sie aus Gründen erfolgt, die der 
Unternehmer zu vertreten hat. 

(4) Wird die Benutzung des Gewässers zu¬ 
gunsten eines anderen Unternehmers abgeändert 
oder untersagt, so hat dieser die Entschädigung 
zu leisten. Ist ein entschädigungspnichtiger 
Unternehmer nicht vorhanden, so trägt das Reich 
die Entschädigung. 

( 5 ) Das Verfahren richtet sich nach den §§ 28 
bis 33 und 34 Abs. 3. 

§39 

( 1 ) Die höhere Verwaltungsbehörde (§ 23) 
kann eine nach dieser Verordnung genehmigte 
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Benutzung eines Gewässers ohne Entschädigung 
ganz oder teilweise aufheben, wenn 

1. eine nach § 29 festgesetzte Frist nicht inne¬ 
gehalten ist, 

2. wesentlichen Bestimmungen des Planfest¬ 
stellungsbeschlusses trotz Mahnung zu¬ 
widergehandelt wird, 

3. der Unternehmer gegenüber der höheren 
Verwaltungsbehörde schriftlich oder zu 
amtlicher Niederschrift ganz oder teilweise 
auf seine Befugnisse verzichtet. 

( 2 ) Das Verfahren richtet sich nach den §§ 28 
bis 33 und 34 Abs. 3. 

Teil V 

Schlußbestiinmungeii 

§ 40 

( 1 ) Die Vorschriften dieser Verordnung über 
die Anfechtung von Entscheidungen der Plan¬ 
feststellungsbehörde (§ 31) finden auch Anwen¬ 
dung auf die nach dieser Verordnung von der 
höheren Verwaltungsbehörde zu I reffenden Ent¬ 
scheidungen. 

( 2 ) Die Vorschriften dieser Verordnung über 
die bei der Enteignung zu gewährende Geld¬ 
entschädigung gelten für alle Entschädigungen, 
auf die nach dieser Verordnung ein Rechtsan¬ 
spruch besteht. 

(a) Unternehmer, die befugt eine nach § 46 
Abs. I Nr. 1 des preußischen Wassergesetzes 
vom 7. April 1913 (Preuß. Gesetzsamml. S. 53) 
verleihungsfähige Benutzung eines Wasserlaufs 
ohne Verleihung ausüben, haben in den Fällen, 
in denen diese Verordnung für die Beeinträchti¬ 
gung von Wassernutzangen eine Entschädigung 
vorsieht, einen Rechtsanspruch hierauf, wenn 
anzunehmen ist. daß sie nur durch das preu¬ 
ßische Gesetz zur Einschränkung der Rechte 
am Wasser vom 19. März 1935 (Preuß. Gesetz¬ 
samml. S. 43) daran gehindert worden sind, 
eine Verleihung für die Benutzung zu erhalten. 

§ 41 

(j) Zuwiderhandlungen gegen Vorschriften 
der Verordnung über vordringliche Aufgaben 
der Wasser- und der Energiewirtschaft und die¬ 
ser Verordnung oder gegen Anordnungen, die 


auf Grund dieser Verordnungen getroffen worden 
sind, werden nach den Bestimmungen der Lan¬ 
deswassergesetze bestraft, wenn diese gleich¬ 
artige Zuwiderhandlungen unter Strafe stellen. 

( 2 ) Die höhere Verwaltungsbehörde ( § 23) 
ist unbeschadet der strafgerichtlichen Verfol¬ 
gung strafbarer Handlungen befugt, die Durch¬ 
führung ihrer Anordnungen durch Zwangsgeld 
oder durch unmittelbaren Zwang durchzusetzen. 
Ist es nach der besonderen wirtschaftlichen Be¬ 
deutung der angeordneten Maßnahme (Unter¬ 
lassung) erforderlich, so kann das Zwangsgeld 
ausnahmsweise ohne Rücksicht auf landesrecht¬ 
liche Begrenzungen in angemessener Höhe fest¬ 
gesetzt werden. 

- § 42 

( 1 ) Für vordringliche jjjVasserbauten,.die nicht 
der Gewinnung von elektrischer Energie dienen, 
gelten die cnteigiumgsrechtlichen Bestimmun¬ 
gen dieser Verordnung nur. soweit es sich um 
den Ausbau von Wasserstraßen handelt. 

( 2 ) Werden Wasserstraßen durch das Reich 
ausgebaut, so finden folgende Vorschriften die¬ 
ser Verordnung keine Anwendung: § 6 Sätze 2 
bis 4. § 29 Abs. 3. § 37 Abs. 2, § 38 Abs. 2 bis 4, 
§39 und §41. letzterer jedoch nur. soweit er 
sich gegen den Unternehmet richtet. 

(a) Auf Wasserbauten'der. Deutschen Reichs¬ 
bahn finden folgende Vorschriften dieser Ver¬ 
ordnung keine Anwendung: § 38 Abs. 2 bis 4. 

§ 39 Abs. 1 Nr. 2 und § 4L letzterer jedoch nur. 
soweit er sich gegen den Unternehmer richtet. / 

§ 43 

( 1 ) Bis zur reichsrechtlichen Einrichtung der 
Verwaltungsgerichte bleibt es für die Anfech¬ 
tung der Entscheidungen der Planfeststollungs- 
behörde und der höheren Verwaltungsbehörde 
über die Entschädigung und die Beiträge nach 
§ 31 Abs. 2 und § 40 bei der bestehenden Rege¬ 
lung. 

( 2 ) Ist Landentschädigung festgesetzt, so kann 
in dem Verfahren nach Abs. 1 nur über die Lei¬ 
stung. Erhöhung, Minderung oder über den Fort¬ 
fall einer zusätzlichen Geldentschädigung ent¬ 
schieden werden: bei der Bemessung der Geld¬ 
entschädigung kann das Entschädigungsland 
anderweit bewertet werden. Soweit hiernach 
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nicht entschieden werden kann, ist das Rechts¬ 
mittel nach § 31 Abs. 1 gegeben. 

( 3 ) § 33 Abs. 3 findet entsprechende Anwen¬ 
dung. 

§ 44 

( 1 ) Die laudesrechtlichen Bestimmungen blei¬ 
ben ergänzend in Kraft, soweit sie nicht mit, 
den Vorschriften der Verordnung über vordring¬ 
liche Aufgaben der Wasser- und der Energie- 

o j 

Wirtschaft und dieser Durchführungsverordnung 
in Widerspruch stehen. 

( 2 ) Der Generalinspektor f ü r Wasser und Ener¬ 
gie kann auch bei bereits anhängigen Verfahren 
die Erklärung zum vordringlichen Wasserbau 
aussprechen und die Bestimmungen für die 
Überleitung treffen. 

Berlin, den 30. März 1944. 

Der (4enera 1 inspektor 

Ln Vei 
8 c h u 1 z e 


( 3 ) Für die Alpen- und Donau-Reichsgaue 
bestimmt der Generalinspektor für Wasser und 
Energie den Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
§§ 27, 28 und 36 dieser Verordnung. 

( 4 ) Das Gesetz über bevorzugte Wasserbauten 
vom 9. September 1938 (Gesetzbl. f. d. Land 
österr. Nr. 393) tritt außer Kraft. Anhängige 
Verfahren werden nach dem Gesetz über bevor¬ 
zugte Wasserbauten zu Ende geführt, wenn nicht 
der Generalinspektor für Wasser und Energie 
den Wasserbau zum vordringlichen Wasserbay 
erklärt. 

§ 45 

Diese Verordnung tritt gleichzeitig mit der 
Verordnung über vordringliche Aufgaben der 
Wasser- und der Energiewirtschaft vom 30. Mä rz 
1944 (Reich,sgesetzbl. I S. 75) in Kraft. 


' ü r W a s s e r u n d E n e r g i e 

treturig 

- F i e 1 i t z 
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Erlaß des Führers 

über die Verfassung und Verwaltung der Reichshauptstadt Berlin. 

Vom 1. April 1944. 

In Abweichung von den Bestimmungen des Gesetzes über die Verfassung und Verwaltung der 
Reichshauptstadt Berlin vom 1. Dezember 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 957) beauftrage ich den Gau¬ 
leiter von Berlin, Reichsminister Dr. Goebbels, die Verwaltung der Reielishauptsiadt zu lenken. 
Er führt hierbei die Bezeichnung .»Stadtpräsideiit-. Die Stellung und die Zuständigkeiten der 
(.(bersten Reichs- und Preußischen I.andosbchörden im Verhältnis zur Reiehshauptstadt bleiben 
unberührt. 

Nach den persönlichen Richtlinien und Weisungen des Stadtpräsidenten leiten der Oberbürger¬ 
meister die Gemeindeverwaltung und der Vizepräsident, auf den die dem bisherigen Stadtpräsi¬ 
denten zustehenden Aufgaben und Befugnisse übergehen, die staatliche Verwaltung der Reichs¬ 
hauptstadt gemäß den Bestimmungen des Gesetzes über die Verfassung und Verwaltung der 
Reichshauptstadt Berlin. 

Der Reichsminister des Innern erläßt die zur Durchführung dieses Erlasses erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 

Führer-Hauptquartier, den 1. April 1944. 

Der Führer 

Adolf Hitler 

Der Reiclisni i n i ster und Chef der Reichskanzle.i 

Dr. L a m m ers 
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Achte Verordnung 

über die Ausbildung' und Prüfung für den höheren bautechnischen Verwaltungsdienst. 

Vom 3. April 1944. 

Auf Grund des Artikels 2 der Ausführungsbestimmung zum Gesetz über die Befähigung zum 
höheren bautechnischen Verwaltungsdienst vom 16. Juli 1936 (Reichsgesetzbl. 1 S. 565) wird im 
Einvernehmen mit den zuständigen Obersten Reichsbehörden verordnet: 

I 

Die drei Anlagen der Ersten Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für den höheren bau- 
technischen Verwaltungsdienst vom 4. August 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 585) werden wie folgt ge¬ 
ändert: 

Anlage 1 »Vorschriften über die Ausbildung und Prüfung für den höheren bautechnischen 

Verwaltungsdienst« 

1. § 1 Abs. 2 erhält folgende neue Fassung: 

„(a) Der Großen Staatsprüfung gehen die erfolgreiche Ablegung der Diplom-Prüfung auf 
einer Technischen Hochschule des Großdeutschen Reichs und der Vorbereitungsdienst voran. 
Die Bewerber — Diplom-Ingenieure — werden unter Berufung in das Beamtenverhältnis auf 
Widerruf zu Regierungsbaureferendaren *) ernannt.” 

2. Die *)-.Fußnotc zu § 1 Abs. 2 erhält, folgende Fassung: 

.,*) An Stelle der Bezeichnung »Regierungsbaureferendar« tritt sinngemäß die Bezeichnung »Reichsbuhnbau- 
refcrendar«, »Marinebauref erendar«, »Oberfähnrich (im Ing.-Korps)« (§3 des Gesetzes über die Befähigung zum 
höheren bautechnischen Verwaltungsdienst vom 16. Juli 1936 — Reichsgesetzbl. I S. 563).” 

3. § 5 Abs. 1 erhält folgende neue Fassung: 

„(i) Zum Vorbereitungsdienst und zur Großen Staatsprüfung können nur Diplom-Ingenieure 
deutschen oder artverwandten Blutes zugelassen werden, die das Reifezeugnis einer öffentlich 
anerkannten achtklassigen höheren Schule oder ein gleichwertiges Zeugnis*) besitzen und die 
die Diplom-Prüfung an einer Technischen Hochschule des Großdeutschen Reichs (Diplom- 
Vorprüfung und Diplom-Hauptprüfung), die als Erste Staatsprüfung für den höheren bau¬ 
technischen Verwaltungsdienst gilt, mit Erfolg abgelegt haben. Der Diplom-Hauptprüfung 
müssen die vorgeschriebene praktische Tätigkeit in der Berufsrichtung des Bewerbers und 
ein Studium von sieben Halbjahren**) an einer Technischen Hochschule vorangegangen sein; 
wenigstens fünf Studienhalbjahre müssen auf eine Technische Hochschule des Großdeutsehen 
Reichs entfallen.” 

4. Die *)-Fußnotc zu § 5 Abs. 1 erhält folgende neue Fassung: 

,,*) Ais gleichwertiges Zeugnis werden angesehen das Zeugnis über die Ablegung der Somlerreifepriilüng ge¬ 
mäß Runderlaß des Reichsministers für Wissenschaft. Erziehung und Volksbildung vom 8. August 1938 — W d 
2670 EIII, E IV, EV (b)/38 (RMinAmtsbl., Dtsch Wiss. S. 365), ferner solche Abschlußzeugnisse technischer 
Schulen, die nach dem Runderlaß des Reichsministers für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung vom 29. April 
1939 — W J 1.180 E Ille, E IV, EV (a) (RMinAmtsbl. I tisch. Wiss. S. 285) /.um Studium an den technischen 
Hochschulen berechtigen. Diplom-Ingenieure, die auf Grund eines Zeugnisses über die Ablegung der Sonder¬ 
reifeprüfung oder auf Grund eines Abschlußzeugnisses technischer Schulen nach den vorgenannten Rundeiiasseri 
zum Studium zugelassen worden sind, haben mit dem Antrag auf Zulassung zum Vorbereitungsdienst gemäß Sj 7 
Abs. 3 fremdsprachliche Kenntnisse durch Zeugnisse nachzuweisen." 

5. Im § 7 Abs. 1 ist der letzte Satz zu streichen. 

6 . Bei § 7 Abs. 2 ist bei Hochbau und bei Wasser-, Kultur- und Straßenbau als Zentralbehörde 
zuzusetzen: 

,,das Oberkommando der Kriegsmarine”. 

7. § 7 Abs. 3 Buchst, m erhält folgende neue Fassung: 

,,m) Diplom-Ingenieure, die auf Grund eines Zeugnisses über die Ablegung der Sondet reife- 
prüfung gemäß Runderlaß des Reichsministers für Wissenschaft, Erziehung und Volks- 


89 


Nr. 16 —Tag der Ausgabe: 15. April 1944 

bildung vom 8. August 1938 — WJ2670EIIL EIV, EV(b)/38 (RMinAmtsbl. Dt sch. 
Wiss. S. 365) oder auf Grund eines Abschlußzeugnisses gemäß Runderlaß des Reichs- 
ministers für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung vom 29. April 1939 — W 4 1480 
Ellle, EIV. E V (a.) (RMinAmtsbl. Dtsch. Wiss. S.285) zum Studium an den Technischen 
Hochschulen zugelassen waren, haben durch Zeugnisse beamteter Lehrkräfte oder behörd¬ 
licher Prüfungsstellen nachzuweisen, daß sie einen einfachen, mindestens 500 Worte 
langen Text aus der lateinischen oder französischen, italienischen, spanischen, englischen 
Sprache bei Zuhilfenahme eines Wörterbuchs richtig ins Deutsche übersetzen können. 

8 . Hei: § 7 Abs. 8 ist bei Hochbau, Städtebau, Wohnung*- und Siedlungswesen und bei Wasser-, 
Kultur- und Straßenbau zuzusetzen: 

„bei dem Oberkommando der Kriegsmarine 

die Marineoberbaudirektionen in Kiel und Wilhelmshaven”. 

9. Bei § 9 ist Abs. 2 zu streichen. Der jetzige Abs. 3 erhält die.Bezeichnung Abs. 2. 

10. § 12 erhält folgende neue Fassung: 

,,§ 12 

Während des Vorbereitungsdienstes und der Großen Staatsprüfung erhält der Regierungs¬ 
baureferendar Unterhaltszuschüsse oder Vergütungen für Beamte im Vorbereitungsdienst, 
die vom Reichsminister der Finanzen festgesetzt werden.*’ 

11. Im § 19 ist an Stelle von »mit dem Stellvertreter des Führers" zu setzen: »mit der Partei- 
Kanzlei'/. 

12. Im § 20 Abs. 1. § 21 Abs. 2, § 25 Abs-. 1, Abs. 2, Abs. 3 und Abs. 5 ist an Stelle von »Probe¬ 
arbeit« oder »häusliche Probearbeit« zu setzen: »häusliche Prüfungsarbeit«. 

13. Im § 21 Abs. 2 ist im ersten Satz zu streichen: »sowie über seine politische Einstellung«. Hin- 
ter dem ersten Satz wird folgender Satz neu zugesetzt: 

„über die politische Einstellung des Regierungsbaureferendars ist von dem Leiter der Über- 
5 wachungsbehörde ein Urteil der zuständigen Gauleitung der Nationalsozialistischen Deut¬ 
schen Arbeiterpartei rechtzeitig einzuholen und beizufügen.” 

14. Im § 23 Abs. 1 ist der zweite Satz zu streichen. 

15. Im 25 Abs. 1 ist unter Buchst, b zu streichen: »und für die im § 23 Abs. 1 Satz 2 usw.« bis 
»Dauer". 


Anlage 2 »Ausbildung.*- und Prüfungsordnung« 

A. Hochbau. Städtebau. Wohnung*- und Si edlungswesen 

1. § 1 Abs. 1 erhält, folgende neue Fassung: 

,,(i) Die Diplom-Prüfung (Diplom-Vorprüfung und Diplom-Hauptprüfung) muß den je¬ 
weiligen vom Reichsminister für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung erlassenen Ahn ¬ 
schriften entsprechen.” 

2. § 2 Abs. 1 erhält folgenden Zusatz: 

„Diplom-Ingenieure, die vom Oberkommando der Kriegsmarine zum Vorbereitungsdienst zu¬ 
gelassen werden, werden unter Berufung in das Boamtenverhältnis auf Widerruf zum »Marine¬ 
baureferenda i- ernannt (§3 des Gesetzes über die Befähigung zum höheren bautechnischen 
Verwaltungsdienst vom 16. Juli 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 563). In den folgenden §§ tritt 
daher gegebenenfalls an Stelle der Bezeichnung .»Regierungsbaureferendar« die Bezeichnung 
.»Marinebau referendar «.” 

3. Im § 4 Abs. 1 ist an Stelle »34 Monate« zu setzen: »32 Monate«. 
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4. § 4 Abs. 4 erhält folgende neue Fassung: ' • 

„( 4 ) Im Abschnitt 3, der vier Monate dauert, sind alle Regierungsbaureferendare bei einer 
Reichs- oder staatlichen Mittelbehörde auszubilden, in den Reichsgauen bei den Reichsstatt¬ 
haltern, in Preußen und Bayern bei den Regierungspräsidenten, in den übrigen I,ändern bei 
der Uberwachungsbehörde. Alle Regierungsbaureferendare können demnach den Abschnitt 111 
bei einem Reichsstatthalter, der Überwachungsbehörde ist, oder einer anderen staatlichen 
Mittelbehörde ableisten, ohne Rücksicht, ob sie im Reichs- oder Landesdienst ausgebildet 
werden."’ 

5. Im § 5 Abs. 1 ist der letzte Satz zu streichen. 

6 . Im § 5 Abs. 2 sind im ersten Satz die Worte »während der Abschnitte 1 und IIund außerdem 
der letzte Satz zu streichen. 

7. Im § 11 Abs. 3 wird die Prüfungsdauer für die einzelnen Fächer wie folgt festgesetzt: 

a) .I 1 /» Stunden, b) . P/ 4 Stunden, 

c) . P/ 4 Stunden, d) . 3 ) 4 Stunde, 

e ) ..... 1 Stunde, « f) . ®/ 4 Stunde. 

B. Wasser-, Kultur- und Straßenbau 

1. § 2 Abs. 1 erhält folgende neue Fassung: 

,,( 1 ) Bewerbungen um Zulassung zum Vorbereitungsdienst unter Berufung in das Beamten¬ 
verhältnis auf Widerruf mit der Dienstbezeichnung »Regierungsbaureferendar« sind an den 
Generalinspektor für Wasser und Energie und mit der Dienstbezeichnung »Marinebaureferen¬ 
dar« an das Oberkommando der Kriegsmarine zu richten. In den folgenden §§ tritt an Stelle 
der Bezeichnung »Regierungsbaureferendar« gegebenenfalls die Bezeichnung »Marinebau- 
referendar« (§ 3 des Gesetzes über die Befähigung zum höheren bautechnischen Verwaltungs¬ 
dienst vom 16. Juli 1936 — Reichsgesetzbl. I S. 563).” 

2. Bei § 2 Abs. 2 ist zuzusetzen: 

„für Oberkommando der Kriegsmarine 

Marineoberbaudirektionen in Kiel und Wilhelmshaven”. 

3. Im § 3 Abs. 1 ist an Stelle »34 Monate« zu setzen: »32 Monate«. 

4. Bei dem Zusatz zu § 3 Abs. 2 entsprechend der Dritten Verordnung vom 16. September 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 1183) sind die beiden letzten Sätze zu streichen. 

5. § 3 Abs. 3 erhält folgende neue Fassung: 

,.( 3 ) Der Marinebaureferendar leistet diesen Abschnitt bei einem Marineoberbauamt oder 
Marinebauamt und der Regierungsreferendar des Maschinen- und Schiffsbaues bei einem 
Maschinenbauamt der Reichswasserstraßenverwaltungen ab.” 

6 . § 3 Abs. 5 erhält, folgende neue Fassung: 

„(5) Der Abschnitt II — sechzehn Monate — dient der Ausbildung bei der Vorbereitung von 
Bauausführungen und bei Bauleitungen. Für die Ausbildung kommen in Betracht Bauleitun¬ 
gen und Bauämter der Wasserbauverwaltungen (einschl. Hafenbau), der Straßenbau- und 
Wasserwirtschaftsverwaltungen des Reichs und der Länder.” 

7. Bei § 3 Abs. 9 ist folgender Satz zuzusetzen: - 

„Die Marinebaureferendare leisten den Abschnitt bei einer Mittelbehörde der Marine ab”. 

8 . Im § 3 Abs. 10 ist an Stelle des letzten Satzes zu setzen: 

..Über den Aufenthalt im Abschnitt IV entscheidet für die Regierungsbaureferendare der Gene¬ 
ralinspektor für Wasser und Energie und für die Marinebaureferendare das Oberkommando 
der Kriegsmarine.” 

9. Im § 5 ist im vorletzten Satz an Stelle von »dem Reichsverkehrsminister« zu setzen: »dem 
Generalinspektor für Wasser und Energie oder dem Oberkommando der Kriegsmarine«. 
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C. Eisenbahn- und Straßenbau 

1. § l erhält folgende neue Fassung: 

»§ 1 

(1) Die Diplom-Prüfung (Diplom-Vorprüfung und Diplom-Hauptpriifung) muß den je¬ 
weiligen vom Reichsminister für Wissenschaft. Erziehung und Volksbildung erlassenen Vor¬ 
schriften entsprechen. 

( 2 ) \\ er sich dem höheren bautechnischen Verwaltungsdienst bei der Deutschen Reichsbahn 
widmen will, muß das Fachgebiet »Eisenbahnwesen« oder das Fachgebiet »konstruktiver 
Ingenieurbau« währoftd seines Studiums besonders betont und darin eine Sonderprüfung 
(Prüfung zum Nachweis vertiefter Kenntnisse) abgelegt haben. Die Aufgabe für die Diplom- 
Arbeit und die Klausuraufgaben sollen diesen Fachgebieten entnommen sein. 

( 3 ) Die Belegbiicher müssen erkennen lassen, daß die von den Technischen Hochschulen als 
Voraussetzung für die Zulassung zu den Diplom-Prüfungen verlangten Vorlesungen und 
Übungen auch tatsächlich belegt worden sind.'’ 

2. § 2 erhält folgende neue Fassung: 

8 2 

Bewerbungen um Zulassung zum Vorbereitungsdienst unter Berufung in das Beamten Ver¬ 
hältnis auf Widerruf mit der Dienstbezeichnung ."Reichsbahnbaureferendar« (§ 3 des Gesetzes 
über die Befähigung zum höheren bautechnischen Verwaltungsdienst vom 16 Juli 1936 — Reichs- 
gesetzbl. I S. 563) sind an den Reichsverkehr.sminister zu richten. Die Ausbildung wird durch 
die I räsidenten dec Reichsbahndirektionen und der Reichsbahnzentralämter überwacht.” 

3. Im § 3 Abs. 1 erhält der erste Satz folgende neue Fassung: 

„( 1 ) Der Ausbildungsdienst dauert einschl. der Probearbeiten und der häuslichen Prüfungs¬ 
arbeit höchstens 30 Monate.“ 

4. Im § 3 erhält Abs. 3 folgende neue Fassung: 

,.( 3 ) In den 1 robearbeiten der Abschnitte II und IV sowie in der häuslichen Prüfungsarbeit 
(Abschnitt VI) sollen betriebliche, bautechnische oder betriebswirtschaftliche Stoffe behandelt 
werden.” 

5. Im § 4 Abs. 9 erhält der erste Satz folgende neue Fassung: 

,,(9) Von den Probearbeiten der Abschnitte II und IV sowie der häuslichen Prüfungsarbeit 
(Abschnitt VI) liegt die erste zeitlich im Anschluß an Abschnitt I fest.” 

6. Im §3 Abs. 1 (Abschnitt VI). im §4 Abs. 11 und §6 Abs. 2 ist an Stelle »Probearbeit« zu 
setzen: »Prüfungsarbeit«. 

II. Maschinenbau (einschl. Elektrotechnik) 

1. § 1 erhält folgende neue Fassung: 

v§ 1 

( 1 ) Die Diplom-Prüfung (Diplom-Vorprüfung und Diplom-Hauptprüfung) muß den je¬ 
weiligen vom Reichsminister für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung erlassenen Vor¬ 
schriften entsprechen. 

( 2 ) Es ist erwünscht, daß der Studierende der Abteilung Maschinenbau folgende Fach¬ 
gebiete während seines Studiums besonders betont und darin eine Sonderprüfung (Prüfung 
zum Nachweis vertiefter Kenntnisse) abgelegt hat: 

a) Verkehrsmaschinenbau, 

b) Eisenbahnbetrieb, Eisenbahnwerkstätten oder Eisenbahnwagen- und Triebwagenbau. 

c) Fördertechnik oder Betriebswirtschaftslehre, Fabrikbetrieb. 

Die Aufgaben für die Diplom-Arbeit und die Klausuraufgaben sollen aus den Fächern der 
mündlichen Prüfung entnommen sein. 
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(:,) Die Belegbücher müssen erkennen lassen, daß die von den Technischen Hochschulen als 
Voraussetzung für die Zulassung zu den Diplom-Prüfungen verlangten Vorlesungen und 
Übungen auch tatsächlich belegt worden sind. 

2. § 2 erhält folgende neue Fassung: 

»§2 

Bewerbungen um Zulassung zum Vorbereitungsdienst unter Berufung in das Beamten Ver¬ 
hältnis auf Widerruf mit der Dienstbezeichnung »Reichsbahnbaureferendar« (§ 3 des Gesetzes 
über die Befähigung zum höheren bautechnischen Verwaltungsdienst vorn 16. Juli 1936 
Reichsgesetzbl. I S. 563) sind an den Reichsverkehrsminister zu richten. Die Ausbildung wird 
durch die Präsidenten der Reichsbahndirektionen und der Reichsbahnzentralämter überwacht. 

3. Im § 3 Abs. 1 erhält der erste Satz folgende neue Fassung: 

,.(i) Der Ausbildungsdienst dauert einschließlich der Probearbeiten und der häuslichen Prü¬ 
fungsarbeit höchstens 23 Monate.” 

4. Im § 3 Abs. 1 (Abschnitt XI), im § 4 Abs. 11 und Abs. 14 ist an Stelle »Probearbeit« zu setzen: 

Prüfungsarbeit«. 


Anlage 3 »Geschäftsordnung für das Reichsprüfungsamt für höhere bautechnische 

V erwalt ungsbeamte « 

1 . Im § 5 Abs.jl. § 6 Abs. 2 und Abs. 3, § 7 Abs. 1 , Abs. 4 und Abs. 5, § 8 Abs. 5, § 9 Abs. 1 und 
Abs. 3, § 10 Abs. 1, § 12 Abs. 1 ist. an Stelle »häusliche Probearbeit« zu setzen: »häusliche Prüfungs¬ 
arbeit«. 

2. Im § 6 Abs. 1 ist im zweiten Satz zu streichen: »sowie über seine politische Einstellung«. Hin¬ 
ter dem zweiten Satz wird folgender Satz neu zugesetzt: 

."Über die politische Einstellung des Regierungsbaureferendars ist von dem Leiter der Über¬ 
wachungsbehörde ein Urteil der zuständigen Gauleitung der Nationalsozialistischen Deutschen 
Arbeiterpartei rechtzeitig einzuholen und beizufügen.'' 

II 

(1) Die Verordnung „über die Anrechnung des bei der Feldwehrmacht geleisteten Wehrdienstes 
auf den Vorbereitungsdienst der Regierungsbau- und Reichsbahnbaureferendare vom 18. Mai 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 338) wird dahingehend geändert, daß nicht nur der »bei der Feldwehrmacht 
o-eleistete Wehrdienst«, sondern allgemein »Wehrdienst« bis zu 12 Monaten auf den Vorbereitung«- 
dienst angerechnet werden kann. 

( 2 ) In der Überschrift und im Abschnitt I der genannten Verordnung ist daher an Stelle von 
»Feldwehrmacht« zu setzen: »Wehrmacht«. Die Fußnote zu Abschnitt! ist zu streichen. 

III 

Diese Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft*). 

Berlin, den 3. April 1944. 

Der Rei cli s ver kehrsminis ter 
Dorp m ii 11 e r 

*) Es ist beabsichtigt, die Bestimmungen, über die Ausbildung und Prüfung für den höheren buutechnischen Verwal¬ 
tungsdienst unter Berücksichtigung aller bisherigen Änderungen neu drucken zu lassen. 
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Verordnung 

über die Statistik des Warenverkehrs mit dem Ausland (Außenhandelsstatistik). 

Vom 4. April 1944. 


Auf Grund gesetzlicher Ermächtigung wird 
mit Zustimmung des Beauftragten für den Vier¬ 
jahresplan. des Generalbevollmächtigten für die 
Reichsverwaltung und des Oberkommandos der 
Wehrmacht verordnet: 

§ 1 

(1) § 1 Abs. 2 , 3 und §§ 2 bis 17 des Gesetzes 
über die Statistik des Warenverkehrs mit dem 
Ausland (Außenhandelsstatistik — HStatG.) 
vom 31. März 1939 (Reiehsgesetzbl. I 8. 645) 
treten außer Kraft. 

( 2 ) Bei der Durchfüh rung des Gesetzes über 
die Statistik des Warenverkehrs mit dein Aus¬ 
land sind die einschlägigen Vorschriften der 
Durchführungsverordnung zum Gesetz über die 
Devisenbewirtschaftung vom 23. Dezember 1938 
in der Fassung der Achten Durchfiihrungsver- 

Berlin. den 4. April 1944. 


Ordnung vom 14. Mai 1943 (Reiehsgesetzbl. 1 
S. 3! 8) anzuwenden. 

§2 

( 1 ) Die Grundlage für die Einteilung und Be¬ 
nennung der Waren und der Länder in der 
Außenhandelsstatistik bilden das Statistische 
Warenverzeichnis und das Länderverzeichnis 
der Außenhandelsstatistik. 

( 2 ) Mit der Herausgabe und ilem Vertrieb der 
Verzeichnisse wird das Statistische Reichsamt 
beauftragt. 

§ 3 

Die Verordnung zur vorläufigen Durchfüh¬ 
rung des Gesetzes über die Statistik des Waren¬ 
verkehrs mit dem Ausland (Außenhandels¬ 
statistik— HStatG.) vom 31. März 1939 (Reichs- 
ministerialbl. S. 849) tritt außer Kraft. 


D e r G e 11 e r a 1 b e v o 11 m Meliti g 1 e f ü r d i e W i r I s c ha ft 

Walt h e r F 1111 k 


Zweite Durchführungsverordnung 

zum Gesetz über weitere Maßnahmen in der Reichsversicherung aus Anlaß des Krieges. 

Vom 5. April 1944. 


Auf Grund des § 29 Abs. 3 des Gesetzes über 
weitere Maßnahmen in der Reichsversicherung 
aus Anlaß des Krieges vom 15. Januar 1941 
(Reiehsgesetzbl. I S. 34) wird verordnet: 

Zu § 17: § 1 

( 1 ) Bei Soldaten tritt der Versicherungsfall 
der Invalidität oder Berufsunfähigkeit nicht vor 
der Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst ein. 
Dementsprechend werden auch die Steigerungs¬ 
beträge auf Grund der Verordnung über die Ge¬ 
währung von Steigerungsbeträgen im jetzigen 

Berlin, den 5. April 1944. 


Kriege vom 8. Oktober 1941 (Reiehsgesetzbl. I 
S. 634) für die Zeif bis zum Tage der Entlassung 
gewährt. 

( 2 ) Das Reichsversicherungsamt kann Nähe¬ 
res bestimmen, insbesondere auch festsetzen, 
welche Personenkreise den Soldaten gleich- 
stehen. 

§ 2 

Die Verordnung tritt mit dem siebenten Tage 
nach der Verkündung in Kraft und ist auch in 
schwebenden Fällen anzuwenden. 


D erR eio h s ar b eits mini st e r 

In Vertretung 
Dr. Engel 
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Anordnung über den Erholungsurlaub 

der Beamten, Angestellten*und Arbeiter im öffentlichen Dienst für das Urlaubsjahr 1944. 

Vom 13 April 1944. 


' Auf Grund des Erlasses des Führers zur per¬ 
sonalrechtlichen Vereinfachung vom 9. März 
1942 (Reichsgesetzbl. I S. 120) wird im Beneh¬ 
men mit den übrigen Reichsministern und dem 
Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz 
der Erholungsurlaub der Beamten, Angestellten 
und Arbeiter im öffentlichen Dienst für das Gebiet 
des Großdeutschen Reichs im Urlaubsjahr 1944 
wie folgt geregelt: - J 

1. Der Erholungsurlaub beträgt höchstens 
14 Werktage; für Beamte, Angestellte und 
Arbeiter, die vor dem 1. April 1895 ge¬ 
boren sind, höchstens 20 Werktage. 

Zur Erhaltung und Wiederherstellung 
der Arbeits- und Leistungsfähigkeit von 
besonders belasteten Beamten, Angestell¬ 
ten und Arbeitern kann Erholungsurlaub 
bis zu höchstens 21, für Beamte, Ange¬ 
stellte und Arbeiter, die vor dem 1. April 
1895 geboren sind, bis zu höchstens 
28 Werktagen erteilt werden. 

Von besonderen Feststellungen zu der 
Urlaubsnotwendigkeit ist auch in diesen 
Fällen abzusehen, zumal Erholungs¬ 
urlaub nur gewährt wird, soweit die Ge¬ 
schäftslage das zuläßt. 

Der Beginn des Urlaubs ist in der Zeit 
vom 1. Mai bis zum 30. September grund- 

Berlin, den 13. April 1944. 


sätzlich auf die Tage Dienstag bis Freitag 
festzusetzen, es sei denn, daß der Reisc¬ 
antritt nicht für die Zeit: vom Sonnabend 
bis zum Montag vorgesehen ist. 

2. Den Urlaub erteilt der Behördenleiter; für 
ihn und, falls der Behördenleiter nicht 
Dienstvorgesetzter ist, für seinen Stellver¬ 
treter sowie für diejenigen Beamten, deren 
Vertretung innerhalb der eigenen Behörde 
nicht geregelt werden kann, der Dienst¬ 
vorgesetzte. 

Die Zuständigkeit für die Urlaubsertei¬ 
lung an Bürgermeister bleibt unberührt. 

3. Urlaubsreste aus dem Urlaubsjahr 1943 
werden über den 31. März 1944 hinaus 
nicht übertragen. 

Nicht erhaltener Erholungsurlaub wird 
in keinem Falle abgegolten. 

4. Bei Einberufungen zu Lehrgängen der 
Partei, ihrer Gliederungen und — im 
Rahmen des 'Runderlasses vorn 20. Mai 
1939 (MBliV. S. 1102) — ihrer ange¬ 
schlossenen Verbände wird der Erholungs¬ 
urlaub nicht gekürzt. 

5. Diese Anordnung findet auf Beamte. An¬ 
gestellte und Arbeiter der Wehrmacht und 
der Ordnungspolizei keine Anwendung. 


Der Reich s m i n i s t e r d e s I n n e r n 
H. Himmle r 
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Zweite Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Einführung des Luftschutzrechts 

iin Protektorat Böhmen und Mähren. 

Vom 25. März 1944. 


Auf Grund des § 10 der Verordnung über die 
Einführung des Luftschutz rechts im Protektorat 
Böhmen und Mähren vom 9. Juli 1941 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 377) in der Fassung der Änderungs¬ 
verordnung vom 1. April 1942 (Reichsgesetzbl. 1 
>S. 158) wird im Einvernehmen mit den beteilig¬ 
ten Reichsministern und dem Deutschen Staats¬ 
minister für Böhmen und Mähren verordnet: 

Die Verordnung über die Einführung des Luft¬ 
schutzrechts im Protektorat Böhmen und Mähren 
vom 9. Juli 1941 (Reichsgesetzbl. I S.377) in der 
Fassung der Änderungsverordnung vom 1. April 
1942 (Reichsgesetzbl. I S. 158) wird wie folgt 
geändert: 

Artikel I 

§ 1 erhält folgende Fassung: 

"§ 1 

(1) Im Protektorat Böhmen und Mähren 
findet das im Reich geltende Luftschutzrecht 
Anwendung, soweit im einzelnen nichts anderes 
bestimmt wird. Vorschriften, die nicht unmit¬ 
telbar angewendet werden können, gelten sinn¬ 
gemäß. 

( 2 ) Die mit der Durchführung des Luft¬ 
schutzes betrauten Behörden des Protektorats 
werden im Aufträge des Reichs tätig. 

( 3 ) Ortspolizeibehörden sind die Gemeinde¬ 
behörden, in Städten mit dem Sitz einer Re¬ 
gierungspolizeibehörde diese.« 


Artikel II 

§ 2 erhält folgende Fassung: 

»§ 2 

Die Protcktoratsangehörigen sind luftschutz- 

pflichtig im Sinne des § 2 Abs. 1 des Luft- 

schutzgesetzes." 

Artikel III 

Im § 4 Abs. 2 ist statt »der Reichsprotektor« 
zu setzen: »der Deutsche Staatsminister für 
Böhmen und Mähren«. 

Artikel IV 

§ 5 fällt fort. 

Artikel V 

( 1 ) Im § 6 Abs. 1 fallen die Worte »§ 11 des 
Luftschutzgesetzes« fort. 

( 2 ) Im § 6 Abs. 1 sind hinter »(Reichsgesetzbl. I 
S. 1737)« die Worte »in der Fassung der Ver¬ 
ordnung vom 25. Juni 1941 (Reichsgesetzbl. I 
S. 375)« anzufügen. 

( 3 ) Im § 6 Abs. 2 ist statt »der Reichsprotek¬ 
tor« zu setzen: »der Deutsche Staatsminister für 
Böhmen und Mähren«. 

Artikel VI 

( 1 ) § 7 Abs. 1 Nrn. 1, 5, 6, 8, 9 Buchst, b, 10, 
11, 12 und 14 sowie §7 Abs. 2, 3, 4, 5 und 7 
fallen fort. 
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( 2 ) § 7 Abs. 1 Nr. 4 Buchst, a erhält folgende 
Fassung: 

»a) Die für die Heranziehung zum Luftschutz¬ 
warndienst zuständigen Stellen werden im 
Verwaltungswege bestimmt.« 

( 3 ) Im § 7 Abs. 1 Nrn. 2, 7, 9 Buchst, a und 
Abs. 6 ist statt »der Reichsprotektor« zu setzen, 
"der Deutsche Staatsminister für Böhmen und 
Mähren«; im § 7 Abs. 1 Nr. 13 Buchst, b ist statt 
»des Reichsprotektors« zu setzen: »des Deut¬ 
schen Staatsministers für Böhmen und Mähren«. 

Artikel VII 

§ 8 fällt fort. 

Artikel VIII 

Im § 10 ist statt »des Reichsprotektors« zu 
setzen: »des Deutschen Staatsministers für Böh¬ 
men und Mähren«. 

Berlin, den 25. März 1944. 


Artikel ! X 

Bis zur Verkündung neuer Ausführungs¬ 
bestimmungen zu §9 der Achten Durchführungs¬ 
verordnung zum Luftschutzgesetz in der Fas¬ 
sung vom 31. August 1943 (Reich,sgesetzbl. I 
S. 521) ist der bisherige § 7 Abs. 5 der Verord¬ 
nung über die Einführung des Luftschutzrechts 
weiter anzuwenden. 

Artikel X 

( 1 ) Die Verordnung tritt am siebenten Tage 
nach der Verkündung in Kraft. 

( 2 ) Der Deutsche Staatsminister für Böhmen 
und Mähren wird ermächtigt, die Verordnung 
über die Einführung des Luftschutz rechts im 
Protektorat Böhmen und Mähren im Verord¬ 
nungsblatt des Deutschen Staatsministers für 
Böhmen und Mähren in ihrem nunmehr gelten¬ 
den Wortlaut bekanntzumachen. 


Der R e i c h s m i n i s t e r 1‘ ü r L u f t f a h r t 
und Oberbefehlshaber der Luftwaffe 

In Vertretung 

Milch 


Anordnung für den Dienst am 20. April 1944. 


Vom 13. April 1944. 


Auf Grund des Erlasses des Führers zur per¬ 
sonalrechtlichen Vereinfachung vom 9. März 
1942 (Reichsgesetzbl. I S. 120) bestimme ich, 
daß mit Rücksicht auf die Kriegsnotwendig¬ 
keiten bei den staatlichen Behörden, den Ge¬ 


meinden, Gemeindeverbänden und sonstigen 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts am 20. April 1944 in gleichem 
Umfange Dienst zu leisten ist wie an anderen 
Werktagen. 


Berlin, den 13. April 1944, 

Der Reichsmini.ster des Innern 

In Vertretung 
Dr. Stuckart 
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Erlaß des Führers 

über die Dauer der Dienstzeit im Reichsarbeitsdienst der weiblichen Jugend. 

Vom 8. April 1944. 

I 

Die; Dienstzeit im Reichsarbeitsdienst der weiblichen Jugend einschließlich Kriegshilfsdienst 
wird für die in der Luftverteidigung eingesetzten und für die für den Einsatz in der Luftverteidi¬ 
gung vorgesehenen Arbeitsdienstpflichtigen um 6 Monate, also auf insgesamt D/ 2 Jahre, verlängert. 

II 

(1) Für die übrigen Arbeitsdienstpflichtigen des Reichsarbeitsdienstes der weiblichen Jugend 
bleibt die einjährige Dienstzeit einschließlich Kriegshilfsdienst bestehen. 

( 2 ) Die zur Zeit im Kriegshilfsdienst eingesetzten Arbeitsdienstpflichtigen werden spätestens zum 
1. Juni 1944 entlassen. 

III 

Der Reichsarbeitsführer erläßt die zur Durchführung und Ergänzung dieses Erlasses erforder¬ 
lichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 

Führer-Hauptquartier, den 8. April 1944. 

Der Führer 

AdolfHitler 

Der Reichs minister und Chef der Reichskanzlei 

Dr. Lammers 


Verordnung zur Änderung der Verordnung über Preisauszeichnung. 

Vorn 6. April 1944. 


Auf Grund des Gesetzes zur Durchführung 
des Vierjahresplans — Bestellung eines Reichs¬ 
kommissars für die Preisbildung — vom 29. Ok¬ 
tober 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 927) wird mit 
Zustimmung des Beauftragten für den Vier¬ 
jahresplan verordnet: 


§1 

Die Verordnung über Preisauszeichnung vom 
16. November 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1535) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
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m 

(i) Wer als Einzelhändler oder auf andere 
Weise im Kleinhandel Waren veräußert, ist 
verpflichtet, diese Waren mit den geforderten 
Preisen auszuzeichnen. Die Auszeichnung hat 
unter Angabe der handelsüblichen Güte¬ 
bezeichnung und der handelsüblichen Ver¬ 
kaufseinheit zu erfolgen.« 

2. § 1 Abs. 3 fällt weg. 

3. Im § 2 Nr. 2 fallen die Worte Gm § 1 Abs. 1 
bezeichnten« weg. 

4. Im § 14 Abs. 1 kommen im zweiten Satz die 
Worte »mit der Maßgabe, daß die in den 

Berlin, den 6. April 1944. 


§§ 1 und 2 vorgeschriebene Preisauszeich¬ 
nung sich auf Waren jeder Art erstreckt« in 

Wegfall. 

§2 

Der Reichskommissar für die Preisbildung 
wird die Verordnung in der nunmehr geltenden 
Fassung neu bekanntmachen. 

§3 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1944 in 
K ra ft. 


Der R e i c h s k o m m i s s a r für die Preis b i 1 d u n g 
F i s c h b ö c k 


Bekanntmachung der neuen Fassung der Verordnung über Preisauszeichnung. 

Vom 6. April 1944. 

Auf Grund von § 2 der Verordnung zur Änderung der Verordnung über Preisauszeichnung vom 
ßr April 1944 (Reichsgesetzbl. 1 S. 97) wird nachstehend die Verordnung über Preisauszeichnung 
vom 16. November 1940 (Reichsgesetzbl.! S. 1535) in der nunmehr geltenden Fassung neu be¬ 
kanntgemacht. 

Berlin, den 6. April 1944. 

D e r R eichskommi ssar f ü r die Preis bildu n g 
Fischböck 


* * 
* 


Verordnung über Preisauszeichnung in der Fassung vom 6. April 1944 


§i 

(1) Wer als Einzelhändler oder auf andere 
Weise im Kleinhandel Waren veräußert, ist ver¬ 
pflichtet, diese Waren mit den geforderten Prei¬ 
sen auszuzeichnen. Die Auszeichnung hat unter 
Angabe der handelsüblichen Gütebezeichnung 
und der handelsüblichen Verkaufseinheit zu er¬ 
folgen. 

( 2 ) Die Vorschrift des Abs. 1 gilt entsprechend 
für alle Waren, die von Einzelhändlern oder 
auf andere Weise im Kleinhandel nach Muster¬ 
büchern angeboten werden. 

§2 

Die Preisauszeichnung nach § 1 hat zu er¬ 
folgen : 

1. bei Waren, die in Schaufenstern, Schau¬ 
kästen, innerhalb oder außerhalb des La¬ 
dens auf Verkaufsständen oder in sonsti¬ 
ger Weise sichtbar ausgestellt werden, 
durch gut lesbare Preisschilder; 


2. bei allen Waren, die zum alsbaldigen Ver¬ 
kauf bereitgehalten werden, entweder da¬ 
durch, daß die Waren oder ihre Umhül¬ 
lungen oder die Behältnisse (Regale), in 
denen sie sich befinden, beschriftet oder 
mit Preisschildern verbunden werden, oder 
dadurch, daß Preisverzeichnisse an leicht 
sichtbarer Stelle gut lesbar anzubringen 
sind oder Preislisten zur Einsichtnahme 
aufgelegt werden; 

3. hei den im § 1 Abs. 2 bezeichneten Waren 
dadurch, daß die Preise für die. Verkaufs¬ 
einheit auf den Mustern oder damit ver¬ 
bundenen Preisschildern oder Preisver¬ 
zeichnissen gut lesbar angegeben werden. 

§3 

Fleischer, Bäcker und Konditoren haben un¬ 
beschadet der Vorschrift des § 2 Nr. 1 die Preise 
für die wesentlichen Waren in Preisverzeich¬ 
nisse aufzunehmen, von denen je eins im Schau¬ 
fenster und im Verkaufsraum an leicht sicht¬ 
barer Stelle gut lesbar anzubringen ist. 
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§ ^ 

(1) Frisöre, »Schuhmacher, Wäschereien und 
Plättereien sowie chemische Reinigungsanstal¬ 
ten haben die Preise für ihre wesentlichen Lei¬ 
stungen in Preisverzeichnisse aufzunehmen, von 
denen je eins im Schaufenster und im Verkaufs¬ 
raum an leicht sichtbarer Stelle gut lesbar an- 

- zubringen ist. 

( 2 ) Die Vorschrift des Abs. 1 gilt ferner für 
Leistungen, auf die der Reichskommissar für 
die Preisbildung die Auszeichnungspflicht durch 
Bekanntmachung im Deutschen Reichsanzeiger 
und Preußischen Staatsanzeiger ausdehnt. 

§ 5 

( 1 ) Inhaber von Gaststätten und Speisewirt¬ 
schaften einschließlich der Gartenlokale haben 
Preisverzeichnisse für Speisen und Getränke in 
hinreichender Zahl auf den Tischen aufzulegen 
und jedem Gast vor Entgegennahme von Auf¬ 
trägen und bei der Abrechnung auf Verlangen 
vorzulegen. Die Preisverzeichnisse müssen min¬ 
destens die jeweils angebotenen Speisen und Ge¬ 
tränke und den Tag der Ausstellung enthalten. 
Zur Erhebung gelangende Zuschläge (für Be¬ 
dienung, Steuer usw.j zu den Preisen sind in 
einer Anmerkung auf den Preisverzeichnissen 
anzugeben. 

( 2 ) Tn kleineren Betrieben gilt die Vorschrift 
des Abs. 1 nicht, soweit die Gäste die Preise 
aus Preisverzeichnissen ersehen können, die in 
den Gasträumen an leicht sichtbarer Stelle gut 
lesbar anzubringen sind. 

( 3 ) Inhaber von Gaststätten und Speisewirt¬ 
schaften, in denen regelmäßig warme Speisen 
verabfolgt werden, haben von außen lesbar 
neben der Eingangstür oder in deren Nähe ein 
Preisverzeichnis anzubringen, auf dem die fer¬ 
tigen Gedecke sowie die Tagesgerichte auf- 
gefjihrt werden müssen. 

( 4 ) Inhaber von Erfrischungshallen. Steh¬ 
bierhallen, Bierzelten und ähnlichen Verkaufs¬ 
stellen haben an leicht sichtbarer Stelle, gut les¬ 
bare Preisverzeichnisse anzubringen, aus denen 
die Preise für alle ausgeschänkten Getränke und 
verabfolgten Speisen ersichtlich sein müssen. 

( 5 ) Bei allen Getränken, die in genormten 
Gemäßen zum Ausschank gelangen, ist in den 
Preisverzeichnissen stets die Gemäßgröße, auf 
die sich der Preis bezieht, anzugeben. 

(ö) Die Inhaber von Gaststätten und Speiso- 
wirtschaften sowie ihre Geschäftsnachfolger 
haben je ein Preisverzeichnis der im Abs. 1 be¬ 
zeichnten Art vom 1. und 15. jedes Monats auf 
die Dauer von drei Jahren aufzubewahren. Geht 
der Betrieb in dieser Zeit auf einen anderen In¬ 
haber über, so sind diesem die aufbewahrten 
Preisverzeichnisse, auszuhändigen. 

§6 

( 1 ) Inhaber von Betrieben, die gewerbsmäßig 
Fremde beherbergen, haben am Eingang oder 
4>ei der Anmeldestelle ihres Betriebes an gut 


sichtbarer Stelle ein Verzeichnis der vorhande¬ 
nen Zimmer anzubringen, auf dem für jedes 
Zimmer die auch an den Zimmern selbst anzu¬ 
bringende Zimmernummer sowie der Preis für 
ein Bett und mehrere Betten, der Pensionspreis 
und der Bedienungszuschlag, der Frühstücks¬ 
preis und der bei Nichteinnahme des Früh¬ 
stücks gegebenenfalls eintretende Zuschlag zum 
Zimmerpreis anzugeben sind. 

( 2 ) Falls zu verschiedenen Zeiten verschiedene 
Preise berechnet werden (Saisonpreise), ist das 
auf dem Preisverzeichnis genau anzugeben. 

( 3 ) Die Inhaber der Betriebe haben außerdem 
in jedem zur Beherbergung dienenden Zimmer 
an gut sichtbarer Stelle ein Preisverzeichnis an¬ 
zubringen. auf dem die im Abs. 1 und 2 bezeieh- 
neten Angaben enthalten sein müssen, soweit 
diese das Zimmer betreffen. 

. §7 

( 1 ) Wer Einstellräume für Kraftfahrzeuge 
(Garagen) vermietet, hat am Eingang oder bei 
der Anmeldestelle gut sichtbar ein Preisverzeich¬ 
nis anzubringen, auf dem die Mietpreise für 
Tage und Monate für die. Einstellung eines 
Kraftfahrzeuges in Einzelboxen oder in Sain- 
melgaragen und gegebenenfalls der Heizungs¬ 
zuschlag (Winterzuschlag) anzugeben sind. 

( 2 ) Die Inhaber der Einstellräume haben 
außerdem in jeder Einzelboxe und in den Sam¬ 
melgaragen neben der Einfahrt ein Preisver¬ 
zeichnis anzubringen, auf dem die im Abs. 1 be- 
zeichneten Angaben enthalten sein müssen, so¬ 
weit diese den Ein stell raum betreffen. 

§ 8 

Wird für die Benutzung von Kleiderablagen 
ein Entgelt erhoben, so ist an der Kleiderablage 
ein Preisverzeichnis anzubringen, auf dem das 
Entgelt für jeden Besucher gut lesbar sein muß. 

§9 

Inhaber von Leihbüchereien sind verpflichtet, 
die von ihnen geforderten Gebühren in ein Preis¬ 
verzeichnis aufzunehmen, das im Laden an leich t 
sichtbarer Stelle gut lesbar anzubringen ist. 

§10 

(t) Preisauszeichnungen müssen deutlich les¬ 
bar sein. 

( 2 ) Preisschilder dürfen nur einseitig oder auf 
beiden Seiten gleich beschriftet sein. 

( 3 ) Preisverzeichnisse, die nach Mustern aus¬ 
gefüllt werden, die von den zuständigen Wirt¬ 
schaftsorganisationen mit Zustimmung des 
Reichskommissars für die Preisbildung oder der 
Preisüberwachungsstellen vorgeschrieben oder 
empfohlen werden, entsprechen Insoweit den 
Vorschriften dieser Verordnung über Preisver¬ 
zeichnisse. 

( 4 ) Die Preisüberwachungsstellen können mit 
Zustimmung des Reichskommissars für die 
Preisbildung anordnen, daß die Preisverzeich- 
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nisse den nachgeordneten Preisbehörden zur Ab¬ 
stempelung vorzulegen sind. Gebühren dürfen 
hierfür nicht erhoben werden. 

§11 

Der Reichskommissar für die Preisbildung er¬ 
läßt die zur Durchführung oder Ergänzung die¬ 
ser Verordnung erforderlichen Rechts-und Ver¬ 
waltungsvorschriften. Er kann Ausnahmen von 
den Vorschriften dieser Verordnung bewilligen 
oder anordnen sowie die Preisbildungs- und 
Preisüberwachungsstellen ermächtigen, Ausnah¬ 
men zu bewilligen und Vorschriften über die 
Durchführung der Preisauszeichnung zu erlassen. 

§12 

Preisverzeichnisse, die der Polizeiverordnung 
über den Preisaushang in Räumen, die der ge¬ 
werbsmäßigen Fremdenbeherbergung dienen, 
vom 1. Juni 1939 (Reichsgesetzbl. I S: 990) ent¬ 
sprechen, genügen der Vorschrift des § 6. 

§ 13 

(1) Die Vorschriften des § 2 Nr. 2 gelten für 
die Waren, die nach § 8 der Verordnung über 
die Preisbildung von Spinnstoffen und Spinn¬ 
stoffwaren vom 17. September 1939 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 1877) und § 10 der Verordnung 
über die Festsetzung von Höchstaufschlägen 
für den Handel mit Möbeln vom 11. Juni 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 903) mit Preisauszeichnung 
zu versehen sind, erst mit der Aufhebung der in 
diesen Verordnungen erlassenen Sondervor- 
\ orschriften. 

( 2 ) Die Vorschriften des § 2 Nr. 2 gelten fer¬ 
ner nicht für Spinnstoffe und Spinnstoffwaren, 
soweit hierfür in den eingegliederten Ostgebieten 
weitergehende Vorschriften erlassen sind. 

§14 

( 1 ) Die Verordnung tritt am 1. Januar 1941 
in Kraft. Sie gilt auch für die eingegliederten 
Ostgebiete. 

( 2 ) Die bisher auf dem Gebiete der Preisaus¬ 
zeichnung erlassenen Vorschriften' treten mit 
Ausnahme der im § 13 bezeichneten Preisaus- 
zcichnungsvorschriften zugleich außer Kraft, 
insbesondere 

a) die Verordnung über Preisschilder und 
Preisverzeichnisse vom 17. Dezember 1931 
(Reichsgesetzbl. I S. 788), 

b) die Verordnung über Preisschilder und 
Preisverzeichnisse vom 8. Januar 1932 
(Reichsgesetzbl. I S. 18), 

c) die Verordnung zur Ergänzung der Ver¬ 
ordnung über Preisschilder und Preisver¬ 
zeichnisse vom 20. Juli 1936 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 629). 

d) die Verordnung über den Aushang von 
Preisverzeichnissen im Kleinhandel mit 


künstlichen Düngemitteln vom 20. Januar 
1932 (Reichsgesetzbl. I S. 33), 

e) § 4 der Verordnung über die Preisbildung 
im Kleinhandel mit frischen, geräucherten 
und marinierten Seefischen vom 22. Fe¬ 
bruar 1932 (Reichsgesetzbl. I S. 91) in der 
Fassung der Verordnung vom 30. Juni 

1938 (Reichsgesetzbl. I S. 786), 

f) § 9 der Verordnung über Fleisch- und 
Wurstpreise vom 22. Oktober 1936 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 897) in der Fassung der Ver¬ 
ordnung vom 23. Dezember 1936 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 1141), 

g) § 4 der Zweiten Verordnung über Fleisch- 
und Wurstpreise vom 2. Juli 1937 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 728), 

h) Zweite Verordnung über Preisverzeich¬ 
nisse für Schuhausbesserungen und Aus¬ 
schnittleder vom 25. Februar 1933 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 99), 

i) die Verordnung über die Preisauszeich¬ 
nung .beim Kleinverkauf vol? Kaffee in 
vorbereiteten Packungen vom 3. Mai 1933 
(Reichsgesetzbl. I S. 259), 

k) § 3 der Verordnung über die Preisbildung 
für den Mineralwasserverkauf im Klein¬ 
handel vom 9. Februar 1932 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 65), 

l) Ziffer 3 der Anordnung über Senkung der 
Bierpreise vom 22. März 1932 unter Be¬ 
rücksichtigung der Anordnung vom 9. No¬ 
vember 1934 *), 

m) die Anordnung über den Ansschank von 
Spirituosen vom 26. Mai 1932 und 
12. April 1933*), 

n) die Dritte Anordnung über die Preis¬ 
angabe für Spirituosenausschank vom 
12. Februar 1935 (Deutscher Reichsanz. u. 
Preuß. Staatsanz. Nr. 38), 

o) § 2 der Dritten Verordnung über den Han¬ 
del mit Papiertapeten vom 13. November 
1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1190) in der 
Fassung der Siebenten Verordnung über 
den Handel mit Papiertapeten vom 
19. August 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1441), 

p) die Verordnung über Preisverzeichnisse 
und Preisschilder im Kleinhandel mit 
Wild. Wildgeflügel und Geflügel vom 
25. November 1936 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1007), 

q) die Polizeiverordnung über Preisaushang 
in Räumen, die der gewerbsmäßigen Frem- 
denbeherbergung^ dienen, vom 1. Juni 

1939 (Reichsgesetzbl. I S. 990), 

r) die Verordnung über den Kleinverkauf 
von Bienenhonig vom 8. Juni 1933 
(Reichsgesetzbl. I S. 363). 

*) Nicht veröffentlicht. 
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Sechste Ausführungsverordnung 

zur Verordnung über den Schutz der Waffenabzeichen der Wehrmacht. 

Vom 16. März 1944. 

Auf Grund von §4 der Verordnung über den Schutz der Waffenabzeichen der Wehrmacht vom 
3. Mai 1942 (Reichsgesetzbl. I S.'277) bestimme ich: 

Die Ausführungsverordnung vom 31. Juli 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 501) in der tassung der 
Fünften Ausführungsverordnung vom 8. Januar .1944 (Reichsgesetzbl. T S. 45) wird wie folgt 
ergänzt: 

Unter I ist bei Buchst, b hinter Nr. 8 hinzuzufügen: 

v9. Ehrenblatt-Spange« 
und hinter Buchst, d Nr. 6 hinzuzufügen: 
ve) jjr und Polizei 

1. Bandenkampf-Abzeichen« 

Führer-Hauptquartier, den 16. März 1944. 

D e r 0 h e f des Obe r k o m m a n d o s d e r W eh r m a c h 1 

Keitel 
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Zweite Verordnung 

über die Ziviltechniker in den Alpen- und Donau-Reichsgaue». 
Vom 15. April 1944. 


Auf Grund der Verordnung über die Ziviltech¬ 
niker in den Alpen- und Donau-Reichsgauen 
vom 30. Juli 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 525) wird 
verordnet: 

§1 

(1) Um unbillige Härten für Kriegsteilnehmer 
und aus Anlaß des Krieges Dienstverpflichtete 
auszugleichen, kann der Reichsstatthalter in 
Wien im Einvernehmen mit dem jeweils örtlich 
zuständigen Reichsstatthalter Bewerbern um die 
Befugnis eines Ziviltechnikers, die die Voraus 
Setzungen des § 2 dieser Verordnung erfüllen, 
einzelne oder sämtliche Berechtigungen verlei¬ 
hen, die den Ziviltechnikern gegenwärtig nach 
§ 3 der Verordnung vom 30. Juli 1942 (Reichs- 
gesetzBl. I S. 525) zustehen. 

( 2 ) In gleicher Weise kann das örtlich zustän¬ 
dige Oberbergamt Berechtigungen von Ingenieur¬ 
konsulenten für Bergwesen, für Hüttenwesen 
oder für Markscheidewesen oder von Zivilinge¬ 
nieuren für Bergwesen oder für Hüttenwesen 
verleihen. 

( 3 ) Die Verleihung einzelner oder sämtlicher 
Berechtigungen nach dieser Verordnung umfaßt 
nicht die Befugnis, genehmigungspflichtige Bau¬ 
vorhaben in statischer Hinsicht für die Bau¬ 
genehmigungsbehörden zu prüfen. Für die Er¬ 
langung dieser Befugnis ist die Verordnung über 
die statische Prüfung genehmigungspflichtiger 
Bauvorhaben vom 22. August 1942 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 546) ausschließlich maßgebend. 
Auch sind die statischen Berechnungen, die vom 
Empfänger einer Verleihung einzelner oder 
sämtlicher Berechtigungen nach dieser Verord¬ 
nung aufgestellt werden, von der Notwendig¬ 
keit einer Prüfung nach der Verordnung vom 
22. August 1942 nicht, ausgenommen. 

( 4 ) Soweit im folgenden nichts anderes be¬ 
stimmt ist, sind beim Verleihungsverfahren die 
bis zum Inkrafttreten der Verordnung vom 
30. Juli 1942 geltenden Vorschriften sinngemäß 
anzuwenden. 

§2 

( 1 ) Die im § 1 Abs. 1 genannten Berechtigun¬ 
gen können nur verliehen werden an „Personen, 
die den allgemeinen Voraussetzungen für die 
Erlangung der Ziviltechnikerbefugnis (§ 8 der 

Berlin, den 15. April 1944. 


Staatsministerialverordnung vom 11.1 iezember 
1860 in der zuletzt geltenden Fassung) entspre¬ 
chen und den Befähigungsnachweis nach den bis 
zum Inkrafttreten der Verordnung vom 30. Juli 
1942 geltenden Vorschriften (§§ 9 ff. der Zivi l- 
teclinikerverordnung in der Fassung der Ver¬ 
ordnung BGBl. Nr. 61 /1937) erbringen, sofern 
sie in den letzten fünf Jahren vor dem Inkraft¬ 
treten der Verordnung vom 30. Juli 1942 min¬ 
destens 2*/ g Jahre eine für die Erlangung der 
Befugnis geeignete fachmännische Praxis (§ 11 
a. a. O.) ausgeübt haben. 

( 2 ) Bei der Beurteilung der Frage, ob der Be¬ 
fähigungsnachweis erbracht ist. werden vordem 
Inkrafttreten der Verordnung vom 30. Juli 1942 
erteilte Nachsichten gemäß den Artikeln 40. 41. 
43 und 45 der Verordnung BGBl. Nr. 61/1937 
berücksichtigt. 

( 3 ) Mit Zustimmung des Reichswi rtschafts- 
ministers kann der Reichsstatthalter in Wien 
oder das zuständige Oberbergamt 

1. Bewerbern, die die für die Erbringung des 
Befähigungsnachweises erforderliche Prü¬ 
fung (§ 12 der Ziviltechnikerverordnung) 
noch nicht abgelegt haben, ausnahmsweise 
die nachträgliche Ablegung der Prüfung 
gestatten, wenn sie sich vor dem Inkraft¬ 
treten der Verordnung vom 30. Juli 1942 
zu de)' Prüfung gemeldet haben und 
durch besonders berücksichtigungswürdige 
Gründe (Wehrdienst. Dienstverpflichtung) 
an der Ablegung der Prüfung gehindert 
worden sind: 

2. beim Vorhandensein berüeksichtigungs- 
wiirdiger Umstände von der Bedingung 
des Abs. 1. daß 2V, Jahre der fachmän¬ 
nischen Praxis in den letzten fünf Jahren 
liegen müssen, ganz oder teilweise Nach¬ 
sicht erteilen. 

§3 

( 1 ) Personen, denen Berechtigungen gemäß 
§ 1 verliehen worden sind, gelten insoweit als 
Ziviltechniker im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 2 der 
Verordnung vom 30. Juli 1942 (Reichsgesetzbl. 
I S. 525). 

( 2 ) Verleihungen gemäß Abs. 1 können nur 
bis zwei Jahre nach Beendigung des gegenwär¬ 
tigen Krieges ausgesprochen werden. 


Der R e i c h s w i r t Schafts m i n i s t e r 


In Vcrtretunj* des Staatssekretärs 
Ohlendorf 
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Verordnung zur Durchführung 

des Abschnitts III der Verordnung über die Einsatzbedingungen der Ostarbeiter 

Vom 19. April 1944 


Ich verordne im Einvernehmen mit dem Gene¬ 
ralbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz, dem 
Rc.iehsminister des Innern und dem Reichsmini¬ 
ster für die besetzten Ostgebiete auf Grund der 
Ermächtigung im § 13 Absatz 2 der Verordnung 
über die Einsatzbedingungen der Ostarbeiter vom 
25. März 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 68): 

§1 

Steuerpflicht 

Die Vorschriften der Verordnung über die Er¬ 
hebung einer Sozialausgleichsabgabe vom 5. Au¬ 
gust 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1077) und die Vor¬ 
schriften in den §§3 bis 5 der Ersten Verordnung 
zur Durchführung der Verordnung über die Er¬ 
hebung einer Sozialausgleichsabgabe vom 10. Au- 

Berlin. 19. April 1944 
' 1) e r R e i c h s m i u i s 

Tn Ver 

R, ein 


garst 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1094) sind auch 
auf Ostarbeiter anzuwenden. 

§2 

Erstmalige Anwendung der Vorschriften 

(1) Die Sozialausgleichsabgabe der Ostarbeiter 
wird beim laufenden Arbeitslohn erstmalig von 
dem Arbeitslohn erhoben, der für einen Lohn¬ 
zahlungszeitraum gezahlt wird, der nach dem 
31. März 1944 beginnt. Die Sozialausgleichs¬ 
abgabe der Ostarbeiter von sonstigen (insbeson¬ 
dere einmaligen) Bezügen wird erstmalig von 
den Bezügen erhoben, die dem Steuerpflichtigen 
nach dem 31. März 1944 zufließen. 

( 2 ) Die Sozialausgleichsabgabe der Ostarbeiter 
wird bei der Veranlagung erstmalig *für das Ka- 
ienderJahr 1944 in Höhe von neun Zwölfteln er¬ 
hoben. 

ter der Finanzen 

tretimg 
a r d t 


Verordnung zur Durchführung der Verordnung über eine Gebietsbereinigung 
zwischen dem Land Anhalt und dem Land Preußen (Regierungsbezirk Merseburg). 

Vom 20. April 1944. 


Auf Grund des §6 der Verordnung über eine 
Gebietsbereinignng zwischen dem Land Anhalt 
und dem Land Preußen (Regierungsbezirk Merse¬ 
burg) vom 13. Februar 1942 (Reichsgesetzbl. 1 
S. 73) wird im Einvernehmen mit dem Reichs¬ 
arbeitsminister folgendes verordnet: 

§ 1 

Die umgegliederten Gebiete scheiden mit dem 
l äge des Inkrafttretens dieser Verordnung aus 
den bis dahin für sie zuständigen Geineiiide- 
uiifallversicherungsverbänden. Unfallversiehe- 
rungskassen für die Feuerwehren und Versiche- 
rnngsträgern nach §627 der Reichsversicherungs¬ 
ordnung aus und werden den nach ihrer neuen 

Berlin, den 20. April 1944. 

D e r R e i c li s m i 11 i 
ln Vei 
Dr. 8 t- 


(le-bietszugehörigkeit zuständigen Versicherungs- 
trägern unterstellt. 

§2 

Hinsichtlich der Versicherungsfälle, die vor 
dem Inkrafttreten dieser Verordnung in den uin- 

. gegliederten Gebieten eingetreten sind, gehen die 
Aufgaben und Unfallasten von dem bisherigen 
Versicherungsträger entschädigungslos aut die 
neuen Versicherungsträger über. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1944 in 
!\ ra ft. 

slrt (1 es I n u e r n 

tretung 

1 c k a. r t 


Verordnung 

über die Durchführung von Verfahren zur ländlichen Besiedlung der eingegliederten Ostgebiete. 

Vom 20. April 1944. 


Auf Grund des Erlasses des Führers über 
Gliederung und Verwaltung der Ostgebiete vom 
8 . Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. 1 8.2042) wird 

verordnet: 


§ 1 

( 1 ) Die Leiter der oberen Siedlungsbehörden 
in den eingegliederten Ostgebieten können Be¬ 
amte der Siedlungsbehörden mit der Führung 
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von Verhandlungen beauftragen, die den Erwerb 
von Grundstücken für ein Verfahren zur länd¬ 
lichen Besiedlung der eingegliederten Ostgebiete 
sowie die hiermit im Zusammenhang stehenden 
Nebengeschäfte zum Gegenstand haben. Das 
gleiche gilt für Verhandlungen über die Ver¬ 
äußerung von Grundstücken, die in den einge¬ 
gliederten Ostgebieten belegen sind, im Rahmen 
eines Siedlungsverfahrens. Vor dem beauftrag¬ 
ten Beamten kann auch die Auflassung erklärt 
werden. 

( 2 ) Die von dem Beauftragten beurkundeten 
Verträge und aufgenommenen Verhandlungen 
stehen den gerichtlichen und notarischeh Beur¬ 
kundungen und Verhandlungen gleich, wenn sie 

Berlin, den 20. April 1944. 


unter Bezugnahme auf den ihm erteilten Auf¬ 
trag und unter Bezeichnung des Verfahrens zur 
ländlichen Besiedlung der eingegliederten Ost¬ 
gebiete in der für die Gerichte und die Notare 
vorgeschriebenen Form auf genommen werden. 

( 3 ) Die im Zusammenhang mit einem Verfah¬ 
ren zur ländlichen Besiedlung der eingeglieder¬ 
ten Ostgebiete erforderlichen Eintragungen in 
das Grundbuch sind auf Ersuchen der unteren 
Siedlungsbehörde vorzunehmen. 

§ 2 

Diese Verordnung tritt am siebenten Tage 
nach ihrer Verkündung in Kraft. 


D e r Reichs minister 
f ü v E r n ä h r u n g und L a n d w i r t »s c h a f 1 
In Vertretung 
Willikcns 

Der Reichsminister des Innern ' 

In Vertretung 
Dr. Stuckart 


Der Reichsminister der Justiz 

In Vertretung 
Klemm 


Der Reichskommissar für die Festigung deutschen Volkstums 

In Vertretung 

Greif eit 


Verordnung zur Änderung der Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 

Vom 21. April 1944. 


Auf Grund des Erlasses des' Führers über die 
Vereinfachung der Rechtspflege vom 21. März 
1942 (Reichsgesetzbl. I S. 139) und auf Grund 
des § 44 der Verordnung über Maßnahmen auf 
dem Gebiete der Gerichtsverfassung und der 
Rechtspflege vom 1. September 1939 (Reichsge¬ 
setzbl. I S. 1658) wird im Einvernehmen mit dem 
Reichsminister und Chef der Reichskanzlei und 
dem Leiter der Partei-Kanzlei verordnet: 

Artikel 1 

Die §§63 bis 75 c der Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte vom 5. Juli 1927 (Reichsgesetzbl. I 
S. 162) werden durch die folgenden Vorschriften 
ersetzt: 

»§ 63 

Gebühren des Wahlverteidigers 

In Strafsachen erhält der Rechtsanwalt im 
ersten Rechtszug als Verteidiger die folgenden 
Gebühren: 

1, im Verfahren vor dem Reichsgericht, dem 
Volksgerichtshof und dem Oberlandes¬ 
gericht 80 bis 800 Reichsmark und, wenn 
die Hauptverhandlung mehrere Tage 


dauert, 80 bis 300 Reichsmark für den 
zweiten und jeden weiteren Verhand¬ 
lungstag; ist der Rechtsanwalt nur im 
Verfahren bis zum Beginn der Hairjat- 
verhandlung tätig, so erhält er eine Ge¬ 
bühr von 40 bis 400 Reichsmark: 

2. im Verfahren vor der Strafkammer und 
dem Sondergerieht 50 bis 600 Reichs¬ 
mark und. wenn die Hauptverhandlung 
mehrere Tage dauert, 50 bis 200 Reichs¬ 
mark für den zweiten und jeden weite¬ 
ren Verhandlungstag; ist der Rechtsan¬ 
walt nur im Verfahren bis zum Beginn 
der Hauptverhandlung tätig, so erhält 
er eine Gebühr von 25 bis 300 Reichs¬ 
mark; 

3. im Verfahren vor dem Amtsrichter 40 bis 
400 Reichsmark und, wenn die Haupt- 
verhandlung mehrere Tage dauert, 40 bis 
150 Reichsmark für den zweiten und je¬ 
den weiteren Verhandlungstag; ist der 
Rechtsanwalt nur im Verfahren bis zum 
Beginn der Hauptverhandlung tätig, so 
erhält er eine Gebühr von 20 bis 200 
Reichsmark. 
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Die Gebühr im zweiten Rechtszug bestimmt 
sich nach der Ordnung des Gerichts, das im 
ersten Rechtszug erkannt hat. Dies gilt auch 
im Verfahren über die Nichtigkeitsbeschwerde. 
Das Verfahren vor dem Besonderen Straf¬ 
senat des Reichsgerichts und des Volksge¬ 
richtshofs ist als Verfahren des ersten Rechts¬ 
zugs anzusehen. 

§64 

Mehrere Beschuldigte 

Bei der Verteidigung mehrerer Beschuldig¬ 
ter durch einen gemeinschaftlichen Verteidi¬ 
ger erhöhen sich die Mindest- und Höchstsätze 
der im § 63 bestimmten Gebühren um die 
Hälfte. 


§ 65 

Gebühren des bestellten Verteidigers 


Ist der Rechtsanwalt von Amts wegen zum 
Verteidiger bestellt worden, so erhält ei die 
in den §§ 63, 64 bestimmten Mindestsätze aus 
der Reichskasse. Diese erhöhen sich um die 
Hälfte, wenn er bereits vor Anordnung der 
Hauptverhandlung als Verteidiger tätig ist. 
Ist er lediglich im Verfahren bis zur Anord¬ 
nung der Hauptverhandlung tätig, so erhält 
er die Hälfte der Mindestsätze. Im Privat¬ 
klageverfahren tritt eine Erhöhung der Ge¬ 
bühr bei mehrtägiger Verhandlung nicht ein. 

§ 66 

Strafsachen außergewöhnlichen Umfangs 

In Strafsachen von außergewöhnlichem Um¬ 
fang kann dem Rechtsanwalt auf Antrag eine 
über die Höchstsätze der §§ 63 und 64 hinaus¬ 
gehende PauschVergütung für das ganze Ver¬ 
fahren oder einzelne Verfahrensteile bewilligt 
werden. Über den Antrag entscheidet der 
Reichsminister der Justiz. Er kann die Ent¬ 
scheidung auf naehgeordnete Behörden über¬ 
tragen. 

Abs. 1 gilt entsprechend, wenn der Rechts¬ 
anwalt von Amts wegen zum Verteidiger be¬ 
stellt worden ist. 

§ 67 

Pauscheharakter der Gebühr 


Durch die in den §§ 63 bis 66 bestimmten 
Gebühren wird die gesamte Tätigkeit des 
Rechtsanwalts als Verteidiger abgegolten. Sie 
umfaßt auch die Einlegung von Rechtsmitteln 
beim Gericht desselben Rechtszugs. 

Macht der Verletzte oder sein Erbe im Straf¬ 
verfahren einen aus der Straftat erwachsenen 
vermögensrechtlichen Anspruch geltend oder 
verlangt er eine Buße, so tritt eine Erhöhung 
der Gebühr für den Verteidiger nicht ein. 


§ 68 

Gebühren für einzelne Anträge, Erklärungen usw. 

Ist dem Rechtsanwalt die Verteidigung 
nicht übertragen, so erhält er 

a) für die Einlegung eines Rechtsmittels 
sowie für die Anfertigung sonstiger An¬ 


träge, Gesuche und Erklärungen eine 
Gebühr von 2 bis 100 Reichsmark; 

b) für die Anfertigung einer Schrift zur 
Rechtfertigung der Berufung oder zur 
Beantwortung der vom Staatsanwalt 
eingelegten Berufung eine Gebühr von 
20 bis 200 Reichsmark: 

c) für die Anfertigung einer Schrift zur 
Begründung der Revision oder zur Er¬ 
klärung auf die von der Staatsanwalt¬ 
schaft eingelegte Revision oder Nichtig¬ 
keitsbeschwerde eine Gebühr von 40 bis 
400 Reichsmark. 

Neben der Gebühr für die Rechtfertigung 
der Berufung oder die Begründung der Revi¬ 
sion steht dem Rechtsanwalt eine Gebühr für 
die. Einlegung des Rechtsmittels nicht zu. 

§ 64 gilt entsprechend. 

§ 69 

Gnadengesuche, Wiederaufnahnieanträge 

Für die. Anfertigung eines Gnadengesuchs 
erhält der Rechtsanwalt eine Gebühr von 20 bis 
200 Reichsmark. Sie steht ihm auch dann zu. 
wenn ihm die Verteidigung übertragen war. 
Ist der Rechtsanwalt von Amts wegen zum 
Verteidiger bestellt worden, so erhält er für 
die Anfertigung des Gnadengesuchs eine Ge¬ 
bühr von 20 Reichsmark aus der Reichskasse, 
wenn "der Angeklagte zum Tode verurteilt 
worden ist. 

Für die Anfertigung eines Antrags auf Wie¬ 
deraufnahme des Verfahrens erhält der Rechts¬ 
anwalt die Gebühr, die ihm für die Verteidi¬ 
gung im Verfahren bis zum Beginn der Haupt¬ 
verhandlung zusteht. Die Gebührenstufe be¬ 
stimmt sich nach der' Ordnung des Gerichts, 
das im ersten Rechtszug erkannt hat. Die Ge¬ 
bühr steht ihm nicht zu, wenn er nach der 
Wiederaufnahme des Verfahrens in der er¬ 
neuten Hauptverhandlung tätig wird. 

§ 64 gilt entsprechend. 

§ 70 

Gebühren für die Vertretung eines Privatklägers, 
eines Nebenklägers oder einerVerwaltungsbehörde 

Für die Vertretung eines Privatklägers, 
eines Nebenklägers oder einer Verwaltungs¬ 
behörde (Reichsstrafprozeßordnung § 424) er¬ 
hält der Rechtsanwalt die gleichen Gebühren, 
die ihm als Verteidiger zustehen würden. 

Beschränkt sich die Tätigkeit des Rechtsan¬ 
walts auf die Anfertigung der Privatklage, so 
beträgt die Gebühr 20 bis 150 Reichsmark. 

Ist der Rechtsanwalt dem Privatkläger oder 
Nebenkläger zur Wahrnehmung seiner Rechte 
beigeordnet worden, so erhält er die gleiche 
Gebühr wie ein bestellter Verteidiger (§65). 

§ 71 

Beistandleistung im Auslieferungsverfahren 

Für die Beistandleistung nach den §§ 32. 33, 
§ 38 Abs. 2 des Deutschen Auslieferungsge- 
setzes erhält der Rechtsanwalt eine Gebühr 
von 40 bis 400 Reichsmark. 
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Für die Beistandleistung bei einer münd¬ 
lichen Verhandlung erhält ei; eine Gebühr von 
80 bis 800 Reichsmark und, wenn die Ver¬ 
handlung mehrere Tage dauert, eine Gebühr 
von 80 bis 300 Reichsmark für den zweiten 
und jeden weiteren Verhandlungstag. 

Ist der Rechtsanwalt gemeinschaftlicher 
Beistand mehrerer Verfolgter, so erhöhen sich 
der Mindestsatz und der Höchstsatz der in den 
Absätzen 1 und 2 bestimmten Gebühren um die 
Hälfte. 

§ 72 


Gebühr des beigeordneten Rechtsanwalts 
im Auslieferungsverfahren 


. Ist der Rechtsanwalt dem Verfolgten vom 
Gericht beigeordnet worden (§ 32 Abs. 2 des 
Deutschen Auslieferungsgesetzes), so erhält er 
aus der Reichskasse eine Gebühr von 80 Reichs¬ 
mark und, wenn keine mündliche Verhandlung 
stattfindet, von 40 Reichsmark. 


$ 71 Abs. 3 gilt entsprechend. 


§ 73 

Pauschcharakter der Gebühr im Auslieferungs¬ 
verfahren 

Die in den §§ 71 und 72 bestimmten Gebüh¬ 
ren umfassen die gesamte Tätigkeit des Rechts¬ 
anwalts im Auslieferungsverfahren, insbeson¬ 
dere auch die Anfertigung von Anträgen und 
Erklärungen an die beteiligten Behörden. 


§ 74 

Bemessung der Rahmengebühren 


Ist die Gebühr des Rechtsanwalts nur dem 
Mindest- und Höchstbetrag nach bestimmt, so 
hat er bei der Bemessung der Gebühr im Ein¬ 
zelfall insbesondere die Bedeutung, den Um¬ 
fang und die Schwierigkeit der Strafsache so¬ 
wie die Vermögens- und Einkommensverhält¬ 
nisse des Zahlungspflichtigen zu berücksich¬ 
tigen. 


§ 75 

Kostenfestsetzung, Zwangsvollstreckung 

Dein Rechtsanwalt stehen besondere Ge¬ 
bühren zu für die Vertretung 

1. im Verfahren zur Festsetzung der zu er¬ 
stattenden Kosten (Reichsstrafprozeß- 
ordnung § 164 Abs. 2), 

2. in der Zwangsvollstreckung aus Ent¬ 
scheidungen. die über einen mp der 
Straftat erwachsenen vermögensrecht¬ 
lichen Anspruch, eine Buße oder die Er¬ 
stattung von Kosten ergangen sind 
(Reichsstrafprozeßordnung §§ 406 b. 
406 d. 464). 

Die Gebühren bestimmen sich nach den \ Ur¬ 
schriften des zweiten Abschnitts.« 


Artikel 2 

Hinter § 86 der Gebührenordnung für Rechts¬ 
anwälte werden folgende neue §§ 86a und 86b 
eilige fügt: 

•• § 86 a 

Festsetzung der Rechtsanwaltskosten in bürger¬ 
lichen Rechtsstreitigkeiten 

ln bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten werden 
die dem Rechtsanwalt als Prozeßbevollmäch- 
tigten, Beistand oder Verkehrsanwalt (§ 44) 
gesetzlich zustehenden Gebühren und Aus¬ 
lagen auf Antrag des Rechtsanwalts oder des 
Zahlungspflichtigen durch den Urkundsbeam¬ 
ten der Geschäftsstelle festgesetzt. Getilgte 
Beträge sind abzusetzen. Der Rechtsanwalt 
hat die Festsetzung zu beantragen, wenn der 
Zahlungspflichtige die Berechnung ihm gegen¬ 
über beanstandet oder wenn der Präsident der 
Rechtsanwaltskammer es verlangt. 

Der Antrag kann erst nach Fälligkeit der 
Gebühren (§ 85) gestellt werden. Zuständig 
ist der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle des 
Gerichts des ersten Rechtszugs. Vor der Fest¬ 
setzung sind die Beteiligten zu hören. , Die 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung über das 
Kostenfestsetzungsverfahren und die Zwangs¬ 
vollstreckung aus Kostenfestsetzung.sbeschlii s- 
sen gelten entsprechend. Das Verfahren ist 
gebührenfrei. 

Erhebt der Antragsgegner Einwendungen, 
die nicht im Gebührenrecht ihren G rund haben, 
z. B. Einwendungen aus dem Auftragsverhäll- 
nis, oder behauptet er, daß der Anspruch ge¬ 
tilgt oder verjährt sei, so unterbleibt die Fest¬ 
setzung: die Beteiligten sind auf den Rechts¬ 
weg zu verweisen. Hat der Zahlungspflichtige 
bereits dem Rechtsanwalt gegenüber derartige 
Einwendungen erhoben, so ist die Erhebung 
der Klage nicht von der vorherigen Einleitung 
des Festsetzungsverfahrens abhängig. 

§ 86 b 

Festsetzung der Rechtsanwaltskosten 
in Strafsachen 

In Strafsachen werden die dem Rechtsan¬ 
walt zustehenden Gebühren und Auslagen auf 
Antrag des Rechtsanwalts oder des Zahlungs¬ 
pflichtigen durch Beschluß festgesetzt. Dies 
gilt auch, wenn der Rechtsanwalt von Amts 
wegen als Verteidiger bestellt worden ist. Die 
Entscheidung trifft der Vorsitzende des Ge¬ 
richts des ersten Rechtszugs, fm übrigen gilt 
$ 86a entsprechend.« 

A v t i k e 1 3 

§ 91 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
erhält folgende neue Fassung: 

>>§91 

Entsprechende Anwendung der Gebührenordnung 

Die Vorschriften dieses Gesetzes — mit Aus¬ 
nahme der §§ 86 a, 86b — gelten entsprechend: 

1. im schiedsrichterlichen Verfahren; 
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2. im Verfahren wegen Nichtigkeitserklä¬ 
rung oder Zurücknahme eines Patents 
sowie wegen Erteilung von Zwangs¬ 
lizenzen: 

3. im Rechtsmittel verfahren vor Steuerbe¬ 
hörden; 

I. in Forst- und Feldrügesaehen: 

ö. im Verwaltungsstrafverfahren: 

6. in Dienststrafverfahren sowie in eh reo- 
oder berufsgerichtlichen Verfahren; 

7. bei der Untersuchung von Seeunfällen. 

Für die Berechnung der Gebühren des im 

schiedsrichterlichen Verfahren zum Prozeß¬ 
bevollmächtigten bestellten Rechtsanwalts gilt 
das gerichtliche Verfahren im Falle des § 1036 
der Zivilprozeßordnung als zum schiedsrich¬ 
terlichen Verfahren gehörig. 

n n 

Die Gebühren für die Verteidigung richten 
sich in den im Abs. 1 genannten Verfahren 
nach den Sätzen, die für das Verfahren vor 
dem Amtsgericht gelten. Verwaltungsstraf¬ 
verfahren und Verfahren, in denen keine 
Hauptverhandlung stattfindet, stehen demVor- 
verfahron bis zum Beginn der Haupt Verhand¬ 
lung gleich.« 

Artikel 4 

§ 93 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
erhält folgende neue Fassung: 

*§ 93 

Gebührenvereinbaiungen 

Der Rechtsanwalt, kann über den Betrag 
seiner Vergütung eine von den Vorschriften 
dieses Gesetzes abweichende Vereinbarung 
treffen. Dies gilt nicht in Strafsachen, ein¬ 
schließlich der im § 91 Abs. 1 Nrn. 4, 5 und ti 
genannten Verfahren, sowie dann, wenn der 
Rechtsanwalt den Parteien zur Wahrnehmung 
ihrer Rechte beigeordnet ist. 

Die Vereinbarung muß schriftlich getroffen 
werden. Die Urkunde darf andere Vereinba¬ 
rungen oder Erklärungen nicht enthalten. Der 
Mangel der Form wird durch eine freiwillig 
und ohne Vorbehalt geleistete Zahlung der 
Vergütung geheilt. Die Festsetzung der Ver¬ 
gütung durch Bezugnahme auf das Ermessen 
eines Dritten ist ausgeschlossen. Unwirksam 
ist eine Vereinbarung, durch die die Höhe der 
Vergütung vom Ausgang der Sache oder sonst 
vom Erfolg der anwaltlichen Tätigkeit ab¬ 
hängig gemacht wird. 

Ist eine vereinbarte Vergütung unter Be¬ 
rücksichtigung aller Umstände unangemessen 
hoch oder sonst volkswirtschaftlich nicht ge¬ 
rechtfertigt. so kann sie der Oberlandesge¬ 
richtspräsident nach Anhörung des Präsiden¬ 
ten der Rechtsanwaltskammer auf einen ange¬ 
messenen Betrag herabsetzen. Die Entschei¬ 
dung des Oberlandesgerichtspräsidenten ist 
endgültig und für die Gerichte bindend.« 

Berlin, den 21. April 1944. 


Artikel ."> 

§93 Abs. 2 und 3 der Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte in der Fassung des Artikels 4 
dieser Verordnung gilt auch für Gebührenver- 
einbarungen in Angelegenheiten, die nicht unter 
die Gebührenordnung f üiyRcchtsanwälle fallen. 

Artikel 6 

(1) Die Vorschriften der Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte über die Vergütung des Rechts¬ 
anwalts in Strafsachen gelten sinngemäß auch 
in den Alpen- und Donau-Reichsgauen. 

( 2 ) Soweit im Protektorat Böhmen und Mahren 
die Gebührenordnung für Rechtsanwälte gilt, 
sind auch die Vorschriften dieser Verordnung 
anzuwenden. 

( 3 ) §93 der Gebührenordnung für Rechtsan¬ 
wälte in der Fassung des Artikels 4 dieser Ver¬ 
ordnung sowie Artikel 5 dieser Verordnung gel¬ 
ten auch in den Alpen- und Donau-Reichsgauen, 
im Reichsgau Sudetenland und im Verfahren vor 
den deutschen Justizbehörden im Protektorat 
Böhmen und Mähren. 

Artikel ,7 

( 1 ) Diese Verordnung tritt mit dem 1. Juni 
1944 in Kraft. 

( 2 ) Artikel 1 gilt auch für Strafsachen, die 
beim Inkrafttreten dieser Verordnung anhängig 
sind, soweit der Rechtszug nicht bereits vorher 
beendet worden ist. Gebührenvereinbarungen in 
Strafsachen, die vor dem Inkrafttreten dieser 
Verordnung getroffen wurden, bleiben unberührt. 

( 3 ) §93 Abs. 3 der Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte in der Fassung des Artikels 4 
dieser Verordnung sowie Artikel 5 dieser Ver¬ 
ordnung gelten auch für Gebührenvereinharun¬ 
gen. die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung 
geschlossen wurden, einschließlich der Gebühren¬ 
vereinbarungen in Strafsachen. Dies gilt nicht, 
soweit bereits eine rechtskräftige gerichtliche 
Entscheidung ergangen oder ein Rechtsstreit beim 
Inkrafttreten dieser Verordnung anhängig ist. 

( 4 ) Ariikel2 gilt auch für die Festsetzung der 
Gebühren in Verfahren, die beim Inkrafttreten 
dieser Verordnung anhängig sind. 

Artikel 8- 

Die Vorschriften zur Ausführung und Ergän¬ 
zung dieser Verordnung, insbesondere die erfor¬ 
derlichen Anpassungsvörschriften für die Alpen- 
und Donau-Reichsgaue, den Reichsgau Sudeten¬ 
land und das Protektorat Böhmen und Mähren, 
werden durch Rechts Verordnung oder im Ver¬ 
walt u ngsweg getro ffen. 


/ 


D o r R e i c h s in i n i s 1 e r der Ju s t i z 
I)r. T hicrac k 


108 


Reichsgesetzblatt, Jahrgang 1944, Teil I 

Verordnung über den Erlaß einer Dienststrafordnung 
für das im Generalgouvernement und in den besetzten Ostgebieten eingesetzte 
und dem Reichspostminister unterstellte Personal der Deutschen Reichspost. 

Vom 24. April 1944. 


Auf Grund gesetzlicher Ermächtigung wird 
mit Zustimmung des Beauftragten für den Vier¬ 
jahresplan und des Oberkommandos der Wehr¬ 
macht folgendes verordnet: 

§1 

Der Reickspostminister wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Reichsminister des Innern 
und dem Generalbevollmächtigten für den Ar¬ 
beitseinsatz sowie mit Zustimmung der für die 
Verwaltung des betroffenen Gebiets örtlich zu- 

Berlin, den 24. April 1944. 


ständigen obersten deutschen Dienststelle eine 
besondere Dienststrafordnung für das im Gene¬ 
ralgouvernement und in den besetzten Ostgebie¬ 
ten eingesetzte und dem Reichspostminister unter¬ 
stellte Personal der Deutschen Reich spöst zu er¬ 
lassen. 

§2 

Die Verordnung tritt rückwirkend mit dem 
1. April 1943 in Kraft, soweit über die Dienst¬ 
vergehen noch nicht rechtskräftig entschieden ist. 


Der Generali»e voll rn ii eh tig te f ü r d i e Reicli sver w a 11 un g 

H. H i m m 1 c r 


Zweite Bekanntmachung 

über die Eintragung von verzinslichen Schatzanweisungen der Deutschen Reichspost 

in ein Schuldbuch 
Vom 13. April 1944 

, Auf Grund von § 21 Absatz 2 der Reichsschuldenordnung in Verbindung mit Artikel 1 der Ver¬ 
ordnung zur Ergänzung der Reichsschuldenordnung vom 29. Dezember 1936 (Reichsgesetzbl. 1 
S. 1156) und der Verordnung zur Änderung der Verordnung über die allgemeinen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften für die Haushaltsgebarung und Vermögensverwaltung der Deutschen 
Reichspost vom 17. August 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1188) haben wir bestimmt, daß den Schuld¬ 
verschreibungen nach § 21 Absatz 1 der Reichsschuldenordnung und den Vorschriften des Reichs¬ 
schuldbuchgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 1910 (Reichsgesetzbl. S. 840) 
gleichzusetzen sind die 

3 1 /, # / 0 igen Schatzanweisungen der Deutschen Reichspost von 1944. 

Die Schatzanweisungen können somit in ein Schuldbnoh eingetragen werden. 

Berlin. 13. April 1944 


1) er Re i c h s m i n i s t e r d e v F i n a n z e n 

Im Auftrag 

B a v r h o f f e r 

Der Reichspostnrinister 
l’iii Auftrag 
Kleemann 
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Erlaß des Führers 

über die Bildung der Provinzen Kurhessen und Nassau. 

Vom 1. April 1944. 

Um die Verwaltungsbezirke im Kaum der Provinz Hessen-Nassau au die Reiehsvertcidigungs- 
bezirke anzupassen, bestimme ich: 

Aus der Provinz Hessen-Nassau werden die beiden Provinzen Kurhessen und Nassau gebildet. 


fi) Die Provinz Kurhessen besteht aus dem Regierungsbezirk Kassel. 

( 2 ) Der Amtssitz des Oberpräsidenten ist Kassel. 

( 3 ) Die Behörde des Regierungspräsidenten in Kassel wird mit der Behörde des Oberpräsidenten 
in Kassel zusammengefaßt. Die Aufgaben des Regierungspräsidenten werden von dem allgemeinen 
Vertreter des Oberpräsidenten in der staatlichen Verwaltung unter der Behördenbezeichnung »Der 
Regierungspräsident in Kassel", wahlgenommen. 

§3 

( 1 ) Die Provinz Nassau bestellt aus dem Regierungsbezirk Wiesbaden. 

( 2 ) Der Amtssitz des Oberpräsidenten ist Wiesbaden. 

( 3 ) Der Oberpräsident der Provinz Nassau bedient sich zur Durchführung seiner staatlichen 
Aufgaben der Behörde des Regierungspräsidenten in Wiesbaden. Der Regierungspräsident ist 
insoweit, der allgemeine Vertreter des Oberpräsidenten. 

§4 

Die Aufgaben und Befugnisse des Oberpräsidenten im Bereich der Eichdirektion Kassel ver¬ 
bleiben dem Oberpräsidenten in Kassel für den gesamten Umfang des Bezirks der Eichdirektion 
Kassel. 

§5 

( 1 ) Der Stadtkreis Hanau und die Landkreise Hanau, Gelnhausen und Schlüchtern werden aus 
dem Regierungsbezirk Kassel und der Provinz Kurhessen in den Regierungsbezirk Wiesbaden und 
die Provinz Nassau umgegliedert. 
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( 2 ) Der Landkreis Schmalkalden wird aus dem Regierungsbezirk Kassel und der Provinz Kur¬ 
hessen in den Regierungsbezirk Erfurt und die Provinz Sachsen umgegliedert. 

§ 6 

( 1 ) Der Provinzialverband Hessen-Nassau wird aufgelöst. Sein Vermögen, seine Rechte und seine 
Verpflichtungen gehen mit der Auflösung auf die Bezirksverbände Kassel und Wiesbaden über. 

( 2 ) Die Bezirksverbände Kassel und Wiesbaden führen vom Zeitpunkt der Auflösung des 
Provinzialverbandes Hessen-Nassau ab die Bezeichnung »Provinzialverband Kurhessen« und 
»Provinzialverband Nassau« und stehen unter der Leitung des zuständigen Oberpräsidenten. 

§7 

Abweichend von § 0 Abs. 1 wird die Teilung der provinziellen Anstalten, Stiftungen Kassen. 
Sozietäten und sonstigen Körperschaften mit eigener Rechtspersönlichkeit, soweit solche für die- 
bisherige Provinz Hessen-Nassau bestehen, aufgeschoben, wenn die Teilung eine Vermögens¬ 
auseinandersetzung von größerem Umfang voraussetzt. Das Nähere bestimmt der Reichsminister 
des Innern, soweit erforderlich im Einvernehmen mit den beteiligten Obersten Rcichsbehörden. 

§8 

( 1 ) Die Auseinandersetzungen gemäß den §§ 5 bis 7 regelt der Reichsminister des Innern oder 
die von ihm beauftragte Stelle. Die zur Auseinandersetzung getroffenen Anordnungen begründen 
Rechte und Pflichten der Beteiligten und bewirken den Übergang, die Beschränkung und die Auf¬ 
hebung von dinglichen Rechten. 

( 2 ) Die zum Zwecke der Auseinandersetzung erforderlichen Maßnahmen sind frei von Steuern 
und sonstigen Abgaben. 

§9 

( 1 ) Die Behörden der Oberpräsidenten in Kassel und Wiesbaden sind .spätestens Iris zum 
30. Juni 1944 einzurichten. 

( 2 ) Die Auflösung des Provinzialverbandes Hessen-Nassau ist spätestens bis zum 30. Juni 1944 
durchzuführen. 

§10 

( 1 ) Diesei' Erlaß tritt am 1. Juli 1944 in Kraft. 

( 2 ) Der Reichsminister des Innern erläßt, soweit erforderlich im Einvernehmen mit den beteiligten 
Obersten Reichsbehörden, die zur Durchführung und Ergänzung dieses Erlasses erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 

Fiihrer-Hauptquartier, den 1. April 1944. 

Der Führer 

Adolf Hitler 

I) er Reich »minister und Chef der Reichska n z I e i 

Dr. L a m m e r s 

* Erlaß des Führers 

Uber die Aufgliederung der Provinz Sachsen, 

Vom 1. April 1944. 

Um die Verwaltungsbezirke im Raum der Provinz Sachsen an die Reichsverteidigungsbezirke 
anzupassen, bestimme ich: 

§ 1 

( 1 ) Aus den Regierungsbezirken Magdeburg und Merseburg der Provinz Sachsen werden fin¬ 
den Bereich der staatlichen Verwaltung die Provinzen Magdeburg und Halle-Merseburg gebildet. 


Nr. 20 


111 


— Tag der Ausgabe: 25). April 1944 

( 2 ) Für den Regierungsbezirk Erfurt wird der Reichsstatthalter in Thüringen mit der Wahr¬ 
nehmung der Aufgaben und Befugnisse des Oberpräsidenten in der staatlichen Verwaltung beauftragt. 

( 3 ) Bio Aufgaben und Befugnisse des Oberpräsidenten im Bereich der Wasserstraßendirektion 
Magdeburg, der Wasserwirtschaftsstellen für das Elbegebiet und für das Saalegebiet in Magde¬ 
burg. des Staatlichen Fischereiamts für die Binnengewässer der Provinz Sachsen und der Eich¬ 
direktion Magdeburg verbleiben dem Oberpräsidenten in Magdeburg für den gesamten Umfang 
ihrer Bezirke. 

§2 

Eine Teilung des Provinzialverbandes Sachsen sowie der provinziellen Anstalten. Stiftungen. 
Kassen, Sozietäten und sonstigen Körperschaften mit eigener Rechtspersönlichkeit, soweit solche 
für die Provinz Sachsen in ihrem bisherigen Umfange bestehen, findet vor Beendigung des Krieges 
nicht statt: der Provinzialverband Sachsen bleibt bis zu diesem Zeitpunkt unter der Teilung des 
Oberpräsidenten in Merseburg aufrechterhalten. 


§ 3 

( 1 ) Der Amtssitz des Oberpräsidenten der Provinz Magdeburg ist Magdeburg. 

( 2 ) Die Behörde des Regierungspräsidenten in Magdeburg wird mit der Behörde des Oberpräsi¬ 
denten in Magdeburg zusammengefaßt. Die Aufgaben des Regierungspräsidenten werden von dem 
allgemeinen Vertreter des Oberpräsidenten in der staatlichen Verwaltung unter der Behörden¬ 
bezeichnung »Der Regierungspräsident in Magdeburg" wahrgenommen. 

§4 

( 1 ) Der Amtssitz des Oberpräsidenten der Provinz Halle-Merseburg ist Merseburg. 

( 2 ) Der Oberpräsident der Provinz Halle-Merseburg bedient sich zur Wahrnehmung seiner Auf¬ 
gaben und Befugnisse der Behörde des Regierungspräsidenten in Merseburg. Der Regierungspräsi¬ 
dent ist insoweit der allgemeine Vertreter des Oberpräsidenten. 


§ 5 

( 1 ) Der Reiehssiatth alter in Thüringen bedient sich zur Wahrnehmung der Aufgaben und Befug¬ 
nisse des Oberpräsidenten im Regierungsbezirk Erfurt der Behörde des Regierungspräsidenten in 
Erfurt. Der Regierungspräsident ist insoweit der allgemeine Vertreter des Oberpräsidenten. 

( 2 ) Die Bestimmungen über die Dienstaufsicht und über die Weisungsgewalt; der Obersten 
Reichs- und Landesbehörden bleiben unberührt. 


§6 

(t) Dieser Erlaß tritt am 1. Juli 1944 in Kraft. 

( 2 ) Der Reichsminister des Innern erläßt, soweit erforderlich im Einvernehmen mit den beteiligten 
Obersten Reichsbehörden, die zur Durchführung und Ergänzung dieses Erlasses erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 

Führer-Hauptquartier, den 1. April 1944. 

Der Führer 

Adolf Hitler 

Der Reich s minist e r u n d Clief der R e i c h s k a n z 1 e i 

Dr. Hammers 
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Erlaß des Führers 

über die Wahrnehmung der Aufgaben und Befugnisse des Oberpräsidenten 
in den Regierungsbezirken Äurich und Osnabrück. 

Vom 1. April 1944. 

Zur Zusammenfassung der Verwaltungsführung im Raume Weser-Ems bestimme ich: 

§ 1 

Dem Reichsstatthalter in Oldenburg und Bremen werden für die Regierungsbezirke Aurich und 
Osnabrück die Aufgaben und Befugnisse des Oberpräsidenten in der staatlichen Verwaltung 
übertragen mit Ausnahme der Aufgaben und Befugnisse im Bereich der Wasserstraßendirektion 
Hannover, der Wasserwirtschaftsstelle für das Wesergebiet, des Staatlichen Fischereiamts für 
die Binnengewässer der Provinz Hannover und der Eichdirektion Hannover. 

§2 

(1) Der Reichsstatthalter in Oldenburg und Bremen bedient sich zur Wahrnehmung der ihm 
übertragenen Aufgaben und Befugnisse der Behörde des Regierungspräsidenten in Osnabrück. 
Der Regierungspräsident ist. insoweit sein allgemeiner Vertreter. 

( 2 ) Die Bestimmungen über die Dienstaufsicht und über die Weisungsgewalt der Obersten 
Reichs- und Landesbehörden bleiben unberührt. 


§3 

Der Provinzialverband Hannover bleibt für die Dauer des Krieges unverändert unter der Leitung 
des Oberpräsidenten in Hannover aufrechterhalten. 

§4 

( 1 ) Dieser Erlaß tritt am 1. Juli 1944 in Kraft. 

( 2 ) Der Reichsminister des Innern erläßt, soweit, erforderlich im Einvernehmen mit den beteiligten 
Obersten Reichsbehörden, die zur Durchführung und Ergänzung dieses Erlasses erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 

Führer-Hauptquartier, den 1. April 1944. 

Der Führer 

Adolf Hitler 

Der Reichs minister und Chef der R e i c h s k a n z 1 e i 

Dr. L a m mers 
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Im’Teil II, Nr. 7, ausgegeben am 5. Mai 1944, sind veröffentlicht: Verordnung zur Durchführung des Vertrags zwischen 
dem Deutschen Reich und dem Unabhängigen Staat Kroatien über Rechtsschutz und Rechtshilfe in Steuer¬ 
sachen. — Bekanntmachung zu der dem Internationalen Übereinkommen über den Eisenbahn-, Personen- 
uml Gepäckverkehr beigefügten Liste. — Bekanntmachung zum Genfer Abkommen zur Verbesserung des Loses 
der Verwundeten und Kranken der Heere im Felde und zum Abkommen über die Behandlung der Kriegs¬ 
gefangenen (Beitritt des Fürstentums Liechtenstein). 


Erlaß des Führers 

Uber die Wehrpflicht und die Reichsarbeitsdienstpflicht von Staatenlosen. 

Vom 25. April 1944. 

I. 

Staatenlose, die sich im Reichsgebiet dauernd aufhalten, können zur Erfüllung der Wehrpflicht 
und der Reichsarbeitsdienstpflicht wie deutsche Staatsangehörige herangezogen werden. 

II. 

Die zur Durchführung und Ergänzung dieses Erlasses erforderlichen Bestimmungen erlassen der 
Chef des Oberkommandos der Wehrmacht und der Reichsarbeitsführer je für ihren Bereich im 
Einvernehmen mit den beteiligten Obersten Reichsbehörden. 

Führer-Hauptquartier, den 25. April 1944. 

DerFührer 

Adolf Hitler 

Der Clief des 0berkommandos der Wehrmacht 

Keitel 

Der Reichs minister und Chef der Reichs k a n z 1 e i 

Dr. L a m m c r s 

Reichsgesetzbl. 1914 1 4 i 
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Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Herstellung und die Anwendung 
von Kesselsteingegenmitteln, Kesselsteinlosemitteln und Kesselinnenanstrichmitteln. 

Vom 19. April 1944. 


Auf Grund des § 24 der Gewerbeordnung für 
das Deutsche Reich in der Fassung der Verord¬ 
nung vom 30. August 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 918) und des § 2 des Gesetzes zur Durch¬ 
führung des Vierjahresplans — Bestellung eines 
Reichskommissars für die Preisbildung — vom 
29. Oktober 1936 (Reichsgesetzbl. I S.927) wird 
verordnet: 

§1 

§ 2 Abs. 2 der Verordnung über die Herstel¬ 
lung und die Anwendung von Kesselsteingegen¬ 
mitteln, Kesselsteinlösemitteln und Kesselinnen¬ 
anstrichmitteln vom 17. Dezember 1942 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 727) erhält folgende Fassung: 

» ( 2 ) Kesselsteingegenmittel, Kesselsteinlöse¬ 
mittel und Kesselinnenanstrichmittel fallen 
nicht unter diese Verordnung, wenn sie unter 
ihrer üblichen chemischen Bezeichnung, gege¬ 
benenfalls unter Angabe ihrer Bestandteile, in 
den Verkehr gebracht werden und wenn sie 

a) nicht aus verschiedenen Chemikalien zu¬ 
sammengesetzt sind oder 

b) gemäß besonderer Bestellung nach che- 
, misch-technischer Untersuchung oder 

Prüfung des einzelnen Anwendungs¬ 
falles hergestellt oder geliefert werden 
und deren Anwendung durch den Her¬ 
steller bzw. Lieferer überwacht wird. 
Diese allgemeine Freistellung kann im Einzel¬ 
falle durch behördliche Anordnung oder Ver¬ 
fügung aufgehoben werden.« 

Berlin, den 19. April 1944. 


§2 

Im § 4 der genannten Verordnung vom 
17. Dezember 1942 erhält der erste Satz folgende 
Fassung: 

»Nach Genehmigung gemäß § 1 Abs. 1 hat 
der Hersteller bzw. der Einführer bei der zu¬ 
ständigen Preisbildungsstelle die Festsetzung 
des Verbraucherhöchstpreises für das Er¬ 
zeugnis zu beantragen.« 

§3 

Im § 7 der genannten Verordnung vom 
17. Dezember 1942 wird hinter dem Wort »ein¬ 
gereicht« eingefügt: 

», die Ordnungsmäßigkeit und Vollständigkeit 
des Antrags und der erforderlichen Unterlagen 
von dieser Stelle schriftlich bestätigt« 
und die Frist vom 31. Dezember 1943 bis zum 
31. Dezember 1944 verlängert. 

§4 

Die zur Durchführung und Ergänzung der 
genannten Verordnung vom 17. Dezember 1942 
erforderlichen Rechts- und V erwaltungsvoi- 
schriften erlassen der Reichswirtschaftsministei' 
und der Reichskommissar für die Preisbildung 
im gegenseitigen Einvernehmen. Einzelne oder 
allgemeine Ausnahmen von der Verordnung vom 
17.Dezember 1942 erteilen der Reichswirtschafts¬ 
minister bzw. der Reichskommissar für die Preis¬ 
bildung im gegenseitigen Einvernehmen oder die 
von diesen dazu beauftragten Stellen. 


Der Reichs wirtschaftsminister 

In Vertretung 

Dr. Hayler 

Der Reichskoinmissar für die Preisbildung 
Fischböck 
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In halt , 

Fünfte Verordnung zur Ergänzung- der Kriegssonderstrafrechts¬ 
verordnung . 

Vierte Verordnung zur Durchführung der Verordnung über die Be¬ 
handlung feindlichen Vermögens . 

Verordnung zur Änderung des Gesetzes über das Ingenieurkorps 
der Luftwaffe ... 


10. 5. 44 Verordnung über die Siegelung gerichtlicher und notarischer Ur¬ 
kunden . 


15.5.44 Viehseuchenpolizeiliche Anordnung über die Bekämpfung des 
seuchenhaften Verkalbens (ßa ngi nfektion des Rindes). 
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Im Teil II, Nr. 8, ausgegeben am 24. Mai 1044, sind, veröffentlicht: Verordnung über die vorläufige Anwendung eines 
Vierten Zusatzabkommens zum Abkommen über den deutsch-schweizerischen Verrechnungsverkehr. — 
Sechsundfünfzigstc Verordnung zur Eisenbahn-Verkehrsordnung. — Siebenundfünfzigste Verordnung zur Eisen¬ 
bahn-Verkehrsordnung. Bekanntmachung zu der dem Internationalen Übereinkommen über den Eisen¬ 
hahnfracht verkehr beigefügten Liste. 


Fünfte Verordnung zur Ergänzung der Kriegssonderstrafrechtsverordnung. 

Vom 5. Mai 1944. 


Auf Grund des § 10 der Verordnung über das 
Sonderstrafrecht im Kriege und bei besonderem 
Einsatz (Kriegssonderstrafrechtsverordnung) vom 
17. August 1938 (Reichsgesetzb]. 1939 I S. 1455) 
wird verordnet: 

Artikel 1 

§ 5 a der Kriegssonderstrafrechtsverordnung 
erhält folgende Fassung: 

»§ 5 a 

Überschreitung des regelmäßigen Strafrahmens 

(l) Bei allen Tätern, die durch eine vorsätz¬ 
liche strafbare Handlung einen schweren Nach¬ 
teil oder eine ernste Gefahr für die Kriegfüh¬ 
rung oder die Sicherheit des Reichs ver¬ 


schuldet haben,''kann unter Überschreitung 
des regelmäßigen Strafrahmens die Strafe bis 
zur Höchstgrenze der angedrohten Strafart 
erhöht oder auf zeitiges oder lebenslanges 
Zuchthaus oder auf Todesstrafe erkannt wer¬ 
den. wenn der regelmäßige Strafrahmen nach 
gesundem Volksempfinden zur Sühne nicht 
ausreicht. Das gleiche gilt für alle fahrlässi¬ 
gen strafbaren Handlungen, durch die ein 
besonders schwerer Nachteil oder eine beson¬ 
ders ernste Gefahr für die Kriegführung oder 
die Sicherheit des Reichs verschuldet wurde. 

( 2 ) Bei strafbaren Handlungen gegen die 
Mannszucht oder das Gebot soldatischen Mutes 
kann der regelmäßige Strafrahmen ebenso 
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überschritten werden, wenn es die Aufrecht¬ 
erhaltung der Mannszucht oder die Sicherheit 
der Truppe erfordert.« 


Artikel 2 

Artikel 1 gilt auch für Taten, die vor dem In¬ 
krafttreten dieser Verordnung begangen sind. 


Führer-Hauptquartier, den 5. Mai 1944. 


D e r Ch e f des 0 ber k omraa ndos der Wellr mach t 

Keitel 


Vierte Verordnung 

zur Durchführung der Verordnung über die Behandlung feindlichen Vermögens. 

Vom 5. Mai 1944. 


Auf Grund der §§ 27,28 der Verordnung über 
die-Behandlung feindlichen Vermögens vom 15. 
Januar 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 191) wird fol¬ 
gendes verordnet: 

Im § 2 der Verordnung über die Behandlung- 
feindlichen Vermögens vom 15. Januar 1940 

Berlin, den 5. Mai 1944. 


(Reichsgesetzbl. I S. 191) in der Fassung der 
Durchführungsverordnungen vom 17. Juni 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 888), vom 30. Juni 1941 
(Reichsgesetzbl. I S. 371) und vom 9. April 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 171) wird Nr. 6 (Monaco) 
gestrichen. 


Der Reichsminister der Justiz 
Dr. Thieraclt 


Verordnung zur Änderung des Gesetzes über das Ingenieurkorps der Luftwaffe. 

Vom 6. Mai 1944. 


Der Ministerrat für die Reichsverteidigung verordnet mit Gesetzeskraft: 


Artikel I 

Das Gesetz über das Ingenieurkorps der Luft¬ 
waffe vom 18. Oktober 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1248) wird wie folgt geändert: 

§ 5 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

"Die Versorgung der ausscheidenden Ange¬ 
hörigen des Ingenieurkorps der Luftwaffe 
entspricht den für die Beamten der Luftwaffe 
allgemein geltenden gesetzlichen Bestimmun¬ 
gen. Müssen sie jedoch auf Grund des § 3 

Berlin, den 6. Mai 1944. 


Abs. 2 dieses Gesetzes aussc-heiden, so gilt für 
die Feststellung des Vomhundertsatzes des 
Ruhegehalts § 49 Abs. 1 des Wehrmachtfür¬ 
sorge- und -Versorgungsgesetzes unter Berück¬ 
sichtigung des militärischen Ranges als Wehr¬ 
machtbeamter.« 

§ 5 Abs. 2 wird gestrichen. 

Artikel II 

Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Ok¬ 
tober 1942 in Kraft. 


Der Vorsitzende 

des Ministerrats für die Reichsverteidigung 

G ö r i n g 
Reichsmar schal 1 

Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 


Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Laminers 
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Verordnung 

über die Siegelung gerichtlicher und notarischer Urkunden. 
Vom 10. Mai 1944. 


Auf Grund des Erlasses des Führers über die 
Vereinf achung der Rechtspflege vom21 .März 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 139) wird im Einvernehmen 
mit dem Reichsminister und Chef der Reichs¬ 
kanzlei und dem Leiter der Partei-Kanzlei ver¬ 
ordnet : 

§1 

Zur Herstellung gerichtlicher oder notarischer 
Urkunden (Urschriften oder Ausfertigungen), 
die nach den bestehenden Vorschriften mit einem 
Prägesiegel versehen sein müssen, kann bis auf 
weiteres auch der Farbdruckstempel verwendet 
werden. 

§2 

Sind die Siegelgeräte eines Notars vernichtet 
oder unbrauchbar geworden und können neue 
nicht sofort beschafft werden, so kann der Notar 
auch ein Amtssiegel verwenden, dessen Umschrift 
nur die Bezeichnung »Der Notar« ohne Namens- 

Berlin, den 10. Mai 1944. 


angabe enthält. Zur Gültigkeit notarischer Ur¬ 
kunden genügt in jedem Fall die Verwendung 
eines Siegels ohne Namensangabe. 

§3 

Hat ein Notar in der Zeit vom 1. Januar 1943 
bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung bei der 
Herstellung einer Urkunde infolge Vernichtung 
oder Unbrauchbarmachung seiner Siegelgeräte 
gegen die Vorschriften über die Verwendung des 
Amtssiegels verstoßen, so ist dies ohne Einfluß 
auf die Gültigkeit der Urkunde. 

§4 

(1) Diese Verordnung tritt am siebenten Tage 
nach ihrer Verkündung in Kraft. 

( 2 ) Sie gilt auch für die deutschen Gerichte 
und die deutschen Notare im Protektorat Böhmen 
und Mähren. 


Der Re ichsminister der ,7 u sti z 
Dr. T h i e r a c k 


Viehseuchenpolizeiliche Anordnung 

über die Bekämpfung des seuchenhaften Verkalbens (Banginfektion des Rindes). 

Vom 15. Mai 1944. 


Auf Grund der §§ 18 ff. und 79 Abs. 2 des 
Viehseuchengesetzes vom 26. Juni 1'909 (Reichs¬ 
gesetzbl. S. 519) wird bestimmt: 

Artikel 1 

In der Viehseuchenpolizeiliehen Anordnung 
über die Bekämpfung des seuchenhaften Ver¬ 
kalbens (Banginfektion des Rindest vom 29. De¬ 
zember 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 746) erhalten 
die §§ 5 und 10 folgende Fassung: 

"§ 5 

( 1 ) Der Impfstoff darf nur aus dem Stamm 
Langenhagen XI oder einem anderen von mir 
bestimmten Stamm hergestellt werden. 

( 2 ) Herstellung und Ausgabe des Impfstof¬ 
fes wird den staatlichen Veterinärunter¬ 
suchungsämtern und den Tiergesundheits¬ 
ämtern der Landesbauernschaften übertragen.« 


_»§ 10 

( 1 ) Rinder einschließlich Kälber dürfen aus 
Impfbeständen abgegeben werden, wenn eine 
frühestens drei Wochen vor der Abgabe vor¬ 
genommene Blutuntersuchung nachweislich 
ein verneinendes Ergebnis hatte. 

( 2 ) Zur Schlachtung oder in banginfizierte 
Abmelkebetriebe oder in andere Impfbestände 
dürfen Rinder einschließlich Kälber ohne Ein¬ 
schränkung abgegeben werden.« 

Artikel 2 

( 1 ) In geringer verseuchten Beständen, in 
denen die Impfung nach den Bestimmungen der 
Viehseuchenpolizeilichen Anordnung vom 29. De¬ 
zember 1942 nicht-zugelassen ist, können Jung¬ 
rinder im Alter bis zu höchstens zwölf Monaten 
mit dem Stamm X ohne besondere Zulassung ge¬ 
impft werden. 



118 


Reiehsgesetzblatt, Jahrgang 1944, Teil I 


( 2 ) Tiere aus solchen Impfbeständen dürfen 
nur nach den Bestimmungen über die Abgabe 
von Tieren aus stark verseuchten oder besonders 
gefährdeten Beständen abgegeben werden (§ 10 
der Viehseuchenpolizeilichen Anordnung vom 
29. DezembeiT942 in der Fassung des Artikels 1). 
Zuwiderhandlungen unterliegen den Strafbe¬ 
stimmungen der §§ 74 ff. des Viehseuchengesetzes. 

Artikel 3 

Die in den §§ 1, 2 und 3 der Viehseuchen¬ 
polizeilichen Anordnung über die Bekämpfung 
des seuchenhaften Verkalbens, Banginfektion 
des Rindes, vom 7.0ktoberl936 (RAnz.Nr.236) 
— abgedruckt als Anlage zum Runderlaß vom 
7. Oktober 1936 (MBliV. S. 1351) — und der 

Berlin, den 15. Mai 1944. 


entsprechenden Vorschriften der Reichsstatt¬ 
halter in den Reichsgauen und der Landesregie¬ 
rungen für die Blutuntersuchungen vorgeschrie¬ 
bene Frist von acht Wochen wird auf drei 
Wochen herabgesetzt. 

Artikel 4 

Die Viehseuchenpolizeiliche Anordnung über 
die Bekämpfung des seuchenhaften Verkalbens 
(Banginfektion des Rindes) vom 21. April 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 282) wird aufgehoben. 

Artikel 5 

'Diese Anordnung tritt am 15- Juni 1944 in 
Kraft. Sie gilt auch in den eingegliederten Ost¬ 
gebieten. 


Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung des Staatssekretärs 
Dr. W e b e r 
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Verordnung 

zur Änderung der Verordnung über die Förderung von Arbeiterwohnstätten 

Vom 13. Mai 1944 ; «■ 

Ich verordne auf Grund des § 12 Absätze 1 und 2 der Reichsabgabenordnung, des § 29 Absatz 3 
des Grundsteuergesetzes und des § 2 des Gesetzes über die Änderung des § 29 des Grundsteuer¬ 
gesetzes vom 7. November 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2179): 

Der § 29 des Grundsteuergesetzes vom 1. Dezember 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 986) und die Ver¬ 
ordnung über die Förderung von Arbeiterwohnstätten vom 1. April 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 437) 
gelten auch für Arbeiterwohnstätten, die in der Zeit vom 1. April 1944 bis 31. März 1945 bezugs¬ 
fertig werden. 

Berlin, 13. Mai 1944 

Der Reichsmini.st er der Finanzen 
Graf Schwerin von Krosigk 

Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung 

Dr. Stuckart 

Der Reichswohnungskommissar 
Dr. R. Lev 
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Verordnung über die Gewinnabführung für das Kalenderjahr 1943 (GAV. 1943). 

Vom 15. Mai 1944. 

Der Ministerrat für die Reicksverteidigung verordnet mit Gesetzeskraft: 

§1 

Gewinnabführungspflicht 

(1) Gewerbliche Unternehmer (§ 2) haben von ihren gewerblichen Einkünften (§ 3), soweit sie 
den steuerlichen Mindestgewinn (§ 4) übersteigen, einen Gewinnabführungsbetrag an das Reich ab¬ 
zuführen. Der Gewinnabführungsbetrag ist eine Steuer. 

( 2 ) Gewerbliche Unternehmer, deren gewerbliche Einkünfte weniger als 12 000 Reichsmark be¬ 
tragen, sind von der Gewinnabführungspflicht befreit. 

§2 

Gewerbliche Unternehmer 

Gewerbliche Unternehmer sind natürliche Personen, Personengesellschaften und Körperschaften, 
die eine gewerbliche Tätigkeit selbständig ausüben. 

§3 

Gewerbliche Einkünfte 

( 1 ) Gewerbliche Einkünfte sind die Einkünfte aus Gewerbebetrieb, die der Besteuerung nach 
dem deutschen Einkommensteuerrecht zugrunde liegen. Gewinnanteile aus der Beteiligung an 
einer Personengesellschaft sind auszuscheiden. 

( 2 ) Gewerbliche Einkünfte sind bei Personengesellschaften die einheitlich festgestellten Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb, bei Körperschaften, die nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuchs zur 
Führung von Büchern verpflichtet sind, das Einkommen ohne Berücksichtigung eines etwa vor¬ 
handenen Verlustabzugs. 

( 3 ) Die gewerblichen Einkünfte werden bei der Ermittlung des Betrags, um den sie den steuer¬ 
lichen Mindestgewinn übersteigen, nur mit 90 vom Hundert angesetzt. 

§4 

Steuerlicher Mindestgewinn 

Der steuerliche Mindestgewinn setzt sich zusammen aus dem Kapitalzins (§ 5), dem Umschlags¬ 
gewinn (§ 6) und dem Ausgleichsbetrag für Personenunternehmen (§7). 

§5 

Kapitalzins 

Der Kapitalzins beträgt nach Wahl des Unternehmers sechs vom Hundert des Einheitswerts des 
gewerblichen Betriebs oder fünf vom Hundert des Gewerbekapitals. 

§6 

Umschlagsgewinn 

( 1 ) Der Umschlagsgewinn beträgt: 

10 v. H. des Umsatzes, wenn der Umsatz 20 v.H. des Einheitswerts oder weniger ausmacht, 

9.8 » » »,»»*» 21 » » » ausmacht, 

9.6 » » » , y> » » 22 » » » » , 

9.4 » » » , » » » 23 v t )) » , 

9,2 » » » , » » » 24 » 9 » '} 

9 » » » , » « 9 25 9 9 v ') , 

8.8 » » , » » y> 26 V 9 » 9 , 

8.6 9 » 9 , )> 9 9 27 9 9 V 9 , 
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( 2 ) An die Stelle des Einheitswerts tritt das Gewerbekapital, wenn der Unternehmer bei der Be¬ 
rechnung des Kapitalzinses vom Gewerbekapital ausgegangen ist. 


§7 

Ausgleichsbetrag für Personenunternehmen 

Die Summe der in den §§ 5 und 6 bezeichneten Beträge erhöht sich für natürliche Personen und 
Personengesellschaften um 

a) zehn vom Hundert der gewerblichen Einkünfte, bei Personengesellschaften ohne Rücksicht 
auf die Zahl der Mitunternehmer, oder 

b) eins vom Hundert des Umsatzes zuzüglich 5 000 Reichsmark für den Unternehmer oder für 
jeden Mitunternehmer, höchstens jedoch für drei Mitunternehmer, oder 

c) 10 000 Reichsmark für den Unternehmer oder für jeden Mitunternehmer, höchstens jedoch 
für drei Mitunternehmer. 


§8 

Bemessung des Gewinnabführungsbetrags 

( 1 ) Der Gewinnabführungsbetrag beträgt: 

a) bei natürlichen Personen und Personengesellschaften 30 vom Hundert, 

b) bei Körperschaften 35 vom Hundert 

des Betrags, um den die gewerblichen Einkünfte den steuerlichen Mindestgewinn übersteigen. 

( 2 ) Der Gewinnabführungsbetrag 1943 vermindert sich auf Antrag insoweit: 

a) als er zusammen mit der Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer und der Vermögensteuer 
mehr als 80 vom Hundert der gewerblichen Einkünfte betragen würde, 

b) als die gewerblichen Einkünfte, die nach Abzug der Einkommensteuer oder Körperschaft¬ 
steuer, der Vermögensteuer und des Gewinnabführungsbetrags verbleiben, weniger als fünf 
vom Hundert des Einheitswerts betragen würden. 

Dabei sind die Einkommensteuer, die. Körperschaftsteuer und die Vermögensteuer nur insoweit 
anzusetzen, als sie auf den gewerblichen Betrieb entfallen. 

( 3 ) Der Gewinnabführungsbetrag ist weder bei der Ermittlung des steuerlichen Einkommens ab¬ 
zugsfähig noch auf die Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer anrechnungsfähig. 
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§9 

Berücksichtigung von Einheitspreislieferungen 

Der Gewinnabführungsbetrag vermindert sich auf Antrag insoweit, als es dem Verhältnis zwischen 
dem Gesamtumsatz und der Summe der Lieferungen oder sonstigen Leistungen entspricht, die der 
Unternehmer zu Einheitspreisen oder Gruppenpreisen der Gruppe I ausführt. 

§10 

Ermächtigung 

Der Reichsminister der Finanzen erläßt die zur Ergänzung und Durchführung dieser Verordnung 
erforderlichen Vorschriften im Einvernehmen mit den beteiligten Reichsministern und dem Reichs¬ 
kommissar für die Preisbildung. 

§H 

Zeitlicher und örtlicher Geltungsbereich 

(1) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für das Kalenderjahr 1943. 

( 2 ) §§ 1 und 3 der Verordnung über die Erfassung außergewöhnlicher Gewinnsteigerungen 
während des Krieges vom 31. März 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 162) sind ab dem Kalenderjahr 1943 
nicht mehr anzuwenden. Die Vorschriften über die Belassung und Überlassung der Gewinnabfüh¬ 
rungsbeträge für 1941 und 1942 bleiben in Kraft. 

( 3 ) Diese Verordnung gilt auch in den eingegliederten Ostgebieten. 

Berlin, den 15. Mai 1944. 

Der Vorsitzende des Ministerrats für die Reichsverteidigung 
und Beauftragte für den Vierjahresplan 

G ö r i n g 
Reichsm arschall 

Der Generalbevollmächtigte für die Wirtschaft 

Walther Funk 

Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 

Dr. Lammers 


Verordnung zur Änderung 

der Zweiten Durchführungsverordnung über den kurzfristigen Wehrdienst. 

Vom 20. Mai 1944. 


Auf Grund von § 8 der Verordnung über 
kurzfristigen Wehrdienst bei der Luftwaffe vom 
7. Mai 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 280) wird ver¬ 
ordnet: ■ 

An § 2 der Zweiten Durchführungsverordnung 
über den kurzfristigen Wehrdienst vom 28. Juli 
1943 (ReichsgesetzbL I S. 452) wird angefügt: 


»Bei Jugendlichen unter 18 Jahren sind die 
Bestimmungen des Militärstrafgesetzbuchs 
(MStGB.) über Fahnenflucht (§§ 69, 70, 76, 
77 MStGB.), Dienstpflichtverletzung aus 
Furcht (§§ 49 Abs. 1, 84 bis 86 MStGB.), 
sowie § 50 MStGB. nicht anzuwenden, ge¬ 
schärfter Arrest ist als gerichtliche und als 
disziplinäre Strafe unzulässig.« 


Der Reichsminister der Luftfahrt 
und Oberbefehlshaber der Luftwaffe 

In Vertretung 
Förster 


Reichsgesetzbl. 1944 I 
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Verordnung 

über die Übertragung von Verwaltungsaufgaben auf die kreisangehörigen Gemeinden. 

Vom 26. Mai 1944. 


Zur Erzielung weitergehender Dezentralisation 
und Vereinfachung im Sinne einer volksnahen 
Verwaltung wird auf Grund gesetzlicher Er¬ 
mächtigung mit Zustimmung des Beauftragten 
für den Vier jahresplan und des Oberkommandos 
der Wehrmacht verordnet: 

§1 

Die obere Gemeindeaufsichtsbehörde überträgt 
Verwaltungsaufgaben, für die auf Grund gesetz¬ 
licher oder sonstiger Bestimmungen die Zustän¬ 
digkeit des Landrats gegeben ist, auf kreisange¬ 
hörige Gemeinden zur Erfüllung nach Anwei¬ 
sung unter der Voraussetzung, daß seitens der 
Gemeinde in persönlicher und sachlicher Hinsicht 
eine ordnungsmäßige Bearbeitung gewährleistet 
ist. Entsprechendes gilt für Angelegenheiten, 
die den Landkreisen als Auftragsangelegenheiten 
übertragen sind. 

§2 

Die Zuständigkeit zur Entscheidung über 
Rechtsmittel und Beschwerden in den gemäß § 1 
übertragenen Verwaltungsentscheidungen bleibt 
unberührt. 

Berlin, den 26. Mai 1944. 


§3 

Die obere Gemeindeaufsichtsbehörde hat die Zu¬ 
ständigkeitsübertragung rückgängig zu machen, 
wenn in einer Gemeinde die persönlichen und 
sachlichen Voraussetzungen für eine ordnungs¬ 
mäßige Bearbeitung entfallen. 

§4 

In den Provinzen Rheinland und Westfalen 
finden die vorstehenden Bestimmungen über die 
Übertragung von Verwaltungsaufgaben auf die 
Ämter entsprechende Anwendung. Das gleiche 
gilt für die Kirchspielslandgemeinden in der 
Provinz Schleswig-Holstein. 

§5 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1944 in 
Kraft. Sie gilt auch in den eingegliederten Ost¬ 
gebieten. Bestehende Bestimmungen, die die Über¬ 
tragung von Verwaltungsaufgaben von den Land¬ 
räten (Landkreisen) auf kreisangehörige Gemein¬ 
den vorsehen, bleiben unberührt. 

§6 

Der Reichsminister des Innern erläßt die zur 
Durchführung und Ergänzung erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichs Verwaltung 

H. Himmler 


Verordnung 

über die Anstellung der Inhaber des Angestelltenscheins. 
Vom 26. Mai 1944. 


Um den unteren Reichsarbeitsdienstführern, 
die eine Anstellung im öffentlichen Dienst er¬ 
streben und deshalb den Angestelltenschein ge¬ 
wählt haben, ihre aus diesem Schein erworbenen 
Rechte zu sichern, wird auf Grund des § 42 
Abs. 2 des Reichsarbeitsdienstversorgungsgeset- 
zes in der Fassung der Bekanntmachung über 
die zusammenhängende Fassung der für die 
Reichsarbeitsdienstfürsorge und -Versorgung gel¬ 
tenden Vorschriften (RADVG.-M) vom 29. Sep¬ 
tember 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1253) von der 
Reichsregierung folgendes verordnet: 


Voraussetzung für die Wahl des Angestelltenscheins 

§1 

Die Wahl des Angestelltenscheins (§ 42 Abs. 1 
Reichsarbeitsdienstversorgungsgesetz-M) setzt 
den Besuch einer Fachschule der AVehrmacht 
oder des Reichsarbeitsdienstes voraus. 

Bewerbung 

§2 

Bewerben sich Reichsarbeitsdienstführer auf 
Grund des Angestelltenscheins um eine vertrag¬ 
liche Anstellung im öffentlichen Dienst, so sind 
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sie vor allen sonstigen Bewerbern bevorzugt zu 
berücksichtigen. Die Reichsarbeitsdienstführer 
haben sich sofort nach Aushändigung des An¬ 
gestelltenscheins um eine solche Anstellung nach 
freier Wahl zu bewerben. Die Bewerbung ist 
nur innerhalb von zwei Jahren nach Ausstellung 
des Angestelltenscheins zulässig. Die Bewerber 
müssen die für diese Stellen vorgeschriebene 
oder, mangels solcher Vorschriften, die übliche 
Vorbildung besitzen. Dabei darf von den Inha¬ 
bern des Angestelltenscheins nur das für die zu 
besetzende Stelle erforderliche Mindestmaß an 
körperlicher Rüstigkeit verlangt werden. 

Anstellung 

§3 

Die Inhaber des Angestelltenscheins dürfen 
nicht befristet angestellt werden. Das vertrag¬ 
liche Anstellungsverhältnis darf nur aus wich¬ 
tigen Gründen, die in der Person des Anstel¬ 
lungsberechtigten liegen, oder wegen Auflösung 
der Beschäftigungsdienststelle, wenn sich eine 
Überweisung an eine andere Dienststelle nicht 
ermöglichen läßt, gekündigt werden. Zur Kün¬ 
digung ist die Genehmigung der obersten Dienst¬ 
behörde erforderlich. 

Entlassung wegen Nichteignung 

§4 

Eine Entlassung von Inhabern des Angestell¬ 
tenscheins wegen Nichteignung kann nur inner¬ 
halb von vier Monaten seit der Einstellung aus¬ 
gesprochen werden. Ist der Anstellungsberech¬ 
tigte mit der Entlassung nicht einverstanden, so 
entscheidet über seinen Einspruch die oberste 
Dienstbehörde ausschließlich und endgültig; der 
Einspruch hat aufschiebende Wirkung. 

Anzeigepflicht der Inhaber des Angestelltenscheins 

§5 

Inhaber des Angestelltenscheins haben inner¬ 
halb von drei Monaten nach der Aushändigung 
des Angestelltenscheins dem für ihren Wohnort 
zuständigen Arbeitsgauführer schriftlich oder 
mündlich zu melden, bei welchen Behörden, 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts, Verbänden von solchen oder 
Betrieben dieser Stellen und für welche Ange¬ 
stelltenstellen sie sich beworben haben (§ 2). 
Ferner haben sie dem Arbeitsgauführer am Ende 
jedes weiteren Vierteljahres zu melden, ob und 
welchen Erfolg ihre Bewerbungen gehabt haben. 
Die Arbeitsgauführer geben diese Meldungen 
unverzüglich an das Versorgungsamt V Berlin 
weiter. 


Erloschen und Entzug des Angestelltenscheins 

§6 

(1) Der Angestelltenschein erlischt mit der 
vertraglichen Anstellung im öffentlichen Dienst. 
Eine Tätigkeit als Angestellter im öffentlichen 
Dienst gilt jedoch während der ersten vier Mo¬ 
nate dieser Beschäftigung nicht als Anstellung. 

( 2 ) Der Angestelltenschein lebt wieder auf, 
wenn der Berechtigte innerhalb eines Jahres 
nach der ersten vertraglichen Anstellung im öf¬ 
fentlichen Dienst die Angestelltenstelle ohne 
eigenes Verschulden verliert oder wieder auf¬ 
geben muß. Mit der zweiten vertraglichen An¬ 
stellung im öffentlichen Dienst erlischt der An¬ 
gestelltenschein endgültig. 

( 3 ) Der Angestelltenschein erlischt ferner, 
wenn der Berechtigte ohne Zustimmung des 
Reichsarbeitsführers eine ihm zugewiesene An¬ 
gestelltenstelle nicht annimmt oder der Einberu¬ 
fung in eine Angestelltenstelle nicht folgt. 

§7 

Der Angestelltenschein kann entzogen werden, 
wenn der Berechtigte aus einem von ihm zu 
vertretenden Grunde nicht in eine Angestellten¬ 
stelle einberufen wird. Die Entscheidung trifft 
der Reichsarbeitsführer. 

§8 

Der Reichsarbeitsführer kann in den Fällen 
des Erlöschens nach § 6 Abs. 3 und in den Fäl¬ 
len der Entziehung nach § 7 Fürsorge nach § 15 
Abs. 2 des Reichsarbeitsdienstversorgungsge- 
setzes-M gewähren; bereits erhaltene Fürsorge¬ 
bezüge sind anzurechnen, der Angestelltenschein 
ist zurückzugeben. 

Anzeigepllicht der Beschäftigungsdienststellen 

§9 

Die Beschäftigungsdienststellen sind verpflich¬ 
tet, dem Versorgungsamt V Berlin unverzüglich 
die Einstellung von Inhabern des Angestellten¬ 
scheins und jede Zuwiderhandlung im Sinne des 
§ 6 Abs. 3 mitzuteilen. 

Unterhaltsbeitrag 

§10 

Inhaber des Angestelltenscheins erhalten für 
die Dauer der Gültigkeit des Angestelltenscheins 
einen Unterhaltsbeitrag in Höhe der letzten 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge mit Kinderzu¬ 
schlägen nach § 120 des Reichsarbeitsdienstver- 
sorgungsgesetzes-M. Die während der ersten 
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haber des Angestelltenscheins Umzugs- und 
Reisekostenvergütung sowie Trennungsentschä¬ 
digung nach den für versetzte Angestellte des 
öffentlichen Dienstes geltenden Vorsehrif ten. Für 
die Inhaber des Angestelltenscheins ist hierbei 
die Vergütungsgruppe maßgebend, in der sie 
vertraglich angestellt werden. Im übrigen gel¬ 
ten die Durchführungsvorschriften zu § 37 Abs. 4 
des Reichsarbeitsdienstversorgungsgesetzes - M 
sinngemäß. 

Inkrafttreten 
§13 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1944 in Kraft. 

( 2 ) Der Reichsarbeitsführer erläßt im Einver¬ 
nehmen mit dem Oberkommando der Wehrmacht, 
dem Reichsminister des Innern und dem Reichs¬ 
minister der Finanzen die zur Durchführung 
und Ergänzung dieser Verordnung erforder¬ 
lichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 

Berlin, den 26. Mai 1944. 

Der Reichsarbeitsführer 

Hierl 

Der Reichsminister des Innern 
H. Himmler 

Der Reichsminister der Finanzen 
Graf Schwerin von Krosigk 

Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 

Dr. Lammers 


vier Monate der Tätigkeit als Angestellter im 
öffentlichen Dienst empfangenen Gehaltsbezüge 
sind auf den Unterhaltsbeitrag anzurechnen. 
Der Unterhaltsbeitrag wird von den Versor¬ 
gungsstellen bei den Arbeitsgauführern festge¬ 
stellt und vom Versorgungsamt V Berlin gezahlt. 
Die Zahlung des Unterhaltsbeitrags ist mit Ende 
des Monats einzustellen, in dem der Angestell¬ 
tenschein nach § 6 erlischt oder nach § 7 ent¬ 
zogen wird. 

Dienstbelohnung 

§11 

Neben dem Angestelltenschein wird eine Dienst¬ 
belohnung nach § 46 Abs. 1 des Reichsarbeits- 
dienstversorgungsgesetzes-M gewährt. 

Umzugskosten, Trennungsentschädigung 
§12 

Macht die vertragliche Anstellung im öffent¬ 
lichen Dienst einen Umzug oder eine getrennte 
Haushaltführung notwendig, so erhalten die In- 
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Verordnung über die Einführung der »Ehrenblatt-Spange«. 

Vom 30. Januar 1944. 

Die im Ehrenblatt des Deutschen Heeres genannten Soldaten erhalten zur äußerlichen 
Kenntlichmachung die »Ehrenblatt-Spange«. 

Dieses Abzeichen besteht aus einem Hakenkreuz im Eichenkranz in goldener Ausführung. 
Es wird auf dem Band des Eisernen Kreuzes von 1939 getragen. 

Durchführungsbestimmungen erläßt der Chef des Heerespersonalamts in meinem Aufträge. 

Führer-Hauptquartier, den 30. Januar 1944. 

Der Führer 

Adolf Hitler 


Verordnung 

zur Änderung des Gesetzes über die Ablösung öffentlicher Anleihen. 
Vom 31. Mai 1944*). 


Auf Grund der Verordnung über Maßnahmen 
auf dem Gebiet des Wertpapierrechts und des 
Bankwesens vom 15. Dezember 1943 (Reichsge- 
setzbl. I S. 677) wird im Einvernehmen mit dem 
Reichsminister der Finanzen verordnet: 


sung öffentlicher Anleihen vom 16. Juli 1925 
(Reichsgesetzbl. I S. 137) in der Fassung des 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung von Vor¬ 
schriften auf dem Gebiete des Finanzwesens vom 
23. März 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 232) ist an 
die Stelle des zweiten Satzes: »Es finden jähr¬ 
lich zwei Ziehungen statt, und zwar im Juni 


§1 

Im §13 Abs. 2 des Gesetzes über die Abiö- 


*) Veröffentlicht im Deutschen Keichsanzeiger und Preußischen Staatsanzeiger Nr. 122 vom 1. Juni 1944. 
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und Dezember jeden Jahres.« zu setzen: »Es 
findet jährlich im Oktober eine Ziehung statt.« 

§2 

Im § 14 des genannten Gesetzes sind im Abs. 1 
derKlammerzusatz »(30.September und31 .März)« 

Berlin, den 31. Mai 1944. 


und im Abs. 2 der Klammerzusatz »(1. Oktober 
und 1. April)« zu streichen. 

§3 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. Juni 1944 in Kraft. 


Der Reichsminister der Justiz 

In Vertretung 
Klemm 


Fünfundzwanzigste Bekanntmachung 

über die Eintragung von verzinslichen Schatzanweisungen des Deutschen Reichs 

in das Reichsschuldbuch 

Vom 27. Mai 1944 

Auf Grund von § 21 Absatz 2 der Reichssehuldenoi'dnung in Verbindung mit Artikel I der Ver¬ 
ordnung zur Ergänzung der Reichsschuldenordnung vom 29. Dezember 1936 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1156) habe ich bestimmt, daß den Schuldverschreibungen nach § 21 Absatz 1 der Reichsschulden¬ 
ordnung und den Vorschriften des Reichsschuldbuchgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Mai 1910 (Reichsgesetzbl. S. 840) weiter gleichzusetzen sind die 

3 1 / 2 0 / 0 ig en Schatzanweisungen des Deutschen Reichs von 1944, Folgen II und III. 

Die Schatzanweisungen können somit ebenfalls in das Reichsschuldbuch eingetragen werden. 

Berlin, 27. Mai 1944 

Der Reichs minister der Finanzen 

Im Auftrag 
Bayrhof fer 
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Verordnung über bäuerliche Eigenjagdbezirke im Hochgebirge. 
Vom 23. Mai 1944. 


Auf Grund des § 70 des Reichsjagdgesetzes 
vom 3. Juli 1934 (Reichsgesetzbl.I S. 549) wird 
mit Zustimmung der beteiligten Reichsminister 
verordnet: 

§ 1 

(1) Im Hochgebirge und seinem Vorland bilden 
auch zusammenhängende Grundflächen von we¬ 
niger als 300 Hektar Größe einen Eigenjagd¬ 
bezirk, wenn sie in ihrer Gesamtheit zu einem 
Erbhofe gehören und mindestens 115Hektar 
groß sind. Gleiches gilt für zusammenhängende 
Grundflächen, wenn sie zu mehreren Erbhöfen 
oder zu Höfen von Bauern und Landwirten ge¬ 
hören und bei ihrer Teilung in Natur der Anteil 
wenigstens eines Erbhofes mindestens 115 Hektar 
betragen würde. 

( 2 ) Als Erbhöfe gelten dabei in Tirol auch die 
zu einem geschlossenen Hofe im Sinne des Ge- 

Berlin, den 23. Mai 1944. 


setzes vom 12. Juni 1900 (LGB1.f. IirolNr. 47) 
gehörigen Grundflächen. 

§2 

( 1 ) In den nach § 1 zugelassenen Eigenjagd- 
bezirken von weniger als 300 Hektar Größe ist 
die Übertragung des Jagdausübungsrechts nur 
an einen benachbarten Jagdausübungsberech¬ 
tigten zulässig. Gleiches gilt für die sonstige 
Überlassung der Jagdausübung gegen Entgelt. 

( 2 ) Im übrigen finden die Bestimmungen des 
Reichsjagdgesetzes auch für diese Eigenjagd¬ 
bezirke Anwendung. 

§3 

Diese Verordnung tritt am 14. Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 


Der Reichsjägermeister 
In Vertretung 
Klagges 

Mit der Führung der Geschäfte des Staatssekretärs beauftiagt 
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Verordnung über Zolländerungen. 
* Vom 31. Mai 1944*) 


Ich verordne auf Grund der §§ 49 Absatz 2 
und 50 Absatz 2 des Zollgesetzes im Einverneh¬ 
men mit dem Reichsminister für Ernährung und 
Landwirtschaft und mit dem Reichswirtschafts¬ 
minister : 

§1 

Der Zolltarif wird wie folgt geändert: 

1. In der Tarifnr. 544 (Enthaarte halb- oder 
ganzgare usw. Schaf- und Ziegenfelle usw.) wird 
in der Anmerkung »30. April 1944« ersetzt durch 
»30. April 1945«. 

2. In der Tarifnr. 844 (Aluminium usw.) wird 
in der Anmerkung »31.März 1944« ersetzt durch 
»31. März 1946«. 

§ 2 

In der Ausfuhrzoll-Liste wird die Anmerkung 


in der Tarifnr. 12 Absatz 2 durch die folgende 
Bestimmung ersetzt: 


Anmerkung zu Nr. 11 und 12. Futter¬ 
erbsen, Futter- (Pferde- usw.) Bohnen, 
Wicken, Lupinen, wenn sie mit Geneh¬ 
migung einer vom Eeichsminister für 
Ernährung und Landwirtschaft zu be¬ 
stimmenden Stelle aus dem Zollinland 
ausgeführt werden . 


frei 


§3 

Es treten in Kraft: 


a) die Vorschrift in dem § 1 Nr. 1 am 1. Mai 
1944, 

b) die Vorschrift in dem § 1 Nr. 2 am 1. April 
1944, 

c) die Vorschrift in dem § 2 am 1. März 1944. 


Berlin, 31. Mai 1944 


Der Reichs minister der Finanzen 

Im Auftrag 

_ Wucher 

*) Veröffentlicht im Deutschen Reichsanzeiger und Preußischen Staatsanzeiger Nr. 124 vom 3. Juni 1944. 


Verordnung über die Anwendung der Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
in den Alpen- und Donau-Reichsgauen, im Reichsgau Sudetenland 
und im Protektorat Böhmen und Mähren. 

Vom 31. Mai 1944. 


Auf Grund des Artikels 8 der Verordnung zur 
Änderung der Gebührenordnung für Rechtsan¬ 
wälte vom 21. April 1944 (Reichsgesetzbl. IS. 104) 
wird verordnet: 

I. Ausführungs- und Anpassungsbestinunungen für 
die Alpen- und Donau-Reichsgaue, den Reichsgau 
Sudetenland und das Protektorat Böhmen und 
Mähren 

§1 

(1) In den Alpen- und Donau-Reichsgauen, im 
Reichsgau Sudetenland und im Verfahren vor den 
deutschen Justizbehörden im Protektorat Böhmen 
und Mähren bestimmt sich die Vergütung der 
Rechtsanwälte für die Tätigkeit in Strafsachen 
ausschließlich nach den Vorschriften der Gebüh¬ 
renordnung für Rechtsanwälte. Im Protektorat 
Böhmen und Mähren gilt dies auch für Rechtsan¬ 
wälte, die nach § 13 Abs. 2 der Verordnung über 
die deutsche Gerichtsbarkeit im Protektorat Böh¬ 
men und Mähren vom 14. April 1939 (Reichsge¬ 
setzbl. I S.752) zur Vertretung und Verteidigung 
vor den deutschen Gerichten ermächtigt sind. 

( 2 ) Die §§ 2 bis 7, 50, 63 bis 74, § 75 Abs. 1, § 76 
Abs. 1, 2, §§ 77 bis 86, 86b, 88 bis 90 und 93 der 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte gelten sinn¬ 


gemäß. § 93 der Gebührenordnung für Rechts¬ 
anwälte und Artikel 5 der Verordnung zur Ände¬ 
rung der Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
vom 21. April 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 104) gel¬ 
ten auch für die Berufstä tigkeit des Rechtsanwalts 
in anderen Sachen als Strafsachen. 

§2 

(1) Die Vorschriften der Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte über die Gebühren in Strafsachen 
gelten sinngemäß auch für Dienststrafverfahren 
sowie ehren- oder berufsgerichtliche Verfahren. 
In den Alpen- und Donau-Reichsgauen und im 
Reichsgau Sudetenland gelten sie entsprechend 
auch für Verwaltungsstrafverfahren. 

( 2 ) Die Gebühren richten sich nach den Sätzen, 
die für das Verfahren vor dem Amtsgericht geltem 
Verwaltungsstrafverfahren und andere Verfah¬ 
ren, in denen keine Hauptverhandlung stattfin¬ 
det, stehen dem Vorverfahren bis zum Beginn der 
Hauptverhandluiig gleich. 

§ 3 

In den I allen des § 75 der Gebührenord¬ 
nung für Rechtsanwälte (Kostenfestsetzung und 
Zwangsvollstreckung in Strafsachen) richten sich 
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die Gebühren des Rechtsanwalts nach dem am 
Ort seiner Zulassung geltenden Rechtsanwalts¬ 
tarif. 

§4 

Die Schreibgebühr des Rechtsanwalts in Straf¬ 
sachen (§ 76 der Gebührenordnung für Rechts¬ 
anwälte) beträgt für die Seite, die 28 Zeilen von 
durchschnittlich 15 Silben enthält, 25 iRpf, , auch 
wenn die Herstellung auf mechanischem Wege 
(Druck, Lichtbild usw.) stattgefunden hat. Jede 
Seite wird als voll gerechnet. Für bestimmte 
Arten von Fällen kann im Verwaltungsweg die 
Höhe der Schreibgebühr anderweit geregelt wer¬ 
den. 

§5 * 

Die Beschlüsse über die Festsetzung der vom 
Auftraggeber zu zahlenden Rechtsanwaltskosten 
(§ 86 b der Gebührenordnung für Rechtsanwälte) 
sind bis auf weiteres nicht anfechtbar. Sie wer¬ 
den nach denVorschriften der Exekutionsordnung 
vollstreckt. 

II. Besondere Ausführungs- und Anpassungsvor- 
Schriften für die Alpen- und Donau-Reichsgaue 

§6 

Die Strafprozeßordnung vom 23. Mai 1873 
(RGBl. Nr. 119) wird geändert, wie folgt: 

1. Im § 381 Abs. 1 erhält die Nr. 4 folgende neue 
Fassung: 

»4. Die Gebühren der von Amts wegen bestell¬ 
ten Verteidiger (§ 18 der Durchführungs¬ 
verordnung vom 13. März 1940, Reichsge- 
setzbl. I S. 489);«. 

2. Die Abs. 1 und 2 des § 393 erhalten folgende 
neue Fassung: 

»Wer sich im Strafverfahren eines Vertreters 
bedient, hat in der Regel auch die dafür auf- 
laufenden Kosten zu tragen. 

Der von Amts wegen zum Verteidiger be¬ 
stellte Rechtsanwalt erhält die Gebühren nach 
Maßgabe der Gebührenordnung für Rechts¬ 
anwälte aus der Reichskasse.« 

3. § 395 erhält folgende neue Fassung: 

»§ 395 

Die nach § 393 Abs. 3 zu ersetzenden Kosten 
werden auf Antrag eines Beteiligten vom Ge¬ 
richt erster Instanz durch Besch] uß festgesetzt. 
Dabei ward geprüft, ob die Vertretungshand¬ 
lungen notwendig oder sonst gerechtfertigt 
sind. Vor der Entscheidung werden die Betei¬ 
ligten gehört. Die Kosten des Festsetzungs¬ 
verfahrens sind Kosten des Strafverfahrens.« 

Berlin, den 31. Mai 1944. 


4. Im § 488 Nr. 2 entfallen die Worte: »und über 
die Voraussetzungen der Bestellung eines Ar¬ 
menvertreters«. 

5. § 41 Abs. 2, § 220 Abs. 1 Sätze 3 und 4 und 
§ 394 werden gestrichen. 

§7 

§ 18 der Durchführungsverordnung zur Zustän¬ 
digkeitsverordnung vom 13. März 1940 (Reiclis- 
gesetzbl. I S. 489) wird geändert, wie folgt: 

1. Der zweite Satz lautet: »Im übrigen gelten fol¬ 
gende Bestimmungen:«. 

2. In Nr. 1 entfallen die Worte: »und ihm auch 
kein Armen Vertreter beigegeben wird«. 

3. In Nr. 2 entfallen die Worte: »ein Armenver¬ 
treter oder«. 

4. Nr. 3 wild gestrichen. 

5. In Nr. 4 entfallen die Worte: »Armen Vertreter 
oder«. 

§8 

§ 7 der Verordnung zur Durchführung der Ver¬ 
ordnung über die Einführung der Vorschriften 
über Hochverrat und Landesverrat im Lande 
Österreich vom 20. Juni 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 641) erhält folgende neue Fassung: 

»§7 

Bestellte Verteidiger erhalten in Strafsachen 
wegen strafbarer Handlungen, die im bisheri¬ 
gen Reichsgebiet nicht zur Zuständigkeit des 
Volksgerichtshofs gehören, die für die Vertei¬ 
digung vor dem Sondergericht bestimmten Ge¬ 
bühren.« 

§9 

Artikel III der Strafprozeßnovelle 1918(StGBl. 
Nr. 93) wird aufgehoben. 

§10 

Wo die Vorschriften der Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte auf die Reichs-Strafprozeßord¬ 
nung verweisen, sind die Vorschriften der österr. 
Strafprozeßordnung entsprechend anzmvenden. 

§H 

Die für Rechtsanwälte- erlassenen Gebühren¬ 
vorschriften gelten auch für die Tätigkeit der 
Notare in Strafsachen. 

III. Schlußbestimnning 

Diese Verordnung tritt mit dem 1. Juni 1944 
in Kraft. 


Der Reichs minister der Justiz 
Dr. T h i e r a c k 
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Verordnung über die Sammelverwahrung von Wechseln. 
Vom 9. Juni 1944. 


Auf Grund des § 4 Abs. 2 der Verordnung 
über weitere Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Handelsrechts während des Krieges vom 4. Ok¬ 
tober 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1337) wird ver¬ 
ordnet : 

§1 

' (l) Eigene Wechsel, die auf die Deutsche 
Reichsbank als Wechselnehmerin ausgestellt und 
von dieser unter Ausschluß der im Artikel 15 
Abs. 1 des Wechselgesetzes vorgesehenen Haf¬ 
tung mit Blanko-Indossament versehen worden 
sind, können von der Deutschen Reichsbank 
(Wertpapiersammelbank) in Sammelverwahrung 
genommen werden, soweit sie von demselben 
Aussteller herrühren, in ihnen die gleiche Ver- 

Berlin, den 9. Juni 1944. 


fallzeit und der gleiche Zahlungsort angegeben 
sind und sie keine weitere wechselmäßige Unter¬ 
schrift tragen. 

( 2 ) Für die SammelVerwahrung der im Abs. 1 
bezeichneten Wechsel gelten die Vorschriften 
des Gesetzes über die Verwahrung und Anschaf¬ 
fung von Wertpapieren vom 4. Februar 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 171) in Verbindung mit der 
Verordnung zur Vereinfachung des Wertpapier¬ 
verkehrs vom 22. Dezember 1942 (Reichsgesetzbl. 
1943 I S. 1) sinngemäß. 

• §2 

Diese Verordnung tritt am 15. Juni 1944 in 
Kraft. 


Der Reichsminister der Justiz 
Dr. Thierack 


Mitteilung 

der Geschäftsstelle des Reichsgesetzblatts 

Vom 1. Juli 1944 ab wird das Reichsgesetzblatt, Teil I, 
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Zweite Verordnung 

über die Meldung von Männern und Frauen für Aufgaben der Reichsverteidigung. 

Vom 10. Juni 1944. 


Um für den totalen Kriegseinsatz weitere 
Kräfte zu erfassen, verordne ich in Ergänzung 
der Verordnung über die Meldung von Männern 
und Frauen für Aufgaben der Reichsverteidi¬ 
gung vom 27. Januar 1943 (Reichsgesetzbl. I 

S. 67) auf Grund besonderer Ermächtigung durch 
den Führer: ^ 

(1) Alle Männer vom vollendeten 16. bis zum 
vollendeten 65. Lebensjahr und alle Frauen vom 
vollendeten 17. bis zum vollendeten 45. Lebens¬ 
jahr, die im Reichsgebiet wohnen, einschließlich 
der Protektoratsangehörigen und der Schutz¬ 
angehörigen haben sich bei dem für ihren Wohn¬ 
ort zuständigen Arbeitsamt nach Maßgabe be¬ 
sonderer Aufrufe des Arbeitsamts zu melden. 
Stichtag für den Eintritt in die Meldepflicht 
(Vollendung des 16. oder 17. Lebensjahres) ist 
der Tag, an dem der Aufruf des Arbeitsamts 
erlassen wird; für das Ausscheiden aus der 
Meldepflicht (Vollendung des 65. oder 45. Le¬ 
bensjahres) verbleibt es bei dem Stichtag vom 
29. Januar 1943. 

( 2 ) Die Meldung erfolgt auf einem besonderen 
Formblatt, das beim Arbeitsamt erhältlich ist. 

§ 2 

( 1 ) Von der Meldung sind befreit: 

1. Männer und Frauen, die sich auf Grund 
der Verordnung vom 27- Januar 1943 
oder dieser Verordnung beim Arbeitsamt 
schon einmal gemeldet haben, 

2. Männer und Frauen, die am Tage des In¬ 
krafttretens dieser Verordnung bereits im 
Freiwilligen Ehrendienst für die deutsche 
Kriegswirtschaft eingesetzt sind, für die 
Dauer dieser Tätigkeit, 

3. Ausländer mit Ausnahme der Staatenlosen, 

4. Männer und Frauen, die in einem öffent¬ 
lich-rechtlichen Dienstverhältnis stehen, 


sowie die zur Wehrmacht, zur Polizei und 
zum Reichsarbeitsdienst Einberufenen, 

5. Männer und Frauen, die mindestens seit 
einem Monat vor dem Tage, an dem der 
Aufruf des Arbeitsamts erlassen wird, in 
einem Beschäftigungsverhältnis stehen, 
dessen Arbeitszeit 48 Stunden oder mehr 
in der Woche beträgt, 

6. selbständige Berufstätige, die mindestens 
seit einem Monat vor dem Tage, an dem 
der Aufruf des Arbeitsamts erlassen wird, 
mehr als fünf Personen beschäftigen, 

7. Männer und Frauen, die in der Landwirt¬ 
schaft voll tätig sind, 

8. Männer und Frauen, die hauptberuflich 
selbständig im Gesundheitswesen tätig sind, 

9. Geistliche, 

10. Schüler und Schülerinnen, die eine öffent¬ 
liche oder private allgemeinbildende Schule 
(Haupt-, Mittel- oder höhere Schule) be¬ 
suchen, 

11. Anstaltspfleglinge, die erwerbsunfähig 
sind. 

( 2 ) Von der Meldung sind werdende Mütter 
befreit. Ferner sind von der Meldung ausge¬ 
nommen Frauen mit einem noch nicht schul¬ 
pflichtigen Kind oder mindestens zwei Kindern 
unter 14 Jahren, die im gemeinsamen Haushalt 
leben; haben diese Frauen jedoch kein Kind 
unter zwei Jahren, so sind sie dann zur Meldung 
verpflichtet, wenn sie mit weiblichen Familien¬ 
angehörigen in Wohngemeinschaft leben, die das 
18. Lebensjahr vollendet haben und nicht selbst 
berufstätig sind. 

§3 

Die Meldepflichtigen haben das Recht, auf 
dem Formblatt zu erklären, für welche Beschäf- 
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tigung sie sich für besonders befähigt halten 
und gegebenenfalls auch außerhalb ihres Wohn¬ 
ortes zur Verfügung stellen. 


Die Meldepllichtigen haben dem Arbeitsamt 
auf Verlangen alle notwendigen Unterlagen vor¬ 
zulegen sowie alle erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. Das Arbeitsamt kann auch das persön¬ 
liche Erscheinen anordnen. 


§ 5 

(l) Das Arbeitsamt kann von dem Meldepflich¬ 
tigen die Meldung und das persönliche Erschei¬ 


nen durch Zwangsgeld bis zu 1000 Reichsmark 
erzwingen. Die Zwangsgelder werden im Ver¬ 
waltungszwangsverfahren beigetrieben und flie¬ 
ßen dem Reichsstock für Arbeitseinsatz zu. 

( 2 ) Meldepflichtige, die gegen die Vorschrif¬ 
ten dieser Verordnung verstoßen, werden auf 
Antrag des Leiters des Arbeitsamts mit Gefängnis 
und Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 
bestraft. 

§6 

Diese Verordnung tritt am Tage der Verkün¬ 
dung in Kraft. Sie gilt auch in den eingeglie¬ 
derten Ostgebieten. 


Berlin, den 10. Juni 1944. 


Der Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz 

S a u c k e 1 


Verordnung 

über die Unterstellung des Zollgrenzschutzes unter die Wehrmachtgerichtsbarkeit 
und die militärischen Strafgesetze. 

Vom 11. Juni 1944. 


Auf Grund von § 2 der Verordnung über Stra¬ 
fen und Strafverfahren im Zollgrenzschutz vom 
17. August 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1158) wird 
im Einvernehmen mit den Reichsministern der 
Finanzen und der Justiz verordnet: 

§ 1 

(1) Für die Angehörigen des Zollgrenzschutzes 
gelten bei folgenden Straftaten die Vorschriften 
des Militärstrafgesetzbuchs sinngemäß: 

Dienstpflichtverletzung im Felde (§ 62), 
Unerlaubte Entfernung (§§ 64, 65), 
Dienstpflichtverletzung aus Furcht, Feig¬ 
heit (§§ 84 bis 86), 

Strafbare Handlungen gegen die Pflichten 
der militärischen Unterordnung (§.§ 89, 
91, 92, 94 bis 98, 101, 102, 103 bis 112), 
Mißbrauch der Dienstgewalt (§§114bis 125), 
Widerrechtliche Handlungen im Felde gegen 
Personen oder Eigentum (§§ 128, 129, 
132, 134), 

Falsche Meldungen gegenüber Vorgesetzten 
Dienststellen (§ 139), 

Wach Verfehlung (§ 141). 

( 2 ) Zum Zollgrenzschutz gehören auch die 
Amtsträger der Grenzzollstellen, Ansageposten 
und des Zollfahndungsdienstes, wenn sie im Zoll¬ 
grenzschutz tätig werden. 

§ 2 

Für die Aburteilung der nach § 1 strafbaren 
Handlungen sind die Wehrmachtger-ichte zu¬ 
ständig. Für andere Straftaten sind sie nur dann 
zuständig, wenn der Gerichtsherr erklärt, daß 
überwiegende militärische Belange die Verfol¬ 
gung durch Wehrmächtgerichte erfordern. Un¬ 
berührt bleibt deren Zuständigkeit nach § 2 Nr. 4 
und § 3 der Kriegsstrafverfahrensordnung. 


§3 

( 1 ) Die Dienstvorgesetzten des Zollgrenz¬ 
schutzes können Straftaten, für die die Zustän¬ 
digkeit der Wehrmachtgerichte nach § 2 begrün¬ 
det ist, nach der Dienststrafordnung für den 
Zollgrenzschutz (Verordnung vom 7. Januar 1942 
— Reichsministerialbl. S. 14) ahnden, wenn die 
dienststrafrechtliche Ahndung nach der Schuld 
des Täters und den Folgen der Tat ausreicht. 

( 2 ) Die Dienstvorgesetzten des Zollgrenz¬ 

schutzes haben dem Gerichtsherrn den Sachver¬ 
halt und die disziplinäre Erledigung anzuzeigen. 
Entspricht die disziplinäre Erledigung nicht der 
Sach- und Rechtslage, so verfügt der Gerichts¬ 
herr die Anklage. Auf die gerichtliche Strafe 
wird eine verbüßte Dienstfreiheitsstrafe ange¬ 
rechnet. „ . 

5 4 

( 1 ) Bei Verhandlungen der Feldkriegsgerichte 
gegen Angehörige des Zollgrenzschutzes wird 
ein Beisitzer aus den Reihen des Zollgrenzschutzes 
entnommen. 

( 2 ) Vor der Entscheidung im .Nachprüfungs¬ 
verfahren wird der Oberfinanzpräsident (Leiter 
der Kommandostelle, Leiter der Hauptbefehls¬ 
stelle des Zollgrenzschutzes) gehört. 

( 3 ) Für das Gnadenverfahren gilt die Wehr¬ 
machtgnadenordnung. 

§ 5 

Stellt der Gerichtsherr das Verfahren ein oder 
sieht er von der Anklage ab, so überläßt er, wenn 
er eine disziplinäre Ahndung für notwendig hält, 
diese dem zuständigen Dienstvorgesetzten des 
Zollgrenzschutzes. 


§6 

Die Verordnung tritt am 15. Juli 1944 in 
Kraft. 

Führer-Hauptquartier, den 11. Juni 1944. 

Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 

Keitel 
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Polizeiverordnung 

über die Anzeige von Schadensfällen in den der Gewerbeaufsicht unterstehenden Betrieben 

und an überwachungspflichtigen Anlagen. 

Vom 14. Juni 1944. 


Auf Grund der Verordnung über die Polizei¬ 
verordnungen der Reichsminister vom 14. No¬ 
vember 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1582) wird im 
Einvernehmen mit dem Reichsminister des Innern 
verordnet: 

§1 

Unternehmer und Betriebsleiter gewerblicher 
Betriebe sowie deren Stellvertreter sind ver¬ 
pflichtet, bei Explosionen, schweren Unfällen 
und sonstigen schweren Schadensfällen in ihren 
Betrieben unverzüglich — notfalls fernmündlich 
oder telegraphisch — das für ihren Betrieb zu¬ 
ständige Gewerbeaufsichtsamt zu verständigen. 
Als schwerer Unfall gilt insbesondere jeder töd¬ 
liche Unfall. 

§2 

Betreiber von Dampfkesseln und sonstigen 
überwachungspflichtigen Anlagen im Sinne des 
§ 24 der Gewerbeordnung für das Deutsche Reich 
sind in gleicher Weise zur Verständigung des 
Gewerbeaufsichtsamts auch dann verpflichtet, 
wenn die Anlagen nicht Bestandteile gewerb¬ 
licher Betriebe sind. Dies gilt nicht für Anlagen 
in Betrieben, die unter Aufsicht der Bergbehörde 
stehen, und für die Anlagen solcher Verwaltun¬ 
gen des Reichs und der Länder, die die technische 
Überwachung durch eigene Beamte ausüben. 


§3 

Unternehmer und Betriebsleiter gewerblicher 
Betriebe und Betreiber von Dampfkesseln und 
sonstigen überwachungsp flieh tigenAnlagen haben 
die Behörden und Dienststellen bei der Unter¬ 
suchung und Aufklärung von Unfällen und Schä¬ 
den zu unterstützen, insbesondere ihnen die er¬ 
forderlichen Arbeitskräfte, Einrichtungen, Werk¬ 
zeuge usw. zur Verfügung zu stellen. 

§4 

Der Reichsarbeitsminister und der Reichswirt- 
schaftsminister können in gegenseitigem Einver¬ 
nehmen nähere Bestimmungen zur Durchführung 
dieser Polizeiverordnung erlassen. 

§5 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften 
dieser Polizeiverordnung und der zu ihrer Durch¬ 
führung ergangenen Bestimmungen werden mit 
Geldstrafe bis zu 150 Reichsmark bestraft. 

§ 6 

Diese Polizeiverordnung tritt am siebenten 
Tage nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Bekanntmachung, betreffend Schadens¬ 
fälle an genehmigungs- und überwachungspflich¬ 
tigen Anlagen im Sinne des § 24 der Reichs¬ 
gewerbeordnung, vom 30. März 1938 (Ministe- 
rialbl. f. Wirtsch. S. 99) außer Kraft. 


Berlin, den 14. Juni 1944. 

Der Reichsarbeitsminister 

Franz Seldte 


Der Reichswirtschaftsminister 

In Vertretung des Staatssekretärs 
Ohlendorf 


Verordnung über die Wehrmachtrichter im Truppensonderdienst. 
Vom 17. Juni 1944. 


Der Führer hat befohlen, daß die Wehrmacht¬ 
beamten des richterlichen Dienstes aller Wehr¬ 
machtteile »Offiziere im Truppensonderdienst-.', 
werden. 

Im Einvernehmen mit den Oberbefehlshabern 
der Wehrmachtteile bestimme ich daher über 
die Rechtsstellung der Wehrmachtrichter auf 
Grund des § 118 KStVO. (Reichsgesetzbl. 19391 
S. 1457), des § 37 Abs. 2 des Wehrgesetzes vom 
21. Mai 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 609) in Ver¬ 
bindung mit dem Erlaß des Führers über die 


Übertragung des Verordnungsrechtes nach dem 
Wehrgesetz vom 22. Mai 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 615) und des § 64 der Wehrmachtdisziplinar- 
strafordnung vom 6. Juni 1942: 

§ 1 

Wehrmachtrichter 

(l) Die Wehrmachtrichter sind Offiziere des 
richterlichen Dienstes im Truppensonderdienst. 
Sie haben die gleichen Rechte und Pflichten wie 
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Offiziere im Truppendienst, soweit die folgenden 
Vorschriften und die Ausführungsbestimmungen 
der Wehrmachtteile nichts anderes bestimmen. 

( 2 ) Die Wehrmachtrichter sind entweder ak¬ 
tive Offiziere, Offiziere d. B. oder Offiziere z. V. 
Sie ergänzen sich nach näherer Bestimmung der 
Wehrmachtteile aus Offizieren des Truppendien¬ 
stes, die die Befähigung zum Richteramt besitzen. 

§2 

Verhältnis zu anderen Wehrmacht¬ 
angehörigen 

( 1 ) Die Vorschriften für Offiziere in den Be¬ 
stimmungen über das Rang- und Vorgesetzten¬ 
verhältnis gelten für die Wehrmachtrichter mit 
folgenden Besonderheiten: 

Auf Grund des allgemeinen Vorgesetztenver¬ 
hältnisses dürfen die Offiziere des Truppen- 
und des Truppensonderdienstes nicht in die 
fachliche Tätigkeit der Wehrmachtrichter, 
die Wehrmachtrichter nicht in die Befehls¬ 
befugnisse oder die fachliche Tätigkeit der 
anderen Offiziere eingreifen. 

( 2 ) Die Wehrmachtrichter sind befugt, Diszi- 
plinarübertretungen aller der Disziplinargewalt 
unterworfenen Personen nach Maßgabe derWehr- 
machtdisziplinarstrafordnung unmittelbar zu 
ahnden, wenn dieTat beiVornahme richterlicher 
Diensthandlungen unter ihren Augen geschehen 
ist und sich gegen ihr dienstliches Ansehen ge¬ 
richtet hat; sie können die disziplinäre Ahndung 
dem nächsten Disziplinarvorgesetzten überlassen. 
Im übrigen erstreckt sich die den Wehrmacht¬ 
richtern auf Grund ihrer Dienststellung zuste- 
heude Disziplinarstrafbefugnis nicht auf andere 
Offiziere, soweit die Wehrinachtteile nichts an¬ 
deres bestimmen. 

§3 

Vorgesetzte 

( 1 ) Die Wehrmachtrichter unterstehen Trup¬ 
penvorgesetzten und Fachvorgesetzten. 

( 2 ) In gerichtlichen Angelegenheiten sind 
Truppenvorgesetzte nur die Gerichtsherrn und 
Befehlshaber, denen sie zugeordnet sind, und 
deren militärische Vorgesetzte. Sie sind Diszi- 
plinarvorgesetzte der Wehrmachtrichter. 

( 3 ) Fach Vorgesetzte sind die Wehrmachtrich¬ 
ter, die die Oberbefehlshaber der Wehrmacht¬ 
teile oder der Chef des Oberkommandos der 
Wehrmacht dazu bestimmen. Sie sind als solche 
zur disziplinären Ahndung zuständig nur bei 
V erstößen: 


1. gegen die richterlichen Pflichten oder fach¬ 
dienstlichen Vorschriften oder 

2. gegen das dienstliche Ansehen der Fach¬ 
vorgesetzten. 

Diese Zuständigkeit geht jeder anderen vor. 

( 4 ) Über Beschwerden gegen Disziplinarstra¬ 
fen wegen fachdienstlicher Verstöße entscheidet 
der Fach Vorgesetzte, dem die strafende Dienst¬ 
stelle zur Zeit der Entscheidung über die Be¬ 
schwerde fachdienstlich unmittelbar unterstellt 
ist. 

§4 

Stellung der Wehrmachtrichter 
in der Wehrmachtrechtspflege 

( 1 ) Die Wehrmachtrichter sind bei der Sach¬ 
entscheidung und der Mitzeichnung gerichts¬ 
herrlicher Verfügungen keinen Weisungen unter¬ 
worfen. Sie haben nach ihrer freien, aus dem 
gesamten Sachverhalt geschöpften Überzeugung 
zu stimmen und dabei soldatische Grundsätze 
und eine von nationalsozialistischer Weltanschau- 
ung getragene Rechtsauslegung zugrunde zu 
legen. 

( 2 ) Die gesetzlichen Bestimmungen über Auf¬ 
gaben und Befugnisse der richterlichen Militär¬ 
justizbeamten in der Wehrmachtrechtspflege 
gelten für die Wehrmachtrichter; jedoch wird 
§ 7 Abs. 1 der Kriegsstrafverfahrensordnung 
aufgehoben. 

§5 

Ernennung und Entlassung 

( 1 ) Der Führer ernennt und entläßt die aktiven 
Wehrmachtrichter. 

( 2 ) Soll ein aktiver Wehrmachtrichter gegen 
seinen Willen wegen mangelnder Eignung oder 
mangelnder Verwendungsmöglichkeit dem Füh¬ 
rer zur Entlassung vorgeschlagen werden, so 
ist der Yorschlag über den Ghef des Oberkom¬ 
mandos der Wehrmacht dem Führer vorzulegen. 

( 3 ) Im übrigen gelten für die Ernennung und 
Entlassung dieselben Bestimmungen wie für die 
übrigen Offiziere. 

§6 

Besoldungund Versorgung 

Für die Besoldung und Versorgung der Wehr¬ 
machtrichter gelten die für die Offiziere erlasse¬ 
nen allgemeinen Bestimmungen. 

§ 7 

Inkrafttreten 

Die Verordnung tritt mit Wirkung vom l.Mai 
1944 in Kraft. 


Führer-Hauptquartier, den 17. Juni 1944. 

Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 

Keitel 
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Verordnung 

zur Regelung der Getreidepreise im Wirtschaftsjahr 1944/45. 

Vom 20. Juni 1944. 

Auf Grund des Gesetzes zur Ordnung der Getreidewirtschaft vom 27. Juni 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 527), der §§ 1 und 6 des Gesetzes zur Sicherung der Getreidepreise vom 26. September 1933 
(Reichsgesetzbl. I S. 667) und des Gesetzes zur Durchführung des Vierjahresplans — Bestellung 
eines Reichskommissars für die Preisbildung —- vom 29. Oktober 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 927) 
wird mit Zustimmung des Beauftragten für den Vierjahresplan verordnet : 

Artikel 1 

Die Verordnung zur Ordnung der Getreidewirtschaft in der lassung der Verordnung zur Rege ¬ 
lung der Getreidepreise im Wirtschaftsjahr 1943/44 vom 22. Juni 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 361) 
gilt auch im Wirtschaftsjahr 1944/45 mit folgenden Änderungen: 

1. In den Anlagen I bis IV 

tritt an Stelle der Jahreszahl »1943« jeweils die Jahreszahl »1944« und an Stelle der Jahres¬ 
zahl »1944« jeweils die Jahreszahl »1945«. 

2. In der Anlage I (Roggen) sind zu streichen: 

Im Preisgebiet R I 

in Spalte 1 (Provinz — Land): »Pommern«, 

in Spalte 2 (Regierungsbezirk): »Grenzmark Posen-Westpreußen«, 
in Spalte 3 (Kreis): »Deutsch Krone«, 

3. In der Anlage II (Weizen) sind zu streichen: 

Im Preisgebiet W 11 

in Spalte 1 (Provinz — Land): »Pommern«, 

in Spalte 2 (Regierungsbezirk): »Grenzmark Posen-Westpreußen«, 
in Spalte 3 (Kreis): »Deutsch Krone«. 

4. Zu der Anlage I (Roggen) sind hinzuzufügen: 

Tin Preisgebiet R II bei der Provinz Pommern 
in Spalte 3 (Kreis): »Deutsch Krone«. 

5. Zu der Anlage II (Weizen) sind hinzuzufügen: 

Im Preisgebiet W III bei der Provinz Pommern 
in Spalte 3 (Kreis): »Deutsch Krone«. 


Reichsgesetzbl. 1944 I 
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Artikel 2 

(1) Die in den Anlagen I bis IV festgesetzten Getreidepreise treten für die einzelnen Preisgebiete, 
soweit sie sich auf Weizen beziehen, am 16. Juli 1944, soweit sie sich auf Futterhafer beziehen, am 
16. August 1944, im übrigen mit Wirkung vom 1. Juli 1944 in Kraft. 

( 2 ) Die in den Anlagen I bis IV festgelegten Preisgebiete bleiben von einer etwaigen Änderung 
der staatlichen Verwaltungsbezirke unberührt. 

Artikel 3 

Die Reichsstatthalter der Reichsgaue Danzig-Westpreußen und Wartheland sowie die Oberpräsi¬ 
denten der Provinzen Ostpreußen und Oberschlesien werden ermächtigt, mit Zustimmung des 
Reichskommissars für die Preisbildung und des Reichsministers für prnährung und Landwirtschaft 
für die Gebiete der ehemaligen Freien Stadt Danzig und die eingegliederten Ostgebiete Preise für 
Roggen, Weizen, Futtergerste und Futterhafer festzusetzen. 

Artikel 4 

(1) Der Aufschlag zum Grundpreis für Weizen in den Alpen- und Donau-Reichsgauen in Flöhe 
von 30 Reichsmark je Tonne gemäß Artikel 3 der Verordnung zur Regelung der Getreidepreise für 
das Land Österreich im Wirtschaftsjahr 1938/39 vom 23. Dezember 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1994) 
in der Fassung der Verordnung zur Regelung der Getreidepreise im Wirtschaftsjahr 1940/41 vom 
29. Juni 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 938) bleibt aufrechterhalten. 

( 2 ) Die Ergänzung der Anlage III (Futtergerste) der Verordnung zur Ordnung der Getreidewirt¬ 
schaft in der Fassung der Verordnung zur Regelung der Getreidepreise im Wirtschaftsjahr 1939/40 
vom 30. Juni 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1102) bleibt für die Alpen- und Donau-Reichsgaue Vor¬ 
behalten. Bis auf weiteres gelten für Futtergerste die Vorschriften der Verordnung über das \ er¬ 
bot von Preiserhöhungen im Lande Österreich vom 29. März 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 340). 

Berlin, den 20. Juni 1944. 

Der Reichskommissar für die Preisbildung 
Fisehböck 

Der Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft- 
In Vertretung des Staatssekretärs 
Riecke 


Mitteilung 

der Geschäftsstelle des Reichsgesetzblatts 

Vom 1. Juli 1944 ab wird das Reichsgesetzblatt, Teil I, 
vom Vierteljahrsbezug auf Halbjahrs bezug umgestellt. 
Der Halbjahrsbezugspreis beträgt fortab 5,40 MJL 


Herausgegeben vom Reichsministerium des Innern — Verlag: Reichsverlagsamt — Druck: Reichsdruckerei 
Das Reichsgesetzblatt erscheint in zwei gesonderten Teilen, Teil I und Teil II. 

Laufender Bezug nur durch die Post. Bezugspreis: vierteljährlich für Teil I 2,70 für Teil II 1,60 3UC. Einzelbezug jeder {auoh jeder älteren) 
Nummer vom Reichsverlagsamt, Berlin C2, Breite Str. 37 (Fernsprecher: 5100 27 - Postscheckkonto: Berlin 96200); Einzelbezug von Nummern des 
laufenden und des vorangegangenen Jahrgangs auch von der Manz’sehen Verlagsbuchhandlung in Wien I, Kohlmarkt 16, Preis für joden angefangenen 
achtseitigen Bogen 15 %rf. aus abgelaufenen Jahrgängen 10 Xtt (ausschl. Postgebühr); bei größeren Bestellungen 10 bis 60 v. H. Preisnachlaß. 
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Erste Verordnung 

zur Durchführung der Gewinnabführungs-Verordnung für das Kalenderjahr 1943 

(Erste GADV. 1943) 

Vom 21. Juni 1944 


Ich verordne auf Grund des § 10 der Verord¬ 
nung über die Gewinnabführung für das Kalen¬ 
derjahr 1943 vom 15. Mai 1944 (Reichsgesetzbl. I 
S. 120) im Einvernehmen mit den beteiligten 
Reiehsininistern und dem Reichskommissar für 
die Preisbildung: 

Zu § 3 der Verordnung 

§1 

Gewerbliche Einkünfte 

(1) Maßgebend sinddiegewerblichen Einkünfte, 
die der Eiukommensteuerveranlagung oder der 
Körperschaftsteuerveranlagung für das Kalen¬ 
derjahr 1943 zugrunde gelegt worden sind. 

( 2 ) Ist der Gewiunermittlungszeitraum kürzer 
oder länger als zwölf Monate, sind diegewerb¬ 
lichen Einkünfte auf einen Zwölfmonatsbetrag 
umzurechnen. Nach diesem Zwölfmonatsbetrag 
bestimmt sich der Gewinnabführungsbetrag. Da¬ 
von sind so viele Zwölftel des Gewinnabfüh¬ 
rungsbetrags zu erheben, als der Gewinnermitt¬ 
lungszeitraum Monate umfaßt. 

§2 

Zurechnungen und Abrechnungen 
bei den gewerblichen Einkünften 

( 1 ) Sonderabschreibüngen auf Grund des Be¬ 
sitzes von Steuergutscheinen I sind den gewerb¬ 
lichen Einkünften hinzuzurechnen. 

( 2 ) Die gewerblichen Einkünfte sind zu ver¬ 
mindern um die Gewinne aus der Veräußerung 
von Betrieben, Teilbetrieben, Betriebsanlage¬ 
gütern und Beteiligungen, auch wenn sie zum 
Umlaufvermögen gehören. 


( 3 ) Gewinnberichtigungen, die durch denüber- 
gang von der Gewinnermittlung § 4 Absatz 3 
des Einkommensteuergesetzes gemäß zur Gewinn¬ 
ermittlung § 4 Absatz 1 des Einkommensteuer¬ 
gesetzes gemäß erforderlich werden, bleiben außer 
Betracht. 

Zu §§ 5 und 6 der Verordnung 

§3 

Einheitswert des gewerblichen Betriebs 

( 1 ) Der Kapitalzins bestimmt sich nach dem¬ 
jenigen Einheitswert, der nach den Vorschriften 
des Reichsbewertungsgesetzes auf einen früheren 
Feststellungszeitpunkt als den 1. Januar 1944 
festgestellt worden ist. Als Einheitswert sind 
in jedem Fall riiiudestens 20000 MJl anzusetzen. 

( 2 ) Ist eine Nachfeststellung des Einheitswerts 
des gewerblichen Betriebs (§23 des Reichsbewer¬ 
tungsgesetzes) auf den 1. Januar 1944 vorzuneh¬ 
men, so ist der auf den 1. Januarl 944 festgestellte 
Einheitswert maßgebend. 

( 3 ) Bei gewerblichen Betrieben in den eingeglie¬ 
derten Gebieten ist der Einheitswert auf den 
1. Januar 1944 maßgebend, wenn ein Einheitswert 
auf einen früheren Zeitpunkt noch nicht festzu¬ 
stellen war. 

( 4 ) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für die Be¬ 
rechnung des Umschlagsgewinns. 

§ 4 

Berücksichtigung von Kapital¬ 
erhöhungen 

Die Einheitswerte des gewerblichen Betriebs 
sind auf Antrag auf den 1. Januar 1943 und den 
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1. Januar 1944 anteilig nach der Zahl der Monate 
zu berücksichtigen, wenn 

1. eine Kapitalgesellschaft ihr Kapital durch 
Einzahlung erhöht hat oder 

2. die Kommanditeinlage des beschränkt haf¬ 
tenden Gesellschafters einer Kommandit¬ 
gesellschaft durch Einzahlung erhöht wor¬ 
den ist 

und dadurch die Voraussetzungen für eine Fort¬ 
schreibung des Einheitswerts (§ 22 des Reichs- 
bewertungsgesetzes) auf den 1. Januar 1944 ent¬ 
standen sind. 

§5 

Zurechnungen und Abrechnungen beim 
Einheitswert des gewerblichen Betriebs 

(1) Entschädigungsansprüche aus der Kriegs¬ 
sachschädenverordnung bleiben bei der Fest¬ 
stellung des maßgebenden Einheitswerts außer 
Ansatz. Sie sind dem Einheitswert des gewerb¬ 
lichen Betriebs hinzuzurechnen, wenn die Ver¬ 
mögensminderung im Einheitswert bereits be¬ 
rücksichtigt ist. Die Entschädigungsansprüche 
sind in dem Fall mit dem Betrag anzusetzen, um 
den der maßgebende Einheitswert größer sein 
würde, wenn der Schaden nicht eingetreten wäre. 

Beispiel: 

Der Einheitswert eines gewerblichen Betriebs betrug am 
I. Januar 1942 500000 Reichsmark. Im Juli 1942 wurden 
Wirtschaftsgüter im Buchwert von 200 000 Reichsmark 
durchTerrorangriff vernichtet. Der Einheitswert wurde auf 
den 1 .Januar 1943 auf 300000 Reichsmark fortgeschrieben. 
Der Entschädigungsanspruch gegen das Reich ist dabei 
außer Ansatz geblieben. Für die Gewinnabführung ist 
der Entschädigungsanspruch dem Einheitswert hinzuzu¬ 
rechnen, und zwar mit dem Betrag, um den der maßgebende 
Einheitswert größer sein würde, wenn der Schaden nicht 
eingetreten wäre. Der Kapitalzins beträgt demgemäßO vom 
Hundert von (300000 Reichsmark + 200 000 Reichsmark; 
= 30 000 Reichsmark. 

(2) Der "Wert der Wirtschaftsgüter, die im 
Eigentum von Gesellschaftern einer Personen¬ 
gesellschaft stehen und dem Betrieb der Gesell¬ 
schaft dienen, ist dem Einheitswert des gewerb¬ 
lichen Betriebs der Personengesellschaft hinzu¬ 
zurechnen . 

(s) Der Wert der Wirtschaftsgüter, die im 
Eigentum einer anderen Person oder Körperschaft 
stehen und dem Betrieb des Unternehmers dienen 
(zum Beispiel Pacbtanlagen), ist auf Antrag dem 
Einheitswert des gewerbiichenBetriebs des Unter¬ 
nehmers zur Hälfte hinzuzurechnen. 

( 4 ) Der Wert der Beteiligung an einer Personen- 
gesellscbaft, der in dem maßgebenden Einheits¬ 
wert des gewerblichen Betriebs enthaltenist, bleibt 
außer Ansatz. 

§6 

Gewerbekapital 

Maßgebend ist das Gewerbekapital, das bei der 
Festsetzung des einheitlichen Steuermeßbetrags 
für die Gewerbesteuer 1943 zugrunde gelegt wird. 
§ 5 Absatz 1 dieser Verordnung ist dabei ent¬ 
sprechend anzuwenden. 


' §7 

Betriebskapital 

(1) Der gewerbliche Unternehmer kann bean¬ 
tragen, daß bei der Berechnung des Kapitalzinses 
an Stelle des Einheitswerts des gewerblichen Be¬ 
triebs oder des Gewerbekapitals das Betriebs¬ 
kapital des Unternehmers angesetzt wird. Be¬ 
triebskapital im Sinn dieser Vorschrift ist das 
Eigenkapital zuzüglich der Hälfte des Fremd¬ 
kapitals. Es ist dabei von denWerten in der Bilanz 
auszugeben, die der steuerlichen Gewinnermitt¬ 
lung für das Wirtschaftsjahr 1943 zugrunde ge¬ 
legt worden sind oder werden. 

( 2 ) Das Betriebskapital ist zu vermindern uin: 

1. den Wert von Schachtelbeteiligungen im 
Sinn des §9 des Körperschaftsteuergesetzes. 

2. denWert der Beteiligung an einer Persouen- 
gesellschaft. 

( 3 ) Wählt derUnternehmer das Betriebskapital, 
so beträgt der Kapitalzins vier vom Hundert des 
angesetzten Betrags. 

§8 

Umsatz 

( 1 ) Der Umsatz im Sinn der Gewinuabführungs- 
Verordnung 1943 setzt sich zusammen aus; 

1. dem Umsatz § 1 Ziffern 1 und 2 des Umsatz¬ 
steuergesetzes gemäß abzüglich der Um¬ 
sätze, die im § 4 Ziffer 8 des Umsatzsteuer¬ 
gesetzes und im § 81 der Durchführungs- 
Bestimmungen zum Umsatzsteuergesetz be¬ 
zeichnet sind, und 

2. dein Umsatz iin umsatzsteuerlichen Ausland. 

( 2 ) Nutzungsentschädigungen für entgangenen 
Gewinn aufGrund derKriegssachscbädenverord- 
nung sind dem Umsatz hinzuzurechnen. 

§9 

Ermittlung des Umsatzes 

( 1 ) Der Umsatz ist für das Wirtschaftsjahr zu 
ermitteln. Umfaßt das Wirtschaftsjahr mehr oder 
weniger als zwölf Monate, so ist der Umsatz auf 
einen Zwölfmonatsbetrag umzureclinen. 

( 2 ) Die gewerblichen Unternehmer, die ihren 
Umsatz nach den vereinnahmten Entgelten (Ist- 
einnahinen) versteuern, können beantragen, daß 
für die Gewinnabführung die vereinbarten Ent¬ 
gelte (Solleinnahmen) zugrunde gelegt werden. 
Voraussetzung ist, daß der Unternehmer die ver¬ 
einbarten Entgelte nachweisen kann. 

§ 10 

Besonderheiten für Umsätze im Lohn¬ 
verkehr 

( 1 ) Gewerbliche Unternehmer, deren Betriebe 
der verarbeitenden Industrie angeboren, können 
beantragen, daß bei der Berechnung des Um¬ 
schlagsgewinns die Umsätze im Lohnverkehr mit 
dem dreifachen Betrag angesetzt werden. Vor- 
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aussetzuiig ist, daß diese Umsätze mehr als 25 
vom Hundert des Umsatzes (§ 8 dieser Verord¬ 
nung) betragen. 

( 2 ) Lohnverkehr im Sinn des Absatzes 1 sind 
die Bearbeitung und die Verarbeitung von Waren 
im Werklohn. 

§ 11 

Besonderheiten für Handelsvertreter 
und Makler 

Der Umschlagsgewinn für Umsätze aus der 
Tätigkeit als Handelsvertreter oder Makler be¬ 
trägt stets 30 vom Hundert dieser Umsätze. 

§12 

Besonderheiten bei Organverhältnissen 

( 1 ) Besteht zwischen dem gewerblichen Unter¬ 
nehmer und einer Kapitalgesellschaft ein Organ¬ 
verhältnis mit Gewinnausschließuugsvereinba- 
ruug, so sind 

1. der Einheitswert des gewerblichen Betriebs 
(Gewerbekapital, Betriebskapital) des Un¬ 
ternehmers und der Einheitswert des ge¬ 
werblichen Betriebs (Gewerbekapital, Be¬ 
triebskapital) der Kapitalgesellschaft zu- 
sammenzurech nen, 

2. die Umsätze des Unternehmers und der Ka¬ 
pitalgesellschaft zusammenzurechnen. Die 
Umsätze zwischen dem Unternehmer und 
der Kapitalgesellschaft bleiben außer An¬ 
satz. 

( 2 ) Besteht zwischen dem gewerblichen Unter¬ 
nehmer und einer Kapitalgesellschaft ein Organ¬ 
verhältnis ohne Gewinnausscliließungsvereiu- 
barung, so sind dem Umsatz der Kapitalgesell¬ 
schaft ihre Umsätze mit dem Unternehmer und 
dem Umsatz des Unternehmers seine Umsätze mit 
der Kapitalgesellschaft hinzuzurechnen. 

Zu § 7 der Verordnung 

§13 

Ausgleichsbetrag für Persouen- 
unternehmen 

(l) Die im § 7 Buchstaben b und c der Gewinn¬ 
abführungs-Verordnung 1943 bezeichneten Be¬ 
träge von 5 000 Reichsmark und 10 000 Reichs¬ 
markstehen auch dein Ehegatten und den Kindern 
des Unternehmers oder eines Mitunternehmers 
zu, die selbst gewerbliche Unternehmer oder Mit¬ 
unternehmer sind. 

Beispiele: 

A. Ehemann und Ehefrau haben je einen gewerblichen 
Betrieb. Sie können verlangen, daß als Ausgleichs¬ 
betrag entweder 1 vom Hundert des Umsatzes zuzüglich 
zweimal 5 000 Reichsmark oder der Betrag von zwei¬ 
mal 10 000 Reichsmark angesetzt wird; 

B. Ein Einzelunternehmer hat seinen zehnjährigen Sohn 
als Gesellschafter aufgenommen. Die neugegründete 
offene Handelsgesellschaft wird einkommensteuerlich 
nicht anerkannt. Bei der Gewinnabführung wird der 
Sohn als Mitunternehmer behandelt. Die Beträge von 
5 000 Reichsmark oder 10 000 Reichsmark stehen dem 
Vater und dem Sohn zu. 


( 2 ) Der Ausgleichsbetrag erhöht sich um 2 000 
Reichsmark für den Ehegatten des Unternehmers 
oder eines Mitunternehmers, der im Unternehmen 
des anderen Ehegatten ständig mitarbeitet. 

(3) Mitunternehmer im Sinn der Vorschriften 
über den Ausgleichsbetrag können nur natürliche 
Personen sein. 

(4) Der Ausgleichsbetrag richtet sich nach 
den Verhältnissen am Ende des Wirtschafts¬ 
jahres, in dem die gewerblichen Einkünfte erzielt 
worden sind. 

Zu § 8 der Verordnung 

§14 

Abrundung 

Die gewerblichen Einkünfte, der Einheitswert 
des gewerblichen Betriebs, das Gewerbekapital, 
das Betriebskapital und der Umsatz sind auf Be¬ 
träge, die durch 1 000 Reichsmark teilbar sind, der 
steuerliche Mindestgewinn ist auf einen Betrag, 
der durch 100 Reichsmark teilbar ist, abzurunden. 

'§ 15 

Höchstbelastung 

Bei der Berechnung der Höchstbelastung § 8 
Absatz 2 der Gewinnabführungs-Verordnung 
1943 gemäß sind anzusetzen: 

1. die veranlagte Einkommensteuer oder Kör¬ 
perschaftsteuer mit dem Teil, der dem Ver¬ 
hältnis zwischen gewerblichen Einkünften 
und Einkommen entspricht, 

2. die Vermögensteuer mit fünf vom Tausend 
des Einheitswerts des gewerblichen Betriebs 
(§§ 3 bis 5 dieser Verordnung), auch dann, 
wenn das Gewerbekapital oder das Be¬ 
triebskapital die Berechnungsgrundlage 
bildet. 

§ 16 

Berücksichtigung von Transit¬ 
geschäften 

Der Gewiniiabfülirungsbetrag vermindert sich 
auf Antrag insoweit, als es- dem Verhältnis 
zwischen dem Gesamtumsatz und den Umsätzen 
im Transithandelsgeschäft und Transitspeditions¬ 
geschäft entspricht. 

Verfahrensvorschriften 

§17 

Zuständigkeit. 

Für dieVeranlagung zur Gewinnabführung sind 
zuständig: 

1. bei natürlichen Personen und Körperschaf¬ 
ten das Finanzamt, das für die Veranlagung 
zur Einkommensteuer oder Körperschaft¬ 
steuer zuständig ist, 

2. bei Personengesellschaften das Finanzamt, 
das für die einheitliche Feststellung der Ein¬ 
künfte aus Gewerbebetrieb zuständig ist. 
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§ 18 

Er klärungsp flicht 

Die gewerblichen Unternehmer, deren gewerb¬ 
liche Einkünfte im Kalenderjahr 1943 mindestens 
12 000 Reichsmark betragen, haben spätestens 
am 10. August 1944 eine Gewinnabführungser¬ 
klärung abzugeben. Es ist dabei der amtliche 
Vordruck zu verwenden. 

§ 19 

Festsetzung und Fälligkeit 
des Gewinnabführungsbetrags 
(l) Die gewerblichen Unternehmer haben am 
20. August und am 20. Oktober 1944 auf den 
Gewinnabführungsbetrag Vorauszahlungen zu 
entrichten. Jede Vorauszahlung beträgt die 
Hälfte des Betrags, den der gewerbliche Unter¬ 
nehmer in der Gewinnabführungserklärung als 
voraussichtlichen Gewinnabführungsbetrag er¬ 
rechnet hat. Übersteigt der voraussichtliche Ge- 

Berlin, 21. Juni 1944 


winnabführungsbetrag nicht 100 Reichsmark, 
sind Vorauszahlungen nicht zu entrichten. 

( 2 ) Die Finanzämter setzen den Gewinnabfüh¬ 
rungsbetrag durch Steuerbescheid fest. Die Vor¬ 
auszahlungen werden auf denGewinuabführungs- 
betrag angerechnet. Ein Zuviel von gezahlten 
Gewinnabführungsbeträgen wird erstattet, ein 
Zuwenig ist innerhalb eines Monats nacli Be¬ 
kanntgabe des Bescheids bei dein Finanzamt 
einzuzahlen. 

§20 

Änderung des Steuerbescheids 
Werden die Besteuerungsgrundlagen für 
den Gewinnabführungsbetrag (gewerbliche Ein¬ 
künfte, Einheitswert, Gewerbekapital, Betriebs¬ 
kapital, Umsatz) nach der Veranlagung des Ge¬ 
winnabführungsbetrags geändert, so wird der 
Steuerbescheid über den Gewinnabführungsbe¬ 
trag entsprechend geändert. Der Unterschieds¬ 
betrag ist nachzuzahlen oder zu erstatten. 


Der Reichs minister der Finanzen 

In Vertretung 

Reinhardt 


Verordnung 

zur Änderung der Verordnung über die bücherliche Anmerkung der Rangordnung. 

Vom 23. Juni 1944. 


Auf Grund des Gesetzes über die Wieder¬ 
vereinigungösterreichs mit dem Deutschen Reich 
vom 13.März 1938 (Reichsgesetzbl. I S, 237)sowie 
des Erlasses des Führers über die Verwaltung 
der sudetendeutschen Gebiete vom 1 .Oktober 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 1331) wird verordnet: 

§1 

In' der Verordnung über die bücherliche An¬ 
merkung der Rangordnung für eine beabsichtigte 
Veräußerung oder Löschung in den Alpen- und 
Donau-Reichsgauen, den bayerischen Gemeinden 
Jungholz und Mittelberg, dem Reichsgau Sudeten¬ 
land und den in die Länder Preußen und Bayern 
eingegliederten Teilen der sudetendeutschen Ge¬ 
biete vom 7. November 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 2174) wird die in den §§ 1 und 2 vorgesehene 
Frist von fünf Jahren in den Fällen, in denen 
die Anmerkung bei Inkrafttreten dieser Verord¬ 
nung noch nicht im Grundbuch eingetragen war, 
auf zehn Jahre verlängert. 

Berlin, den 23. Juni 1944. 


§2 

( 1 ) War eine Anmerkung gemäß den §§ 1 oder 2 
der Verordnung vom' 7. November 1939 bei In¬ 
krafttreten dieser Verordnung im Grundbuch 
eingetragen, so verliert sie ihre Wirksamkeit erst 
mit dem Ablauf von zehn Jahren nach der ur¬ 
sprünglichen Bewilligung, wenn dies vor dem Ab¬ 
lauf der bisherigen Wirksamkeitsfrist im Grund¬ 
buch angemerkt wird. 

( 2 ) Die Anmerkung der verlängerten Wirk¬ 
samkeit geschieht auf Ansuchen der Person, an 
die die Veräußerung beabsichtigt ist. Einer 
Zustimmung des Eigentümers oder eines anderen 
dinglich Berechtigten bedarf es dazu nicht. Der 
Bescheid, durch den die Anmerkung bewilligt 
wurde, ist dem Ansuchen beizufügen. Auf dem 
Bescheid ist die Verlängerung der Wirksamkeit 
zu bestätigen. 


Der Reichsminister der Justiz 

In Vertretung 
Klein m 

Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung 
Dr. Stuckart 
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Verordnung 

zur Änderung der Verordnung über Höchstmieten für Baugeräte. 
Vom 10. Juni 1944. 


Auf Grund des § 2 des Gesetzes zur Durch¬ 
führung des Vierjahresplans — Bestellung eines 
Reichskommissars für die Preisbildung — vom 
29. Oktober 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 927) wird 
mit Zustimmung des Beauftragten für den Vier¬ 
jahresplan verordnet: 

§ 1 

Die Verordnung über Höchstmieten für Bau¬ 
geräte vom 16. Juni 1939 (Reichsgesetzbl. IS. 1043) 
wird wie folgt geändert: 

1. Der § 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

»( 2 ) Baugeräte im Sinne dieser Verordnung 
sind alle Maschinen und Geräte, die zur Aus¬ 
führung von Bauarbeiten dienen.« 

2. Der § 2 erhält folgende Fassung: 

■ -’§ 2 

(l) Die Höhe der Miete bemißt sich nach 
' a) dem vom Reichskommissar für die 
Preisbildung festgesetzten .Mehr¬ 
fachen (Mietfaktor) des zugelassenen 
Vomhundertsatzes der monatlichen 
Abschreibungs- und Verzinsungsbe¬ 
träge der Geräteliste für die Bau- 
wirtschaft, 

b) der Arbeitszeit (Schichtzeit) der Bau¬ 
stelle (oder des Baustellenteils), auf 
. der das Baugerät eingesetzt ist, 
tj der Mietzeit. 


(-) Bei Geräten, die die Geräteliste zwar der 
Art, nicht aber der Größe nach aufführt, sind 
die Abschreibungs- und Verzinsungsbeträge 
durch Berechnung des Zwischenwertes (Inter¬ 
polation) zu ermitteln. 

(3) Bei Geräten, die der Art nach nicht in 
der Geräteliste enthalten sind, werden die Ab- 
sehreibungs- und Verzinsungsbeträge vom 
Rcichskommissar für die Preisbildung fest¬ 
gesetzt. « 

3. Die §§4bis 13 werden durch folgende §§ ersetzt: 

»§ 4 

Bei der Berechnung der Miete ist grund¬ 
sätzlich von vollen Monaten auszugehen. Die 
Berechnung von Tages- und Stundenmieten 
ist nur zulässig, soweit eine Berechnung nach 
vollen Monaten nicht vorgenommen werden 
kann. Zur Ermittlung der Tagesmiete ist die 
Monatsmiete durch 25, zur Ermittlung der 
Stundenmiete durch 200 zu teilen. 

§5 

( 1 ) -'^ s Monatsmiete darf-bei normaler Ar¬ 
beitszeit höchstens das festgesetzte Mehrfache 
des zugelassenen Vomhundertsatzes der mo¬ 
natlichen Abschreibungs- und Verzinsungs¬ 
beträge der Geräteliste für die Bauwirtschaft 
(J 5 2 Abs. 1 Buchst, a) berechnet werden. 
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( 2 ) Wird im Monat die Höchststundenzahl 
bei normaler Arbeitszeit überschritten, so dür¬ 
fen für jede angefangene Stunde über die nor¬ 
male Arbeitszeit hinaus (Überstunde) die vom 
Reichskommissar für die Preisbildung festge¬ 
setzten »Sätze berechnet werden. 

§6 

Kosten für Bedienungspersonal und Be¬ 
triebsstoffe sind gesondert in Rechnung zu 
steilen; sie sind nach den jeweils geltenden 
Tarifordnungen und Preisvorschriften zu be¬ 
rechnen. 

§7 

Liegt ein Baugerät infolge von Umständen, 
die weder der Bauherr noch der Unternehmer 
zu vertreten hat, still, so dürfen für die Zeit 
der Stillegung vom 11. Stilliegetag ab nur 75 
vom Hundert der dieser Zeit entsprechenden 
vereinbarten Monatsmiete — eine Arbeitszeit 
von 8 Stunden zugrunde gelegt — berechuet 
werden. 

§ 8 

(l) Kosten für laufende Instandhaltung und 
Schlußinstandsetzung sowie für Wartung und 

Berlin, den 10. Juni 1944. 


Pflege der vermieteten Baugeräte sind vom 
Mieter zu tragen. Die Kosten der Grundiiber- 
holung gehen zu Lasten des Vermieters. 

(2) Unter Grundüberholung sind diejenigen 
Reparaturarbeiten zu verstehen, die nach län¬ 
gerem Einsatz eines Gerätes vorgenommen 
werden müssen, um seine Leistungsfähigkeit 
sicherzustellen. 

Mietverträge über Baugeräte sind nach den 
Bedingungen des Einheitsmietvertrages abzu¬ 
schließen.« 

4. Die §§ 14, 15 und 16 erhalten die Bezeichnung: 
§§ 10, 11 und 12. 

§2 

Der Reichskommissar für die Preisbildungwird 
die Verordnung in der nunmehr geltenden Fas¬ 
sung neu bekanntgeben. 

§8 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1944 in 
Kraft und gilt auch für laufende Verträge. 


Der Reichskommissar für die Preisbildung 
Fischböck 


Bekanntmachung der neuen Fassung der Verordnung über Höchstmieten für Baugeräte. 

Vom 10. Juni 1944. 

Auf Grund des § 2 der Verordnung zur Änderung der Verordnung über Höchstmieten für 
Baugeräte vom 10. Juni 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 143) wird nachstehend die Verordnung über 
Höchstmieten für Baugeräte vom 16. Juni 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1043) in der nunmehr geltenden 
Fassung neu bekanntgemacht. 

Berlin, den 10. Juni 1944. 

* Der Reichskommissar für die Preisbildung 

Fischböck 

* * 

* 


Verordnung über Höchstmieten für Baugeräte in der Fassung 

vom 10. Juni 1944 


§ 1 

(1) Für die Vermietung von Baugeräten dürfen 
höchstens Mieten nach Maßgabe der nachfolgen¬ 
den Bestimmungen gefordert, versprochen und 
bezahlt werden. 

( 2 ) Baugeräte im Sinne dieser Verordnung sind 
alle Maschinen und Geräte, die zur Ausführung 
von Bauarbeiten dienen. 


§2 

(l) Die Flöhe der Miete bemißt sieb nach 
a) dem vom Reichskommissar für die Preis¬ 
bildungfestgesetzten Mehrfachen (Mietfak¬ 
tor) deszugelassenenVomhundertsatzes der 
monatlichen Abschreibungs- und Verzin¬ 
sungsbeträge der Geräteliste für die Bau¬ 
wirtschaft, 
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b) der Arbeitszeit (Schichtzeit) der Baustelle 
(oder des Baustellenteils), auf der das Bau¬ 
gerät eingesetzt ist, 

c) der Mietzeit. 

(2) Bei Geräten, die die Geräteliste zwar der 
Art, nicht aber der Größe nach aufführt, siud die 
Abschreibungs- und Verzinsungsbeträge durch 
Berechnung des Zwischenwertes (Interpolation) 
zu ermitteln. 

(3) Bei Geräten, die der Art nach nicht in der 
Geräteliste enthalten sind, werden die Abschrei¬ 
bungs- und Verzinsungsbeträge vom Reichs- 
kommissar für die Preisbildung festgesetzt. 

§3 

Bei der Bemessung der Arbeitszeit gilt eine 
Beanspruchung des Baugeräts bis zu 8 Stunden 
täglich als normale Arbeitszeit. 

§4 

Bei der Berechnung der Miete ist grundsätzlich 
von vollen Monaten auszugehen. Die Berechnung 
von Tages- und Stundenmieten ist nur zulässig, 
soweit eine Berechnung nach vollen Monaten nicht 
vorgenommen werden kann. Zur Ermittlung der 
Tagesmiete ist die Monatsmiete durch 25, zur Er¬ 
mittlung der Stundenmiete durch 200 zu teilen. 

§5 

(1) Als Monatsmiete darf bei normaler Arbeits¬ 
zeit höchstens das festgesetzte Mehrfache des zu¬ 
gelassenen Vomhundertsatzes der monatlichen 
Abschreibungs- und Verzinsungsbeträge der Ge¬ 
räteliste für die Bauwirtschaft (§ 2 Abs.l Buchst, a) 
berechnet werden. 

( 2 ) Wird im Monat die Höchststundenzahl bei 
normaler Arbeitszeit überschritten, so dürfen für 
jede angefangene Stunde über die normaleArbeits- 
zeit hinaus (Überstunde) die vom Reichskom¬ 
missar für die Preisbildung festgesetzten Sätze be¬ 
rechnet werden. 

§6 

Kosten für Bedienungspersonal und Betriebs¬ 
stoffe sind gesondert in Rechnung zu stellen: sie 


sind nach den jeweils geltenden Tarifordnungen 
und Preis Vorschriften zu berechnen. 

§7 

Liegt ein Baugerät infolge von Umständen, die 
weder der Bauherr noch der Unternehmer zu 
vertreten hat, still, so dürfen für dieZeit der Still¬ 
legung vom 11. Stilliegetag ab nur 7 5 vom Hundert 
der dieser Zeit entsprechenden vereinbarten Mo¬ 
natsmiete — eine Arbeitszeit von 8 Stunden zu¬ 
grunde gelegt — berechnet werden. 

§8 

(1) Kosten für laufende Instandhaltung und 
Schlußinstandsetzung sowie für Wartung und 
Pflege der vermieteten Baugeräte sind vom Mieter 
zu tragen. Die Kosten der Grundüberholung 
gehen zu Lasten des Vermieters. 

( 2 ) Unter Grundüberholung siud diejenigen 
Reparaturarbeiten zu verstehen, die nach längerem 
Einsatz eines Gerätes vorgenommen werden 
müssen, um seine Leistungsfähigkeit sicherzu¬ 
stellen. 

Mietverträge über Baugeräte sind nach den 
Bedingungen des Einheitsmietvertrages abzu¬ 
schließen. 

§ 10 

Der Reichskommissar für die Preisbildung oder 
die von ihm beauftragten Stellen können in volks¬ 
wirtschaftlich begründeten Fällen oder zum Aus¬ 
gleich unbilliger Härten Ausnahmen von den Vor¬ 
schriften dieser Verordnung zulassen oder an¬ 
ordnen. 

§11 

Der Reiehskomiiiissar für die Preisbildung er¬ 
läßt, die zur Durchführung oder Ergänzung dieser 
Verordnung erforderlichen Rechts- und Ver¬ 
waltungsvorschriften. 

§ 12 

Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver¬ 
kündung in Kraft. 


Zehnte Verordnung zur Durchführung und Ergänzung der Verordnung 
über das militärische Strafverfahren im Kriege und hei besonderen} Einsatz. 

Vom 23. Juni 1944. 


Auf Grund des § 118 der Verordnung über das 
militärische Strafverfahren im Kriege und bei be¬ 
sonderem Einsatz (Kriegsstrafverfahrensord¬ 
nung — IvStVO.) vom 17. August 1938 (Reiehs- 
gesetzbl. 1939 I S. 1457) ordne ich an: 


Artikel I 

Verfahren vor dem R eichskriegsgericht 

1. Im § 14 KStVO. wird Abs. 2' als selbstver- 
s tä n dli ch gestrichen. 


Reichsgesetzblatt, Jahrgang 1944, Teil I 


146 

2. § 14 KStVO. erhält folgenden neuen Abs. 2: 

»(2) Der Präsident des Reichskriegsgerichts 
kann die Untersuchung und Aburteilung der 
Straftaten des Abs. 1 an einen anderen Gerichts¬ 
herrn abgeben oder ihn um Aburteilung er¬ 
suchen, wenn dies sachdienlich ist.« 

Artikel II 

Verfahren gegen Ausländer 

1. Die Vorschriften über das gerichtliche Ver- 
fahren gegen Ausländer werden in einem be¬ 
sonderen Unterabschnitt zusammengefaßt und 
hinter § 90 KStVO. eingestellt: 

»G. Verfahren gegen Ausländer 

§ 90a 

Grundsatz 

Ausländer, die sich strafbarer Handlungen 
gegen die deutsche oder verbündete Wehr¬ 
macht schuldig gemacht haben, dürfen nicht 
ohne gerichtliches Verfahren bestraft werden, 
soweit nichts anderes bestimmt ist. 

§ 90b 

Besonderheiten des Verfahrens 

(1) In Verfahren gegen Ausländer können 
die Gerichtsherrn 

1. von der Berufung der Beisitzer in das 
Feldkriegsgericht absehen, wenn keine 
Todesstrafe oder _ Freiheitsstrafe über 
fünf Jahre zu erwarten ist; 

2. durchStrafverfügungFreiheitsstrafenbis 
zu einem Jahr festsetzen. 

(2) Urteile wegen Freischärlerei, Spionage 
oder Sabotage können (außer gegen Frauen) 
ohne Nachprüfungsverfahren (§§ 76 ff.) durch 
einstimmigen Beschluß des erkennenden Ge¬ 
richts für vollstreckbar erklärt werden, wenn 


1. der bestätigungsbercehtigte Befehlsha¬ 
ber nicht auf der Stelle erreicht werden 
kann und 

2. die Vollstreckung aus zwingenden militä¬ 
rischen Gründen keinen Aufschub duldet. 

(3) Diese Bestimmungen gelten nicht für 
Kriegsgefangene.« 

2. Im § 1 KStVO. werden die Abs. 4 und 5, im 
§ 77 KStVO. der Abs. 3 gestrichen. 

Artikel III 

Teilverbüßung bei Festungshaft 

Im § 104 Abs. 1 Nr. 2 KStVO., der bei Ge¬ 
fängnisstrafe eine Teilverbüßung als Arrest zu¬ 
läßt, erhält der zweite Halbsatz folgende Fassung: 
»beträgt der danach zuvollstreckendeTeil einer 
Freiheitsstrafe nicht mehr als sechsWochen, 
so wird er bei Gefängnis in der gegen den Ver¬ 
urteilten zulässigen schärfsten Art. bei 
Festungshaft in der zulässigen mildesten Art 
des Arrestes verbüßt«. 

Artikel IV 

Entscheidung auf Gnadengesuche 

1. § 114 erhält folgenden neuen Abs. 5: 

»( 5 ) Nach Ablehnung einer Gnadenbitte kön¬ 
nen die Gerichtsherren die Bearbeitung eines 
neuen gleichartigen Gnadengesuches des Ver¬ 
urteilten oder seiner Angehörigen, das sie für 
aussichtslos halten, so lange zurückstellen, bis 
sechs Monate seit der letzten Gnadenentschei¬ 
dung vergangen sind; der Gesuch steiler wird 
davon benachrichtigt.« 

2. Der bisherige Abs. 5 des §114 wird Abs. 6. 

Artikel V 

Inkrafttreten 

Die Verordnung tritt am 10. Juli 1944 in Kraft . 


Führer-Hauptquartier, den 23. Juni 1944. 

Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 

Keitel 


Berichtigung 

In der Anordnung über Freizeitgewährung an 
Beamte und Angestellte des öffentlichen Dienstes, 
die von ihren Familien getrennt sind, vom 20. März 
1944 (Reichsgesetzbl. I S. 65) muß es im § 4 statt 
»30. September 1943« richtig heißen: »30. Ok¬ 
tober 1943«. 

Berlin, den 26. Juni 1944. 

Der Reichs minister des Innern 

Im Auftrag 
Dr. Laube 
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Polizeiverordnung 

über die Kenntlichmachung der im Reich befindlichen Ostarbeiter und -arbeiterinnen. 

Vom 19-Juni 1944. 


Die im Reich eingesetzten Ostarbeiter und -ar¬ 
beiterinneu haben durch Haltung und Leistung 
ihre Bereitwilligkeit zur Mitarbeit im Kampf gegen 
die jüdisch-bolschewistische Weltgefahr bewie¬ 
sen. Ebenso wie ihre Brüder, Väter und Söhne, 
die als Freiwillige mit der Waffe in der Hand an 
der Seite Deutschlands kämpfen, haben sie durch 
die bisher geleistete Arbeit zum Voran tragen des 
Sieges gegen die gemeinsamen Feinde beigetra¬ 
gen. Als äußere Anerkennung und in Anlehnung 
an die durch die Freiwilligen getragenen Abzei¬ 
chen verordne ich auf Grund der Verordnung 
über die Polizeiverordnungen der Reichsininistcr 
vom 14. November 19118 (Reiehsgesetzbl. I S.1582) 
folgendes: 

(l) Die im ReichsgebietbclindlichonOstarbeiter 
und -arbeiterinnen haben auf dem linken Ober¬ 
arm eines jeden als Oberkleidung dienenden Klei¬ 
dungsstückes ein mit ihrer jeweiligen Kleidung 
fest verbundenes Volkstumsabzeichen stets sicht¬ 
bar zu tragen. 

1 ( 2 ) Das Volkstumsabzeichen besteht aus einem 
ovalen Sonnenblumcnkranz. der bei den Ostarbei¬ 
tern und -arbeiterinnen ukrainischen Volkstums 
«len Dreizack, bei den Ostarbeitern und -arbeite¬ 
rinnen weißrutheuischen Volkstums Ähre und 
Zahnrad und bei den Ostarbeitern und -arbeite¬ 
rinnen russischen Volkstums das Andreaskreuz 
umschließt. Das Volkstumsabzeichen ist den Lan¬ 
desfarben angepaßt und bei Ukrainern blau- 
gelb, bei Weißruthenen weiß-rot und bei Russen 
weiß-blau-rot gehalten. Das Kennzeichen hat eine 
Höhe von 8,5 cm und eine Breite von fi ein. 

§2 

( 1 ).Ehemalige,Hilfs willige bzvv. ehemalige An¬ 
gehörige der landeseigenen Verbände, jetzt An¬ 


gehörige der Freiwilligen verbände des Ostens, die 
in Ehren aus diesen Verbänden ausgeschieden 
sind und zum Arbeitseinsatz ins Reich kommen, 
erhalten zusätzlich zu dem im § l näher beschrie¬ 
benen Volkstumsabzeichen einen Armeistreifen 
von 8 cm Länge und 1,5 cm Höhe. DieserÄrinel- 
streifen ist in Anlehnung an die Landesfarben bei 
Angehörigen ukrainischen Volkstums blau-gelb, 
bei Angehörigen weißruthenischen Volkstums 
weiß-rot-weiß und bei Angehörigen russischen 
V o 1 k s t u 1 n s we i ß - b I a u - rot. 

( 2 ) Die Ehefrauen und Kinder der im Abs. 1 
genannten Personen sowie die Ehefrauen und 
Kinder der z. Z. den Freiwilligen verbänden des 
Ostens augehörenden Personen können eben¬ 
falls den Ärmelstreifen erhalten. ■ 

(:s) Der Armeistreifen ist unmittelbar unterhalb 
des Volkstumsabzeiehons zu tragen. 

(4) Den mit diesem Ärmelstreifen ausgezeich¬ 
neten Ostarbeitern und -arbeiterinnen ist der Be¬ 
such von öffentlichen Veranstaltungen und von 
Gaststätten sowie die Benutzung öffentlicher Ver¬ 
kehrsmittel innerhalb des Orfsbereirhs gestattet. 


§2 

( 1 ) Die Betriebs- und Lagerführer hzw. Haus- 
haltungsvorstände sind verpflichtet, darauf zu 
achten, daß die bei ihnen beschäftigten oder in 
den ihnen unterstellten Lagern uutergebraehten 
Ostarbeiter und -arbeiterinnen den Vorschriften 
der §§ 1 oder 2 naehkommen. 

( 2 ) Sonstige Personen, die die Nichteinhaltung 
der Bestimmungen der §§ 1 und 2 seitens der 
Ostarbeiter und -arbeiterinnen pflichtwidrig dul¬ 
den, machen sieli ebenfalls strafbar. 
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§4 

(1) Wer den Vorschriften der §§ 1 bis 3 vor¬ 
sätzlich oder fahrlässig zuwiderhandelt, wird 
mit Geldstrafe bis zu 150 Reichsmark oder Haft 
bis zu sechs Wochen bestraft. 

( 2 ) Unberührt hiervon bleiben Strafvorschrif¬ 
ten, in denen eine höhere Strafe angedroht ist, 
und polizeiliche Sicherungsmaßnahinen. 

§ 5 

(l) Die zur Durchführung und Ausführung 
dieser Polizeiverordnung erforderlichen Rechts- 

Berlin, den 19.Juni 1944. 


und Verwaltungsvorscliriften erläßt der Chef 
der Sicherheitspolizei und des SD. 

( 2 ) Dieser Polizeiverordnung entgegensteh ende 
Vorschriften treten hiermit außer Kraft. 

§6 

Die Polizeiverordnung gilt auch iu den eiu- 
gegliederten Ostgebieten. 

§7 

Die Polizeiverordnung tritt am 14. Tage nach 
der Verkündung in Kraft. 


Der Reichsminister des Innern 

H. Himmler 


Verordnung 

zur Änderung der Gauwirtschaftskammer-Beitragsverordnung. 
Vom 30. Juni 1944. 


Auf Grund des § 1 der Verordnung über die 
Vereinfachung und Vereinheitlichung der Organi¬ 
sation der gewerblichen Wirtschaft vom 20. April 
1942 (Reichsgesetzbl. I S. 189) in Verbindung 
mit § 5 Abs. 2 der Ersten Durchführungsverord¬ 
nung (Gauwirtschaftskammerverordnung) vom 
20. April 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 189) und § 12 
Abs. 5 und § 17 der Dritten Durchführungsver¬ 
ordnung (Gauwirtschaftskammer-Aufbauverord¬ 
nung) vom 30. Mai 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 371) 
wird verordnet: 

Abs. 1 des § 2 der Fünften Verordnung zur 
Durchführung der Verordnung über die Verein¬ 
fachung und Vereinheitlichung der Organisation 
der gewerblichen Wirtschaft (Gauwirtschafts¬ 
kammer-Beitragsverordnung) vom 21. Oktober 
1942 (Reichsgesetzbl. I S. 629) erhält folgende 
Fassung: 

»( 1 ) Soweit die Gemeinden die Gewerbesteuer 
erheben, haben die Gemeinden, soweit die Fi¬ 
nanzämter die Gewerbesteuer erheben, haben 
die Finanzämter auf Ersuchen der Gauwirt¬ 
schaftskammern gegen eine Vergütung von 

Berlin, den 30. Juni 1944. 


4 vom Hundert der eingezogenen Beträge die 
Beiträge von den beitragspflichtigen Wirt¬ 
schaftsbetrieben, die ihnen von den Gauwirt¬ 
schaftskammern als beitragspflichtig bezeich¬ 
net werden, zu erheben, beizutreiben und an 
die Gauwirtschaftskammern abzuführen. Die 
Übertragung der Beitragseinziehung an die 
Gemeinden oder an die Finanzämter kann nur 
für sämtliche beitragspflichtigen Betriebe er¬ 
folgen. Unabhängig von der Beit Tagseinziehung 
kann die Zwangsbeitreibung den Gemeinden, 
soweit diese die Gewerbesteuer erheben, oder 
den Finanzämtern, soweit diese die Gewerbe¬ 
steuer erheben, übertragen werden. Die Ver¬ 
gütung hierfür beträgt neben den Vollstrelr- 
kungsgebühren 1 vom Hundert. Die Beitrei¬ 
bung durch die Gemeinden erfolgt bis zu einer 
reichsrechtlichen Regelung nach den landes¬ 
rechtlichen Vorschriften über die Beitreibung 
der Gemeindeabgaben, durch die Finanzämter 
nach den Vorschriften der Beitreibungsord¬ 
nung vom 23. Juni 1923 (Reiehsministerialbl. 
& 595).« 


Der Reichswirtschaftsminister 

In Vertretung des Staatssekretärs 
Ohlendorf 
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Verordnung über die Preisbildung iin Warenverkehr mit dem Generalgouvernement. 

Vom 3. Juli 1944. 


Auf Grund des Gesetzes zur Durchführung 
des Vierjahresplans — Bestellung eines Reichs¬ 
kommissars für die Preisbildung — vom 29. Ok¬ 
tober 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 927) wird mit 
Zustimmung des Beauftragten für den Vier¬ 
jahresplan verordnet: 

§ 1 

Für Lieferungen und Leistungen, die aus dem 
Reichsgebiet in das Generalgouvernement erfol¬ 
gen, dürfen höchstens die Preise und Entgelte 
gefordert werden, die im Warenverkehr inner¬ 
halb des Reichsgebiets zulässig sind. 

§ 2 

(1) Für Lieferungen und Leistungen, die aus 
dem Generalgouvernement in das Reichsgebiet 
erfolgen, dürfen im innerdeutschen Geschäfts¬ 
verkehr die jeweils zulässigen Preise und Ent¬ 
gelte für vergleichbare inländische Waren und 
Leistungen nicht überschritten werden. 

( 2 ) Soweit bei Waren aus dem Generalgouver¬ 
nement der tatsächliche Einkaufspreis zuzüglich 

Berlin, den 3. Juli 1944. 


der volkswirtschaftlich gerechtfertigten Kosten- 
und Gewinnaufschläge einen niedrigeren als den 
nach Abs. 1 höchstens zulässigen Preis ergibt, 
darf im innerdeutschen Geschäftsverkehr nur 
dieser niedrigere gefordert, versprochen oder 
gewährt werden. 

Der Reichskommissar für die Preisbildung 
oder die von ihm beauftragten Stellen können in 
volkswirtschaftlich begründeten Fällen oder zum 
Ausgleich unbilliger Härten Ausnahmen von den 
Vorschriften dieser Verordnung zulassen oder 
anordnen. 

§ 4 

Der Reichskommissar für die Preisbildung er¬ 
läßt die zur Ergänzung, Änderung oder Durch¬ 
führung dieserVerordnung erforderlichenRechts- 
und Verwal tungsvorschriften. 

§5 

Die Verordnung tritt am 1. August 1944 in 
Kraft. Sie findet auch auf laufende Verträge 
Anwendung. 


Der Reichskommissar für die Preisbildung 

Fischböck 
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Verordnung 

über die Beteiligung an den bei der Filmherstellung erzielten Gewinnen. 

Vom 7. Juli 1944. 


Auf Grund des § 2 des Gesetzes zur Durch¬ 
führung des Vierjahresplans — Bestellung eines 
Reichskommissars für die Preisbildung — vom 
29. Oktober 1936 (Reichsgesetzbl.I S.927) wird 
mit Zustimmung des Beauftragten für den Vier¬ 
jahresplan verordnet: 

§1 

Filmhersteller und Filmschaffende, die Filme 
nicht ausschließlich auf eigene Rechnung her¬ 
steilen. dürfen am Gewinn aus der Auswertung 
von Filmen nicht mehr beteiligt werden. 

§2 

Ansprüche der im § 1 bezeichneten Personen 
und Unternehmen aus Beteiligungen, die vor In¬ 
krafttreten dieser Verordnung vertraglich be¬ 
gründet worden sind, erlöschen, sobald ihnen 
jeweils ein Betrag von 10 vom Hundert der 
Herstellungskosten des Films zugeflossen ist, 
auf den sich der Beteiligungsvertrag bezieht. 

Berlin, den 7. Juli 1944. 


§3 

Der Präsident der Reichstiimkammer wird 
ermächtigt, in den Fällen, in denen die An wen- 
- düng des § 2 eine unbillige Härte bedeutet, Aus¬ 
nahmen anzuordnen oder zuzulassen. 

§ 4 

Die zur Durchführung dieser Verordnung er¬ 
forderlichen Bestimmungen erläßt der Präsident 
der Reichsfilmkammer mit Zustimmung des 
Reichskommissars für die Preisbildung. 

§ 5 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1944 in Kraft. 

( 2 ) Beträge, die über den im § 2 festgesetzten 
Satz bei Inkrafttreten der Verordnung bereits 
gezahlt worden sind, können nicht zurückge¬ 
fordert werden. 


Der Reichskommissar für die Preisbildung 

F i s c h b ö c k 


Verordnung 

zur Änderung der Verordnung über die Preisbildung für Schuhwaren im Einzeihandel. 

Vom 8. Juli 1944. 


Auf Grund des § 2 des Gesetzes zur Durch¬ 
führung des Vierjahresplans—Bestellung eines 
Reichskommissars für die Preisbildung — vom 
29. Oktober 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 927) in 
Verbindung mit § 11 der Verordnung über die 
Preisbildung für Schuhwaren im Einzelhandel 
vom 12. Oktober 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1381) 
wird mit Zustimmung des Beauftragten für den 
Vier jahresplan verordnet: 

§1 

E ie Anlage I der Verordnung über die Preis¬ 
bildung für Schuhwaren im Einzelhandel vom 
12. Oktober 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1381) in 

Berlin, den 8. Juli 1944. 


der Fassung der Änderungsverordnung vom 
8 .Dezember 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 770) wird 
durch die Anlage I dieser Verordnung ersetzt. 

§2 

( 1 ) Diese Verordnung tritt am 14. Tage nach 
der Verkündung in Kraft. 

( 2 ) Die erforderliche Änderung der Preiskenn¬ 
zeichnung von Schuhwaren, die dem Handels¬ 
unternehmen vor dem Inkrafttreten dieser Ver¬ 
ordnung ausgeliefert worden sind, ist binnen 
sechs Monaten nach dem Inkrafttreten dieser Ver¬ 
ordnung durchzuführen. 


Der Reichskommissar für die Preisbildung 
Fischböck 
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Anlage 1 

(Zu § 1 vorstehender 
V erordnung) 


Preisgruppenverzeichnis 

A. Lederschuhwerk für Männer und Burschen 

B. Lederschuhwerk für Frauen und Mädchen 

C. Lederschuhwerk für Kinder 

D. Lederhausschuhe, Sandalen und Turnschuhe aus Leder 

E. Stoff-Straßenschuhe, Stoff-Hausschuhe und Turnschuhe mit Spinnstoffoberteilen 

F. Gummischuhe 


A. Lederschuhwerk für Männer und Burschen 


Preis¬ 
gruppe I 


Preis¬ 
gruppe II 


Straßen-Halbschuhe und -Stiefel aus 

Leder aller Art, schwarz oder 
braun 

im Einkauf bis 8,— JIM 
% 

(billigstes Straßenschuhwerk) 


Straßen-Halbschuhe und -Stiefel aus 

Leder aller Art, schwarz oder 
braun 

im Einkauf von 8.ot M Jl bis 
9,— JUC 


Preis¬ 
gruppe 111 


Straßen-Halbschuhe und -Stiefel aus 

feinfarbigem Leder aller Art 

im Einkauf bis 9.— JIM 

(Diplomat- 

JIM * 


Winter-Straßenschuhe 

schuhe) 

im Einkauf bis 9,- 


Straßen-Halbschuhe und -Stiefel aus 

Leder aller Art 

im Einkauf von 9,oi JIM bis 
10,50 JIM. 

Sport- (Wander-) Halbschuhe aus 

Rindbox, Mastbox, Waterproof 
oder Sportleder 

im Einkauf bis 11,so JIM 

Sport- (Wander-) und Skistiefel aus 

Rindbox, Mastbox, Waterproof 
oder Sportleder 

im Einkauf bis 15,— JLM 


Marschstiefel 

im Einkauf bis 25,- 


JIM 


Noch 
Preis¬ 
gruppe 111 


Preis¬ 
gruppe IV 


Sonder¬ 

regelung 


Reitstiefel 

■ im Einkauf bis 30,— JIM 

W inter-Straßenschuhe (Diplomat¬ 
schuhe) 

im Einkauf über 9 ,—JIM 


Straßen-Halbschuhe und -Stiefel aus 

Leder aller Art 

im Einkauf über 10,so JIM 

Sport- (Wander-) Halbschuhe aus 

Rindbox, Mastbox, Waterproof 
oder Sportleder 

im Einkauf über 11 ,50 JI M 

Sport- (Wander-) und Skistiefel aus 

Rindbox, Mastbox, Waterproof 
oder Sportleder 

im Einkauf über 15,— JIM. 

Marschstiefel 

im Einkauf über 25,— JIM 

Reitstiefel 

im Einkauf über 30,— JIM 

Sämtliches Schuhwerk zur Ausübung 
einerSportart,ausgenommenSport- 
(Wander-) Schuhe und -Stiefel, 
Skistiefel und Turnschuhe aller 
Art 


Arbeits- und Berufsschuh werk aller 
Art, auch Schaftstiefel 

Zweischnaller, Galoschen und 
Pantinen mit Holzsohle 

Vollholzschuhe 


ßeichsgesetzbl. 1944 I 


43 












Rfeichsgesetzblatt, Jahrgang 1944, Teil I 


B, Lederschuhwerk für Frauen und Mädchen 




Straßen-Halbschuhe und -Stiefel aus 

Leder aller Art, schwarz oder 
braun 

im Einkauf bis 7,— MM 

(billigstes Straßenschuhwerk) 


Preis- Straßen-Halbschuhe und -Stiefel aus I 
gruppe 11 Leder aller Art, schwarz oder 
braun 

im Einkauf von 7,oi MM bis 
8 ,— MM 

Knöchelschuhe (Krimmerschuhe) 
im Einkauf bis 8 ,— MM, 


Straßen-Halbschuhe und -Stiefel aus 

Leder aller Art, schwarz oder j 
braun 

im Einkauf von 8 ,oi MM bis 
9,— MM 

Straßen-Halbschuhe und -Stiefel aus 



Preis¬ 
gruppe IV 


^einfarbigem Leder aller Art 
im Einkauf bis 9,— MM 

Trachten- und Sport- (Wander-) 
Halbschuhe 

im Einkauf bis 9,— MM 

Sport- (Wander-), Ski-, Kragen-, 
Reißverschluß- und Russenstiefel 

im Einkauf bis 12,50 MM 


Sonder¬ 

regelung 


Auto- und Reitstiefel 

im Einkauf bis 20,— MM 
Knöchelschuhe (Krimmerschuhe) 
im Einkauf über 8 ,— M M 


Straßen-Halbschuhe und -Stiefel aus 

Leder aller Art 

im Einkauf über 9,— MM 

Trachten- und Sport- (Wander-) 
Halbschuhe 

im Einkauf über 9,— MM 

Sport- (Wander-), Ski-, Kragen-, 
Reißverschluß- und Russenstiefel 
im Einkauf über 12,50 MM 
Auto- und Reitstiefel 

im Einkauf über 20,— MM 
Gold- und Silberstoffschuhe aller Art 

Sämtliches Schuhwerk zur Ausübung 

einerSportart,ausgenommenSport- 
(Wander-) "Schuhe und -Stiefel, 
Skistiefel und Turnschuhe - aller 
Art 


Arbeits- und Berufssehuhwerk aller 
Art, 

auch Zweischnaller, Galoschen 
und Pantinen mit Holzsohle 
Vollholzschuhe 


C. Lederschuhwerk für Kinder 



Straßen-Halbscliulie und -Stiefel 

im Einkauf: 

Größe 18 bis 20 bis 2,75 MM 
21 » 22 » 3,25 MM 
» 23 » 24 » 3,76 MM 

» 25 » 26 » 4,25 MM 

» 27 » 30 » 5,50 MM 

» 31 » 35 » 6,25 M‘ M 


Straßen-Halbschuhe und -Stiefel 

im Einkauf: 

Größe 18 bis 20 


von 2,76 bis 3,75 MM 

» 

21 bis 22 


von 3,26 » 4,25 MM 

» 

23 bis 24 


von 3,76 » 4,75 MM 

» 

25 bis 26 


von 4,26 » 5,25 MM 

» 

27 bis 30 


von 5,51 » 6,50 MM 

» 

31 bis 35 


von 6,26 » 7,25 MM 


Preis- Straßen-Halbschuhe und -Stiefel 

gruppe 111 im Einkauf: 

Größe 18 bis 20 

von 3,76 bis 5,25 M,M 
» 21 bis 22 

von 4,26 » 5,75 MM 
» 23 bis 24 

von 4,76 » 6,25 MM 
» 25 bis 26 

von 5.26 » 7,— MM 
» 27 bis 30 

von 6,51 » 8,25 MM 
» 31 bis 35 

von 7,26 » 9,75 MM 


Preis¬ 
gruppe IV 


Straßen-Halbschuhe und -Stiefel 

im Einkauf: 


Größe 18 bis 20 über 5,25 MM 

)> 

21 » 22 » 

5,75 MM 

)> 

23 » 24 » 

6,25 MM 

» 

25 » 26 » 

7,— MM 


27 » 30 » 

8,25 MM 

» 

31 » 35 » 

9,75 MM 
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Noch 

Preis¬ 
gruppe IV 

Spezial-Schuhwerk, das nur zur 
Ausübung einer Sportart dient, 

ausgenommenTurnschuhe aller Art 

Sonder¬ 

regelung 

Zweischnaller, Galoschen und Pan¬ 
tinen mit Holzsohle 

Vollholzschuhe 

D. Lederhausschuhe, Sandalen und Turnschuhe aus Leder 

■ 

Hausschuhe und Pantoffel aller Art, 

getäkst, geklammert, genagelt 

Riemensandalen aller Art 

Noch 

Preis¬ 
gruppe 11 

Sogenannte » Radfahrschuhe'.' 

Lederhallen- und Gymnasfikschuhe 

(Turnschuhe) 

Preis¬ 
gruppe 11 

Hausschuhe und Pantoffel aller Art, 

durchgenäht, gewendet oder ge¬ 
klebt. ans Schaf- oder Rindkroko 

Preis¬ 
gruppe 111 

Hausschuhe und Pantoffel aller Art 

mit Ausnahme der Graupen I 
und II 


E. Stoff-Straßenschuhe, Stoff-Hausschuhe und Turnschuhe mit Spinnstoffoberteilen 


Preis- Kinder-Straßen- und Hausschuhe 
gruppe 1 mit Gummi- oder Werkstoffsohle, 
gotäkst oder geklammert 

Hallenturnschuhe, gewendet (so¬ 
genannte Hallenschlüpfer) 

Hausschuhe und Pantoffel aller Art. 

getäkst oder geklammert 

Hausschuhe und Pantoffel aus Win¬ 
terstoff, geklebt, mit Werkstoff¬ 
oder Gummisohle. ohne Filz- 
zwischensohle 

Sandalen 


Preis- Männer-Straßenschuhc, auch mit 
gruppe II Lederbesatz 

Frauen-Straßenschulie, auch mit 
Lederbesatz 

Kinder-Straßen- und Hausschuhe, 

auch mit Lederbesatz, durchge¬ 
näht, geklebt oder flexibel 

Straßen-Filz-Schnallenstief el. 

mit und ohne Lederbesatz, in allen 
Größen 

Straßenschuhe mit Holzsohle, auch 


Noch Turnschuhe — mit Ausnahme der 
Preis- Gruppe I —, Tennis- und Boots¬ 
gruppe II schuhe 

Badeschuhe, auch mit Gummi- oder 
Werkstoffoberteil 

im Einkauf bis 2,50 JlJt 
Babyschuhe, auch mit Lederoberteil 

Preis- Badeschuhe, auch mit Gummi- oder 
gruppe III Werkstoffoberteil 

im Einkauf über 2,so JtJC 

Hausschuhe und Pantoffel aller Art 

mit Ausnahme der Gruppe I 

Hausschuhe mit Cosysohle 

F. Gummischuhe 

Preis- Galoschen und Halbgaloschen 
gruppe II aller Art 

Preis- Überschuhe aller Art 
gruppe III Wellingtonstiefel aller Art 
Russenstiefel aller Art 

Sonder- Arbeits- und Berufsstiefel aller Art 


mit Werkstoff- oder Lederbesatz | regelung 






















154 , Reichsgesetzblatt, Jahrgang 1944, Teil I 

Verordnung über einen weiteren Vollstreckungsschutz 
im Reichsgau Sudetenland und in den in die Länder Preußen und Bayern sowie in die 
Reichsgaue Niederdonau und Oberdonau eingegliederten sudetendeutschen Gebietsteilen. 

Vom 8. Juli 1944. 


Auf Grund des Erlasses des Führers über die 
Verwaltung der sudetendeutschen Gebiete vom 
1. Oktober 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1331) und 
des § 5 des Gesetzes über die Gliederung der 
sudetendeutschen Gebiete vom 25. März 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 745) wird folgendes ver¬ 
ordnet: 

Die Verordnung über einen weiteren Voll¬ 
streckungsschutz im Reichsgau Sudetenland und 
in den in die Ländter Preußen und Bayern sowie 
in die Reichsgaue Niederdonau und Oberdonau 

Berlin, den 8. Juli 1944. 


eingegliederten sudetendeutschen Gebietsteilen 
vom 14. Februar 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 97) 
wird bis zum 31. Dezember 1945 verlängert. 

Die Verlängerung des Vollstreckungsschutzes 
gilt auch für Zwangsvollstreckungen, die zwi¬ 
schen dem 31. Dezember 1943 und dem Inkraft¬ 
treten dieser Verordnung anhängig waren, so¬ 
weit sie beim Inkrafttreten dieser Verordnung 
noch nicht durch Befriedigung des Gläubigers 
beendet sind. 


Der Reichs minister der Justiz 
Dr. T h i e r a c k 


Der Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft 


Mit der Führung der Geschäfte beauftragt: 
H. Backe 


Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung 
Dr. Stuckart 


Verordnung 

über die vorläufige Regelung des Berufsschulwesens im Saarland. 
Vom 10. Juli 1944. 


Auf Grund des § 7 des Gesetzes über die vor¬ 
läufige Verwaltung des Saarlandes vom 30. Ja¬ 
nuar 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 66) wird ver¬ 
ordnet : 

Zur weiteren Vereinheitlichung in der Ver¬ 
waltung des Beruf sschulwesens werden mit Wir¬ 
kung vom 1. April 1944 im Saarland eingeführt: 

a) die Verordnung über die vorläufige Rege¬ 
lung des Berufsschulwesens in den Reichs¬ 
gauen Danzig -Westpreußen und Warthe¬ 
land vom 3. Juni 1940 (Reichsgesetzbl. I 
S. 837), 

Berlin, den 10. Juli 1944. 


b) die Verordnung über die vorläufige Rege¬ 
lung des landwirtschaftlichen Berufsschul¬ 
wesens in den Reichsgauen der Ostmark 
und den Reichsgauen Sudetenland, Warthe¬ 
land undDanzig-Westpreußen vom 23. No¬ 
vember 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1526), 

c) die Durchführungsverordnung zur Ver¬ 
ordnung über die vorläufige Regelung des 
Berufsschulwesens in den Reichsgauen 
Danzig-Westpreußen und Wartheland vom 
5.Oktober 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 616). 


Der Reichsminister 

für Wissenschaft, Erziehung undVolksbildung 

Rust 


Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung 
Dr. Stuckart 


Der Reichsminister der Finanzen 
Graf Schwerin von Krosigk 
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Erlaß des Führers 

über die verstärkte Zusammenfassung der Straßenverkehrsmittel 
durch den Reichsverkehrsminister. 

Vom 13. Juli 1944. 

Zu dem Zwecke einer straffen Zusammenfassung und einheitlichen Lenkung des zivilen Straßen¬ 
verkehrs durch den Reichsverkehrsminister bestimme ich für die Dauer des Krieges unter Außer¬ 
kraftsetzung entgegenstehender Bestimmungen: 

§ 1 

(1) Der Reichsverkehrsminister ist berechtigt, über die zivilen Straßenverkehrsmittel (Straßen¬ 
bahnen, Kraft- und Gespannfahrzeuge) Einsatzverfügungen zu treffen und hierzu die durch die 
Kriegführung bedingten Anordnungen zu geben. 

( 2 ) Er hat hierbei den besonderen Aufgaben der jeweiligen Bedarfsträger Rechnung zu tragen. 
Soweit es sich um die Kraftfahrzeuge mit Sonderkennzeichen handelt, hat der Reichsverkehrs¬ 
minister die Kraftfahrzeughalter anzuhören. 

. §2 

Der Reichsverkehrsminister regelt die V erteilung der dem Straßenverkehr zugeteilten Kraftstoffe 
und Bereifungen. Er bedient sich dabei der bisherigen Verteilungsstellen. 

§3 

Zur beschleunigten Be- und Entladung der Straßenverkehrsmittel kann der Reichsverkehrs¬ 
minister den Beteiligten Auflagen machen. 

§4 

( 1 ) Der Reichsverkehrsminister kann bei Zuwiderhandlungen gegen die auf Grund dieses Er¬ 
lasses ergangenen Anordnungen und Weisungen Ordnungsstrafen in Geld verhängen. 

( 2 ) In besonderen schweren Fällen vorsätzlicher oder fahrlässiger Zuwiderhandlungen ist in 
gerichtlichem Strafverfahren Gefängnis zu erkennen, soweit nicht in einer anderen Vorschrift 
schwerere Strafe angedroht ist. 

o 

§5 

( 1 ) Der Reichsverkehrsminister ist berechtigt, die ihm durch diesen Erlaß gegebenen Befugnisse 
auf die ihm nachgeordneten Mittelbehörden zu übertragen. 

( 2 ) Der Reichsverkehrsminister erläßt im Benehmen mit den beteiligten Obersten Reichsbehörden 
die zur Durchführung dieses Erlasses erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 

Führer-Hauptquartier, den 13. Juli 1944. 

Der Führer 

Adolf Hitler 

Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 

Dr. L a m mers 
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Anordnung zur Änderung der Vierten Durchführungsanordnung zur Verordnung 
zur Sicherstellung des Kräftebedarfs für Aufgaben von besonderer staatspolitischer Bedeutung 
(Zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung des öffentlichen Dienstes 

bei Dienstverpflichtung), 

Vom 5. Juli 1944. 


Auf Grund der Verordnung zur Sicherstellung 
des Kräftebedarfs für Aufgaben von besonderer 
staatspolitischer Bedeutung vom 13. Februar 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 206) § 9 in Verbindung mit 
der Verordnung über die Rechtsetzung durch 
den Generalbevollmächtigten für den Arbeits¬ 
einsatz vom 25. Mai 1942 (Reichsgesetzbl. I 
S. 347) bestimme ich folgendes: 

§ 1 

§ 2 der Vierten Durchführungsanordnung zur 
Verordnung zur Sicherstellung des Kräftebedarfs 
für Aufgaben von besonderer staatspolitischer Be¬ 
deutung (Zusätzliche Alters- und Hinterbliebenen¬ 
versorgung des öffentlichen Dienstes bei Dienst¬ 
verpflichtung) vom 28. November 1940 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 1532) erhält folgende Fassung: 


Wer zu einer zeitlich begrenzten Dienst¬ 
leistung im öffentlichen Dienst dienstverpflich¬ 
tet wird, ohne vorher in einem Beschäftigungs¬ 
verhältnis im öffentlichen Dienst (§ 1) gestan¬ 
den zu haben, bann auf seinen Antrag für das 
neue Beschäftigungsverhältnis an der zusätz¬ 
lichen Versorgung bei dem neuen Dienstberech¬ 
tigten teilnehmen, sofern im bisherigen Be¬ 
schäftigungsverhältnis eine zusätzliche Alters¬ 
und Hinterbliebenen Versorgung nicht bestand.« 

§2 

Diese Anordnung tritt am 1. August 1944 in 
Kraft. 


Berlin, den 5. Juli 1944. 

Der Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz 

In Vertretung 
Dr. Beisiegel 


Fünfte Durchführungsanordnung zur Verordnung 
zur Sicherstellung des Kräftchedarfs für Aufgaben von besonderer staatspolitischer Bedeutung 
(Zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung der privaten Wirtschaft 

bei Dienstverpflichtung). 

Vom 5. Juli 1944. 


Auf Grund der Verordnung zur Sicherstellung 
des Kräftebedarfs für Aufgaben von besonderer 
staatspolitischer Bedeutung vom 13. Februar 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 206) § 9 in Verbindung mit 
der Verordnung über die Rechtsetzung durch 
den Generalbevollmächtigten für den Arbeits¬ 
einsatz vom 25. Mai 1942 (Reichsgesetzbl. I 
S. 347) bestimme ich folgendes: 

§ 1 

(1) Die über die Pflichtversicherung hinaus¬ 
gehende oder neben ihr bestehende Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung (zusätzliche Versor¬ 
gung), auf deren Leistungen ein Rechtsanspruch 
besteht, bleibt für zeitlich begrenzt Dienstver¬ 
pflichtete, die aus Besch-äftigungsverhältnissen 
in der privaten Wirtschaft kommen, während 
der Dienstleistung nach den Grundsätzen ge¬ 
regelt. die für das bisherige Beschäftigungsver¬ 
hältnis maßgebend waren. Hängen Ansprüche 
aus der zusätzlichen Versorgung von der Be¬ 
schäftigung oder ihrer Dauer ab, so gilt die 
Dienstpflichtzeit als Beschäftigung im bisherigen 
Betrieb. Entgegenstehende Bestimmungen und 
Vereinbarungen werden aufgehoben. 

( 2 ) Zeitlich begrenzt Dienstverpflichtete nehmen 
auf Antrag an der zusätzlichen Versorgung nach 
Abs. 1 auch dann teil, wenn eine zusätzliche Ver¬ 


sorgung im Rahmen des bisherigen Beschäfti¬ 
gungsverhältnisses nach dem Zeitpunkt derDienst- 
verpflichtung eingeführt oder geändert wird. 
Der bisherige Dienstberechtigte hat dem neuen 
Dienstberechtigten die Einrichtung oder Ände¬ 
rung einer zusätzlichen Versorgung unter Er¬ 
teilung einer Bescheinigung nach § 2 Abs. 5 an¬ 
zuzeigen. Der Antrag ist unzulässig, wenn der 
Dienstverpflichtete an einer zusätzlichen Ver¬ 
sorgung im neuen Beschäftigungsverhältnis teil¬ 
nimmt. 

( 3 ) Dienstverpflichtete, auf die Abs. 1 Anwen¬ 
dung findet, unterliegen nicht der zusätzlichen 
Versorgung bei dem neuen Dienstberechtigten. 

( 4 ) § 2 der Vierten Durchführungsanordnung 
zur Kräftebedarfsverordnung vom 28. November 
1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1532) in der Fassung 
der Anordnung vom 5. Juli 1944 (Reichsgesetzbl. 
I S. 156) bleibt unberührt. 

§ 2 

( 1 ) Als Beiträge zur zusätzlichen Versorgung 
(§ 1 Abs. 1) sind die Beträge zu entrichten, die 
im bisherigen Beschäftigungsverhältnis entrich¬ 
tet worden sind. Lohnsteigerungen, die sich bei 
Fortsetzung des bisherigen Beschäftigungsvci - 
hältnisses zwingend aus einer Tarifordnung, Be- 



Nr. 32 — Tag der Ausgabe: 19. Juli 1944 


157 


triebsordnung oder Anordnung des Reichstreu- 
liänders oder Sondertreuhänders der Arbeit er¬ 
geben würden, sind zu berücksichtigen. 

( 2 ) War im bisherigen Beschäftigungsver¬ 
hältnis eine Alters- und Hinterbliebenenversor¬ 
gung ohne Versicherung der Versorgungs¬ 
anwartschaft oder des Versorgungsanspruchs 
bei einem Dritten (Versorgungsanstalt, Versor¬ 
gungskasse) vorgesehen, so hat der bisherige 
Dienstberechtigte als der Versorgungsträger 
Anspruch auf einen Beitrag in Höhe von 
6,6 vom Hundert des letzten Entgelts aus der 
bisherigen Beschäftigung. Abs. 1 Satz 2 gilt ent¬ 
sprechend. 

( 3 ) War die zusätzliche Versorgung im bis¬ 
herigen Beschäftigungsverhältnis durch den 
Abschluß eines Einzel-Lebensversicherungs¬ 
vertrages oder durch eine Gruppen- (Gefolg- 
schafts-) Versicherung bewirkt, so hat der neue 
Dienstberechtigte die erforderlichen Beiträge, 
höchstens jedoch 60 Reichsmark monatlich im 
Einzelfall, zu entrichten. 

( 4 ) Die nach Abs. 1 bis 3 zu entrichtenden 
Beiträge sind von dem neuen Dienstberechtigten 
(Unternehmer) an den Träger der Versicherung 
oder Versorgung, im Falle einer Gruppen- (Ge- 
folgschafts-) Versicherung an den bisherigen 
Dienstbereehtigten abzuführen. Die Verteilung 
des Beitrages auf den Dienstberechtigten und den 
Dienstverpflichteten ergibt sich aus § 1 Abs. 1. 

( 5 ) Der bisherige Dienstberechtigte hat dem 
Dienstverpflichteten für den neuen Dienst¬ 
berechtigten eine Bescheinigung über die Höhe 
der bisherigen Bezüge und etwaiger Steigerun¬ 
gen (Abs. 1) auszustellen, aus der auch die Bei¬ 
tragsanteile des Dienstberechtigten und des 
Dienstverpflichteten, die Bezeichnung des Trä¬ 
gers der Versicherung oder Versorgung sowie 
die Zahlstelle hervorgehen müsser 

§ 3 

War im bisherigen Beschäftigungsverhältnis 
eine zusätzliche Versorgung nicht vorgesehen, 
so kann der zeitlich begrenzt Dienstverpflichtete 
auf seinen Antrag an der zusätzlichen Versor¬ 
gung im neuen Beschäftigungsverhältnis teil¬ 
nehmen. 

§ 4 

( 1 ) Die zusätzliche Versorgung für Arbeiter 
und Angestellte, die zu einer zeitlich unbegrenz¬ 
ten Dienstleistung in der privaten Wirtschaft 
verpflichtet werden, richtet sich nach den für 
dieses Beschäftigungsverhältnis maßgebenden 
Bestimmungen. 

( 2 ) Besteht im neuen Beschäftigungsverhält¬ 
nis keine zusätzliche Versorgung, so bleibt das 
bisherige Versorgungsverhältnis erhalten, wenn 
der Dienstverpflichtete dies an Stelle der Ent¬ 
schädigung nach § 14 der Dienstpflicht-Durch- 
führungsanordnung vom 2. März 1939 (Reichs- 

Berlin, den 5. Juli 1944. 


gesetzbl. I S. 403) beantragt. § 2 gilt ent¬ 
sprechend. Der Träger der Versicherung oder 
Versorgung aus dem bisherigen Beschäftigungs¬ 
verhältnis hat dem Dienstverpflichteten ent¬ 
sprechende Rechte einzuräumen. 


§5 

( 1 ) Der neue Dienstberechtigte hat seine Bei¬ 
tragsanteile (§ 2 Abs. 1 bis 3, § 4 Abs. 2) allein 
zu tragen. Ist jedoch im neuen Beschäftigungs¬ 
verhältnis keine zusätzliche Versorgung vor¬ 
gesehen, so werden ihm diese Anteile auf An¬ 
trag durch das für den Betriebsort zuständige 
Arbeitsamt aus Mitteln des Reichsstocks für Ar¬ 
beitseinsatz erstattet. Der Antrag ist nach dem 
als Anlage beigefügten Muster vierteljährlich 
beim Arbeitsamt einzureichen. Der Anspruch 
auf Erstattung ist ausgeschlossen für Beiträge, 
deren Fälligkeit länger als sechs Monate vor 
dem Tage des Antragseingangs liegt. 

( 2 ) Abs. 1 Sätze 2 bis 4 findet auf öffentliche 
Verwaltungen und Betriebe im Sinne des § 1 
Abs. 1 Buchst, a und b des Gesetzes zur Ordnung 
der Arbeit in öffentlichen Verwaltungen und 
Betrieben vom 23. März 1934 (Reichsgesetzbl. 1 
S. 2201 keine Anwendung. 


\A 


\'<<- 


§6 

( 1 ) Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 
1. August 1944 in Kraft. 

( 2 ) Ist der Versorgungsfall während einer 
zeitlich begrenzten Dienstverpflichtung vor dem 
1. August 1944 eingetreten, so leben die An¬ 
sprüche aus der zusätzlichen Versorgung im bis¬ 
herigen Beschäftigungsverhältnis in dem Um¬ 
fange auf. wie sie bestanden haben würden, 
wenn das bisherige Beschäftigungsverhältnis 
bis zum Eintritt des Versorgungsfalles fort- 
bestanden hätte. 

( 3 ) Beantragt ein Dienstverpflichteter auf 
Grund des § 3 die Teilnahme an der zusätzlichen 
Versorgung bei dem neuen Dienstberechtigten 
innerhalb von drei Monaten nach dem Inkraft¬ 
treten dieser Anordnung, so wirkt sie auf den 
Beginn der Dienstleistung bei dem neuen Dienst¬ 
berechtigten zurück. 

( 4 ) Für die Dienstverpflichteten, die vor dem 
1. August 1944 dienstverpflichtet worden sind, 
werden die Beiträge für die Zeiten der Dienst¬ 
verpflichtung bis zum 31. Juli 1944 auf Antrag 
des Trägers der Versicherung oder Versorgung 
nach Maßgabe dieser Anordnung aus Mitteln des 
Reichsstocks für Arbeitseinsatz nachentrichtet, 
soweit sie noch nicht entrichtet, verrechnet oder 
erlassen sind. Das Nähere hierüber bestimmt der 
Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz. 
Der Umfang und die Fälligkeit einer Leistung 
der zusätzlichen Versorgung im Sinne dieser 
Anordnung ist von der Nachentrichtung der Bei¬ 
träge und deren Zeitpunkt unabhängig. 


Der Gener a 1 b e v o 11 m ächtigte f ü r d e n A r h e i t s e i 11 s a t 7 

In Vertretung 
Dr. Beisi(t£ei 
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Anlage 

(Zu § 5 vorstehender 
Durchführungsanordnung) 

.. ..., den 

(Name und Sitz des Betriebes) 


Betrifft: Zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung; hier: Erstattung von Beiträgen 
auf Grund der Fünften Durchführungsanordnung zur Kräftebedarfsverordnung. 

An 

das Arbeitsamt...... 

1. Für die Gefolgschaftsmitglieder meines Betriebes besteht keine zusätzliche Alters- und Hinter¬ 
bliebenenversorgung (zusätzliche Versorgung) mit Rechtsanspruch. 

2. Für Dienstverpflichtete meines Betriebes habe ich zur Aufrechterhaltung der zusätzlichen, 
einen Rechtsanspruch darstellenden Versorgung aus früheren Beschäftigungsverhältnissen in der 

Zeit vom .bis.... an Unternehmerbeiträgen entrichtet: 

a) für Überversicherung bei den reichsgesetzlichen Rentenversicherungen 

für Personen . MM, 

b) für zusätzliche Versorgung ohne Versicherung der Versorgungsanwart¬ 
schaft oder des Versorgungsanspruchs bei einem Dritten (§ 2 Abs. 2) 

für. Personen . MM, 

c) für Einzel-Lebensversicherungsverträge (§ 2 Abs. 3) 

von ... Personen . MM, 

d) für sonstige zusätzliche Versorgungen 

(Art der Versorgung: .....—) 

von . Personen . .-. MM-, 

zusammen: . MM- 

Ich bitte um Erstattung und Überweisung auf das Postscheckkonto Nr.. 

Ich bestätige, 

a) daß in den vorstehenden Beträgen keine Arbeitnehmeranteile enthalten sind, 

b) daß in den vorstehenden Beträgen keine Beiträge enthalten sind, deren Fälligkeit mehr als 
6 Monate zurückliegt. 

Mir ist bekannt, daß die Unterlagen für diesen Erstattungsantrag dem Arbeitsamt zur Einsicht 
und Prüfung auf Anforderung zur Verfügung gestellt werden müssen und daß der Betrieb für 
Überzahlungen infolge unrichtiger Angaben in diesem Antrag haftet. 


(Unterschrift des Unternehmers oder seines 
Bevollmächtigten) 


Herausgegeben vom Reichsministerium des Innern — Verlag: Reichsverlagsamt — Druck: Reichsdruckerei 
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Erlaß des Führers 

über die Erfassung und Verwertung von Lagerbeständen 
für die Rüstung und Kriegswirtschaft. 

Vom 13. Juli 1944. 

Die Kriegslage erfordert den verstärkten Einsatz aller Güter für die Zwecke der Rüstungs¬ 
wirtschaft. Sie bedingt damit besonders die vermehrte Erfassung und Verwertung aller Lager¬ 
bestände an gewerblichen Rohstoffen, Halb- und Fertigwaren für vordringliche Kriegsaufgaben. 
Zur Sicherung einheitlicher Maßnahmen bestimme ich: 

I. Der Reichsminister für Rüstung und Kriegsproduktion ist berechtigt, von Personen und 
Personenvereinigungen sowie von Dienststellen des Staates, der Partei einschließlich ihrer Gliede¬ 
rungen und angeschlossenen Verbände, der Wehrmacht, der Waffen-^, des Reichsarbeitsdienstes 
und der Organisation Todt im Großdeutschen Reich, in den angegliederten und in den besetzten 
Gebieten Auskunft über Lagerbestände an gewerblichen Rohstoffen, Halb- und Fertigwaren zu 
verlangen. Er kann die Besichtigung von Lagerbeständen, Lagerräumen und Anlagen vornehmen. 
Bei der Partei einschließlich ihrer Gliederungen und angeschlossenen Verbände, bei der Wehr¬ 
macht, der Waffen-^, der Polizei und dem Reichsarbeitsdienst erfolgt die Besichtigung nach vor¬ 
heriger Benachrichtigung des Reichsschatzmeisters, des Oberkommandos des betreffenden Wehr¬ 
machtteiles, des Reichsführers ff oder des Reichsarbeitsführers. Soweit es sich um die Lager¬ 
bestände, Lagerräume und Anlagen handelt, die der Verfügung einer anderen Obersten Reichs¬ 
behörde unterliegen, erfolgt die Besichtigung nach vorheriger Benachrichtigung der zuständigen 
Obersten Reichsbehörde. 

II. Der Reichsminister für Rüstung und Kriegsproduktion ist befugt, über die Verwertung der 
Lagerbestände an gewerblichen Rohstoffen, Halb- und Fertigwaren Anordnungen zu treffen. Ei 
hat die Dienststellen vorher über seine Anordnungen zu unterrichten. Bei der Partei einschließlich 
ihrer Gliederungen und angeschlossenen Verbände, bei der Wehrmacht, der Waffen-^, der Polizei 
und dem Reichsarbeitsdienst erfolgt die Anordnung im Einvernehmen mit dem Reichsschatzmeister, 
den Oberkommandos der Wehrmachtteile, dem Reichsführer ff oder dem Reichsarbeitsführer, die 
in ihrem Bereich die zur Durchführung der Anordnungen erforderlichen Weisungen geben. Die 
Oberkommandos der Wehrmachtteile halten den Chef des Oberkommandos der Wehrmacht auf 
dem laufenden. Bei den Lagerbeständen der anderen Dienststellen erfolgt die Anordnung im Ein¬ 
vernehmen mit den zuständigen Obersten Reichsbehörden. 
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III. Der .Reichsminister für Rüstung und Kriegsproduktion kann die Maßnahmen durch Be¬ 
auftragte treffen. 

IV. Der Reichsminister für Rüstung und Kriegsproduktion erläßt die zur Durchführung und 
Ergänzung dieses Erlasses erforderlichen Vorschriften im Einvernehmen mit den in Ziffer 1 Satz 3 
und 4 bezeichneten Stellen, soweit die Wehrmacht betroffen ist, nur im Einvernehmen mit dem 
Chef des Oberkommandos der Wehrmacht. 

Führer-Hauptquartier, den 13. Juli 1944. 

DerFührer 

Adolf Hitler 

Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 

Dr. L a m m e r s 

Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 

Keitel 

Der Leiter der Partei-Kanzlei 
M. Bormaun 


Zehnte Verordnung zur Durchführung des Deutschen Beamtengesetzes. 

Vom 3. Juli 1944. 


Auf Grund des § 183 des Deutschen Beamten¬ 
gesetzes vom 26. Januar 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 39) wird verordnet: 

Die Verordnung zur Durchführung des Deut¬ 
schen Beamtengesetzes vom 29. Juni 1937 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 669) erhält mit Wirkung vom l.Juli 
1944 ab folgende Fassung: 

Berlin, den 3. Juli 1944. 


»Zu § 44 

Bis zum 30. Juni 1945 können auch die Re¬ 
gierungsvizepräsidenten und der Polizeivize¬ 
präsident in Berlin jederzeit in denWartestand 
versetzt werden. * 


Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung des Staatssekretärs 
Ehrensberger 


Der Reichsminister der Finanzen 
Graf Schwerin von Krosigk 
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Erlaß des Führers Uber den totalen Kriegseinsatz. 

Vom 25. Juli 1944. 

Die Kriegslage zwingt zur vollen Ausschöpfung aller Kräfte für Wehrmacht lind Rüstung. Ich 
ordne daher an: 

I 

( 1 ) Der Vorsitzende des Ministerrats für die Reichsverteidigung, Reiehsmarschall Hermann G ö r i n g, 
hat das gesamte öffentliche Leben den Erfordernissen der totalen Kriegführung in jeder Beziehung 
anzupassen. Zur Durchführung dieser Aufgabe schlägt er mir einen »Reichsbevollmäehtigten für 
den totalen Kriegseinsatzvor. Dieser hat im besonderen dafür Sorge zu tragen, daß alle öffent¬ 
lichen Veranstaltungen der Zielsetzung des totalen Krieges angemessen sind und Wehrmacht und 
Rüstung keine Kräfte entziehen. Er hat den gesamten Staatsapparat einschließlich Reichsbahn, 
Reichspost und aller öffentlichen Anstalten, Einrichtungen und Betriebe mit dem Ziele zu über¬ 
prüfen, durch einen restlosen rationellen Einsatz von Menschen und Mitteln, durch Stillegung oder 
Einschränkung minder kriegswichtiger Aufgaben und durch Vereinfachung der Organisation und 
des Verfahrens das Höchstmaß von Kräften für Wehrmacht und Rüstung freizumachen. Zu diesen 
Zwecken kann er von den Obersten Reichsbehörden Auskünfte verlangen und ihnen Weisungen 
erteilen. 

( 2 ) Die danach von den zuständigen Obersten Reichsbehörden zu erlassenden Rechtsvorschriften 
und grundsätzlichen Verwaltungsanordnungen ergehen im Einvernehmen mit dem Reichsminister 
und Chef der Reichskanzlei, dem Leiter der Partei-Kanzlei und dem Generalbevollmächtigten für 
die Reichsverwaltung. 

II 

Der Leiter der Partei-Kanzlei wird die von mir angeordneten Maßnahmen durch den Einsatz 
der Partei auf Grund der ihm erteilten Vollmachten tatkräftig unterstützen. 

in 

Einsprüche gegen Weisungen des Reichsbevollmächtigten für den totalen Kriegseinsatz sind an 
diesen zu richten. Kommt eine Einigung nicht zustande, so ist unter Beteiligung des Reichs¬ 
ministers und Chefs der Reichskanzlei meine Entscheidung einzuholen. 

IV 

Soweit früher erteilte Vollmachten und Aufträge dem Sinne dieses Erlasses widersprechen, 
treten sie außer Kraft. 
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V 

Dieser Erlaß gilt für das Gebiet des Großdeutschen Reiches und entsprechend für die ange- 
gliederten und besetzten Gebiete. 

Fülirer-Hauptquartier, den 25. Juli 1944. 

Der Führer 

Adolf Hitler 

Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 

Dr. L a m m e r s 

Der Leiter der Partei-Kanzlei 
M. Bormann 


Siebente Verordnung zur Ergänzung der Vorläufigen Durchführungsverordnung 
zum Deutschen Polizeibeamtengesetz. 

Vom 11. Juli 1944. 


Zur Angleichung der Rechtsstellung der Sani- 
täts- und Veterinäroffiziere der Polizei an die 
der Polizeioffiziere wird auf Grund des § 33 des 
Deutschen Polizeibeamtengesetzes (PBG.) vom 
24. Juni 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 653) zur Er¬ 
gänzung der Vorläufigen Durchführungsverord¬ 
nung zum Deutschen Polizeibeamtengesetz vom 
26. Juli 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 858) im Ein¬ 
vernehmen mit dem Reichsminister der Finanzen 
folgendes bestimmt: 

§1 

Im Abs. 1 der Vorläufigen Durchführungsver¬ 
ordnung zu § 1 des Gesetzes wird als letzter 
Unterabsatz angefügt: 

»g) die Sanitäts- und Veterinäroffiziere der 
Polizei des Reichs.« 

Berlin, den 11. Juli 1944. 


§2 

Abs. 2 der Vorläufigen Durchführungsverord¬ 
nung zu § 1 des Gesetzes erhält folgende Fassung: 

»( 2 ) Polizeioffiziere im Sinne des Gesetzes 
sind die im Abs. 1 unter a, c und g genannten 
Offiziere.« 

§3 

Der Vorläufigen Durchführungsverordnung 
zu § 15 des Gesetzes wird folgender neuer Abs. 
hinzugefügt: 

»( 5 ) Für die Sanitäts- und Veterinäroffiziere 
der Polizei verbleibt es bei der bisherigen Al¬ 
tersgrenze von 65 Jahren.« 


Der Reichs minister des Innern 
H. Himmler 


Verordnung über Zolländerungen. 
Vom 18. Juli 1944 *) 


Ich verordne auf Grund des § 50 Absatz 2 
des Zollgesetzes im Einvernehmen mit dem 
Reichswirtschaftsminister: 

§1 

Es werden in der Ausfuhrzoll-Liste die fol¬ 
genden Bestimmungen gestrichen: 

1. die Tarifnummern 

aus 783 (Maschinenteile usw.), 
aus 799 (Maschinenteile usw.), 


899 (Maschinen [ausgenommen Ma¬ 
schinen in fester Verbindung 
mit Kratzenbeschlägen] für die 
Vorbereitung der Verarbeitung 
von Spinnstoffen usw.), 

900 (Webstühle usw.), 

901 (Gardinen-, Spitzen- und Tüll¬ 
maschinen usw.), 

902 (Zurichte- [Appretur-] Maschi¬ 
nen usw.), 

904 (Maschinen zur Bearbeitung 
von Edelsteinen usw.; andere 


; ) Veröffentlicht im Deutschen Reichsanzeiger und Preußischen Staatsanzeiger Nr. 165 vom 25. Juli 1944. 
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Maschinen zur Bearbeitung von 
Metallen usw.), 

aus 906 D (Maschinen zur Herstellung 
von leonischen Drähten usw.; 
andere im Zolltarif nicht be¬ 
sonders genannte Maschinen 
usw.); 

Berlin, 18. Juli 1944 


168 

2. die Anmerkungen zu Nr. 899, 900,902,904 
Abs. 2 und 906 D Abs. 2. 

§2 

Die Verordnung tritt am 15. August 1944 in 
Kraft. 


Der Reichs minister der Finanzen 
Im Auftrag 
Wucher 


Verordnung 

zur Ergänzung der Verordnung über die erleichterte Zinsherabsetzung bei Gemeindeanleihen. 

Vom 19. Juli 1944. 

Auf Grund des § 13 der Verordnung über die erleichterte Zinsherabsetzung bei Gemeindeanleihen 
vom 28. März 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 150) wird im Einvernehmen mit dem Reichsminister des 
Innern und dem Reichsminister der Finanzen verordnet: 

Für die im Zins gesenkten Schuldverschreibungen ist das Recht des Schuldners zur verstärkten 
Tilgung oder vorzeitigen Gesamtrückzahlung weiterhin bis zum 31. Dezember 1945 ausgeschlossen. 

Berlin, den 19. Juli 1944. 

Der Reichswirtschaftsminister 

In Vertretung des Staatssekretärs 
Ohlendorf 


Erlaß zur Änderung von Oberlandesgerichtsbezirken. 
Vom 20. Juli 1944. 


Auf Grund des § 1 der Verordnung über Maß¬ 
nahmen auf dem Gebiete der Gerichtsverfassung 
und der Rechtspflege vom 1. September 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 1658) bestimme ich: 

I. 

Oberlandesgerichtsbezirke 
Celle und Oldenburg 

(1) Das Amtsgericht Diepholz wird vom Land¬ 
gericht Osnabrück abgetrennt und dem Land¬ 
gerichtsbezirk Verden zugelegt. 

( 2 ) Die Landgerichte Aurich und Osnabrück 
treten unter Abtrennung vom Bezirk des Ober¬ 
landesgerichts Celle in den Oberlandesgerichts¬ 
bezirk Oldenburg über. 

( 3 ) Für die Anerbengerichte in den Landge¬ 
richtsbezirken Aurich und Osnabrück ist an 
Stelle des Landeserbhofgerichts Celle das Erb¬ 
hofgericht Oldenburg zuständig. 


II. 

Oberlandesgerichtsbezirke 
Celle und Hamm 

Das Landgericht Detmold tritt unter Abtren¬ 
nung vom Bezirk des Oberlandesgerichts Celle 
in den Oberlandesgerichtsbezirk Hamm über. 

III. 

Oberlandesgerichtsbezirke 
Frankfurt, Hamm und Kassel 

( 1 ) Die Amtsgerichte Dillenburg und Herborn 
werden unter Abtrennung vom Bezirk des Land¬ 
gerichts Siegen, die Amtsgerichte Biedenkopf 
und Gladenbach unter Abtrennung vom Bezirk 
des Landgerichts Marburg (Lahn) dem Land¬ 
gerichtsbezirk Limburg zugelegt. 

( 2 ) Die Amtsgerichte Eiterfeld, Fulda, Gers- 
feld, Großenlüder, Hilders, Hünfeld und Neuhof 
(Kr. Fulda) werden unter Abtrennung vom Be- 
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zirk des Landgerichts Hanau dem Landgerichts- 
bezirk Kassel zugelegt. 

( 3 ) Das Landgericht Hanau tritt vom Bezirk 
des Oberländesgerichts Kassel in den Oberlandes¬ 
gerichtsbezirk Frankfurt über. 

IV. 

Oberlandesgerichtsbezirke 
Jena und Naumburg 

( 1 ) Die Amtsgerichte Artern, Heringen, Kelbra, 
Roßla. Sangerliausen und Stolberg (Harz) wer¬ 
den unter Abtrennung vom Bezirk des Land¬ 
gerichts Nordhausen dem Landgerichtsbezirk 
Halle zugelegt. 

( 2 ) Die Landgerichte Erfurt und Nordhausen 
treten vom Bezirk des Oberlandesgerichts Naum¬ 
burg in den Oberlandesgerichtsbezirk Jena über. 

( 3 ) Für die Anerbengerichte in den Land¬ 
gerichtsbezirken Erfurt und Nordhausen ist an 
Stelle des Landeserbhofgerichts Celle das Erb¬ 
hofgericht Jena zuständig. 

Berlin, den 20. Juli 1944. 


V. 

Oberlandesgerichtsbezirke 
Bamberg, München und Nürnberg 

( 1 ) Das Amtsgericht Scheinfeld wird unter 
Abtrennung vom Bezirk des Landgerichts Würz¬ 
burg dem Landgerichtsbezirk Nürnberg-Fürth 
zugelegt. 

( 2 ) Aus dem Bezirk des Landgerichts Eich¬ 
stätt treten 

a) das Amtsgericht Monheim in den Land¬ 
gerichtsbezirk Augsburg, 

b) das Amtsgericht Ingolstadt in den Land- 
gerichtsbezirk München II. 

c) die Amtsgerichte Beiingries. Eichstätt, 
Greding, Kipfenberg und Weißenburg in 
den Landgerichtsbezirk Nürnberg-Fürth 

über. Das Landgericht Eichstätt wird aufge¬ 
hoben. 

VI. 

Dieser Erlaß tritt mit dem 1. Oktober 1944 in 
Kraft. 


Der Reichs minister der Justiz 

Dr. Thierack 


Viehseuchenpolizeiliche Anordnung zum Schutze gegen die Hühnerpest, 

Vom 22. Juli 1944. 


Zum Schutze gegen die Hühnerpest wird auf 
Grund der §§ 18 ff. und § 79 Abs. 2 des \ieh- 
seuchengesetzes vom 26. Juni 1909 (Reichs- 
gesetzbl. S. 519) in Ergänzung der viehseuchen¬ 
polizeilichen Anordnung vom 12. Dezember 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 689) folgendes bestimme. 

§ 1 

Bei unzureichender Abgrenzung der Gehöfte 
voneinander kann die Stallsperre auch für das 
Geflügel der an ein Seuchengehöft angrenzen¬ 
den Gehöfte durch die Ortspolizeibehörde für 
die Dauer der Seuchengefahr angeordnet werden. 

§ 2 

Den in einem Seuchengehöft wohnenden oder 
beschäftigten Personen kann bis zur Beendigung 
der Abschlachtung des Geflügels und Ausfüh¬ 


rung der Entseuchung im Seuchengehöft das 
Betreten anderer Gehöfte mit Geflügelhaltung 
durch die Ortspolizeibehörde verboten werden. 

§3 

Vor dem Verlassen eines Seuchengehöfts 
haben alle Personen ihr Schuhzeug zu ent¬ 
seuchen. 

§4 

Verstöße gegen die Vorschriften dieser vieh¬ 
seuchenpolizeilichen Anordnung werden nach 
den Bestimmungen des Viehseuchengesetzes be¬ 
straf T. 

§5 

Die Viehseuchenpolizeiliche Anordnung tritt 
am siebenten Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 


Berlin, den 22. Juli 1944. 

Der R e i c li s m i n i s t e r des Innern 

In Vertretung des Staatssekretärs 

Dr. Weber 
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Erlaß des Führers 

über den Selbstschutz im Luftkrieg und den Reichsluftschutzbund, 

Vom 25. Juli 1944. 

Auf Vorschlag des Reichsministers der Luftfahrt und Oberbefehlshabers der Luftwaffe sowie 
des Leiters der Partei-Kanzlei bestimme ich: 

1. Die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei übernimmt die Führung und den orga¬ 
nisatorischen Ausbau des Selbstschutzes sowie den Einsatz der Selbstschutzkräfte. Die Be¬ 
fugnisse des örtlichen Luftschutzleiters bleiben unberührt. 

2. Der Reichsluftschutzbund ist eine von der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei 
betreute Organisation. Die Betreuung erfolgt nach den Weisungen des Leiters der Partei- 
Kanzlei. 

Änderungen der Satzung des Reichsluftschutzbundes bedürfen des Einvernehmens des Leiters 
der Partei-Kanzlei. 

3. Dem Reichsluftschutzbund obliegt nach den Weisungen des Reichsministers der Luftfahrt 
und Oberbefehlshabers der Luftwaffe die luftschutztechnische Schulung und Beratung der 
Bevölkerung. 

4. Durchführungsbestimmungen erläßt der Leiter der Partei-Kanzlei, soweit erforderlich im 
Einvernehmen mit dem Reichsminister der Luftfahrt und Oberbefehlshaber der Luftwaffe. 

Führer-Hauptquartier, d°n 25. Juli 1944. 


Der Führer 

Adolf Hitler 

Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 

Dr. L a m m e r s 

Der Leiter der Partei -Kanzlei 
M. B o r m a n n 
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Erste Anordnung über die Vereinfachung der Lohn- und Gehaltsabrechnung. 

Vom 12. Juli 1944*). 


Auf Grund der Verordnung über die Lohn¬ 
gestaltung vom 25. Juni 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S.691) sowie des §2 der Verordnung zur Durch¬ 
führung der Verordnung über die Lohngestal¬ 
tung vom 23. April 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 222) 
in Verbindung mit der Verordnung über die 
Rechtsetzung durch den Generalbevollmächtig¬ 
ten für den Arbeitseinsatz vom 25. Mai 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 347) bestimme ich für die 
private Wirtschaft und die öffentlichen Verwal¬ 
tungen und Betriebe folgendes: 

§ 1 

Lohn- und Gehaltsabrechnungszeitraum 

(l) Der Betriebsführer hat bei Lohnempfän¬ 
gern — mit Ausnahme der Monatslohnempfän¬ 
ger — in Betrieben (Verwaltungen) mit in der 
Regel mindestens 20 Beschäftigten den Zeit¬ 
raum zur Abrechnung des Lohnes auf einen Mo¬ 
nat zu verlängern, soweit bisher ein Lohnab¬ 
rechnungszeitraum von kürzerer Dauer fest¬ 
gesetzt oder vereinbart wurde; in allen übrigen 
Betrieben (Verwaltungen) kann der Betriebs¬ 
führer einen Lohnabrechnungszeitraum von 
einem Monat festlegen. Der Betriebsführer soll 
bei monatlicher Lohnabrechnung eine angemes¬ 
sene Abschlagszahlung — möglichst in vollen 
Reichsmarkbeträgen — leisten. Er kann von 
dieser Abschlagszahlung absehen, wenn schon 
bisher ein 14tägiger oder längerer Lohnabrech¬ 
nungszeitraum ohne Abschlagszahlung üblich 
war oder wenn der Wegfall einer Abschlags¬ 
zahlung nicht zu einer untragbaren Härte für 
das Gefolgschaftsmitglied führt. Soll keine Ab¬ 
schlagszahlung geleistet werden, so ist dies im 
Vertrauensrat zu beraten. In nichtvertrauens¬ 
ratspflichtigen Betrieben (Verwaltungen) sind 
die Gefolgschaftsmitglieder dazu zu hören; dies 
gilt nicht für die öffentlichen Verwaltungen und 
Betriebe. Bei Übergang zu einer einmaligen 
Lohnzahlung während des monatlichen Lohn¬ 
abrechnungszeitraums sind den Gefolgschafts¬ 
mitgliedern auf Antrag Vorschüsse zu gewäh¬ 
ren. 

Berlin, den 12. Juli 1944. 


( 2 ) Der Betriebsführer kann bei Monatslohn- 
und Monatsgehaltsempfängern den Zeitraum zur 
Abrechnung des Lohnes oder Gehalts bis auf 
ein Vierteljahr verlängern. Bei Übergang auf 
eine vierteljährliche Lohn- oder Gehaltsabrech¬ 
nung soll der Betriebsführer monatlich angemes¬ 
sene Abschlagszahlungen leisten. 

( 3 ) Erziehungsbeihilfen an Lehrlinge und An¬ 
lernlinge sollen grundsätzlich monatlich abge¬ 
rechnet werden. 

§2 

Auszahlung von Reichspfennigbeträgen 

Der Betriebsführer kann die auszuzahlende 
Vergütung auf volle Reichsmarkbeträge abrun¬ 
den, darüber hinausgehende Reichspfennigbe¬ 
träge auf die nächsten Lohn- oder Gehaltsab¬ 
rechnungen übertragen oder jährlich oder halb¬ 
jährlich in einer Summe auszahlen. Dies ist im 
Vertrauensrat zu beraten. In nichtvertrauens¬ 
ratspflichtigen Betrieben (Verwaltungen) sind 
die Gefolgschaftsmitglieder dazu zu hören; dies 
gilt nicht für die öffentlichen Verwaltungen und 
Betriebe. 

§3 

Ausnahmen 

Die Reichstreuhänder der Arbeit (Reichstreu¬ 
händer für den öffentlichen Dienst) und Son¬ 
dertreuhänder der Arbeit können Ausnahmen 
zulassen oder anderweitige Regelungen anord¬ 
nen. 

§4 

Schlußbestimmungen 

( 1 ) Diese Regelung tritt am 1. August 1944 
in Kraft. 

( 2 ) Gleichzeitig treten alle Bestimmungen, die 
mit dieser Anordnung nicht im Einklang stehen, 
sowie die Anordnung des Reichsarbeitsministers 
über die Verlängerung der Lohnabrechnungs¬ 
zeiträume vom 9. April 1942 (Reichsarbeitsbl. 
S. I 211) außer Kraft. 

( 3 ) Der Generalbevollmächtigte für den Ar¬ 
beitseinsatz bestimmt den Tag des Außerkraft¬ 
tretens dieser Anordnung. 


Der Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz 

S a u c k e 1 


*) Veröffentlicht im Deutschen Reichsanzeiger und Preußischen Staatsanzeiger Nr. 169 vom 29. Juli 1944. 


Nr. 85 — Tag der Ausgabe: 2. August 1944 
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Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Rechtsverhältnisse 
der in die Austria-Tabakwerke AG., vormals Österreichische Tabakregie, in Wien 
übertretenden Bediensteten der österreichischen Tabakregie 

Vom 19, Juli 1944 


Auf Grund des Artikels TTI des Gesetzes über 
die Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deut¬ 
schen Reich vom 13. März 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 237) wird verordnet: 

Im § 1 der Verordnung über die Rechtsver¬ 
hältnisse der in die Austria-Tabakwerke AG., 
vormals österreichische Tabakregie, in Wien 

Berlin, 19. Juli 1944 


übertretenden Bediensteten der Österreichischen 
Tabakregie vom 24. Oktober 1939(Reichsgesetzbl. 
I S. 2127) in der Fassung der Verordnung vom 
16. Juli 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 531) treten an 
die Stelle der Worte »31. Dezember 1944« und 
»31. Oktober 1944« die Worte »31. Dezember 
1946« und >>31. Oktober 1946«. 


Der Reichsminister der Finanzen 

In Vertretung 

Reinhardt 


Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung 

Dr. Stuckart 


Verordnung 

über die Meldung von Arbeitskräften in Scheinarbeitsverhältnissen. 

Vom 28. Juli 1944. 


Front und Heimat haben ein Anrecht darauf, 
zu erwarten, daß die Lasten des Krieges gerecht 
verteilt werden und jeder, der irgend dazu in 
der Lage ist, zu einer kriegswichtigen Arbeit 
herangezogen wird. Im gegenwärtigen Zeit¬ 
punkt ist es deshalb nicht zu verantworten, daß 
einsatzfähige Arbeitskräfte zum Schein tätig 
sind. Ich verordne deshalb folgendes: 

§1 

(l) Scheinarbeitsverhältnisse sind unzulässig 
und aufzulösen. Als Scheinarbeitsverhältnis ist 
jedes Arbeitsverhältnis anzusehen, bei dem unter 
Vorspiegelung einer ernsthaften Beschäftigung 
die Arbeitskraft nicht oder nur teilweise genutzt 
wird. Arbeitskräfte, die sich in solchen Schein¬ 
arbeitsverhältnissen befinden, haben sich bis 
spätestens 15. August 1944 bei ihrem zuständi¬ 
gen Arbeitsamt für einen kriegswichtigen Ar¬ 
beitseinsatz zu melden. Das Arbeitsamt kann 

Berlin, den 28. Juli 1944. 


das Scheinarbeitsverhältnis mit sofortiger Wir¬ 
kung lösen. 

( 2 ) Stellt das Arbeitsamt bei einer Überprü¬ 
fung von Arbeitsverhältnissen fest, daß sich Ar¬ 
beitskräfte nach dem 15. August 1944 noch in 
Scheinarbeitsverhältnissen befinden, die sich bis¬ 
her nicht gemeldet haben, so dienstverpflichtet 
es diese Kräfte sofort für einen kriegswichtigen 
Einsatz in der Rüstungswirtschaft. 

§2 

Wer dieser Verordnung zuwiderhandelt, wird 
mit Gefängnis und Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. 

§3 

Diese Verordnung tritt am Tage der Verkün¬ 
dung in Kraft. Sie gilt auch in den eingeglie¬ 
derten Ostgebieten. 


Der Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz 

S a u c k e 1 
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Dritte Verordnung 

über die Meldung von Männern und Frauen für Aufgaben der Reichsverteidigung. 

Vom 28. Juli 1944. 


Um für den totalen Kriegseinsatz alle für den 
Einsatz in Betracht kommenden Frauen zu er¬ 
fassen, verordne ich in Ergänzung der Verord- 
nungen über die Meldung von Männern und 
Frauen für Aufgaben der Reichsverteidigung 
vom 27. Januar 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 67) 
und vom 10. Juni 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 133) 
folgendes: 

§1 

Der Meldepflicht nach der Zweiten Verord- 
Berlin, den 28. Juli 1944. 


nung über die Meldung von Männern und Frauen 
für Aufgaben der Reichsverteidigung vom 
10. Juni 1944 unterliegen auch alle Frauen vom 
vollendeten 45. bis zum vollendeten 50. Lebens¬ 
jahr. 

§2 

Diese Verordnung tritt am Tage der Verkün¬ 
dung in Kraft. Sie gilt auch in den eingeglie¬ 
derten Ostgebieten. 


Der Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz 

S a u c k e 1 


Polizeiverordnung 

über die Verdunstung von Schwefelkohlenstoff, Tetrachloräthan (»Azetylentetrachlorid«) 
und Trichloräthylen bei Raumentwesungen. 

Vom 2. August 1944. 


Auf Grund der Verordnung über die Polizei¬ 
verordnungen der Reichsminister vom 14. No¬ 
vember 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1582) wird 
verordnet: 

§1 

Die Verdunstung von Schwefelkohlenstoff, 
Tetrachloräthan und Trichloräthylen, rein und 
in Mischungen, zur Raumdurchgasung ist ver¬ 
boten. 

§2 

Der Reichsminister des Innern und der Reichs¬ 
minister für Ernährung und Landwirtschaft 
können Ausnahmen von der Vorschrift des § 1 


zulassen, ferner Änderungen und Ergänzungen 
dieser Vorschrift im Wege des Erlasses vor¬ 
nehmen. 

§3 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig der Vorschrift 
des § 1 zuwiderhandelt, wird mit Geldstrafe bis 
zu 150 Reichsmark oder mit Haft bis zu sechs 
Wochen bestraft, sofern nicht nach einer an¬ 
deren gesetzlichen Vorschrift eine schwerere 
Strafe verwirkt ist. 

§4 

Die Polizeiverordnung tritt am siebenten Tage 
nach der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 2. August 1944. 

Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung 

Dr. L. Conti 


Der Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft 

In Vertretung 


Riecke 
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Siebente Verordnung zum Gesetz 

über die Besoldung, Verpflegung, Unterbringung, Bekleidung und Heilfürsorge der Angehörigen 
der Wehrmacht bei besonderem Einsatz (Einsatz-Wehrmachtgebührnisgesetz — EWGG.). 

Vom 23. Juni 1944. 


Der totale Krieg fordert in immer stärkerem 
Maße die Vereinfachung der Verwaltung. Auf 
dem Gebiete des Kriegsgebührniswesens sind da¬ 
her im Zuge dieser Verwaltungsvereinfachung 
folgende Vorausmaßnahmen durchzuführen: 

1. Wehrsold und Frontzulage werden in Zu¬ 
kunft monatlich gezahlt. 

2. Die Geldabfindung zur Selbstverpflegung 
imReichsgebiet wird einheitlich auf 3Reichs- 
mark täglich festgesetzt. 

3. Der für einen Teil der Angehörigen der 
Ersatzwehrmacht eingeführte Abzug des 
Ausgleichsbetrages in voller Höhe des 
Wehrsoldes wird beseitigt. Damit wird 
für die Angehörigen der Feldwehrmacht 
und der Ersatzwehrmacht der Ausgleichs¬ 
betrag wieder nach gleichen Grundsätzen 
berechnet. Ausgenommen von dieser Neu¬ 
regelung bleiben nur diejenigen Angehöri¬ 
gen der Ersatzwehrmacht, die am Tage des 
Inkrafttretens der nachstehenden Verord¬ 
nung als Verheiratete oder diesen Gleich¬ 


gestellte im Wohnort ihrer Familie Dienst 
leisten. 

Auf Grund des § 11 Abs. 2 des Einsatz-Wehr- 
machtgebührnisgesetzes vom 28. August 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 1531) wird daher im Ein¬ 
vernehmen mit dem Reichsminister der Finanzen 
verordnet: 

§ 1 

§ 4 der Zweiten Verordnung zum Einsatz- 
Wehrmachtgebührnisgesetz vom 28. Februar 
1940 (Reichsgesetzbl. I S. 447) erhält folgende 
F assung: 

->§ 4 

(l) Denjenigen Wehrmachtangehörigen des : 
Friedensstandes, die Gehaltsempfänger sind, 
und des Beurlaubtenstandes, die als Festbesol- : 
dete des öffentlichen Dienstes Friedensgebühr- f 
nisse nach § 3 Abs. 1 EWGG. beziehen oder \ 
die Kriegsbesoldung nach § 1 dieser Verord¬ 
nung erhalten, wird an Stelle des Ausgleichs- i 
betrages nach § 3 Abs. 2 EWGG. ein Aus- j 
gleichsbetrag in voller Höhe des Wehrsoldes : 
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1 abgezogen, wenn sie am 1. September 1944 
als verheiratete Angehörige der Ersatzwehr¬ 
macht im Wohnort ihrer Familie Dienst lei¬ 
sten oder sich dort in einem Lazarett befinden. 
Daneben ist ihnen nach Abzug der Lohn¬ 
steuer ein besonderer Kürzungsbetrag in Höhe 
von 27 Reichsmark einzubehalten. 

( 2 ) Entsprechendes gilt für verwitwete und 
geschiedene Wehrmachtangehörige mit eige¬ 
nem Hausstand sowie für Ledige, die den Ver¬ 
heirateten gleichgestellt sind. 

( 3 ) Für die im Abs. 1 und 2 Genannten än¬ 
dert sich auch bei Kasernierung und Lazarett¬ 
aufnahme nach dem 1. September 1944 der 
Ausgleichsbetrag und der besondere Kürzungs¬ 
betrag nicht. 

( 4 ) Dauert die Kasernierung ununterbrochen 
länger als vier Monate, wird nach Ablauf die¬ 
ses Zeitraumes vom Ersten des darauffolgen¬ 
den Monats an der Ausgleichsbetrag nach § 3 
Abs. 2 EWGG. berechnet. Gleichzeitig ent¬ 
fällt der Abzug des besonderen Kürzungs- 
betrages von 27 Reichsmark. 

( 5 ) Bei Versetzung oder bei Kommandie¬ 
rung über vier Monate zur Dienstleistung 
außerhalb des Wohnortes der Familie ist der 
Ausgleichsbetrag vom Ersten des auf die Ver¬ 
setzung bzw. den Kommandobeginn oder die 
Kommandoverlängerung folgenden Monats an 
nach § 3 Abs. 2 EWGG. zu berechnen. Gleich¬ 
zeitig entfällt der Abzug des besonderen Kür¬ 
zungsbetrages von 27 Reichsmark. Im Bereich 
der Kriegsmarine tritt bei vorübergehenden 
Kommandos an Bord an die Stelle des Zeit¬ 
raumes von vier Monaten der Zeitraum von 
vier Wochen. 

(e) Alle Wehrmachtangehörige, für. die 
nach dem 1. September 1944 der Ausgleichs¬ 
betrag gemäß § 3 Abs. 2 EWGG. zu berechnen 
war, behalten diesen Ausgleichsbetrag unver¬ 
ändert.« 

§2 

Die Durchführungsbestimmungen zum Ein- 
satz-Wehrmachtgebiihrnisgesetz vom 31. August 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1557) werden wie 
folgt geändert: 

( 1 ) Durchführungsbestimmung Nr. 4 erhält 
folgende neue Fassung: 

"4. ( 1 ) Der Anspruch auf Wehrsold beginnt 
mit dem Tage, am dem die Angehörigen der 
Wehrmacht in die Wehrmacht eingestellt sind 
oder ihren Dienst tatsächlich angetreten haben. 

, ( 2 ) Ehemalige Angehörige des Reichsarbeits¬ 
dienstes, die beim Reichsarbeitsdienst Wehr¬ 
soldempfänger waren, erhalten bei 'Einstel¬ 


lung in die Wehrmacht, wenn der Entlassungs¬ 
tag aus dem Reichsarbeitsdienst und der Ein- 
stellungstag in die Wehrmacht in den selben 
Monat fallen, Wehrsold vom Ersten des auf 
den Einstellungstag folgenden Monats an.« 

( 2 ) In der Durchführungsbestimmung Nr. 5 
wird im Abs. 1 das Wort »Monatsdrittels« er¬ 
setzt durch »Monats«. 

( 3 ) Durchführungsbestimmung Nr. 6 erhält 
folgende neue Fassung: 

»6. ( 1 ) Der Wehrsold wird von der Einheit im 
voraus gezahlt, bei der sich der Wehrmacht¬ 
angehörige am Fälligkeitstage befindet. 

( 2 ) Allgemeiner Auszahlungstag für alle 
Dienstgrade ist der Erste jedes Monats. Das 
Oberkommando der Wehrmacht kann für Ge¬ 
biete außerhalb der Reichsgrenze die Auszah¬ 
lung am L, 11. und 21. jedes Monats anord¬ 
nen. 

(3) Wehrmachtangehörigc, die bis zum 15. 
eines Monats vonr Reichsgebiet in ein besetz¬ 
tes Gebiet, in einen verbündeten, befreundeten 
oder in Schutz genommenen Staat oder von 
einem dieser Gebiete oder Staaten in ein an¬ 
deres derartiges Gebiet usw. übertreten, erhal¬ 
ten die Wehrsoldsätze des Gebiets, in das sie 
übertreten, vom 16. dieses Monats an. Beim 
Übertritt von einem dieser Gebiete oder Staa¬ 
ten in das Reichsgebiet wird der Wehrsold 
mit Beginn des nächsten Monats nach den 
Sätzen des Reichsgebiets gezahlt. 

( 4 ) Bei Grenzübertritt am Ersten des Mo¬ 
nats steht der Wehrsold für den ganzen Monat 
nach den Sätzen des Landes zu. in das der 
Wehrmachtangehörige Übertritt. 

(5) Stichtag ist der Tag des Grenzüber¬ 
tritts. 

(6) Stehen infolge Grenzübertritts niedri¬ 
gere Wehrsoldsätze zu, als bereits für den 
gleichen Zeitraum ausgezahlt wurden, wird 
der Unterschiedsbetrag nicht zurückgefordert. 
Dies gilt auch dann, wenn der Wehrsold be¬ 
stimmungsgemäß vor dem Fälligkeitstage aus¬ 
gezahlt wurde.« 

( 4 ) Durchführungsbestimmung Nr. 12 ist wie 
folgt zu ergänzen: 

»( 2 ) Für nicht in Natur gewährte Verpile- 
gung wird eine Geldabfindung zur Selbstver¬ 
pflegung einheitlich für alle Dienstgrade ohne 
Rücksicht auf den Familienstand und etwaige 
Trennung von der Familie gewährt. Sie be¬ 
trägt im Reichsgebiet täglich 3 Reichsmark; 
in den besetzten Gebieten, in verbündeten 
bzw. befreundeten oder in Schutz genomme¬ 
nen Staaten wird sie nach den vom Oberkom¬ 
mando der Wehrmacht bestimmten Sätzen ge- 
zahlt. 
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( 3 ) Beim Übertritt vom Reichsgebiet 1 » die 
besetzten Gebiete oder in die verbündeten, be¬ 
freundeten und in Schutz genommenen Staa¬ 
ten oder umgekeh rt und beim Übertritt aus 
diesen Staaten oder Gebieten in andere der¬ 
artige Staaten und Gebiete wird die Geldab- 
lindung zur Selbstverpflegung vom Tage des 
Übertritts an nach den Sätzen des Landes ge¬ 
zahlt, in das der Wehrmachtangehörige Über¬ 
tritt. 

( 4 ) Bei Urlaub einsehl. besonderer Reisetage 
steht grundsätzlich nur die Geldabfindung zur 
Selbstverpflegung nach dem für das Reichs¬ 
gebiet güliigen Satz zu. Hierbei ist es gleich¬ 
gültig, ob der Urlaub im Reichsgebiet, in den 
besetzten Gebieten oder im verbündeten oder 
neutralen Ausland verbracht wird.« 

( 5 ) Durchführungsbestimmung Nr. 21 erhält 
folgende neue Fassung: 

»21. ( 1 ) Die Front/.ulage wird tageweise berech¬ 
net und nachträglich am Ei sten jedes Monats 
ausgezahlt. 

( 2 ) Wenn für Verbände oder Gebiete die 
Voraussetzungen zur Zahlung der Frontzu¬ 
lage ständig gegeben sind, kann die Front¬ 
zulage nach näherer Bestimmung der Ober¬ 


kommandos der 'Wehrmachtteile am Eisten 
jedes Monats im voraus gezahlt werden. Bei 
Zugang zu diesen Verbänden oder in diese 
Gebiete im Laufe eines Monats ist dement¬ 
sprechend die Frontzulage für den Rest des 
Monats ebenfalls im voraus zu zahlen. Fallen 
im Laufe eines Monats die Voraussetzungen 
für die Gewährung der Frontzulage weg. wird 
hierdurch zuviel gezahlte Frontzulage nicht 
zurückgefo rdert.« 

§3 

Die Durchführungsbestimmungen zur Zweiten 
Verordnung zum Einsatz-Wehrmachtgebührnis- 
gesetz vom 28. Februar 1940 (Reichsgesetzbl. I 
S. 448) in der Fassung vom 4. Juni 1940 und 
vom 18. Dezember 1942 (Reichshaushalts- und 
Besoldungsbl. 1940 S. 180 und 1943 S. 4) werden 
wie folgt geändert: 

( 1 ) Die Durchführungsbestimmungen Nrn. 6 a, 
18.22.23,24 Abs. 2 und Nr. 25 sind zu streichen. 

( 2 ) In Durchführungsbestimmung Nr. 21 sind 
im Buchst, b die Worte »Abs. 1 unter Buchst, b« 
zu streichen. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. September 1944 in Kraft. 


Führer-Hauptquartier, den 23. Juni 1944. 


D-e r Clief des 0 b e r k o m m a 11 d o s d e r W ehr m a e h t 

Keitel 


Siebente Ausführungsverordnung 

zur Verordnung über den Schutz der Waffenabzeichen der Wehrmacht. 

Vom 6. Juli 1944. 

Auf Grund von § 4 der Verordnung über den Schutz der Waffenabzeichen der Wehrmacht vom 
3. Mai 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 277) bestimme ich: 

Die Ausführungsverordnung vom 31. Juli 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 501) in der Fassung der 
Sechsten Ausführungsverordnung vom 16. März 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 101) wird wie folgt 
ergänzt: 

Unter I. ist bei Buchst, c hinter Nr. 10 hinzuzufügen: 

»11. U-Boot-Frontspange in Bronze«. 

Führer-Hauptquartier, den 6. Juli 1944. 

Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 

Keitel 


Reichsgesetzbl. 1944 T 
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Zweite Verordnung zur Änderung 

der Durchführungsverordnung zur Verordnung über die Stiftung des Kriegs Verdienstkreuzes, 

Vom 15. Juli 1944. 


Auf Grund des Artikels 8 der Verordnung 
über die Stiftung des Kriegsverdienstkreuzes 
vom 18. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I S.2069) 
wird folgendes bestimmt: 

Die Durchführungsverordnung vom 18. Ok¬ 
tober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2073) in der 
Fassung der Verordnung vom 19. August 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 1180) wird wie folgt ge¬ 
ändert: 

1. Der 8 1 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

»( 4 ) Die Verleihung des Kriegsverdienst¬ 
kreuzes mit und ohne Schwerter und der 
Kriegsverdienstmedaille an die übrigen Niehl- 

Hauptquartier, den 15. Juli 1944. 


Wehrmachtangehörigen erfolgt listenmäßig 
auf Vorschlag der Obersten Reichsbehörden 
im Namen des Führers durch den Staats¬ 
minister und Chef der Präsidialkanzlei.« 

2. Der § 4 erhält folgende Fassung: 

»( 1 ) Die Verleihungsurkmuleii für das Ritter¬ 
kreuz des Kriegsverdienstkreuzes vollzieht 
der Führer. 

( 2 ) Die Besitzurkunden für das Kriegsver¬ 
dienstkreuz mit und ohne Schwerter und die 
Kriegsverdienstmedaille werden von den ver¬ 
leihenden Dienststellen ausgestellt.« 


Der Chef des Oberkommandos der We li r 1I1 acht 

Keitel 


Der Reichsminister des Innern 
In Vertretung 
Dr. Stuckart 

Der Staatsminister und Chef der Präsidialkanzlei 

Dr. Meißner 


Verordnung 

zur Ergänzung der Verordnung über bürgerlich-rechtliche Überleituiigsvorschriften 
für die Gebiete von Eupen, Malinedy und Moresnet. 

Vom 1. August 1944. 

Auf Grund des § 55 der Verordnung über bürgerlich-rechtliche Überleitungsvorschriften für die 
Gebiete von Eupen, Malmedv und Moresnet vom 3. September 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1222) 
wird bestimmt: 

§1 

Im § 14 der genannten Verordnung in der Fassung der Ergänzungsverordnung vom 15. Juli 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 394) tritt an die Stelle des 1. August 1944 der 1. August 1945. 

§2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 1944 in Kraft. 

Berlin, den 1. August 1944. 


Der Reichsmini.ster der Justiz 
Dr. Thierack 
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Erste Durchführungsverordnung zum Erlaß des Führers 
über die verstärkte Zusammenfassung der Straßenverkehrsmittel durch den Reichsverkehrsminister. 

Vom 8. August 1944. 


Auf Grund des Erlasses des Führers über die 
verstärkte Zusammenfassung der Straßenver¬ 
kehrsmittel durch den Reichsverkehrsminister 
vom 13. Juli 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 155) be¬ 
stimme ich: 

§1 

(1) Als zivile Straßenverkehrsmittel gelten alle 
Straßenbahnen, Kraft- und Gespannfahrzeuge 
sowie Tragtiere. Ausgenommen sind die Kraft¬ 
fahrzeuge mit den amtlichen Kennzeichen WH. 
WM. WL, jij, Pol, OT und RAD (männlicher 
Arbeitsdienst); ferner sind ausgenommen die 
Gespannfahrzeuge und Tragtiere der Wehr¬ 
macht, jrjr, Deutschen Polizei, Transporteinheiten 
Speer und des männlichen Reichsarbeitsdienstes. 

( 2 ) Einsatzverfügungen und Anordnungen 
nach § 1 Abs. 1 des Führererlasses umfassen die 
Verwendung und Ausnutzung der Fahrzeuge und 
erstrecken sich auf die hierzu erforderlichen Per¬ 
sonen, Zug- oder Tragtiere, Stoffe, Anlagen 
und sonstigen Gegenstände. 

Es können insbesondere 

a) Betrieb und Benutzung von Straßenver¬ 
kehrsmitteln angeordnet oder verboten 
werden. 

b) Beförderungen angeordnet oder verboten 
werden, 

c) Beförderungen auf andere Verkehrsmittel 
verlagert werden, 

d) Beförderungswege vorgeschrieben werden, 

e) Vorschriften über die Auslastung der 
Straßenverkehrsmittel gegeben werden, 

f) Anordnungen zur Einsparung und zweck¬ 
mäßigen Verwendung von Betriebsstoffen 
(Kraftstoffen, Reifen, Rohstoffen und elek¬ 
trischer Energie) gegeben werden, 

g) Anordnungen zur Abrechnung der Stra¬ 
ßenverkehrsmittel gegeben werden, 

h) Bestimmungen darüber getroffen werden, 
welche Straßenverkehrsmittel auf andere 
Betriebsarten umzustellen, für andere Be¬ 
förderungszwecke umzubauen und instand 
zu setzen sind. 

(.•)) Einsatzverfügungen über Kraft- und Ge¬ 
spannfahrzeuge sowie Tragtiere der Land- und 
Forstwirtschaft dürfen nur getroffen werden, 
wenn sie nicht ausgelastet oder nicht im land- 
oder forstwirtschaftlichen Betrieb tätig sind. 

§2 

Die Kraftstoff- und Reifenverteilung für die 
zivilen Straßenverkehrsmittel wird durch se- 

O 


meinsamen Erlaß des Reichsverkehrsministers, 
Reichsministers für Rüstung und Kriegsproduk¬ 
tion und Reichswirtschaftsministers geregelt. 

§3 

( 1 ) Zur fristgerechten Be- und Entladung der 
Verkehrsmittel sind die Auflieferer und Emp¬ 
fänger von Gütern verpflichtet, ihr Personal, 
ihre Kraft- und Gespannfahrzeuge, Zug- oder 
Tragtiere, Anlagen, Geräte und dergleichen zur 
Verfügung zu stellen und sich zur Entgegen¬ 
nahme von Benachrichtigungen sowie zur Ab¬ 
gabe und Annahme von Gütern bereit zu halten. 

( 2 ) Als an der Be- und Entladung beteiligt an¬ 
zusehen sind: 

a) alle am. Frachtvertrag Beteiligten, 

b) alle sonstigen am Transport beteiligten 
Fuhrunternehmer, Unter- und Zwischen¬ 
spediteure sowie die Urverlader und End¬ 
empfänger. 

(3) Ist zur fristgerechten Entladung die Ein¬ 
lagerung von Entladegütern notwendig, so kön¬ 
nen die Straßenverkehrsbehörden den Lager¬ 
raum gewerbsmäßiger Lagerhalter hierfür in An¬ 
spruch nehmen und gegebenenfalls eine Räu¬ 
mung von nichtkriegswichtigen Gütern anderer 
Einlagerer verlangen. 

( 4 ) Eine Auftragserteilung an Dritte zur frist¬ 
gerechten Be- und Entladung befreit den Pflich¬ 
tigen auch dann nicht, wenn der Dritte Spediteur 
oder gewerbsmäßiger Lagerhalter ist. 

§ J - 

Sow'eit Maßnahmen auf Grund des Führer¬ 
erlasses und seiner Durchführungsbestimmun¬ 
gen getroffen werden, für die andere Rechts¬ 
vorschriften bestehen, sind diese in Verbindung 
mit dem Führererlaß anzuwenden. 

§ 5 

( 1 ) Die Befugnisse auf Grund des Führerer¬ 
lasses werden auf die Mittelbehörden — Bevoll¬ 
mächtigte für den Nahverkehr — übertragen. 

( 2 ) Die Mittelbehörden — Bevollmächtigte für 
den Nahverkehr — können ihre Befugnisse nach 
§ 1 Abs. 2 Buchst, b, c, d, e, g und h auf die 
unteren Verwaltungsbehörden — Fahrbereit¬ 
schaftsleiter — und deren Stützpunktleiter über¬ 
tragen. 

§6 

( 1 ) Die Ordnungsstrafen wegen Zuwiderhand¬ 
lungen gegen die ergangenen Anordnungen und 
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Weisungen werden durch die Mittelbehörden 
— Bevollmächtigte für den Nahverkehr — fest¬ 
gesetzt, sofern sich nicht der Reichsverkehrs¬ 
minister die Festsetzung im Einzelfall selbst vor¬ 
behält. 

( 2 ) örtlich zuständig ist die Mittelbehörde, in 
deren Bezirk der Beschuldigte seinen Wohnsitz 
hat oder die Ordnungswidrigkeit begangen wor¬ 
den ist. 

( 3 ) Vor der Festsetzung der Ordnungsstrafe 
ist dem Beschuldigten Gelegenheit zur Äuße¬ 
rung zu geben. 

( 4 ) Die Strafbescheide über Ordnungsstrafen 
sind kurz zu begründen. 

§ 7 

( 1 ) Gegen den Strafbescheid über eine Ord¬ 
nungstrafe von mehr als 500 Reichsmark steht 
dem Beschuldig.en die Beschwerde zu. Dies gilt 
nicht, wenn der Reichsverkehrsminister selbst 
entschieden hat. 

( 2 ) Die Beschwerde ist innerhalb zwei Wochen 
nach der Bekanntgabe des Strafbescheides bei 
der Behörde, die den Strafbescheid erlassen hat, 
schriftlich einzureichen oder mündlich zur Nie¬ 
derschrift zu erklären. Durch Einlegung bei der 
Beschwerdebehörde wird die Frist gewahrt. 

( 3 ) Erachtet die Behörde, die den Strafbescheid 
erlassen hat, die Beschwerde für begründet, so 
hilft sie ihr ab; andererseits legt sie die Beschwerde 
der Beschwerdebehörde vor. 

( 4 ) Die Beschwerde hat keine aufschiebende 
Wirkung; die Beschwerdebehörde kann jedoch 
anordnen, daß die Vollstreckung des angefoch¬ 
tenen Bescheides auszusetzen ist. 

§8 

( 1 ) Über die Beschwerde entscheidet der Reichs¬ 
verkehr sminister. 

(2) Er kann rechtskräftige Strafbescheide der 
nachgeordneten Behörden binnen einem Jahr 
nach Eintritt der Rechtskraft aufheben, wenn der 
Ordnungsstrafbescheid wegen eines Fehlers bei 
der Anwendung des Rechts ungerecht ist oder 
wenn erhebliche Bedenken gegen die Richtig¬ 
keit der in der Entscheidung festgestellten Tat¬ 
sachen oder gegen das Strafausmaß bestehen. 


§9 

Liegt ein besonders schwerer Fall einer Zu¬ 
widerhandlung vor, ist aber gleichwohl eine 
Ordnungsstrafe festgesetzt worden, so ist diese, 
soweit sie bereits gezahlt oder beigetrieben ist, 
im gerichtlichen Urteil anzurechnen. 

§10 

( 1 ) Die Vollstreckung erfolgt nach den Vor¬ 
schriften des Verwaltungszwangsverfahrens. 

Für die Bewilligung von Teilzahlungen und 
Zahlungsfristen ist die Behörde zuständig, die 
den Strafbescheid im ersten Rechtszug erlassen 
hat. 

( 2 ) In den Nachlaß kann nur vollstreckt wer¬ 
den, wenn der Strafbescheid zu Lebzeiten des 
Bestraften rechtskräftig geworden ist. 

( 3 ) Kann die Ordnungsstrafe nicht beigetrie¬ 
ben werden, so ist an ihrer Stelle eine Haft- oder 
Gefängnisstrafe festzusetzen. Die Festsetzung 
erfolgt durch Beschluß des Amtsgerichts, in des¬ 
sen Bezirk die Behörde ihren Sitz hat, die den 
Strafbescheid erlassen hat. Vor der Entschei¬ 
dung ist der Betroffene zu hören. Eine Nach¬ 
prüfung des Strafbescheides findet nicht statt. 
Gegen die Entscheidung des Amtsgerichts ist Be¬ 
schwerde binnen einer Woche zulässig. 

§11 

( 1 ) Die Kosten des Ordnungsstrafverfahrens 
sind dem Bestraften aufzuerlegen. 

( 2 ) Für das Ordnungsstrafverfahren werden 
im ersten Rechtszuge keine Gebühren erhoben. 
Für eine erfolglose Beschwerde gegen den 
Strafbescheid wird eine Gebühr von 5 vom Hun¬ 
dert der auferlegten Ordnungsstrafe erhoben. 
Sie kann ermäßigt werden, wenn die Beschwerde 
teilweise Erfolg hat. 

( 3 ) Auslagen sind zu erstatten, soweit sie 
durch das Ordnungsstrafverfahren entstanden 
sind. Mehrere wegen derselben Zuwiderhand¬ 
lung Bestrafte haften für die Auslagen als Ge¬ 
samtschuldner; dies gilt nicht für die durch die 
Vollstreckung entstandenen Auslagen. 

§ 12 

Diese Verordnung tritt am siebenten Tage nach 
der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 8. August 1944. 1 «i'H 1 

Der Reichsverkehrsminister 
Dorpmüller 


Herausgegeben vom Reichsministerium des Innern — Verlag: Reichsverlagsamt - Druck: Reichsdruckerei 
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Verordnung zur Durchführung 

des Erlasses des Führers über die Verfassung und Verwaltung der Reichshauptstadt Berlin. 

Vom 5. August 1944. 


Zur Durchführung des Erlasses des Führers 
über die Verfassung und Verwaltung der Reichs¬ 
hauptstadt Berlin vom 1. April 1944 (Reichs- 
gesetzbl. 1 S. 87) wird folgendes verordnet: 

§ 1 

(i) In Abweichung von § 14 und § 19 Abs. 3 
des Gesetzes über die Verfassung und Verwal¬ 
tung der Reichshauptstadt Berlin vom 1. De¬ 
zember 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 957) gelten 
die nachstehenden Vorschriften: 

a) Als Landesbehörde besteht in Berlin der 
Regierungspräsident der Reichshauptstadt. 
Ihm werden ein allgemeiner Vertreter so¬ 
wie nach Bedürfnis Regierungsdirektoren, 
Regierungsräte und Hilfsarbeiter beige¬ 
geben. 

b) Der Stadtpräsident hat die Befugnisse des 
Oberpräsidenten nach §2 der Zweiten Ver¬ 
ordnung über den Neuaufbau des Reichs 
vom 27. November 1934 (Reichsgesetzbl. I 

Berlin, den 5. August 1944. 


S. 1190) sowie § 1 der preuß. Verordnung 
zur Vereinfachung und Verbilligung der 
Verwaltung vom 3. September 1932 (Preuß. 
Gesetzsamml. S. 283) in der Fassung des 
preuß. Gesetzes vom 15. Dezember 1933 
(Preuß. Gesetzsamml. S. 477). 

( 2 ) Die §§ 2 und 21 des Gesetzes über die Ver¬ 
fassung und Verwaltung der Reichshauptstadt 
Berlin vom 1. Dezember 1936 (Reichsgesetzbl. I 
S. 957) sind nicht anzuwenden. 

( 3 ) Soweit in dem genannten Gesetz Zustän¬ 
digkeiten des Stadtpi’äsidenten vorgesehen sind, 
gehen sie auf den Regierungspräsidenten der 
Reichshauptstadt über. Die im § 8 Abs. 2 Nr. 2 
und Abs. 3 vorgesehenen Zuständigkeiten ver¬ 
bleiben beim Stadtpräsidenten. 

§2 

Die Verordnung tritt mit dem auf die Ver¬ 
kündung folgenden Tage in Kraft. 


Reichsgesetzbl. 1944 I 


Der Reichs minist er des Innern 

In Vertretung 

Dr. Stuckart 
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Achte Durchführungsverordnung 

zur Verordnung über die Beschränkung des Arbeitsplatzwechsels. 
Vom 11. August 1944. 


In einer Zeit, in der das deutsche Volk alle 
seine Kräfte zur Erringung des Endsieges bis 
zum Letzten einsetzt, muß der Arbeitsplatz¬ 
wechsel von Arbeitskräften mehr als bisher be¬ 
schränkt werden, um jeden unnötigen Leistungs¬ 
ausfall zu vermeiden. Außerdem müssen die 
Arbeitsämter in die Lage versetzt werden, die 
danach noch verbleibende Fluktuation an Ar¬ 
beitskräften nach den zwingenden Erfordernis¬ 
sen der Kriegswirtschaft zu lenken. Ich ver¬ 
ordne deshalb auf Grund der Verordnung über 
die Beschränkung des Arbeitsplatzwechsels 
vom 1. September 1939 (Reichsgesetzbl. IS. 1685) 
§ 12 in Verbindung mit der Verordnung über 
die Rechtsetzung durch den Generalbevollmäch¬ 
tigten für den Arbeitseinsatz vom 25. Mai 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 347) folgendes: 

Berlin, den 11. August 1944. 


§1 

Die Lösung von Arbeitsverhältnissen (Lehr¬ 
verhältnissen) bedarf auch bei Kündigung mit 
Zustimmung des anderen Vertragsteils und bei 
Einigung der Vertragsteile der Zustimmung des 
Arbeitsamts. 

§2 

Diese Verordnung gilt zunächst auf die Dauer 
von sechs Monaten. Sie tritt mit dem Tage der 
Verkündung in Kraft. Mit dem gleichen Tage 
tritt die Sechste Durchführungsverordnung zur 
Verordnung über die Beschränkung des Arbeits¬ 
platzwechsels vom 29. September 1942 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 565) außer Kraft. 


Der Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz 

S a u c k e 1 


Anordnung über eine vorläufige Urlaubssperre für die Beamten. 
■ J 1 ... ’' Vom 24 August 1944. 


Der totale Krieg fordert von jedem Deutschen 
den vollen Einsatz. 

Auf Grund des Erlasses des Führers zur per¬ 
sonalrechtlichen Vereinfachung vom 9. März 
1942 (Reichsgesetzbl. I S. 120) ordne ich daher 
im Benehmen mit dem Reichsbevollmächtigten 
für den totalen Kriegseinsatz an: 

1. Der Erholungsurlaub für die Beamten nach 
Ziffer 1 der Anordnung vom 13. April 1944 
(Reichsgesetzbl. I S. 94) wird bis auf wei¬ 
teres gesperrt. 

2. Von dieser Urlaubssperre werden ausge¬ 
nommen: 

a) Männer, die das 65. Lebensjahr, und 
Frauen, die das 50. Lebensjahr bis zum 
31. Dezember 1944 vollendet haben, 


b) Ehefrauen von 'Wehrmachtangehöri¬ 
gen, deren Ehemänner noch Urlaub er¬ 
halten. 

3. Beamte, die sich in Urlaub befinden, haben 
den Urlaub abzubrechen, soweit er noch 
länger als eine Woche dauert. 

4. Die Bestimmungen über Familienheim¬ 
fahrten und Familienbesuchsfahrten blei¬ 
ben unberührt. Die Freizeit kürzt sich je¬ 
doch um die Tage, die nach den geltenden 
Regelungen auf den Erholungsurlaub an¬ 
zurechnen sind 

5. Die Anordnung tritt am 25. August 1944 
in Kraft. 


Berlin, den 24. August 1944. 

Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung 

Dr. Stuckart 


Herausgegeben vom 
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Verordnung über Rechtsanwaltsgebühren 
in den Alpen- und Donau-Reichsgauen, im Reichsgau Sudetenland und 
im Protektorat Böhmen und Mähren. 

Vom 2. August 1944. 


Auf Grund des Gesetzes über die Wiederver¬ 
einigung Österreichs mit dem Deutschen Reich 
vom 13. März 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 237), 
des Erlasses des Führers über die Verwaltung 
der sudetendeutschen Gebiete vom 1. Oktober 
1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1331) und des Erlasses 
des Führers über das Protektorat Böhmen und 
Mähren vom 16. März 1939 (Reichsgesetzbl. 1 
S. 485) wird verordnet: 

§1 

In den sudetendeutschen Gebietsteilen der 
Reichsgaue Niederdonau und Oberdonau tritt 
der in den Alpen- und Donau-Reichsgauen gel¬ 
tende Rechtsanwaltstarif vom 9. April 1924 
(BGBl. Nr. 121) samt den zu seiner Änderung 
und Ergänzung erlassenen Vorschriften in 
Kraft. 


§2 

Der im Reichsgau Sudetenland geltende 
Rechtsanwaltstarif vom 3. Mai 1923 (SdGuV. 
Nr. 95) wird wie folgt ergänzt und geändert: 

I. Im § 6 werden die Beträge von 2000 Kronen 
und 10 000 Kronen durch die Beträge von 
600 Reichsmark und 2000 Reichsmark ersetzt. 

II. Bei Ansprüchen auf den gesetzlichen Unter¬ 
halt bestimmt sich der Streitwert nach dem 
Doppelten des Jahresbetrags, falls nicht der 
Gesamtbetrag der geforderten Leistung niedriger 
ist. 

III. In Tarifpost 13 wird der Betrag von 
500 Kronen durch den Betrag von 200 Reichs¬ 
mark ersetzt; die Beträge der Vergütungssätze 
(5, 3, 10, 6 Kronen) werden auf 2 Reichsmark, 
1 Reichsmark, 3 Reichsmark und 2 Reichsmark 
festgesetzt. 
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IV. Bei Geschäftsreisen erhält der Rechtsanwalt Tarifpost 14 des Rechtsanwaltstarifs werden 
Ersatz von Reisekosten und Abwesenheitsgeld aufgehoben. Bei Geschäftsreisen von Angestell- 
nach den Vorschriften der §§ 78 bis 83 der Ge- ten sind die tatsächlich erwachsenen Reisekosten 
bührenordnung für Rechtsanwälte. § 12 und in angemessenen Grenzen zu ersetzen. 

V. 1. An Stelle der tarifmäßigen Entlohnung für alle unter die Tarifposten 8 bis 12, 15 bis 18 

fallenden Leistungen und zugleich als Ersatz für die Briefpostgebühren im Inland erhält der 
Rechtsanwalt einen Einheitssatz. 

2. Der Einheitssatz wird nach der Verdienstsumme, also ausschließlich des Abwesenheitsgeldes, 


der Reisekosten und sonstigen baren Auslagen, berechnet. 

Er beträgt: 

A. in Streitsachen 

a) im ersten Rechtszug 

bei einem Streitwert bis 100 Reichsmark. 60 v. H., 

bei einem Streitwert über 100 Reichsmark bis einschließlich 1500 Reichs¬ 
mark . 50 v. H., 

bei einem Streitwert über 1500 Reichsmark .... 40 v. H., 

b) im höheren Rechtszug 

bei einem Streitwert bis 100 Reichsmark. 40 v. H., 

bei einem Streitwert über 100 Reichsmark bis einschließlich 1500 Reichs¬ 
mark . 30 v. H„ 

bei einem Streitwert über 1500 Reichsmark. 20 v. FL; 


B. in allen anderen bürgerlichen Rechtssachen einschließlich Zwangsvoll¬ 


streckungssachen 

a) im ersten Rechtszug 

bei einem Wert des Gegenstandes bis 100 Reichsmark. 50 v. H., 

bei einem Wert des Gegenstandes über 100 Reichsmark bis 1500 Reichs¬ 
mark . 40 v. H., 

bei einem Wert des Gegenstandes über 1500 Reichsmark. 30 v. H., 

b) im höheren Rechtszug 

bei einem Wert des Gegenstandes bis 100 Reichsmark. 30 v. H., 

bei einem Wert des Gegenstandes über 100 Reichsmark bis 1500 Reichs¬ 
mark .. 20 v. H., 

bei einem Wert des Gegenstandes über 1500 Reichsmark. 10 v. H. 


3. Mit dem Einheitssatz sind in Streit- und Rechtsanwaltstarifs festgesetzte Gebühr 

Zwangsvollstreckungssachen alle in den zuzüglich Einheitssatz gefordert werden, 

genannten Tarifposten erwähnten Leistun- Finden vor oder während eines gericht- 

gen abgegolten, die der Vorbereitung oder liehen Verfahrens unter Mitwirkung des 

Ausführung einer durch eine Geschäfts- Rechtsanwalts mündliche oder schriftliche 

gebühr entlohnten Hauptleistung dienen, Verhandlungen zur Vermeidung eines 

insbesondere alle Leistungen, die zur Rechtsstreits oder zur Herbeiführung eines 

Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung Ausgleichs statt und verursachen diese 

notwendig sind. In außerstreitigen Rechts- Verhandlungen dem Rechtsanwalt einen 

Sachen sind diese Leistungen abgegolten, größeren Zeit- oder Müheaufwand, so sind 

sofern sie nicht einen über das gewöhn- die dazu erforderlichen Leistungen durch 

liehe Maß wesentlich hinausgehenden Zeit- den Einheitssatz nicht mit abgegolten, 

oder Müheaufwand verursachen. Die Ab- 4. Wurde eine Verhandlung (Tagsatzung) an 
geltung durch den Einheitssatz greift nicht einem Ort außerhalb des Wohnsitzes des 

Platz, wenn die Rechtssache sich erledigt, Rechtsanwalts von einem beauftragten, am 

bevor die Hauptleistung, zu deren Vorbe- Gerichtsort oder einem benachbarten Ort 

reitung oder Ausführung die Neben- ansässigen Rechtsanwalt oder Anwalts¬ 
leistungen vorgenommen wurden, verrich- assessor vorgenommen, so ist für diese 

tet wird; doch darf in diesem Fall für die Leistungen der darauf entfallende Teil des 

Nebenleistungen insgesamt keine höhere Einheitssatzes doppelt, jedoch höchstens 

Entlohnung als die in Tarifpost 4 des mit 60 v. H. der für diese Leistungen ge- 
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bührenden Verdienstsumme zuzusprechen. 
Erhebt der Rechtsanwalt keinen Anspruch 
auf Ersatz von Reisekosten und Abwesen¬ 
heitsgeld oder-werden solche ihm nicht zu¬ 
erkannt, weil er sich nach Meinung des 
Gerichts durch einen am Gerichtsort an¬ 
sässigen Rechtsanwalt hätte vertreten las¬ 
sen können, so kann er für Leistungen der 
im Satz 1 angegebenen Art das Doppelte 
des darauf entfallenden Teils des Einheits¬ 
satzes, jedoch nicht mehr als 60 v. H. der 
für diese Leistungen gebührenden Ver¬ 
dienstsumme verlangen, auch wenn er diese 
Leistungen selbst verrichtet hat oder durch 
einen anderen verrichten ließ. 

§3 

§ 2 gilt entsprechend für die bei den deutschen 
Gerichten zugelassenen Rechtsanwälte im Pro¬ 
tektorat Böhmen und Mähren. 

§4 

§ 26 Abs. 2 des in den Alpen- und Donau- 
Reichsgauen geltenden Rechtsanwaltstarifs vom 
9. April 1924 (BGBl. Nr. 121) wird aufgehoben. 
Abs. 4 erhält folgende neue Fassung: 

»( 4 ) Mit dem Einheitssatz sind in Streit- und 
Zwangsvollstreckungssachen alle in den ge¬ 
nannten Tarifposten erwähnten Leistungen 
abgegolten, die der Vorbereitung oder Aus¬ 
führung einer durch eine Geschäftsgebühr ent¬ 
lohnten Hauptleistung dienen, insbesondere 
alle Leistungen, die zur Rechtsverfolgung 
oder Rechtsverteidigung notwendig sind. In 
außerstreitigenRechtssachen sind dieseLeistun - 
gen abgegolten, sofern sie nicht einen über das 
gewöhnliche Maß wesentlich hinausgehenden 
Zeit- oder Müheaufwand verursachen. Die 

Berlin, den 2. August 1944. 


Abgeltung durch den Einheitssatz greift nicht 
Platz, wenn die Rechtssache sich erledigt, be¬ 
vor die Hauptleistung, zu deren Vorbereitung 
oder Ausführung die Nebenleistungen vorge¬ 
nommen wurden, verrichtet wird; doch darf 
in diesem Fall für die Nebenleistungen ins¬ 
gesamt keine höhere Entlohnung als die in 
Tarifpost 3 Nr. 1 festgesetzte Gebühr zuzüg¬ 
lich Einheitssatz gefordert werden. Finden 
vor oder während eines gerichtlichen Verfah¬ 
rens unter Mitwirkung des Rechtsanwalts 
mündliche oder schriftliche Verhandlungen 
zur Vermeidung eines Rechtsstreits oder zur 
Herbeiführung eines Ausgleichs statt und ver¬ 
ursachen diese Verhandlungen dem Rechts¬ 
anwalt einen größeren Zeit- oder Müheauf¬ 
wand, so sind die dazu erforderlichen Leistun¬ 
gen durch den Einheitssatz nicht mit abgegol¬ 
ten.« 

§5 

( 1 ) Diese Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 
1944 in Kraft. 

( 2 ) § 1 gilt nur für solche Geschäfte, die dem 
Rechtsanwalt nach dem 31. Juli 1944 aufge¬ 
tragen wurden oder einen nach diesem Zeitpunkt 
beginnenden neuen Rechtszug betreffen. 

( 3 ) Die §§ 2 bis 4 gelten auch für Geschäfte, 
die dem Rechtsanwalt bereits vor dem 1. Oktober 
1944 aufgetragen wurden, soweit der Rechts¬ 
anwalt eine Kostenberechnung seinem Auftrag¬ 
geber noch nicht übersandt oder dem Gericht 
zur Festsetzung vorgelegt hat. 

§ 6 

Der Reichsminister der Justiz ist ermächtigt, 
Zweifelsfragen, die sich bei der Anwendung 
dieser Verordnung ergeben, im Verwaltungsweg 
zu klären. 


Der Reichsminister der Justiz 

Dr. Thierack 

Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung 
Dr. Stuckart 


Verordnung 

über Erzeugerpreise für Speisekartoffeln, Futterkartoffeln und Fabrikkartoffeln 
im Kartoffelwirtschaftsjahr 1944/45. 

Vom 15. August 1944. 

Auf Grund des Gesetzes zur Durchführung des Vierjahresplans — Bestellung eines Reichskommissars 
für die Preisbildung — vom 29. Oktober 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 927) wird mit Zustimmung des 
Beauftragten für den Vier jahresplan verordnet: 
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I. Speisekartoffeln 

§ 1 

(l) Für Speisekartoffeln werden Festpreise je 50 kg frei Verladestation oder Verladestelle wie folgt 
festgesetzt: 

a) In den Gebieten der Kartoffel wirtschaftsverbände Danzig-Westpreußen, Ktmnark, Mecklenburg, 
Niederschlesien, Oberscklesien, Ostpreußen, Pommern, Sudetenland (außer den Regierungs¬ 
bezirken Aussig und Eger) und Wartheland: 


Lieferung in den Monaten 

weißHeisehig« 

Sorten 

Reichsmark 

gelbfleischig» 

Sorten 

Reichsmark 

September, Oktober 1944 . 

2,70 

3,00 

November 1944 . 

2,80 

3,10 

Dezember 1944 . 

2,85 

3,15 

Januar, Februar 1945 . 

3,05 

3,35 

März, April 1945 . 

3,20 

3,50 

Mai 1945 . 

3,30 

3,60 

Juni, Juli, August 1945 . 

3,55 

3,85 


b) In den Gebieten der Kartoffelwirtschaftsverbände Niedersachsen (außer dem Lande Braunschweig, 
dem Regierungsbezirk Hildesheim, den Stadtkreisen Cuxhaven, Hameln, Hannover und Weser- 
mtinde und den Landkreisen Hannover, Hameln-Pyrmont und Springe), Sachsen-Anhalt und 
im Lande Bremen: 


Lieferung in den Monaten 

weilifieisohig» 

Sorten 

Reichsmark 

gelbtleischig» 

Sorten 

Reichsmark 

September, Oktober 1944 . 

2,75 

3,05 

November 1944 . 

2,85 

3,15 

Dezember 1944 . 

' 2,90 

3,20 

Januar, Februar 1945 . 

3,10 

3,40 

llärz, April 1945 . 

3,25 

3,55 

Mai 1945 .... . 

3,35 

3,65 

Juni, Juli, August 1945 . 

3,60 

3,90 


c) lm Gebiet des Kartoffelwirtsohaftsverbandes Schleswig-Holstein und m den Stadtkreisen Cuxhaven 
und Wesermiinde: 


Lieferung in den Monaten 

weilirieisehig* 

Sorteü 

Reichsmark 

gei bl i eiseh ige 

Sorten » 

Reichsmark 

September, Oktober 1944 . 

2,80 

3,io 

November 1944 . 

2,90 

3,20 

Dezember 1944 . 

2,95 

3,25 

Januar, Februar 1945 .. . 

3,15 

3,45 

März, April 1945 . 

3,30 

3,60 

Mai 1945 . 

3,40 

3,70 

(um, Juli, August 1945 . 

3,65 

3,95 
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d) In den Gebieten der Kartoffelwirtschaftsverbände Bayern (außer den Stadtkreisen München, 
Kempten und Rosenheim und den Landkreisen Aibling, Berchtesgaden, Füssen, Garmisch-Parten¬ 
kirchen, Kaufbeuren, Kempten, Laufen, Lindau, Markt Oberdorf, Miesbach, München, Rosen¬ 
heim, Schongau, Sonthofen, Starnberg, Tölz, Traunstein, Weilheim und Wolfratshausen), Hessen- 
Nassau, Kurhessen, Sachsen, Sudetenland (außer dem Regierungsbezirk Troppau), Thüringen 
und Weser-Ems (außer dem Lande Bremen und den Kreisen Melle, Osnabrück-Stadt, Osnabrück- 
Land und Wittlage) und im Gebiet des Kartoffelwirtschaftsverbandes Niedersachsen im Lande 
Braunschweig, dem Regierungsbezirk Hildesheim, den Stadtkreisen Hameln und Hannover und 
den Landkreisen Hannover, Hameln-Pyrmont und Springe: . 



e) In den Gebieten der Kartoffelwirtschaftsverbände Alpen- und Donauland, Baden, Rheinland, ' 
W estfalen, Westmark und Württemberg, im Gebiet des Kartoffelwirtschaftsverbandes Weser- 
Euis in den Kreisen Melle, Osnabrück-Stadt, Osnabrück-Land und Wittlage und im Gebiet des 
Kartoffelwirtschaftsverbandes Bayern in den Stadtkreisen München, Kempten und Rosenheim 
und den Landkreisen Aibling, Berchtesgaden, Füssen, Garmisch-Partenkirchen, Kaufbeuren, 
Kempten, Laufen, Lindau, Markt Oberdorf, Miesbach, München, Rosenheim, Schongau, Sont¬ 
hofen, Starnberg, Tölz, Traunstein, Weilheim und Wolfratshausen: 



( 2 ) Für Speisekartoffeln, die unter der Bezeichnung »Königsberger Blaublanke» und »Weißblanke« 
in den Verkehr gebracht werden, können die jeweils für weißfleischige Sorten festgesetzten Festpreis« 
bis zu einer Reichsmark je 50 Kilogramm überschritten werden. 

(3) Für die Sorten »Sieglinde«, »Viola« und für Speisekartoffeln, die unter der Bezeichnung »Königs¬ 
berger Gelbblanke« in den Verkehr gebracht werden, können die jeweils für gelbfleischige Sorten fest¬ 
gesetzten Festpreise bis zu einer Reichsmark je 50 Kilogramm überschritten werden. 

§ 2 

Der Erzeuger erhält den frei Verladestation oder Verladestelle festgesetzten Preis desjenigen Preis¬ 
gebiets, in dem sein Betrieb gelegen ist. Übernimmt der Käufer die Anfuhr zur Verladestation oder 
Verladestelle a uf eigene Kosten, so darf er einen Betrag von höchstens 0,10 Reichsmark je 50 Kilogramm 
in Abzug bringen. 
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II. Futterkartoffein 


(i) Für Futterkartoffeln wird für die Zeit vom 1. September 1944 bis 31. August 1945 ein Erzeuger¬ 
preis je 50 Kilogramm frachtfrei Empfangsstation wie folgt festgesetzt: 

a) In den Gebieten der Kartoffelwirtschaftsverbände Dan zig-Westpreußen, Kurmark, Mecklenburg, 
Niederschlesien, Oberschlesien, Ostpreußen, Pommern, Sudetenland (außer den Regierungs¬ 
bezirken Aussig und Eger) und Wartheland: 

mindestens jedoch nicht mehr als 

Reichsmark Reichsmark 

1,60 1,75 

b) In den Gebieten der Kartoffelwirtschaftsverbände Niedersachsen (außer dem Lande Braunschweig, 
dem Regierungsbezirk Hildesheim, den Stadtkreisen Cuxhaven, Hameln, Hannover und Weser¬ 
münde und den Landkreisen Hannover, Hameln-Pyrmont und Springe), Sachsen-Anhalt und 
im Lande Bremen: 

mindestens jedoch nicht mehr als 

Reichsmark Reichsmark 

1,70 1,85 

c) Im Gebiet des Kartoffelwirtschaftsverbandes Schleswig-Holstein und in den Stadtkreisen Cux¬ 
haven und Wesermünde: 

mindestens jedoch nicht mehr als 

Reichsmark Reichsmark 

1,75 1,90 

d) In den Gebieten der Kartoffelwirtschaftsverbände Bayern (außer den Stadtkreisen München, 
Kempten und Rosenheim und den Landkreisen Aibling, Berchtesgaden, Füssen, Garmisch-Parten¬ 
kirchen, Kaufbeuren, Kempten, Laufen, Lindau, Markt Oberdorf, Miesbach, München, Rosen¬ 
heim, Schongau, Sonthofen, Starnberg, Tölz, Traunstein, Weilheim und Wolfratshausen), Hessen- 
Nassau, Kurhessen, Sachsen, Sudetenland (außer dem Regierungsbezirk Troppauj, Thüringen, 
Weser-Ems (außer dem Lande Bremen und den Kreisen Melle, Osnabrück-Stadt, Osnabrück- 
Land und Wittlage) und im Gebiet des Kartoffelwirtschaftsverbandes Niedersachsen im Lande 
Braunschweig, dem Regierungsbezirk Hildesheim, den Stadtkreisen Hameln und Hannover und 
den Landkreisen Hannover, Hameln-Pyrmont und Springe: 

mindestens jedoch nicht mehr als 

Reichsmark Reichsmark 

1,85 2,00 

e) In den Gebieten der Kartoffelwirtschaftsverbände Alpen- und Donauland, Baden, Rheinland, 
Westfalen, Westmark und Württemberg, im Gebiet des Kartoffelwirtschaftsverbandes Weser- 
Ems in den Kreisen Melle, Osnabrück-Stadt, Osnabrück-Land und Wittlage und im Gebiet de s 
Kartoffelwirtschaftsverbandes Bayern in den Stadtkreisen München, Kempten und Rosenheim 
und den Landkreisen Aibling, Berchtesgaden, Füssen, Garmisch-Partenkirchen, Kaufbeuren, 
Kempten, Laufen, Lindau, Markt Oberdorf, Miesbach, München, Rosenheim, Schongau, Sont¬ 
hofen, Starnberg, Tölz, Traunstein, Weilheim und Wolfratshausen: 

mindestens jedoch nicht mehr als 

Reichsmark Reichsmark 

1,90 2,05 

( 2 ) Bei einem Stärkegehalt von weniger als 16 vom Hundert kann bei Kaufabschluß ein Abschlag 
von 10 Reichspfennig je 50 Kilogramm und je 1 vom Hundert des an 16 vom Hundert fehlenden Stärke¬ 
gehalts vereinbart werden. 

§4 

Der Erzeuger erhält den frachtfrei Empfangsstation festgesetzten Preis abzüglich der tatsächlich 
entstandenen Fracht, bei Abholung durch den Käufer bei Entfernungen bis zu 30 Kilometer abzüglich 
höchstens 15 Reichspfennig, bei Entfernungen über 30 Kilometer abzüglich höchstens 25 Reichspfennig 
je 50 Kilogramm. 
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III. Fabrikkartoffeln 

§ 5 

(1) Für Fabrikkartoffeln werden für Lieferungen aus der Ernte 1944 Erzeugerpreise je Kilogramm 
Stärke frei Empfangsstation wie folgt festgesetzt: 

bis 15. September 1944 . 32 Reichspfennig, 

vom 16. September bis 31. Oktober 1944 . 31 Reiobspfennig, 

vom 1. bis 30. November 1944 . 32 Reiobspfennig, 

vom 1. Dezember 1944 ab. 33 Reiobspfennig. 

( 2 ) Der Erzeuger hat einen Frachtanteil, bei Abbolen durch den Käufer einen Fuhrkostenanteil von 
10 Reichspfennig je 50 Kilogramm Kartoffelbruttogewicht zu tragen. Die verarbeitenden Betriebe haben 
einen Frachtausgleich durchzuführen. Ausführungsbestimmungen hierzu erläßt die Hauptvereinigung 
der deutschen Kartoffelwirtschaft. 

(3) Übernimmt der Käufer die Anfuhr zur Verladestation oder Verladestelle auf eigene Kosten, so darf 
er hierfür einen Betrag von 10 Reichspfennig je 50 kg Kartoffel Bruttogewicht in Abzug bringen. 

(4) Für Kartoffeln, die in Brennereien verarbeitet werden, gelten die unter Abs. 1 angegebenen Preise 
als Höchstpreise. Ein angemessener Wert für zurückgelieferte Schlempe kann angerechnet werden. 
Die Bestimmungen unter Abs. 2 und 3 finden keine Anwendung. 

§ 6 

Der Reichskommissar für die Preisbildung oder die von ihm im Einzelfall beauftragten Stellen können 
die Vorschriften dieser Verordnung ändern oder ergänzen. 

Berlin, den 15. August 1944. 

Der Reichskommissar für die Preisbildung 
Fischböck 


Verordnung zur Vereinfachung des Verfahrens über Verklarungen. 
Vom 16. August 1944. 


Auf Grund des § 4 der Verordnung über 
weitere Maßnahmen auf dem Gebiete des Han¬ 
delsrechts während des Krieges vom 4. Oktober 
1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1337) wird folgendes 
verordnet: 

§ 1 

Die Vorschriften der §§ 524, 525 des Han¬ 
delsgesetzbuchs sind bis auf weiteres nicht an¬ 
zuwenden. 

§2 

Die Verklarung (§ 522 des Handelsgesetz¬ 
buchs) wird dadurch bewirkt, daß der Schiffer 
oder der hierzu verpflichtete Schiffsoffizier den 
Verklarungsbericht (§ 523 des Handelsgesetz¬ 
buchs) bei dem zuständigen Gericht einreicht. 
Der Schiffer oder der Schiffsoffizier hat zugleich 
eine vor dem Gericht oder vor einem Notar ab¬ 
gegebene Versicherung an Eides Statt beizu¬ 
fügen, daß der Bericht vollständig und richtig 
sei; das Gericht oder der Notar haben bei der 


Abnahme der Versicherung an Eides Statt er¬ 
forderlichenfalls auf eine Ergänzung oder Rich¬ 
tigstellung des Verklarungsberichts hinzuwir¬ 
ken. Dem Verklarungsbericht sind ferner eine 
gerichtliche oder notarisch beglaubigte Abschrift 
der den Unfall betreffenden Eintragungen im 
Schiffstagebuch und ein Verzeichnis aller Per¬ 
sonen der Schiffsbesatzung beizufügen 

§3 

( 1 ) Der Mitwirkung von Personen der Schiffs¬ 
besatzung bei der Ablegung der Verklarung be¬ 
darf es nicht. 

( 2 ) Der Richter ist befugt, zum Zwecke der 
besseren Aufklärung den Schiffer und Personen 
der Schiffsbesatzung zu vernehmen. Er hat in 
diesem Fall die Interessenten von Schiff und 
Ladung sowie die etwa sonst an dem Unfall 
Beteiligten von dem Vernehmungstermin zu be¬ 
nachrichtigen; die Benachrichtigung kann unter¬ 
bleiben, wenn sie untunlich ist. 
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§4 

Die §§ 145, 146 des Gesetzes über die Ange¬ 
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit gel¬ 
ten sinngemäß. 

§5 

(1) Die Interessenten von Schiff und Ladung 
sowie die etwa sonst an dem Unfall Beteiligten 
können Abschrift des Verklarungsberichts und 
der Niederschrift über eine nach § 3 Abs. 2 vor¬ 
genommene Vernehmung verlangen. Die Ab¬ 
schrift ist auf Verlangen zu beglaubigen. 

( 2 ) Die Vorschriften des Gesetzes über die 
Einsicht in gerichtliche öffentliche Bücher und 

Berlin, den 16. August 1944. 


Register vom 30. September 1936 (Reichsge- 
setzbl. I S. 853) bleiben unberührt. 

§6 

An Gerichtsgebühren werden erhoben: 

a) für die Entgegennahme des Verklarungs¬ 
berichts und das nachfolgende gerichtliche 
Verfahren die Hälfte der vollen Gebühr, 

b) für die Aufnahme der Versicherung an 
Eides Statt nach § 2 Satz 2, einschließlich 
der Ergänzung des Verklarungsberichts, 
die Hälfte der vollen Gebühr; die Gebühr 
wird auch bei Aufnahme der Versicherung 
durch das zuständige Gericht besonders 
erhoben. 


Der Reichsminister der Justiz 
Dr. T h i e r a c k 


Verordnung zur Sicherung des totalen Kriegseinsatzes. 
Vom 25. August 1944. 


Auf Grund des Erlasses des Führers über be¬ 
sondere Vollmachten des Reichsministers der 
Justiz vom 20. August 1942 (Reichsgesetzbl. I 
S. 535) wird in Verbindung mit dem Erlaß des 
Führers über den totalen Kriegseinsatz vom 
25. Juli 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 161) im Ein¬ 
vernehmen mit dem Reichsminister und Chef der 
Reichskanzlei, dem Leiter der Partei-Kanzlei 
und dem Generalbevollmächtigten für die Reichs¬ 
verwaltung verordnet: 

Artikel 1 

( 1 ) Wer vorsätzlich oder fahrlässig einem Ge¬ 
bot oder Verbot zuwiderhandelt, das in einer 
Rechtsvorschrift oder verbündeten Verwaltungs¬ 
anordnung der Reichsregierung, einer Obersten 
Reichsbehörde oder einer ihr gleichgeordneten 
Stelle über Maßnahmen zur Durchführung des 

Berlin, den 25. August 1944. 


totalen Kriegseinsatzes enthalten ist, wird mit 
Gefängnis und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. 

( 2 ) Hat der Täter durch eine vorsätzliche Zu¬ 
widerhandlung einen schweren Nachteil oder 
eine ernste Gefahr oder durch eine fahrlässige 
Zuwiderhandlung einen besonders schweren 
Nachteil oder eine besonders ernste Gefahr für 
die Kriegsführung oder die Sicherheit des Reiches 
verschuldet, so kann auf zeitiges oder lebens¬ 
langes Zuchthaus oder auf Todesstrafe erkannt 
werden. 

Artikel 2 

Die Verordnung ist auch anzuwenden, wenn 
die Rechtsvorschrift oder Verwaltungsanord¬ 
nung vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung, 
aber nach dem 25. Juli 1944 verkündet worden 
ist. 


Der Reichsminister der Justiz 

In Vertretung 
Klemm 
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Erlaß des Führers 

über die Ernennung eines Reichskommissars für das Sanitäts- und Gesundheitswesen. 

Vom 25. August 1944. 

Ich ernenne hiermit den Generalkommissar für das Sanitäts- und Gesundheitswesen, Professor 
Dr. Brandt, für die Dauer dieses Krieges zugleich zum Reichskommissar für das Sanitäts- und 
Gesundheitswesen. In dieser Eigenschaft ist seine Dienststelle Oberste Reichsbehörde. 

Der Reichskommissar für das Sanitäts- und Gesundheitswesen ist berechtigt, den Dienststellen 
und Organisationen des Staates, der Partei und der Wehrmacht, die sich mit Aufgaben des Sanitäts¬ 
und Gesundheitswesens befassen, Weisungen zu erteilen. 

Führer-Hauptquartier, den 25. August 1944. 

Der Führer 

Adolf Hitler 

Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 

Dr. Lammers 

Der Leiter der Partei-Kanzlei 

M. Bormann 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 

Keitel 
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Polizei Verordnung gegen die Kennzeichnung von Fahrzeugen mit Sprengstoffen. 

Vom 14. August 1944. 


Auf Grund der Verordnung über die Polizei¬ 
verordnungen der Reichsminister vom 14. No¬ 
vember 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1582) wird 
im Einvernehmen mit dem Reichsminister des 
Innern und dem Reichsverkehrsminister ver¬ 
ordnet : 

§ 1 ' 

(l) Die landesgesetzlichen Vorschriften, nach 
denen mit Sprengstoff beladene Fahrzeuge als 
Warnungszeichen eine schwarze Flagge mit 


einem weißen »P« zu führen haben, treten für die 
Dauer des gegenwärtigen Krieges außer Kraft. 

( 2 ) Die Führung dieser Warnungszeichen ist 
für die Dauer des gegenwärtigen Krieges ver¬ 
boten. 

§ 2 

Wer der Vorschrift des § 1 vorsätzlich oder 
fahrlässig zuwiderhandelt, wird mit Geldstrafe 
bis zu 150 Reichsmark oder mit Haft bis zu 
sechs Wochen bestraft. 


Berlin, den 14. August 1944. 

Der Reichs wirtschaftsminister 

In Vertretung 
Dr. Hayler 


Fünfte Verordnung 

zur Durchführung und Ergänzung des Reichsarbeitsdienstgesetzes. 
Vom 22. August 1944. 


Auf Grund des § 25 des Reichsarbeitsdienst¬ 
gesetzes in der Fassung vom 9. September 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 1747) wird im Einverneh¬ 
men mit dem Chef des Oberkommandos der Wehr¬ 
macht und dem Reichsminister der Justiz ver¬ 
ordnet: 

Artikel 1 

( 1 ) Beim Einsatz des Reichsarbeitsdienstes der 
weiblichen Jugend bei der Wehrmacht gilt für 
die Angehörigen des Reichsarbeitsdienstes das 
Recht des Reichsarbeitsdienstes. Die nach dem 
Wehrmachtstrafrecht, Disziplinarrecht und son¬ 
stigen Wehrrecht für das Gefolge der Wehr¬ 
macht geltenden Vorschriften finden keine An¬ 
wendung. 

( 2 ) Bei Verbrechen und solchen Vergehen, die 
militärische Belange berühren, hat die Bezirks¬ 
führerin des Reichsarbeitsdienstes zuvor die 
Entscheidung des zuständigen Gerichtsherrn 
darüber herbeizuführen, ob die Straftat im Kriegs¬ 
strafverfahren oder nach der Dienststrafordnung 
des Reichsarbeitsdienstes verfolgt werden soll. 

( 3 ) Erklärt der Gerichtsherr in einem der im 
Abs. 2 genannten Fälle, daß überwiegende mili¬ 
tärische Belange die Aburteilung durch die 
Wehrmachtgerichte erfordern, dann sind diese 
insoweit zuständig; die Zuständigkeit der Wehr¬ 


machtgerichte auf Grund des § 2 Nr. 4 und des 
§ 3 der Kriegsstrafverfahrensordnung vom 
17. August 1938 (Reichsgesetzbl. 1939 I S. 1457) 
bleibt unberührt. 

( 4 ) Bei Verhandlungen der Feldkriegsgerichte 
ist einer der Beisitzer ein Reichsarbeitsdienst¬ 
führer. Vor der Entscheidung im Nachprüfungs¬ 
verfahren wird die zuständige Bezirksführerin 
gehört. 

( 5 ) Vom Militärstrafgesetzbuch finden nur 
folgende Strafvorschriften sinngemäß Anwen¬ 
dung, soweit von der einzelnen Straftat der 
Dienst bei der Wehrmacht betroffen wird: 

Dienstpflichtverletzung im Felde (§ 62), 

strafbare Handlungen gegen die Pflichten der 
Unterordnung (§§ 89, 91, 92, 94, 96 bis 98, 
101, 103 bis 107, 111), 

Beschädigung von Dienstgegenständen (§ 137), 
falsche Meldung (§ 139). 

(e) Das Jugendstrafrecht gilt auch bei der Be¬ 
strafung militärischer Verbrechen oder Ver¬ 
gehen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt mit der Verkündung 
in Kraft. 


Berlin, den 22. August 1944. 

Der Reichsarbeitsführer 
H i e r 1 
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Verordnung 

über den Einsatz der Beamten des höheren Archivdienstes für kriegswichtige Maßnahmen. 

Vom 26. August 1944. 


Die Durchführung kriegswichtiger Maßnah¬ 
men auf dem Gebiet des Archivwesens erfordert 
den planmäßigen, einheitlich gelenkten 'Einsatz 
der verfügbaren Fachkräfte. 

Auf Grund gesetzlicher Ermächtigung wird 
mit Zustimmung des Beauftragten für den Vier¬ 
jahresplan und des Oberkommandos der Wehr¬ 
macht folgendes verordnet; 

§1 

Der Reichsminister des Innern wird ermäch¬ 
tigt, den Einsatz der Beamten des höheren 


Archivdienstes für kriegswichtige Aufgaben im 
Rahmen des Archivwesens zu regeln. 

§2 

(1) Die Verordnung tritt am Tage ihrer Ver¬ 
kündung in Kraft. Sie gilt auch in den einge¬ 
gliederten Ostgebieten. 

( 2 ) Der Reichsminister des Innern erläßt die 
zur Durchführung der Verordnung erforder¬ 
lichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 


Berlin, den 26. August 1944. 

Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 

H. Himmler 


Achte Durchführungsverordnung 
zur Verordnung über den Aufbau der Reichsforstverwaltung. 
Vom 28. August 1944. 


Auf Grund des § 4 der Verordnung über den 
Aufbau der Reichsforstverwaltung vom 31. Mai 
1940 (Reichsgesetzbl. I S. 839) wird bestimmt: 

§ 1 

Die Verordnung über den Aufbau der Reichs¬ 
forstverwaltung von. 31. Mai 1940 (Reichsgesetzbl. 
I S. 839) sowie die Erste Durchführungsver¬ 
ordnung vom 31. Mai 1940 (Reichsgesetzbl. I 
S. 840) und die Dritte Durchführungsverordnung 
vom 17. März 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 159) tre- 

Berlin, den 28. August 1944. 


ten mit dem 1. Oktober 1944 für die Provinzen 
Kurhessen und Nassau in Kraft. 

§ 2 

Die Regierungsforstämter in Kassel und Wies¬ 
baden werden als Landesforstämter der Behörde 
der Oberpräsidenten eingegliedert. 

§3 

Dienstbezirke der Landesforstämter sind die 
Provinzen Kurhessen und Nassau. 


Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung 
Dr. Stuckart 


Der Reichsforstmeister 

In Vertretung 
Klagges 

Mit der Führung der Geschäfte des Staatssekretärs beauftragt 


Verordnung 

zur Ergänzung der Verordnung über die Abwicklung von Schuldverhältnissen mit Personen 
in den Generalbezirken Estland, Lettland, Litauen. 

Vom 28. August 1944. 


Auf Grund des § 12 Abs. 2 Satz 2 der Ver¬ 
ordnung über die Abwicklung von Schuldver¬ 
hältnissen mit Personen in den Generalbezirken 
Estland, Lettland, Litauen — Abwicklungsver¬ 


ordnung — vom 5. Februar 1944 (Reichsgesetzbl. 
I S. 55) wird im Einvernehmen mit dem Reiehs- 
minister der Finanzen und dem Reichsminister 
für die besetzten Ostgebiete verordnet: 
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§1 

(1) Die vor dem 10. Februar 1941 entstandenen 
Schuldverhältnisse zwischen Personen im 
Reichsgebiet, die keine Umsiedler sind, einer¬ 
seits und Personen im Ostland andererseits wer¬ 
den im Reich nach den Vorschriften dieser Ver¬ 
ordnung ab gewickelt. 

( 2 ) Die im Alte. 1 genannten Personen im 
Reichsgebiet werden in den folgenden Vor¬ 
schriften als Gläubiger und Schuldner im Reich 
bezeichnet. 

§2 

Abwicklungsstelle ist im Reich der General¬ 
verwalter sowjetischen Staatsvermögens, soweit 
nicht nach § 5 Abs. 2 die Deutsche Umsiedlungs- 
Treuhand-Gesellschaft m. b. H. als Abwick¬ 
lungsstelle zuständig ist. 

§3 

( 1 ) Mit Wirkung für und gegen die Schuldner 
im Reich entscheidet die Abwicklungsstelle 
darüber, ob und in welcher Höhe eine Schuld 
besteht. 

( 2 ) Gegen die Entscheidung der Abwicklungs¬ 
stelle kann der Schuldner innerhalb eines Monats 
Widerspruch erheben. Erhebt er Widerspruch 
und will die Abwicklungsstelle ihm nicht statt¬ 
geben, so legt sie die Sache dem Kammergericht 
zur Entscheidung vor. 

( 3 ) Hält die Abwicklungsstelle ihrerseits eine 
gerichtliche Feststellung für geboten, so kann 
sie, statt eine Entscheidung gemäß Abs. 1 zu 
treffen, die Sache von sich aus dem Kammer¬ 
gericht zur Entscheidung vorlegen. 

( 4 ) Das gerichtliche Verfahren ist eine Ange¬ 
legenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Die 
Entscheidung des Kammergerichts ist unan¬ 
fechtbar. Gerichtsgebühren werden nach § 123 
der Kostenordnung vom 25. November 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 1371) erhoben; der Ge¬ 
schäftswert bestimmt sich nach dem Wert der 
Schuld, soweit sie bestritten ist. 

§4 

Soweit das Bestehen einer Schuld endgültig 
festgestellt ist, zieht die Abwicklungsstelle den 
Schuldbetrag von dem Schuldner ein. Aus der 


gerichtlichen Entscheidung und der unanfecht¬ 
bar gewordenen Entscheidung der Abwicklungs¬ 
stelle findet dem Schuldner gegenüber die 
Zwangsvollstreckung nach der Reichszivil¬ 
prozeßordnung (§§795,797) und den Exekutions¬ 
ordnungen statt. 

§ 5 

( 1 ) Die Gläubiger im Reich werden durch das 
Reich entschädigt. Die näheren Bestimmungen 
über die Entschädigung erläßt der Reichs¬ 
minister der Finanzen. Dabei können bestimmte 
Gruppen von Gläubigern von der Entschädi¬ 
gung ausgenommen werden. 

( 2 ) Soweit es sich um Forderungen aus dem 
Kapitalverkehr handelt, zahlt die Deutsche Um- 
siedlungs-Treuhand-Gesellschaft m. b. H., im 
übrigen der Generalverwalter sowjetischen 
Staatsvermögens die Entschädigung aus. Der 
Entschädigungsbetrag wird nur ausbezahlt, 
wenn der Gläubiger seine Forderung gegen den 
Schuldner im Ostland an das Reich abtritt. 

( 3 ) Für die Gläubiger kann eine Frist zur An¬ 
meldung ihrer Forderungen bestimmt werden. 
Nicht rechtzeitig angemeldete Forderungen 
gehen ohne Entschädigung auf das Reich über. 

§6 

( 1 ) Das in den §§ 2, 11 der Abwicklungsver¬ 
ordnung vom 5. Februar 1944 (Reichsgesetzbl.I 
S. 55) erlassene Verfügungsverbot gilt nicht für 
Verfügungen, die der Gläubiger oder der 
Schuldner auf Veranlassung der Abwicklungs¬ 
stelle vornimmt. 

( 2 ) Die Forderungen derjenigen Gläubiger, 
die nach § 5 Abs. 1 Satz 3 von der Entschädi¬ 
gung ausgenommen weiden, werden von dem 
Verfügungsverbot in den §§ 2, 11 der Abwick- 
lungsverordnung vom 5. Februar 1944 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 55) nicht betroffen. Die §§ 3, 4 
gelten für diese Forderungen nicht. 

§ 7 

Die näheren Vorschriften über die Abwick¬ 
lung im Reich erläßt der Reichsminister der 
Finanzen im Verwaltungsweg. Die Abwicklung 
im Ostland regelt der Reichsminister für die be¬ 
setzten Ostgebiete. 


Berlin, den 28. August 1944. 


Der Reiclisminister der Justiz 

In Vertretung 

Klemm 
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Achte Durchfährungs- und Ergänzungsverordnung zur Kriegssachschädenverordnung 
(Verwaltung der Rückforderungs- und Ausgleichsansprüche des Reichs). 

Vom 26. August 1944. 


Auf Grund des § 37 der Kriegssachschäden- 
verordnung (KSSchVO.) vom 30. November 
1940 (Reichsgesetzbl. 1 S. 1547) wird im Ein¬ 
vernehmen mit dem Reichsminister der Finanzen 
verordnet: 

§1 

(l) Die Verwaltung der nachstehenden im 
Verfahren nach der Kriegssachschäden Verord¬ 
nung dem Reich erwachsenden Ansprüche wird 
den Land- und Stadtkreisen übertragen: 

a) auf das Reich übergegangene Ersatzan¬ 
sprüche des Geschädigten gegen Dritte 
(§ 5 Abs. 3 KSSchVO.); 

b) Ansprüche auf Ersatz des Mehrwerts bei 
Ersatzleistung in Natur (§ 21 Abs. 2 KS¬ 
SchVO.); 

c) Ansprüche auf Herausgabe einer wieder¬ 
erlangten Sache oder auf Rückzahlung der 
Entschädigung gemäß § 27 KSSchVO.: 

d) Ansprüche auf Rückzahlung zu Unrecht 
gezahlter Entschädigungsbeträge (§ 14 der 
Sechsten Durchführung®- und Ergänzungs¬ 
verordnung zur KSSchVO. vom 8. Juli 
1943, Reichsgesetzbl. I S. 383); 

e) Ansprüche gegen Juden bei Beseitigung 
eines Sachschadens in Natur oder bei Ent¬ 
schädigung Drittberechtigter gemäß § 5 
der Verordnung über die Behandlung der 
Kriegsschäden von Juden vom 20. Juli 
1941 (Reichsgesetzbl. I S. 437); 

f) Ansprüche auf Vorteilsausgleich nach 
Nr. 6 der Anordnung über den Ausgleich 


von Schäden infolge von Luftschutzmaß¬ 
nahmen vom 26. September 1941 (Reichs- 
ministerialbl. S. 254). 

( 2 ) Der Reichsminister des Innern kann im 
Einvernehmen mit dem Reichsminister der 
Finanzen im Verwaltungsweg bestimmen, daß 
weitere Ansprüche des Reichs aus Anlaß der 
Entschädigung durch die Land- und Stadtkreise 
verwaltet werden. 

( 3 ) Soweit sich Ansprüche des Reichs nach 
Abs. 1 oder 2 gegen einen Land- oder Stadtkreis 
selbst richten, wird ihre Verwaltung den 
höheren Verwaltungsbehörden übertragen. 

§2 

Folgende Bestimmungen sind nicht mehr an- 
zuwenden: 

a) §21 Abs. 2 Satz 3 KSSchVO.; 

b) § 27 Abs. 1 Satz 4 und 5 KSSchVO.; 

c) § 6 Abs. 5 der Dritten Durchführungs- 
und Ergänzungsverordnung zur KSSchVO. 
vom 28 Januar 1942 (Reichsgesetzbl. I 
S. 49); 

d) § 5 Satz 3 der Verordnung über die Be¬ 
handlung der Kriegsschäden von Juden 
vom20. Juli 1941 (Reichsgesetzbl. IS. 437); 

e) Nr. 6 Abs. 2 der Anordnung über den Aus¬ 
gleich von Schäden infolge von Luftschutz¬ 
maßnahmen vom 26. September 1941 
(Reichsministerialbl. S. 254). 
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§3 

Der Reichsminister des Innern und der Reichs¬ 
minister der Finanzen erlassen gemeinschaft¬ 
lich die zur Durchführung dieser Verordnung 
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor¬ 
schriften. 


, §4 

Die Verordnung findet keine Anwendung bei 
Schäden der Seeschiffahrt. 

§» 

Die Verordnung tritt am siebenten Tage nach 
der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 26. August 1944. 

Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung 

Dr. Stuckart 


Vierte Verordnung 

über die Meldung von Männern und Frauen für Aufgaben der Reichsverteidigung. 

Vom 29. August 1944. 


Um für den totalen Kriegseinsatz die durch 
die Einschränkung des gesamten deutschen Kul¬ 
turlebens freiwerdenden Kräfte zu erfassen, ver¬ 
ordne ich auf Grund der Verordnung zur Ände¬ 
rung von Vorschriften über Arbeitseinsatz und 
Arbeitslosenhilfe vom 1. September 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1662) in Verbindung mit der Ver¬ 
ordnung über die Rechtsetzung durch den Gene¬ 
ralbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz vom 
25.Mai 1942 (Reichsgesetzbl.I S. 347) folgendes: 

§ 1 

(1) Alle den Einzelkammern der Reichskukur- 
kammer angehörigen Männer und Frauen sowie 
alle sonstigen Personen, die durch die Ein¬ 
schränkung des gesamten deutschen Kultur¬ 
lebens von ihrer bisherigen Berufstätigkeit frei¬ 
gestellt werden, haben sich bis zum 15. Septem¬ 
ber 1944 bei dem für ihren Wohnort zuständigen 
Arbeitsamt zu melden. Haben sie keinen Wohn¬ 
ort, so müssen sie sich bei dem für ihren letzten 
Aufenthaltsort zuständigen Arbeitsamt melden. 

( 2 ) Die Meldung erfolgt auf einem besonderen 
Formblatt, das beim Arbeitsamt erhältlich ist. 

§2 

Von der Meldung sind die zur Wehrmacht, 
zur Polizei und zum Reichsarbeitsdienst Ein¬ 
berufenen befreit. 


§3 


Die Meldepilichtigen können auf dem Form¬ 
blatt erklären, für welche Beschäftigung sie sich 
für besonders befähigt halten und gegebenen¬ 
falls auch außerhalb ihres Wohnorts zur Ver¬ 
fügung stellen. 


§4 


Die Meldepflichtigen haben dem Arbeitsamt 
auf Verlangen alle notwendigen Unterlagen vor¬ 
zulegen sowie alle erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. Das Arbeitsamt kann auch das persön¬ 
liche Erscheinen anordnen. 


§5 

( 1 ) Das Arbeitsamt kann von dem Melde¬ 
pflichtigen die Meldung und das persönliche Er¬ 
scheinen durch Zwangsgeld bis zu 1 000 Reichs¬ 
mark erzwingen. Die Zwangsgelder werden im 
Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben und 
fließen dem Reichsstock für Arbeitseinsatz zu. 

( 2 ) Meldepflichtige, die gegen die Vorschriften 
dieser Verordnung verstoßen, werden auf An¬ 
trag des Leiters des Arbeitsamts mit Gefängnis 
und Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 
bestraft. 

§6 

Diese Verordnung tritt am Tage der Verkün¬ 
dung in Kraft. Sie gilt auch in den eingeglie¬ 
derten Ostgebieten. 


Berlin, den 29. August 1944. 


Der Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz 

S a u c k e 1 
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Durchführungsverordnung über Kreditabkommen mit ausländischen Bankenausschüssen. 

Vom 12. August 1944. 


Auf Grund der Verordnungen des Reichspräsi¬ 
denten vom 9. September 1981 (Reiehsgesetzbl. I 
S 489) und 27. Februar 1982 (Reiehsgesetzbl. I 
S. 85) wird verordnet: 

§1 

Für das Deutsche Kreditabkommen von 1944 
sowie für die Kreditabkommen, die während der 
Laufzeit dieses Abkommens mit ausländischen 
Bankenausschüssen abgeschlossen werden, gel¬ 
ten sinngemäß die Durchführungsverordnung 

Berlin, den 12. August 1944. 


über das Deutsche Kreditabkommen von 1933 
vom 20. März 1933 (Reiehsgesetzbl. I S. 138) 
und die Verordnung über die Einführung des 
Rechtes der Deutschen Kreditabkommen im Lande 
Österreich und über die Durchführung des Zu¬ 
satzabkommens zum Deutschen Kreditabkom¬ 
men von 1938 vom 28. Februar 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 364). 

§ ^ 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. Juni 1944 in Kraft. 


Der Reichswirtschaftsminister 

In Vertretung des Staatssekretärs 
Oh lendorf 


Der Reichsminister der Justiz 

In Vertretung 
Klemm 


Der Reichsminister der Finanzen 

In Vertretung 
Reinhardt 


Verordnung über die Sechzigstundenwoche. 
Vom 31. August 1944. 


Das deutsche Volk steht unter Aufbietung 
seiner äußersten seelischen und körperlichen 
Kräfte im entscheidenden Stadium des Kampfes 
um seine Lebensrechte und seine nationalsoziali¬ 
stische Ordnung. Der deutsche Soldat an'allen 
Fronten leistet Übermenschliches. In einer großen 
Zahl von Betrieben der Kriegswirtschaft voll¬ 
bringt schon jetzt die Elite der deutschen Arbei¬ 
terschaft höchste Leistungen. 


Es wird daher in der Durchführung der Maß¬ 
nahmen des totalen Kriegseinsatzes für die ge¬ 
samte deutsche Kriegswirtschaft folgendes ver¬ 
ordnet : 

§1 

(l) In allen Betrieben und Verwaltungen, in 
denen es der Arbeitsanfall und die Produktions- 
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läge bedingen, ist ab sofort die regelmäßige Ar¬ 
beitszeit von 48Wochenstunden um ^Überstun¬ 
den wöchentlich zu erhöhen. Die durch die Er¬ 
höhung der regelmäßigen Arbeitszeit geleisteten 
Überstunden werden nach den geltenden Be¬ 
stimmungen vergütet. 

( 2 ) Die Verlängerung der Arbeitszeit in den 
Verwaltungen des öffentlichen Dienstes regelt 
der Reichsminister des Innern. 

§2 

Die Vorschriften des § 1 gelten nicht für ge¬ 
sundheitsgefährliche Arbeiten, für die eine be¬ 
sondere Regelung der Arbeitszeit besteht. Unbe¬ 
rührt bleiben ferner die Vorschriften über den 
Arbeitsschutz der Frauen und Jugendlichen. Die 
regelmäßige Arbeitszeit der Frauen und der Ju¬ 
gendlichen über 16 Jahre ist abweichend von § 1 
nur um 8 Überstunden wöchentlich zu erhöhen; 
die regelmäßige Arbeitszeit der Jugendlichen 
unter 16 Jahren ausschließlich Berufsschulzeit 
beträgt 48 Stunden wöchentlich. 


§3 

Sind durch die Verlängerung der Arbeitszeit 
keine höheren Arbeitsleistungen wegen der Art 
der Arbeit, der Verkehrsmöglichkeiten, der An¬ 
marschzeiten u. dgl. zu erzielen, so ist eine kür¬ 
zere Arbeitszeit zulässig. 

§4 

Die Vorschriften der §§ 1 bis 3 finden bei Ar¬ 
beitsunterbrechungen oder Arbeitseinschränkun¬ 
gen in Notfällen und anderen außergewöhn¬ 
lichen Fällen keine Anwendung. Von Störun¬ 
gen, die länger als drei Tage dauern, ist dem 
Arbeitsamt unverzüglich Anzeige zu erstatten. 

§ 1 2 * * 5 

( 1 ) Diese Verordnung tritt mit der nach der Ver¬ 
kündung beginnenden Kalenderwoche in Kraft. 

( 2 ) Der Reichsarbeitsminister und der Gene¬ 
ralbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz er¬ 
lassen die zur Durchführung dieser Verordnung 
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor¬ 
schriften. 


Berlin, den 31. August 1944. 

Der Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz 

Sauckel 

Der Reichsarbeitsminister 
Franz Seldte 


Anordnung 

über die weitere Erhöhung der Mindestarbeitszeit im öffentlichen Dienst während des Krieges. 

Vorn 7. September 1944. 

Der totale Krieg fordert von jedem Deutschen den vollen Einsatz. 

Auf Grund des Erlasses des Führers zur personalrechtlichen Vereinfachung vom 9. März 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 120) ordne ich daher im Benehmen mit dem Vorsitzenden des Ministerrats für 
die Reichsverteidigung und dem Reichsbevollmächtigten für den totalen Kriegseinsatz an: 


1. In allen Verwaltungen und Betrieben, in 
denen der Arbeitsanfall es erfordert, ist die 
Mindestarbeitszeit auf 60 Stunden, in Orten 
mit durchgehender Arbeitszeit auf 57 Stun¬ 
den wöchentlich zu erhöhen. Die durch die 
Erhöhung der regelmäßigen Arbeitszeit zu 
leistenden Mehrstunden werden nach den 
geltenden Bestimmungen vergütet. 

2. Die Bestimmungen der Ziffer 1 gelten nicht 
für gesundheitsgefährliche Arbeiten, für 

die eine besondere Regelung der Arbeits¬ 

zeit besteht. Unberührt bleiben auch die 
Vorschriften über den Arbeitsschutz der 
Frauen und Jugendlichen. Die regelmäßige 
Arbeitszeit der Frauen und Jugendlichen 
über 16 Jahre wird um 8 Stunden wöchent¬ 

lich erhöht. Die regelmäßige Arbeitszeit j 


der Jugendlichen unter 16 Jahren aus¬ 
schließlich Berufsschulzeit beträgt 48 Stun¬ 
den wöchentlich. 

3. Sind durch die Erhöhung der Mindest¬ 
arbeitszeit wegen der Art der Arbeit, der 
Verkehrsmöglichkeiten, der Anmarschzei¬ 
ten u. dgl. keine höheren Arbeitsleistungen 
zu erzielen, so ist eine kürzere Arbeitszeit 
zulässig. Die Reichsverteidigungskom- 
missare haben jedoch darauf zu achten, 
daß die Arbeitszeit bei allen Dienststellen 
an demselben Ort nach Möglichkeit gleich¬ 
mäßig festgesetzt wird. 

4. Diese Anordnung tritt mit der nach ihrer 
Verkündung beginnenden Kalenderwoche 
in Kraft. 


Berlin, den 7. September 1944. 

Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung 
Dr. Stuckart 


Nr. 41 —Tag der Ausgabe: 8. September 1944 


193 

Bekanntmachung von Bedarfsstellen der Waffen-#, 
die zur Inanspruchnahme von Leistlingen nach dem Reichsleistungsgesetz berechtigt sind. 

Vom 7. September 1944. 

Auf Grand des § 2 Abs. 2 des Reichsleistungsgesetzes vom 1. September 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1645) 
sind die folgenden Einheiten und Dienststellen der Waffen-# und ihre Vorgesetzten Dienststellen als 
-Bedarfsstellen bestimmt, die zur Inanspruchnahme der dabei aufgeführten Leistungen berechtigt sind. 
Die Bekanntmachung von Bedarfsstellen der #-Verfügungstrappe, der #-Totenkopfverbände und der 
Fohzeidivision vom 2.Dezember 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2348) wird aufgehoben. 


Reichs¬ 

leistungs¬ 

gesetz 

Bedarfsstellen 

Leistungen 

§§ 5 u. 6 

Bataillone, Abteilungen 

Regimenter, selbständige Truppeneinheiten und 
höhere Dienststellen, ferner Standortkomman¬ 
danturen der Waffen-#, #-Standortverwaltun- 
gen sowie #-Führungshauptamt und #-Wirt- 
schafts-Verwaltungshauptamt. 

für alle Leistungen, die für die Trup¬ 
pe bis einschl. Bataillon gefordert 
werden 

für alle Leistungen, die für die Truppe 
über Bataillon hinaus gefordert 
werden 

§ 7 

jeder Angehörige der Waffen-# im Dienst 

für alle Leistungen 

§§ 8 u. 9 

Bataillone, Abteilungen 

Regimenter, selbständige Truppeneinheiten und 
höhere Dienststellen, ferner Standortkomman¬ 
danturen der Waffen-#, #-Standortverwaltun¬ 
gen sowie #-Führungshauptamt und #-Wirt¬ 
schaf ts-V erwaltungshauptamt 

für alle Leistungen, die für die Trap¬ 
pe bis einschl. Bataillon gefordert 
werden 

für alle Leistungen, die für die Trappe 
über Bataillon hinaus gefordert 
werden 

§ io 

wie zu § 5 

jedoch mit der Einschränkung, daß Leistungen gern 
neralkommandos, #-Führungshauptamt und #- 
fordert werden können, sofern die Aufstellung m 
richtungen nicht nur vorübergehend erfolgen sol 

wie zu § 5 

läß Satz 2 des Abs. 1 nur von den Ge- 
Wirtschafts-Verwaltungshauptamt ge- 
id Anbringung von Geräten und Vor- 

§ 11 

wie zu § 5 

Generalkommandos, #-Führungshauptamt und 
# - Wirtschafts-V erwaltungshauptamt 

für Leistungen für Lager und Biwak 
für alle übrigen Leistungen 

§ 12 

jeder Angehörige der Waffen-# im Dienst 

Generalkommandos, #-Führungshauptamt und 
# -'Wirtschafts-V erwaltungshauptamt 

für die Benutzung nichtöffentlicher 
sowie privater Fernsprechanlagen 

für alle übrigen Leistungen 

§ 13 

jeder Angehörige der Waffen-# im Dienst 

für alle Leistungen 

§ 14 

nur Generalkommandos, #-Führungshauptamt, 

#-Wirtschafts-Verwaltungshauptamt und die 
von ihnen ausdrücklich beauftragten Dienst¬ 
stellen 

für alle Leistungen 
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Reichs¬ 

leistungs¬ 

gesetz 

Be dar fast eilen 

Leistungen 

§ 15 Abs. 1 
Nrn. 3 u. 4 

Nr. 5 

Generalkommandos, 9-Führungshauptamt und 
ff -Wirtschafts-Verwaltungshauptamt 

Generalkommandos, #-Führungshauptamt und 
ff - Wirtschafts-Verwaltungshauptamt 

für Nachrichtenmittel 

für sonstige bewegliche Sachen und 
Rechte im Sinne des § 15 Abs. 1 
Nr. 5 

§ 16 

Bataillone, Abteilungen 

Regimenter, selbständige Truppeneinheiten und 
höhere Dienststellen, ferner Standortkomman¬ 
danturen der Waffen- ff , ff - Standortverwaltu n- 
gen sowie ff-Führungshauptamt und ff-Wirt- 
schafts-Verwaltungshauptamt 

für alle Leistungen, die für die Trup¬ 
pe bis einschl. Bataillon gefordert 
werden 

für alle Leistungen, die für die Truppe 
über Bataillon hinaus gefordert 
werden 

§ 18 

Generalkommandos, ff-Führungshauptamt und 
ff - Wirtschafts-Verwaltungshauptamt 

für alle Leistungen, der Binnenschiffe 


Den Bataillonen als Bedarfsstellen zu den §§ 5, 6, 8, 9,10, 11 und 16 des Reichsleistungsgesetzes stehen 
diejenigen Einheiten der Waffen-gleich, die eine eigene Verwaltung haben (z. B. Samtats-Kompame, 
Bäckerei-Kompanie, Schlächterei-Kompanie usw.). 


Berlin, den 7. September 1944. 

Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung 
Dr. Stuckart 


Hinweis auf eine nicht im Reichsgesetzblatt veröffentlichte Rechtsverordnung 

Im Deutschen Reichsanzeiger und Preußischen Staatsanzeiger Nr. 169 vom 29. Juli 1944 ist eine 
von dem Reichsminister des Innern erlassene viehseuchenpohzeihche Anordnung vom 2b. Juli 1944 
über das Verbot der Ein- und Durchfuhr von Einhufern aus den Kreisen Miechow und Busko nn 
Generalgouvernement veröffentlicht worden, die mit dem Tage ihrer V eröffenthchung in Kraft 

getreten ist. 

Berlin, den 31. August 1944. 

Der Reichs minister des Innern 

Im Auftrag 
Dr. Günther 
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Verordnung zur Änderung des Gesetzes über die Ablösung öffentlicher Anleihen. 

Vom 31. August 1944. 

Der Ministern^ für die Reichsverteidigung verordnet mit Gesetzeskraft: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Ablösung öffentlicher An¬ 
leihen vom 16. Juli 1925 (Reichsgesetzhl. IS. 137) 
in der Fassung des Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung von Vorschriften auf dem Gebiete 
des Finanzwesens vorn 23. März 1934 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 232) und der Verordnung zur Än¬ 
derung des Gesetzes über die Ablösung öffent¬ 
licher Anleihen vom 31. Mai 1944 (Reichsge- 
setzbl. I S. 127) wird wie folgt geändert: 

1. Im § 14 werden ersetzt: 

a) im Abs. 1 Satz 2 das Wort »Kaiendervier- 
teljahres" durch die Worte »Monats Fe¬ 
bruar« : 

b) im Abs. 2 die Worte »ersten Tage des Ka¬ 
lendermonats. der auf den Tag folgt, bis 
zu dem der Einlösungsbetrag zu verzinsen 
ist«, durch die Worte »auf die Ziehung 
folgenden l.März«. 

2. Im § 18 Abs. 3 Buchst, c werden die Worte 
»gemäß § 21 Abs. 1 Nr. 1 bis 3« gestrichen. 

3. § 21 erhält folgende Fassung: 

»§ 21 

(1) Die Vorzugsrente erlischt, 

1 . wenn der Gläubiger die Reichsange¬ 
hörigkeit, verliert; 

2. wenn der Gläubiger nicht mehr im In¬ 
land wohnt. 

( 2 ) Treten die Voraussetzungen für die Ge¬ 
währung der Vorzugsrente (§ 18) von neuem 
ein, so kann die Vorzugsrente unbeschadet 
der Vorschrift des § 18 Abs. 1 Satz 2 wieder 
entstehen. 


(3) Der Reichsminister der Finanzen wird 
ermächtigt, in besonders begründeten Fällen 
die Vorzugsrente fortzugewähren, auch wenn 
die Voraussetzungen für ihr Erlöschen ein¬ 
getreten sind.« 

4. § 22 erhält folgende Fassung: 

»§ 22 

Die Vorzugsrente ist einmal jährlich im 
voraus zu zahlen.« 

5. § 23 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

» ( 1 ) Solange eine Vorzugsrente gewährt wird, 
nimmt das Auslosungsrecht, auf Grund dessen 
sie gewährt wird, an der Ziehung nicht teil. 
Der ausgestellte Auslosungsschein ist bei dei 
Reichsschu Iden Verwaltung zu hinterlegen. Ist 
das Auslosungsrecht im Reichsschuldbuch ein¬ 
getragen, so ist es für diese Zeit von Amts 
wegen zu sperren.« 

§ 23 Abs. 2, 3 werden gestrichen. 

Artikel 2 

( 1 ) Lst einem Gläubiger das Auslosungsrecht 
als Anleihealtbesitzer gewährt worden und hat 
er auf Grund des § 23 Abs. 2 des Gesetzes über 
die Ablösung öffentlicher Anleihen vom 16. Juli 
1925 (Reichsgesetzbl. I S. 137) in der Fassung 
des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung von 
Vorschriften auf dem Gebiete des Finanzwesens 
vom 23. März 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 232) 
die erhöhte Vorzugsrente bis zu seinem Tode be¬ 
zogen, so ist seinem Ehegatten oder einem wegen 
geistiger oder körperlicher Gebrechen dauernd 
erwerbsunfähigen Verwandten ersten Grades die 
erhöhte Vorzugsrente zu gewähren, wenn er be¬ 
dürftig ist. (§ 19 des Gesetzes vom 16. Juli 1925). 
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im Inland wohnt und deutscher Reichsangehöri¬ 
ger ist. Der Antrag ist innerhalb einer Frist von 
einem Jahr nach dem Tode des Gläubigers zu 
stellen. 

( 2 ) Der Reichsminister der Finanzen kann in 
besonders begründeten Fällen die Vorzugsrente 

Berlin, den 31. August 1944. 


auch dann gewähren, wenn einzelne Voraus¬ 
setzungen des Abs. 1 Satz 1 nicht gegeben sind. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1944 
in Kraft. 


Der Vorsitzende 

des Ministerrats für die Reichsverteidigung 

G ö r i n g 

Reichsmarsch all 

Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 


Zweite Anordnung über die Vereinfachung der Lohn- und Gehaltsabrechnung. 

Vom 2. September 1944 *). 


Um den Betriebsführern die Möglichkeit zu 
geben, in den Lohn- und Gehaltsbüros vermeid¬ 
bare Arbeiten während der Kriegszeit zurück¬ 
zustellen, bestimme ich auf Grund der Verord¬ 
nung über die Lohngestaltung vom 25. Juni 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 691) in Verbindung mit 
der Verordnung zur Durchführung der Verord¬ 
nung über die Lohngestaltung vom 23. April 
1941 (Reichsgesetzbl. I S. 222) und der Ver¬ 
ordnung über die Rechtsetzung durch den Gene¬ 
ralbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz vom 
25. Mai 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 347) im Ein¬ 
vernehmen mit dem Reichsarbeitsminister fol¬ 
gendes: 

§ 1 

Geltungsbereich 

( 1 ) Diese Anordnung gilt für den Bereich der 
privaten Wirtschaft mit Ausnahme der in der 
Arbeitszeitordnung § 1 Abs. 1 Satz 2 genannten 
Wirtschaftszweige. 

( 2 ) Diese Anordnung gilt auch in den einge¬ 
gliederten Ostgebieten. 

§ 2 

Mehrarbeit 

( 1 ) Mehrarbeit im Sinne dieser Anordnung ist 
die Arbeit, die innerhalb des Lohnabrechnungs¬ 
zeitraums im Durchschnitt über eine werktäg¬ 
liche Arbeitszeit, von 8 Stunden (werktägliche 
Grundarbeitszeit) hinaus geleistet wird. Die 
Grundarbeitszeit des Lohnabrechnungszeitraums 
ergibt sich aus der mit 8 vervielfachten Zahl 
der Werktage. Von der Anzahl der Werk¬ 
tage sind Arbeitstage, für die das Gefolgschafts¬ 
mitglied infolge Freistellung von der Arbeit, 
Krankheit, Arbeitsunterbrechungen oder aus 
einem sonstigen Grunde keinen Lohn erhält,, abzu¬ 
ziehen, nicht dagegen Werktage, die durch Ver¬ 


legung der Arbeitsstunden auf andere Tage der 
Woche (einschließlich des Sonntags) arbeitsfrei 
sind, sowie pflichtwidrig versäumte Arbeits¬ 
tage. Für Gefolgschaftsmitglieder, die über eine 
werktägliche Grundarbeitszeit von 8 Stunden 
hinaus zuschlagfreie Arbeit leisten (Arbeits¬ 
bereitschaft, Vor- und Abschlußarbeiten) oder 
deren Anspruch auf Zuschlag für geleistete 
Mehrarbeit mit dem Arbeitsverdienst abgegolten 
ist, tritt an die Stelle der Zahl 8 die Anzahl der 
durchschnittlichen werktäglichen Arbeitsstun¬ 
den, die für diese Gefolgschaftsmitglieder zu¬ 
schlagfrei oder abgegolten sind. 

( 2 ) Für die Arbeitsstunden innerhalb eines 
Lohnabrechnungszeitraums, die über die für 
diesen Zeitraum ermittelte Grundarbeitszeit hin¬ 
aus geleistet werden, ist ein Mehrarbeitszuschlag 
zu zahlen, dessen Höhe sich nach den gesetz¬ 
lichen oder sonstigen Bestimmungen oder Ver¬ 
einbarungen richtet oder sich aus Abs. 3 ergibt. 
Der Mehrarbeitszuschlag ist jedoch nicht für 
die Arbeitsstunden zu zahlen, die zuschlagfrei 
sind (Notstandsarbeiten, Nacharbeit, pflicht¬ 
widrig versäumte Arbeitszeit usw.). 

( 3 ) Ist die Höhe der Mehrarbeitszuschläge je 
nach der Länge der Mehrarbeit gestaffelt, so ist 
abweichend von den geltenden Bestimmungen 
oder Vereinbarungen ein einheitlicher Zuschlag 
für sämtliche Mehrarbeitsstunden in Höhe von 
25 vom Hundert zu zahlen. Der Reichstreuhän¬ 
der (Sondertreuhänder) der Arbeit kann einen 
einheitlichen anderen Satz zulassen oder an¬ 
ordnen. 

( 4 ) Der Zuschlag ist bei Zeitlohnarbeit von 
dem tatsächlichen Stundenlohn zu berechnen; 
dies gilt nicht, soweit für den Zuschlag ein 
fester Betrag vorgesehen ist. Bei Akkord- und 
Prämienarbeit kann der Betriebsführer, soweit 


*) Veröffentlicht im Deutschen Reichsanzeiger und Preußischen Staatsanzeiger Nr, 203 vom II September 1944. 
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nicht für den Zuschlag ein fester Betrag oder 
seine Berechnung vom Akkordrichtsatz oder 
vom Stundenlohn vorgesehen ist, den durch¬ 
schnittlichen Stundenverdienst des laufenden 
oder des letzten abgeschlossenen Lohnabrech¬ 
nungszeitraums der Berechnung des Zuschlags 
zu Grunde legen. Wird der laufende Lohn¬ 
abrechnungszeitraum gewählt, so ist dieser stän¬ 
dig zu Grunde zu legen. Das gleiche gilt für 
die Wahl des letzten abgeschlossenen Lohn¬ 
abrechnungszeitraums; bei neueingestellten Ge¬ 
folgschaftsmitgliedern, für die noch kein abge¬ 
schlossener Lohnabrechnungszeitraum vorliegt, 
ist jedoch für die erste Lohnabrechnung der 
laufende Lohnabrechnungszeitraum der Berech¬ 
nung zu Grunde zu legen. Für Wochenlohn¬ 
empfänger ist der Zuschlag auf der Grundlage 
des Wochenlohnes, geteilt durch die Zahl der 
Wochenarbeitsstunden bei regelmäßiger Arbeits¬ 
zeit, zu errechnen. Für Monatslohn- und Mo¬ 
natsgehaltsempfänger ist der Zuschlag auf der 
Gr undlage des Monatslohnes, geteilt durch die 
Zahl 200, zu errechnen. Für Gcfolgschaftsmit- 
glieder, die über eine werktägliche Grund¬ 
arbeitszeit. hinaus zuschlagfreie Arbeit leisten 
oder’ deren Anspruch auf Zuschlag für geleistete 
Mehrarbeit mit dem Arbeitsverdienst abgegolten 
ist, tritt an die Stelle der Zahl 200 die Zahl der 
auf' der Grundlage von 25 Arbeitstagen im 
Monat berechneten Arbeitsstunden, die für diese 
Gefolgschaftsmitglieder zuschlagfrei oder ab¬ 
gegolten sind. 

§ 3 

Nachtarbeit 

(tj Für die Zahlung etwaiger .Nachtarbeits¬ 
zuschläge gilt als Nachtarbeit die in der Zeit 
von 22 bis 6 Uhr geleistete Arbeit. Der Betriebs¬ 
führer kann, falls die betrieblichen Verhältnisse 
es erfordern, Beginn und Ende der Nachtarbeit 
auf andere Zeiten zwischen 20 und 7 Uhr fest¬ 
legen; jedoch müssen zwischen dem Beginn und 
dem Ende der Nachtarbeit 8 Stunden liegen. Die 
vorstehenden Bestimmungen gelten nicht für 
Betriebe, die unter das Gesetz über die Arbeits¬ 
zeit in Bäckereien und Konditoreien fallen. 

( 2 ) Für die Berechnung des Zuschlags für 
Nachtarbeit gelten die Bestimmungen des § 2 
Abs. 4 entsprechend. 

§4 

Sonn- und Feiertagsarbeit 

( 1 ) Für die Zahlung etwaiger Sonn- und 
Feiertagszuschläge gilt als Sonn- und Feier¬ 
tagsarbeit die an Sonn- und Feiertagen in der 
Zeit von 0 bis 24 Uhr geleistete Arbeit. Der 
Betriebsführer kann, falls die betrieblichen Ver¬ 
hältnisse es erfordern, Beginn und Ende der 
Sonn- und Feiertagsarbeit auf andere Zeiten 
festlegen; jedoch müssen zwischen dem Beginn 
und dem Ende der Sonn- und Feiertagsarbeit 
24 Stunden liegen. 

( 2 ) Für die Berechnung des Zuschlags für 
Sonn- und Feiertagsarbeit gelten die Bestim¬ 
mungen des § 2 Abs. 4 entsprechend. 


§5 

Wegfall der Zeitlohngarantie bei Akkord- 
und Prämienarbeit 

Bestimmungen, nach denen bei Akkord- oder 
Prämienarbeit mindestens der Zeitlohn zu zahlen 
ist, finden keine Anwendung. Dies gilt nicht, 
wenn das Absinken des Akkord- oder Prämien¬ 
verdienstes auf Gründen beruht, die das Gefolg¬ 
schaftsmitglied nicht zu vertreten hat. 

§6 

Arbeitsversäumnis und Arbeitsausfall 

( 1 ) Ist auf Grund von gesetzlichen oder son¬ 
stigen Bestimmungen oder einer Vereinbarung 
dem Gefolgschaftsmitglied der Lohn oder das 
Gehalt bei Krankheit, sonstiger Arbeitsversäum¬ 
nis oder bei Arbeitsausfall weiterzuzahlen, so kann 
der Betriebsführer die werktägliche Grund¬ 
arbeitszeit der Berechnung der Vergütung zu 
Grunde legen. Dies gilt nicht für das Arbeits¬ 
entgelt, das auf Grund des Mutterschutzgesetzes 
bei Aussetzen der Arbeit weiterzuzahlen ist. 

( 2 ) Erhält auf Grund von gesetzlichen oder 
sonstigen Bestimmungen oder einer Vereinba¬ 
rung das Gefolgschaftsmitglied einen Zuschuß 
zum Krankengeld, so kann der Betriebsführei' 
die werktägliche Grundarbeitszeit der Berech¬ 
nung des Zuschusses zu Grunde legen. 

( 3 ) Bei Zeitlohnarbeit kann der tatsächliche 
Stundenlohn, bei Akkord- und Prämienarbeit 
der durchschnittliche Stundenverdienst gezahlt 
werden, der sich nach § 2 Abs. 4 ergibt. Bei 
Wochenlohnempfängern ist der Wochenlohn 
durch die Zahl 6 zu teilen. Bei Monatslohn- und 
Monatsgehaltsempfängern ist der Monatsver¬ 
dienst durch die Zahl 25 zu teilen. 

V 

Berechnung der Urlaubsvergütung 

( 1 ) Ist auf Grund von gesetzlichen oder son¬ 
stigen Bestimmungen oder einer Vereinbarung 
die Urlaubsvergütung aus dem durchschnitt¬ 
lichen Arbeitsverdienst zu berechnen und 
schwankt der Arbeitsverdienst unwesentlich, so 
kann von der Durchschnittsberechnung abge¬ 
sehen und der regelmäßige Arbeitsverdienst zu 
Grunde gelegt werden. 

( 2 ) Ist auf Grund von gesetzlichen oder son¬ 
stigen Bestimmungen oder einer Vereinbarung 
die Urlaubsvergütung aus dem durchschnitt¬ 
lichen Arbeitsverdienst zu berechnen und 
schwankt der Arbeitsverdienst wesentlich, so 
kann der Betriebsführer bei der Berechnung der 
Urlaubsvergütung für den Urlaubstag den 
Durchschnittsverdienst der letzten vier Monate 
oder der diesen entsprechenden Lohnabrech¬ 
nungszeiträume vor Urlaubsantritt zu Grunde 
legen. Der Durchschnittsverdienst wird dadurch 
ermittelt, daß der Gesamtbruttoverdienst des 
Gefolgschaftsmitgliedes während der letzten 
viel Monate oder der ihnen entsprechenden 
Lohnabrechnungszeiträume durch 100 geteilt 
wird. Zahlungen im Krankheitsfalle, Grati¬ 
fikationen, Jahresabschlußzuwendungen und 
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dergleichen bleiben bei der Ermittlung des 
Gesamtbruttoverdienstes außer Ansatz. Krank¬ 
heitstage des Gefolgschaftsmitgliedes und Ar¬ 
beitstage, für die das Gefolgschaftsmitglied in¬ 
folge Freistellung von der Arbeit, Arbeitsunter¬ 
brechung oder aus einem sonstigen Grunde keinen 
Lohn erhalten hat, werden von der Teilungs¬ 
zahl 100 abgezogen, nicht dagegen pflichtwidrig 
versäumte Arbeitstage. 

( 3 ) Wird der Urlaub vor Ablauf einer vier- 
monatigen Tätigkeit im Betriebe gegeben, so 
kann der Gesamtbruttoverdienst der vollen Be¬ 
schäftigungsmonate und eine entsprechend ver¬ 
minderte Teilungszahl der Berechnung zu Grunde 
gelegt werden. 

( 4 ) Wird der Urlaub in mehreren Abschnitten 
genommen, so kann die für den ersten Abschnitt 
erfolgte Berechnung der Urlaubsvergütung für 
jeden Urlaubstag auch der Berechnung der Ur¬ 
laubsvergütung für die übrigen Abschnitte zu 
Grunde gelegt werden. 

Berlin, den 2. September 1944. 


§8 

Ausnahmen 

Der Generalbevollmächtigte für den Arbeits¬ 
einsatz kann im Verwaltungswege in begrün¬ 
deten Fällen Ausnahmen zulassen oder eine ab¬ 
weichende Regelung treffen. 

§9 

Schlußbestimmungen 

( 1 ) Diese Anordnung tritt mit dem Beginn 
des Lohnabrechnungszeitraums in Kraft, der dein 
30. September 1944 folgt. Der Generalbevoll¬ 
mächtigte für den Arbeitseinsatz bestimmt den 
Tag ihres Außerkrafttretens. 

( 2 ) Soweit Bestimmungen oder Vereinbarungen 

mit dieser Anordnung nicht in Einklang stehen, 
finden sie für die Geltungsdauer dieser Anord¬ 
nung keine Anwendung. 


Der Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz 

S a u c k e 1 


Verordnung über die Wiedereinführung der Normalzeit im Winter 1944/45. 

Vom 4. September 1944, 

verordnet mit Gesetzeskraft: 


Der Ministerrat für die Reichsverteidigung 

§1 

( 1 ) Die durch § l der Verordnung über die 
Einführung derSommerzeit vom23. Januar 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 232) bestimmte Zeitrech¬ 
nung endet am 2. Oktober 1944 vormittags um 
3 Uhr. Zu diesem Zeitpunkt werden die öffent¬ 
lichen Uhren um eine Stunde, d. h von 3 Uhr 
auf 2 Uhr, zurückgestellt, 

( 2 ) Von der am 2. Oktober 1944 doppelt er¬ 
scheinenden Stunde von 2 bis 3 Uhr vormittags 
wird die erste Stunde als 2 A, 2 A 1 Minute usw. 
bis 2 A 59 Minuten, die zweite als 2 B, 2 B 1 Mi¬ 
nute usw. bis 2B 59 Minuten, bezeichnet. 

Berlin, den 4. September 1944. 


§2 

Am 2. April 1945 vormittags 2 Uhr beginnt 
wieder die Zeitrechnung gemäß § 1 der Verord¬ 
nung über die Einführung der Sommerzeit vom 
23. Januar 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 232). Zu 
diesem Zeitpunkt werden die öffentlichen Uhren 
um eine Stunde, d. h. von 2 Uhr auf 3 Uhr, vor¬ 
gestellt, g ^ 

( 1 ) Diese Verordnung gilt auch in den einge¬ 
gliederten Ostgebieten, im Protektorat Böhmen 
und Mähren und im Generalgouvernement. 

( 2 ) Der Reichsminister des Innern erläßt die 
zur Durchführung dieser Verordnung erforder¬ 
lichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 


Der Vorsitzende 

des Ministerrats für die Reichs Verteidigung 

G ö r i n g 

Reichsmarschail 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 

In Vertretung 
Dr. Stuc-kari 

Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 

1 lerausgegeben vom lteiehsministerium des Innern — Verlag: Reichsverlagsamt— Druck: Reichsdrackerci 
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Verordnung des Führers 

zur Ergänzung des Treudienst-Ehrenzeichens, der Polizei-Dienstauszeichnung 
und des Feuerwehr-Ehrenzeichens. 

Vom 12. August 1944. 

§ 1 

(1) Als Anerkennung für 50jährige Tätigkeit im öffentlichen Dienste stifte ich zum Treudienst- 
Ehrenzeichen ein Eichenlaub. Das Eichenlaub wird in Gold mit der Zahl 50 am Bande der 1. Stufe 
getragen. 

( 2 ) Als Anerkennung für 40jährige Dienstzeit als Polizeivollzugsbeamter stifte ich zur Polizei- 
Dienstauszeichnung ein Eichenlaub. Das Eichenlaub wird in Gold mit der Zahl 40 am Bande der 
1. Stufe unter dem eingewebten Hoheitszeichen getragen. 

( 3 ) Als Anerkennung für 40jährige Dienstzeit im Dienste anerkannter Berufsfeuerwehren (Feuer¬ 
schutzpolizei) oder freiwilliger Feuerwehren stifte ich zum Feuerwehr-Ehrenzeichen 2. Stufe ein 
Eichenlaub. Das Eichenlaub wird in Gold mit der Zahl 40 am Bande der 2. Stufe getragen. 

§2 

Für die Verleihung des Eichenlaubs gelten jeweils die Bestimmungen der die betreffende Aus¬ 
zeichnung regelnden Verordnung und Durchführungsverordnung vom 30. Januar 1938 (Reichs- 
gesetzbl.I S.48 und 49 — Treudienst-Ehrenzeichen—, S.55 und 56 — Polizei-Dienstauszeichnung — 
und S. 77 und 78 — Feuerwehr-Ehrenzeichen). Angerechnet wird jedoch abweichend von diesen 
Bestimmungen nur die tatsächlich im öffentlichen Dienst (polizeilichen Vollzuffsdienst. Feuerwehr¬ 
dienst) zurückgelegte Zeit. 

Führer-Hauptquartier, den 12. August 1944. 

Der Führer 

Adolf Hitler 

E)er R e i e hsminister des Inne r 11 
H. Himmler 

Der Staat sminister und Chef der Präsidia 1 kanzlei 

Dr. M.e i s s n e r 


Rciebseesetzb! 1044 I 
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Achte Verordnung 

über die Gewährleistung für den Dienst von Schuldverschreibungen 
der Konversionskasse für deutsche Auslandsschulden. 

Vom 30. Juni 1944. 


Der Ministerrat für die Reichsverteidigung verordnet mit Gesetzeskraft: 


Die Bestimmungen des Gesetzes über die Ge¬ 
währleistung für den Dienst von Schuldverschrei¬ 
bungen der Konversionskasse für deutsche Aus¬ 
landsschulden vom 26. Februar 1935 (Reichsge- 
setzbl. I S. 286) erstrecken sich auf die Schuld¬ 


verschreibungen, welche die Konversionskasse 
für deutsche Auslandsschulden für Beträge aus¬ 
gibt, die auf Fälligkeiten aus der Zeit vom 
1. Januar 1944 bis zum 31. Dezember 1944 bei 
ihr eingehen. 


Berlin, den 30. Juni 1944. 


Der Vorsitzende 

des Ministerrats für die Reichs Verteidigung 

G ö r i n g 

Reichsmarschall 


Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 


Verordnung zur Änderung der Ersten Verordnung 
zurDurchf ührung derVerordnung über eine Sondergerichtsbarkeit in Strafsachen f ürAngehörige der ff 
und für die Angehörigen der Polizeiverbände bei besonderem Einsatz. 

Vom 20. August 1944. 


Auf Grund des § 7 der Verordnung über eine 
Sondergerichtsbarkeit in Strafsachen für Ange¬ 
hörige der ff und für die Angehörigen der 
Polizeiverbände bei besonderem Einsatz vom 
17. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2107) 
wird im Einvernehmen mit den Reichsministein 
der Justiz und der Finanzen folgendes verordnet: 

Artikel V § 19 der Ersten Verordnung zur 
Durchführung der Verordnung über eine Sonder¬ 
gerichtsbarkeit in Strafsachen für Angehörige 
der ff und für die Angehörigen der Polizei¬ 
verbände bei besonderem Einsatz vom 1. No¬ 
vember 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2293) erhält 
folgende Fassung: 


>'§19 

Die für die Angehörigen der Wehrmacht 
und für Amtshandlungen in militärischen 
Gebäuden geltenden Sonderbestimmungen der 
allgemeinen Strafrechtspflege sowie des bür¬ 
gerlichen Rechts und der bürgerlichen Rechts¬ 
pflege einschließlich der freiwilligen Gerichts¬ 
barkeit finden auf die der ff- und Polizei¬ 
gerichtsbarkeit unterliegenden Angehörigen 
der ff und Polizei und auf Diensthandlungen 
in deren Dienstgebäuden entsprechende An¬ 
wendung.« 


Berlin, den 20. August 1944 


Der Reichsführer ff 

zugleich als Reichsminister des Innern 
H. Himmler 


Nr. 43 — Tag der Ausgabe: 19. September 1944 


201 


Durchführungsverordnung zur Dreizehnten Verordnung zum Reichsbürgergesetz. 

Vom 1. September 1944. 


Auf Grund des § 3 der Dreizehnten Verord¬ 
nung zum Reichsbürger-gesetz vom 1. Juli 1943 
(Reichsgesetzbl. I S.372) wird im Einvernehmen 
mit dem Reichsminister der Justiz, dem Reichs¬ 
minister der Finanzen, dem Reichswirtschafts¬ 
minister und dem Reichsminister des Auswärti¬ 
gen verordnet: 

§1 

Die Dreizehnte Verordnung zum Reichsbür¬ 
gergesetz gilt nicht für Juden ausländischer 
Staatsangehörigkeit. 

§2 

(l) Strafbare Handlungen im Sinne des § 1 
der Dreizehnten Verordnung zum Reichsbürger- 

Berlin, den 1. September 1944. 


gesetz sind auch Steuervergehen, Monopolver¬ 
gehen und Devisenvergehen. 

( 2 ) Die Polizei kann davon absehen, Steuer¬ 
vergehen, Monopol vergehen und Devisenvergehen 
selbst zu ahnden. In diesem Fall werden sie 
durch die Finanzbehörden nach den allgemeinen 
Bestimmungen geahndet. 

§3 

Die Bestimmungen der §§ 5, 7, 8 Abs. 2 und 
des § 9 der Elften Verordnung zum Reichsbür¬ 
gergesetz vom 25. November 1941 (Reichsge¬ 
setzbl. I S. 722) finden auf den Vermögensver¬ 
fall gemäß § 2 der Dreizehnten Verordnung zum 
Reichsbürgergesetz Anwendung. 


Der Reichsminister des Innern 
H. Himmler 


Verordnung über die Verstärkung der Verkehrsleitung in der Binnenschiffahrt. 

Vom 13. September 1944. 


Von der Binnenschiffahrt werden erhöhte 
Leistungen verlangt. Nur durch eine straffe Zu¬ 
sammenfassung aller Kräfte können sie erfüllt 
werden. Der Krieg erfordert den Verzicht auf 
alle Einzelinteressen. Allein eine Zusammen¬ 
arbeit aller am Binnenschiffsverkehr Beteiligten 
unter einheitlicher Leitung kann die Schwierig¬ 
keiten, die sich der Abwicklung des Verkehrs 
entgegenstellen, überwinden. Die vorhandene 
Organisation gibt die Möglichkeit zu einer um¬ 
fassenden Neuregelung der Lenkung und Lei¬ 
tung des Verkehrs durch die Binnenschiffahrt 
selbst. Auf Grund der Verordnung, betreffend 
die Verkehrsleitung in der Binnenschiffahrt, 
vom 11. August 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1105) 
ordne ich an: 

1. Die Schiffahrtstellen sind Organe des 
Reichsverkehrsministers und erhalten von 
ihm unmittelbar Weisungen. Ihre Leiter 
werden vom Reichsverkehrsminister ein¬ 
gesetzt und abberufen. 

Berlin, den 13. September 1944. 


2. Die Schiffahrtstellen haben für ihren 
Bereich den gesamten Schiffsraum und die 
gesamte Schleppkraft zu erfassen und zum 
zweckmäßigsten Einsatz im Interesse des 
Gesamtverkehrs zu bringen. 

3. Die Schiffahrtstellen haben für den zweck¬ 
mäßigsten Einsatz des fahrenden Personals 
der Schiffahrt Sorge zu tragen. 

4. Die Schiffahrtstellen haben die für die 
Beschleunigung des Umschlags notwen¬ 
digen verkeilrlichen Maßnahmen zu treffen. 

5. Den Schiffahrtstellen unterstehen Schiffs¬ 
leitstellen. Die Schiffahrtstellen bedienen 
sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben der 
Reedereien, der Schiffer-Betriebsverbände 
sowie der Hafen- und Umschlagsbetriebe. 

6. Jede Schiffahrtstelle hat eine für ihren 
Bereich geltende Ordnung nach den vom 
Reichsverkehrsminister gegebenen Richt¬ 
linien aufzustellen, die vom Reichsver¬ 
kehrsminister zu genehmigen ist. 


Der Reichsverkehrs minister 
Dorpmüller 
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Steuervereinfaehungs -Verordnung 
Vom 14. September 1944 


Ich verordne auf Grund des Abschnitts I Ab¬ 
satz 2 des Erlasses des Führers über den tota¬ 
len Kriegseinsatz vom 25. Juli 1944 (Reichsge- 
setzbl.IS. 161) im Einvernehmen mit dem Reichs¬ 
minister und Chef der Reichskanzlei, dem Leiter 
der Partei-Kanzlei und dem Generalbevollmäch¬ 
tigten für die Reichsverwaltung: 

Abschnitt I 

Verzicht auf Steuererklärungen und 
Steuerveranlagungen 

§1 

Einkommensteuer 

(1) Natürliche Personen, die für das Kalender¬ 
jahr 1943 mit nicht mehr als 12 000 Reichsmark 
Einkommen zur Einkommensteuer veranlagt wor¬ 
den sind, schulden die Einkommensteuer, die 
nach Anrechnung der Steuerabzugsbeträge (Lohn¬ 
steuer und Kapitalertragsteuer) verbleibt, für 
die Kalenderjahre 1944 und 1945 grundsätzlich 
in der gleichen Höhe wie für das Kalenderjahr 
1943. Sie brauchen Einkommensteuererklärun¬ 
gen für die Kalenderjahre 1944 und 1945 grund¬ 
sätzlich nicht abzugeben. 

( 2 ) Die im Absatz 1 bezeichneten Personen 
haben die Einkommensteuer auch für die Kalen¬ 
derjahre 1944 und 1945 durch Vorauszahlungen 
zu entrichten. Diese betragen am 10. März, am 
10. Juni, am 10. September und am 10. Dezem¬ 
ber grundsätzlich ein Viertel der Einkommen¬ 
steuer, die sich nach Anrechnung der Steuer¬ 
abzugsbeträge bei der Einkommensteuerveran¬ 
lagung für das Kalenderjahr 1943 ergeben hat. 
Sie betragen bei den Personen, deren Einkünfte 
überwiegend solche aus Landwirtschaft sind, 
am 10. März und am 10. Juni je ein Viertel und 
am 10. Dezember die Hälfte der Einkommen¬ 
steuer, die sich nach Anrechnung der Steuerab¬ 
zugsbeträge bei der Einkommensteuerveranla¬ 
gung für das Kalenderjahr 1943 ergeben hat. 

( 3 ) Die Einkommensteuer für die Kalender¬ 
jahre 1944 und 1945 ist durch die im Absatz 2 
bezeichneten Vorauszahlungen grundsätzlich ab¬ 
gegolten. Eine Veranlagung wird grundsätzlich 
nicht vorgenommen. 

( 4 ) Haben sich die Verhältnisse des Steuer¬ 
pflichtigen im Kalenderjahr 1944 oder 1945 ver¬ 
ändert, so wird die Einkommensteuer insbe¬ 
sondere in den folgenden Fällen den veränder¬ 
ten Verhältnissen angepaßt: 

a) wen- 1 das Einkommen des Steuerpflichtigen 
um mehr als 15 vom Hundert größer oder 


um mehr als 10 vom Hundert kleiner ist 
als im Kalenderjahr 1943, 

b) wenn sich für den Steuerpflichtigen eine 
günstigere Steuergruppe als für das Ka¬ 
lenderjahr 1943 ergibt. 

§2 

Körperschaftsteuer 

( 1 ) Körperschaften, die für das Kalenderjahr 
1943 mit nicht mehr als 12 000 Reichsmark Ein¬ 
kommen zur Körperschaftsteuer veranlagt wor¬ 
den sind, schulden die Körperschaftsteuer, die 
nach Anrechnung der Kapitalertragsteuer ver¬ 
bleibt, für die Kalenderjahre 1944 und 1945 
grundsätzlich in der gleichen Höhe wie für das 
Kalenderjahr 1943. Sie brauchen Körperschaft¬ 
steuererklärungen für die Kalenderjahre 1944 
und 1945 grundsätzlich nicht abzugeben. 

( 2 ) Die im Absatz 1 bezeichneten Körperschaf¬ 
ten haben die Körperschaftsteuer auch für die 
Kalenderjahre 1944 und 1945 durch Voraus¬ 
zahlungen zu entrichten. Diese betragen am 
10. März, am 10. Juni, am 10. September und 
am 10. Dezember grundsätzlich ein Viertel der 
Körperschaftsteuer, die sich nach Anrechnung 
der Kapitalertragsteuer bei der Körperschaft¬ 
steuerveranlagung für das Kalenderjahr l943 
ergeben hat. Sie betragen bei den Körperschaf¬ 
ten, deren Einkünfte überwiegend solche aus 
Landwirtschaft sind, am 10. März undam 10. Juni 
je ein Viertel und am 10. Dezember die Hälfte 
der Körperschaftsteuer, die sich nach Anrech¬ 
nung der Kapitalertragsteuer bei der Körper¬ 
schaftsteuerveranlagung für das Kalenderjahr 
1943 ergeben hat. 

( 3 ) Die Körperschaftsteuer für die Kalender¬ 
jahre 1944 und 1945 ist durch die im Absatz 2 
bezeichneten Vorauszahlungen grundsätzlich ab¬ 
gegolten. Eine Veranlagung wird grundsätzlich 
nicht vorgenommen. 

( 4 ) Ist das Einkommen der Körperschaft im 
Kalenderjahr 1944 oder 1945 um mehr als 
15 vom Hundert größer oder um mehr als 
10 vom Hundert kleiner als im Kalenderjahr 
1943, wird die Körperschaftsteuer dem verän¬ 
derten Einkommen angepaßt. 

§3 

Gewerbesteuer 

( 1 ) Gewerbliche Unternehmer schulden die 
Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag und 
dem Gewerbekapital für die Kalenderjahre 1944 


203 


Nr.43 — Tag der Ausgabe: 19. September 1944 


und 1945 grundsätzlich in Höhe der Gewerbe¬ 
steuer nach dem einheitlichen Gewerbesteuer¬ 
meßbetrag für das Kalenderjahr 1943, wenn der 
gewerbliche Gewinn des Unternehmens im Ka¬ 
lenderjahr 1943 nicht mehr als 12 000 Reichs¬ 
mark betragen hat. Sie brauchen Gewerbe¬ 
steuererklärungen für die Kalenderjahre 1944 
und 1945 grundsätzlich nicht abzugeben. 

( 2 ) Die im Absatz 1 bezeichneten gewerblichen 
Unternehmer haben die Gewerbesteuer auch für 
die Kalenderjahre 1944 und 1945 durch Vor¬ 
auszahlungen zu entrichten. Diese betragen am 
10. Februar, am 10. Mai, am 10. August und am 
10. November: 

a) bei stehenden Gewerbebetrieben ein Drit¬ 
tel der Gewerbesteuer, die sich bei der Ge¬ 
werbesteuerveranlagung für 1943 für die 
Zeit vom 1. April bis 31. Dezember 1943 
ergeben hat, 

b) bei Wandergewerbebetrieben ein Viertel 
der Gewerbesteuer, die sich bei der Ge¬ 
werbesteuerveranlagung für 1943 ergeben 
hat. 

( 3 ) Die Gewerbesteuer für die Kalenderjahre 
1944 und 1945 ist durch die im Absatz 2 be¬ 
zeichneten Vorauszahlungen grundsätzlich ab¬ 
gegolten. Eine Veranlagung wird grundsätzlich 
nicht vorgenommen. 

( 4 ) Ist der Gewerbeertrag des Unternehmens 
im Kalenderjahr 1944 oder 1945 um mehr als 
15 vom Hundert größer oder um mehr als 10 
vom Hundert kleiner als im Kalenderjahr 1943. 
wird die Gewerbesteuer dem veränderten Ge¬ 
werbeertrag angepaßt. 

Abschnitt II 

Weitere Vereinfachungen bei der 
Einkommensteuer 

§4 

Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 

Die Einkünfte aus Vermietung und Verpach¬ 
tung sind, wenn der Steuerpflichtige für die 
Kalenderjahre 1944 und 1945 veranlagt wird, 
grundsätzlich mit dem gleichen Betrag wie bei 
der Veranlagung für das Kalenderjahr 1943 an¬ 
zusetzen. Voraussetzung dabei ist, daß eine Be¬ 
standsveränderung durch Erwerb oder Veräuße¬ 
rung nicht vorgekommen ist. 

§ 5 

Einreihung in die Steuergruppen 

( 1 ) Die Vorschriften im §32 Absatz 5 des Ein¬ 
kommensteuergesetzes erhalten die folgende 
Fassung: 


»( 5 ) St euer gruppe IV 

1. In die Steuergruppe IV fallen die Per¬ 
sonen, denen Kinderermäßigung zusteht 
(Ziffer 2) oder auf Antrag gewährt wird 
(Ziffer 3); 

2. Kinderermäßigung steht dem Steuerpflich¬ 
tigen für Kinder zu, die im Veranlagungs¬ 
zeitraum mindestens vier Monate das acht¬ 
zehnte Lebensjahr noch nicht vollendet 
hatten; 

3. Kinderermäßigung wird dem Steuerpflich¬ 
tigen auf Antrag gewährt: 

a) für Kinder des Steuerpflichtigen, die 
im Veranlagungszeitraum mindestens 
vier Monate das fünfundzwanzigste 
Lebensjahr noch nicht vollendet hatten 
und während dieser Zeit auf Kosten 
des Steuerpflichtigen unterhalten und 
für einen Beruf ausgebildet worden 
sind; 

b) für Kinder von Gefallenen, die andere 
Angehörige des Steuerpflichtigen im 
Sinn des §10 Ziffern3bis6 des Steuer¬ 
anpassungsgesetzes sind, wenn sie im 
Veranlagungszeitraum mindestens vier 
Monate das achtzehnte Lebensjahr noch 
nicht vollendet hatten und während 
dieser Zeit auf Kosten des Steuerpflich¬ 
tigen unterhalten und erzogen worden 
sind: 

c) für Kinder von Gefallenen, die andere 
Angehörige des Steuerpflichtigen im 
Sinn des §10Ziffern3 bis 6 desSteuer- 
anpassungsgesetzes sind, wenn sie im 
Veranlagungszeitraum mindestens vier 
Monate das fünfundzwanzigste Lebens¬ 
jahr noch nicht vollendet hatten und 
während dieser Zeit auf Kosten des 
Steuerpflichtigen unterhalten und für 
einen Beruf ausgebildet worden sind; 

4. Kinder im Sinn der Ziffern 2 und 3 sind: 

a) eheliche Kinder, 

b) eheliche Stiefkinder, 

c) für ehelich erklärte Kinder, 

d) Adoptivkinder, 

e) uneheliche Kinder (jedoch nur im Ver¬ 
hältnis zur leiblichen Mutter), 

f) Pflegekinder; 

5. Die Kinderermäßigung (die Steuerermäßi¬ 
gung gegenüber dem Steuerbetrag der 
Steuergruppe I oder II) für ein Pflege¬ 
kind darf bei Steuerpflichtigen, die ohne 
das Pflegekind in die Steuergruppe I 
oder II fallen würden, 720 Reichsmark 
für das Pflegekind nicht übersteigen. Sie 
darf auch die tatsächlichen Aufwendun¬ 
gen für das Pflegekind nicht übersteigen.« 
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( 2 ) Die Vorschriften im Absatz 1 gelten auch 
für die Gewährung der Kinderermäßigung beim 
Steuerabzug vom Arbeitslohn (Lohnsteuer). Für 
die Eintragung der Steuergruppe und der Zahl 
der Kinder und anderen Angehörigen bei der 
Ausschreibung der Lohnsteuerkarte sind die 
Verhältnisse zu Beginn des Zeitraums maß¬ 
gebend, für den die Lohnsteuerkarte ausgeschrie¬ 
ben wird. 

( 3 ) Die Vorschriften im §21 der Einkommen¬ 
steuer-Durchführungsverordnung über die Haus¬ 
haltszugehörigkeit werden aufgehoben. 


( 2 ) Unternehmer, für die bereits bisher ein 
Umsatzsteuer-Durchschnittsatz zugelassen war, 
behalten diesen Durchschnittsatz. 

§9 

Mindestbetrag der Vorauszahlungen 
auf die Umsatzsteuer 

Vorauszahlungen auf die Umsatzsteuer brau¬ 
chen nur für die Vierteljahre entrichtet zu wer¬ 
den, in denen sie mindestens 20 Reichsmark be¬ 
tragen. 

Abschnitt. 1V 


§6 

Haushaltsbesteuerung mit Bezug auf die Kinder 

§ 27 des Einkommensteuergesetzes erhält die 
folgende Fassung: 

»(l) Der Haushaltsvorstand und seine 
Kinder, für die ihm Kinderermäßigung § 32 
Absatz 5 Ziffer 2 gemäß zusteht, werden zu¬ 
sammen veranlagt, solange er und die Kin¬ 
der unbeschränkt steuerpflichtig sind. 

( 2 ) Bei der Zusammenveranlagung sind die 
Einkünfte des Haushaltsvorstands und der 
Kinder zusammenzurechnen. 

( 3 ) Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit 
(§ 2 Absatz 3 Ziffer 4), die Kinder auf Grund 
eines gegenwärtigen oder zukünftigen Ar¬ 
beitsverhältnisses aus einem dem Haushalts¬ 
vorstand fremden Betrieb beziehen, scheiden 
bei der Zusammenveranlagung aus.« 

§7 

Veranlagung von Lohn- und Gehaltsempfängern 

( 1 ) Im § 46 Absatz 1 Ziffer 1 des Einkommen¬ 
steuergesetzes wird die Grenze von 8 000 Reichs¬ 
mark auf 40 000 Reichsmark erhöht. 

( 2 ) Im §46 Absatz 1 Ziffer 2 des Einkommen¬ 
steuergesetzes wird die Grenze von 300 Reichs¬ 
mark auf 600 Reichsmark erhöht. 

Abschnitt HI 

Umsatzsteuer 

§8 

Durchschnittsatz 

( 1 ) Unternehmer, bei denen mehrere Steuer¬ 
sätze oder neben steuerpflichtigen Umsätzen 
steuerfreie Umsätze oder steuerbegünstigte Um¬ 
sätze verkommen, haben die Umsatzsteuer 
grundsätzlich nach dem Umsatzsteuer-Durch¬ 
schnittsatz zu entrichten, der sich bei der Ver¬ 
anlagung für das Kalenderjahr 1943 aus dem 
Verhältnis des Umsatzsteuerbetrags zum Betrag 
des Gesamtumsatzes ergibt. 


Einheitsbewertung, Vermögensteuer und 
Aufbringungsumlage 

§10 

Wegfall der Hauptfeststellung der Einheitswerte 
der gewerblichen Betriebe und der Hauptveranla¬ 
gung zur Vermögensteuer und zur Aufbringungs- 

umlage nach dem Stand vom 1. Januar 1945 

Die Hauptfeststellung der Einheitswerte für 
die gewerblichen Betriebe, die Hauptveranla¬ 
gung zur Vermögensteuer und die Hauptver¬ 
anlagung zur Aufbringungsumlage, die auf 
Grund der Verordnung vom 12. September 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 552) nach dem Stand vom 
1. Januar 1945 vorgenommen werden sollten, 
unterbleiben. Dei Zeitpunkt, auf den die nächste 
Hauptfeststellung und die nächste Hauptver¬ 
anlagung vorzunehmen sind, wird später be¬ 
stimmt werden 

§11 

Wertgrenzen bei der Fortschreibung 
der Einheitswerte 

Der Einheitswert wird abweichend vom § 22 
Absatz 1 Sätzen 1 bis 3 des Reichsbewertungs¬ 
gesetzes neu festgestellt (Wertfortschreibung), 
wenn sich der Wert geändert hat: 

1. bei einem Grundstück, einem Betriebs¬ 
grundstück, einem gewerblichen Betrieb 
oder bei einer Gewerbeberechtigung ent¬ 
weder um mehr als die Hälfte, mindestens 
aber um 10 000Reichsmark, oder um mehr 
als 1 000 000 Reichsmark, 

2. bei einem land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieb entweder um mehr als 30 vom 
Hundert, mindestens aber um 1000 Reichs¬ 
mark, oder um mehr als 1 000 000 Reichs¬ 
mark. 

§ 12 

Wertgrenzen bei der Neuveranlagung zur Vermögen¬ 
steuer und zur Aufbringungsumlage 

Neuveranlagungen zur Vermögensteuer und 
zur Aufbringungsumlage werden abweichend 
von § 13 Absatz 1 Ziffer 1 des Vermögensteuer- 
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gesetzes nur noch vorgenommen, wenn sich der 
Wert des Gesamtvermögens oder des Inlands¬ 
vermögens um mehr als die Hälfte oder um 
mehr als 1 000 000 Reichsmark geändert hat. 

§13 

Entrichtung der Vermögensteuer 

Steuerpflichtige haben die Vermögensteuer zu 
entrichten: 

a) wenn sie jährlich nicht mehr als 80 Reichs¬ 
mark beträgt, in einem Betrag am 10. No¬ 
vember, 

b) wenn sie jährlich mehr als 80 Reichsmark 
beträgt, je zur Hälfte am 10. Mai und am 
10 November. 

Abschnitt V 
Verkehrsteuern 

§14 

Kapitalverkehrsteuern, Wechselsteuer, 

Wertzuwachssteuer 

(t) Die Kapitalverkehrsteuern, die Wechsel¬ 
steuer und die Wertzuwachssteuer werden nicht 
mehr erhoben 

( 2 ) Die Erhebung der Kapitalverkehrsteuern, 
der Wechselsteuer und der Wertzuwachssteuer, 
die vor dem Inkrafttreten dieser Bestimmung 
entstanden sind, bleibt unberührt. 

§15 

Grunderwerbsteuer 

( 1 ) Das Reich erhebt an Stelle der Wertzu¬ 
wachssteuer einen Zuschlag zur Grunderwerb¬ 
steuer zugunsten der Steuergläubiger. Der Zu¬ 
schlag beträgt zwei vom Hundert des Betrags, 
von dem die Grunderwerbsteuer berechnet wird. 

( 2 ) Die Grunderwerbsteuer beträgt in den 
Fällen des §13 Absatz 2 des Grunderwerbsteuer¬ 
gesetzes, solange die Gesellschaftsteuer nicht 
erhoben wird, drei vom Hundert. 

( 3 ) Der Zuschlag für die Stadt- und Land¬ 
kreise zur Grunderwerbsteuer (§13 Absatz 3 
des Grunderwerbsteuergesetzes) beträgt in 
jedem Fall zwei vom Hundert. 

§16 

Beförderungsteuer 

( 1 ) Die Beförderungsteuer im Möbelfernver¬ 
kehr und im Werkfernverkehr wird nicht mehr 
erhoben. 

( 2 ) Die Erhebung der Beförderungsteuer, die 
vor dem Inkrafttreten dieser Bestimmung ent¬ 
standen ist, bleibt unberührt. 


• § 17 

Kraf tf ahrzeugsteuer 

Die K raftfahrzeugsteuer wird jeweils für die 
Dauer eines Jahres erhoben. 

Abschnitt VI 

Verfahren 

§18 

Pauschbesteuerung 

Das Finanzamt kann Besteuerungsgrundlagen 
im Pauschweg ermitteln und Steuern in Pausch¬ 
beträgen festsetzen. 

§19 

Rechtsmittel iin Besteuerungsverfahren 

( 1 ) Ein Einspruchsbescheid, den das Finanz¬ 
amt im Besteuerungsverfahren erläßt, ist end¬ 
gültig, wenn der Streitgegenstand keinen höheren 
Wert als fünfhundert Reichsmark hat. 

( 2 ) Über Rechtsmittel im Besteuerungsver¬ 
fahren, deren Streitgegenstand keinen höheren 
Wert als eintausend Reichsmark hat. kann die 
Rechtsmittelbehörde (der Oberfinanzpräsident 
oder das Finanzamt) nach freiem Ermessen ent¬ 
scheiden. Satz 1 findet keine Anwendung, wenn 
die angefochtene Entscheidung zu Ungunsten 
des Steuerpflichtigen geändert wird. 

( 3 ) Enthält ein Bescheid, den das Finanzamt 
im Besteuerungsverfahren erlassen hat, einen 
Fehler, kann der Fehler dadurch berichtigt 
werden, daß das Finanzamt den Bescheid ändert 
oder zurücknimmt. Der Oberfinanzpräsident 
kann, statt über ein Rechtsmittel im Besteue¬ 
rungsverfahren zu entscheiden, das Finanzamt 
anweisen, den angefochtenen Bescheid zurück¬ 
zunehmen oder zu ändern. 

§20 

Säumniszuschlag 

Der Säumniszuschlag wird von zwei vom 
Hundert auf fünf vom Hundert erhöht. 

Abschnitt VII 

Schlußvorschriften 

§21 

( 1 ) Es sind erstmalig anzuwenden: 

a) bei der Veranlagung für 1944 die Vor¬ 
schriften in den §§ 1 bis 4 und im § 7 
Absatz 2, 

b) bei der Veranlagung für 1945 die Vor¬ 
schriften im § 5 Absätze 1 und 3, im § 6, 
im § 7 Absatz 1 und im § 8, 
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c) beim Steuerabzug vjom Arbeitslohn die 
Vorschriften im § 5 Absatz 2 ab 1. Januar 
1945. 

( 2 ) Die Vorschriften in den §§11 und 12 
sind auf alle ”och nicht durchgeführten Wert¬ 
fortschreibungen und Neuveranlagungen anzu¬ 
wenden. Die Vorschriften im §2a der Durch- 
führungsveroi ’nung zum Reichsbewertungsge¬ 
setz und in den §§ 1 und 2 der Verordnung zur 
Einheitsbewertung, zur Vermögensbesteuerung, 

Berlin, 14. September 1944 


zur Erbschaftsteuer und zur Grunderwerbsteuer 
vom 4. April 1943 (Reichsgesefzbl. I S. 177) sind 
nicht mehr anzuwenden. 

( 3 ) Die Vorschriften in den §§ 9 und 10 und 
in den §§ 13 bis 20 treten am Tag nach der Ver¬ 
kündung dieser Verordnung in Kraft. 

( 4 ) Die Vorschriften dieser Verordnung gel¬ 
ten, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, 
während der weiteren Dauer des Krieges. 


Der Reichsminister der Finanzen 

Graf Schwerin von Krosigk 


Verordnung 

über Reichsarbeitsdienstführer auf Kriegsdauer und Ernennung von Führeranwärtern 

bei RAD.-Flakbatterien. 

Vom 15. September 1944. 


Auf Grund des § 25 des Reichsarbeitsdienst¬ 
gesetzes in der Fassung vom 9. September 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 1747) und des § 10 der Ver¬ 
ordnung zur Fortführung des Reichsarbeits¬ 
dienstes für die männliche Jugend während des 
Krieges vom 20. Dezember 1939 (Reichsgesetzbl. 
I S. 2465) wird verordnet: 

§1 

Angehörige des Reichsarbeitsdienstes können 
als »Reichsarbeitsdienstführer auf Kriegsdauer 
(a. K.)« eingestellt werden, wenn sie sich für 
die Dauer des gegenwärtigen Krieges zur Dienst¬ 
leistung im Reichsarbeitsdienst verpflichten. 
Eine Weiterverpflichtung bis zu einer Gesamt¬ 
dienstzeit von 12 Jahren ist zulässig. Die Reichs¬ 
arbeitsdienstführer auf Kriegsdauer haben die 
rechtliche Stellung der planmäßig im Außen- 

Berlin, den 15. September 1944. 


dienst tätigen Reichsarbeitsdienstführer, soweit 
nichts Besonderes bestimmt wird. Sie erhalten 
Besoldung nach der ersten Dienstaltersstufe' 
ihrer Besoldungsgruppe; ein Aufstieg nach 
Dienstaltersstufen findet zunächst nicht statt. 
Fürsorge und Versorgung wird nach den Vor¬ 
schriften über Beschädigtenfürsorge und -Ver¬ 
sorgung des Reichsarbeitsdienstversorgungs- 
gesetzes-M gewährt. 

§2 

Angehörige des Reichsarbeitsdienstes, die bei 
den Flakbatterien des Reichsarbeitsdienstes 
Dienst tun, können abweichend von der Vor¬ 
schrift des § 11 Abs. 2 des Reichsarbeitsdienst¬ 
gesetzes schon während ihrer Reichsarbeits¬ 
dienstzeit zu planmäßigen Reichsarbeitsdienst¬ 
führern ernannt werden. 


Der Reichsarbeitsführer 
H i e r 1 
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Erlaß des Führers über den Kriegseinsatz der Bauverwaltungen. 

Vom 24. August 1944. 


I. 


( 1 ) Der Reichsminister für Rüstung und Kriegsproduktion und Chef der Organisation Todt leitet 
den Kriegseinsatz der Bau Verwaltungen. Ich ermächtige ihn, allen staatlichen und kommunalen 
Bauverwaltungen des Großdeutschen Reichs und der angegliederten Gebiete zu diesem Zweck 
Weisungen zu erteilen. Er kann über die Dienstkräfte und Einrichtungen der Bauverwaltungen 
nach seinem Ermessen verfügen. 

( 2 ) Die organisatorische Gliederung der Bauverwaltungen bleibt durch diesen Kriegseinsatz 
unberührt. 


II. 


Die Bestimmungen unter I. gelten sinngemäß auch gegenüber den Körperschaften des öffentlichen 
Rechts, soweit sie eigene Bauverwaltungen unterhalten. 


rn. 

Der Reichsminister für Rüstung und Kriegsproduktion und Chef der Organisation Todt erläßt im 
Einvernehmen mit dem Generalbevollmächtigten für die Reichsverwaltung die zur Durchführuin- 
und Ergänzung dieses Erlasses erforderlichen Rechts- und Venvaltungsvorschr if teil. 

IV. 

Dieser Erlaß tritt mit der Beendigung des Krieges außer Kraft. 

I'ührer-Hauptquartier, den 24. August 1944. 

Der Führer 

A d o 1 f H i 11 e r 

D e r R eich s m i niste r u n d C h e f d e r R e i c li s k a n z 1 e i 

Dr. L a in m e r s 
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Verordnung zur Änderung des Versicherungsteuergesetzes. 
Vom 31. August 1944. 


Der Ministerrat für die Reichsverteidigung verordnet mit Gesetzeskraft: 


Artikel 1 

Änderung des Versicherungsteuergesetzes 

Das Versicherungsteuergesetz vom 9. Juli 
1937 (Reichsgesetzbl. I S. 793) wird wie folgt 
geändert: 

1. Im § 4 

a) erhält die Ziffer 2 die folgende Fassung: 

>• 2. fii r eine Lebensversicherung und die 
anderen im § 6 Absatz 1 Ziffer 1 be¬ 
zeichnten Versicherungen, wenn 

a) die Versicherungssumme 500 
Reichsmark nicht übersteigt oder 

b) die versicherte Jahresrente 

60 Reichsmark nicht übersteigt. 
Die Ausnahme von der Besteuerung 
gilt nicht, wenn ungewiß ist, ob 
die Freigrenzen überschritten wer¬ 
den oder nicht;«, 

b) erhält die Ziffer 7 die folgende Fassung: 

»7. für eine Versicherung von Vieh aus 
kleinen Viehhaltungen, wenn die 
Versicherungssumme 3000 Reichs¬ 
mark nicht übersteigt;«, 

c) wird die folgende Ziffer 8 hinzugefügt: 

»8. für eine Versicherung von Vieh 
bei einem kleinen Viehversiche¬ 
rungsverein.«. 

2. Im § 5 

a) wird dem Absatz 2 der folgende Satz 2 
hinzugefügt: 

»Hat der Versicherer die Steuer in das 
Versicherungsentgelt nicht eingerechnet, 
aber in den Geschäftsbüchern das Ver¬ 
sicherungsentgelt und die Steuer in 
einer Summe gebucht, so darf er die Steuer 
von dem Gesamtbetrag dieser Summen be¬ 
rechnen.«, 

b) erhält der Absatz 4 die folgende Fassung: 

»( 4 ) Pfennigbeträge von 5 Reichspfennig 
oder mehr sind auf 10 Reichspfennig nach 


oben, Pfennigbeträge von weniger als 
5 Reichspfennig auf 10Reichspfennig nach 
unten abzurunden.«. 

3. § 6 erhält die folgende Fassung: 

'•§ 0 

Steuersatz 

( 1 ) Die Steuer beträgt 

1. bei der Lebensversicherung (Kapital- 
und Rentenversicherung auf den To¬ 
des- oder Lebensfall), Kranken-, In- 
validitäts-, Alters-, Witwen-. Waisen-, 
Aussteuer-, Wehrdienst-. Sparversi¬ 
cherung und ähnlichen Versicherun¬ 
gen und bei einem Kapitalansamm¬ 
lungsvertrag 2 vom Hundert des Ver¬ 
siehe!' ungsentgelts, 

2. bei den anderen Versicherungen mit 
Ausnahme der im Absatz 2 bezeich- 
neten Versicherungen 5 vom Hundert 
des Versicherungsentgelts. 

( 2 ) Bei der Hagelversicherung und bei 
der im Betrieb der Landwirtschaft oder 
Gärtnerei genommenen Versicherung von 
Glasdeckungen über Bodenerzeugnissen 
gegen Hagelschäden beträgt die Steuer für 
jedes Versicherungsjahr O .20 Reichsmark 
für je 1000 Reichsmark der Versicherungs¬ 
summe oder einen Teil davon.« 

4 . § 7 wird gestrichen. 

Artikel 2 
Ermächtigung 

Der Reichsminister der Finanzen trifft die zur 
Durchführung und Überleitung erforderlichen 
Anordnungen im Verwaltungsweg. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1944 in 
Kraft. 


Berlin, den 31. August 1944. 

Der Vorsitzende 

d e s Minis t e r r a t s f ü r d i e R e i 0 li s v e r t e i d i g u n g 

G 5 r i n g 

Reichsmarsch all 


Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 
Di . Lämmers 


Nr. 44 —Tag der Ausgabe: 21. September 1944 
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Zweite Verordnung 

zur Durchführung der Verordnung über die Neuregelung der Rentenversicherung 

im Bergbau. 

Vom 9. September 1944. 


Auf Grund des § 17 Abs. 1 der Verordnung 
über die Neuregelung der Rentenversicherung 
im Bergbau vom 4. Oktober! 942(Reiehsgesetzbl. I 
S. 569) — nachstehend als Verordnung bezeich¬ 
net — wird im Einvernehmen mit dem Reichs¬ 
minister der Finanzen, dem Reichsminister des 
Innern und dem Reichswirtschaftsminister ver¬ 
ordnet : 

§1 

Bei der Anwendung des § 7 der Verordnung 
bleibt der Kinderzusclni!) bei der Rente außer 
Ansatz. 

§2 

Der § 2 Abs. 2 der Verordnung zur Durch¬ 
führung der Verordnung über die Neuregelung 
der Rentenversicherung im Bergbau vom 22. Fe¬ 
bruar 1943 (Reiehsgesetzbl. I >S. 109) erhält fol¬ 
gende Fassung: 

>'( 2 ) Als Endbetrag im Sinne des § 8 Abs. 2 
der Verordnung gilt in der Beitragsklasse IX 
der bisherigen knappschaftlichen Pensions¬ 
versicherung der Arbeiter der Betrag von 
275 Reichsmark monatlich, in der Beitrags¬ 
klasse X der Betrag von 300 Reichsmark mo¬ 
natlich.« 

§3 

In der knappschaftlichen Rentenversicherung 
kann bei der Berechnung des Steigerungsbetra¬ 
ges nach § 1 der Verordnung über die Gewäh¬ 
rung von Steigerungsbeträgen im jetzigen Kriege 
vom 8. Oktober 1941 (Reiehsgesetzbl. I S. 634) 
der Durchschnittsentgelt der Beitragsmonate zu 
Grunde gelegt werden, die im laufenden Kalen¬ 
derjahr vor der Einberufung zurückgelegt sind: 
hat der Versicherte nicht für den gesamten Ein¬ 
berufungsmonat Entgelt bezogen, so wird bei 
der Berechnung des Durchschnittsentgelts nur 
der Teil des Einberufungsmonats berücksich¬ 
tigt. für den er Entgelt bezogen hat. 

§4 

Für die Beitragserstattung nach § 13 der Ver¬ 
ordnung bestimmt die Satzung für die Versicher¬ 
ten in den Alpen- und Dönau-Reichsgauen. in 
den ehemaligen tschecho-slowakischen. dem 
Großdeutschen Reich eingeglicderten Gebieten 
und in den eingeglicderten Ostgebieten die Höhe 
der für die Zeit vom 1. Januar 1924 bis zum In¬ 
krafttreten des Rechtes der Reichsversicherung 
zu erstattenden Beträge. 

§5 

Die Vorschriften in der Reichsversicherung 
über die Wa»derversieherung in der Fassuno- 

CT CJ 


der Bekanntmachung vom 22, Februar 1943 
(Reiehsgesetzbl. I S. 111) gelten auch für Bei¬ 
tragszeiten vor dem 1. Januar 1943. 

§6 

Der § 1544d Abs. 2.3 der Reichsversicherungs¬ 
ordnung erhält folgende Fassung: 

>'( 2 ) Sind die Leistungsvoraussetzungen der 
knappschaftlichen Rentenversicherung und 
zugleich die der anderen Rentenversicherung 
erfüllt, so werden 

die Steigerungsbeträge der Knappschafts¬ 
rente um die Hälfte, 

die Steigerungsbeträge der Knappschafts¬ 
vollrente um ein Drittel. 

höchstens jedoch um den Grundbetrag der 
anderen Rentenversicherung (§ 1268 Abs. 2. 
§ 1544 c der Reichs versicherungsordnung, § 36 
Abs. 2 des Angestellten Versicherungsgesetzes), 
gekürzt. Die Waisenrente wird nur aus der 
knappschaftlichen Rentenversicherung ge¬ 
währt. 

(3) Die Vorschriften über die Mindesthöhe 
des Steigerungsbetrages der Rentenversiche¬ 
rung der Arbeiter (§ 1269 der Reichsversiche¬ 
rungsordnung) und über den Mindestbetrag 
der Rente aus der knappschaftlichen Renten¬ 
versicherung finden keine Anwendung. Ist die 
Gesamtleistung, einschließlich einer etwaigen 
Rente aus der Unfallversicherung, geringer 
als der Mindestbef rag der Rente aus der knapp¬ 
schaftlichen Rentenversicherung, so erhöht 
sich die knappschaftliche Rente um den Unter- 
schiedsbetrag.« 


Ist in den lallen der Y\ anderversicherung 
eine Leistung neu festzustellen und würde die 
danach auszuzahlende Leistung geringer sein 
als die bisher gezahlte Einzellers tung oder Ge¬ 
samtleistung, so wird die neue Leistung in Höhe 
der bisherigen Leistung zu Lasten der bisher be¬ 
teiligten Versicherungsträger festgestellt. 

§8 

Die in den ehemaligen tschecho-slowakischen 
dem Großdeutschen Reich eingegliederten Ge¬ 
bieten und die in den eingegliederten Ostgebie¬ 
ten von der knappschaftlichen Pensionsversiche- 
rung übernommenen und bis zum 31. Dezember 
1942 festgestellten Waisenrenten werden um jäh r- 
lich 66 Reichsmark erhöht. Die Erhöhung wird 
nicht gewährt, soweit die Renten einschließlich 
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der Erhöhung den Betrag von jährlich 192 Reichs¬ 
mark übersteigen würden. 

§9 

Ist eine Leistung vor dem 1. Januar 1943 
rechtskräftig abgelehnt worden, so kann nicht 
wegen desselben Versicherungsfalles eine Fest¬ 
stellung der Leistung nach neuem Recht bean¬ 
sprucht werden. 


§ io 

(1) Der § 3 der Verordnung tritt mit Wirkung 
vom 26. August 1939, der §8 am 1. Juli 1944. 
die übrigen Vorschriften treten mit TV irkung 
vom 1. Januar 1943 in Kraft. 

( 2 ) Bei der Anwendung des § 1544 d Abs. 2. 3 
der Reichsversicherungsordnung in der Fassung 
des § 6 gilt § 7 entsprechend. 


Berlin, den 9. September 1944. 


Der Reichsarbeitsminister 
Franz S e1d t e 


Verordnung über die Einführung jugendwohlfahrtsrechtlicher Bestimmungen 
in den eingegliederten Ostgebieten. 

Vom 15. September 1944. 


Auf Grund des § 8 des Erlasses des Führers 
über Gliederung und Verwaltung der Ost¬ 
gebiete vom 8. Oktober 1939 (Reiehsgesetzbl. I 
S. 2042) wird verordnet: 

§ 1 

Die Verordnung über Jugendwohlfahrt im 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig vom 
24. Dezember 1939 (Reiehsgesetzbl. I S. 2478) 
gilt auch in den eingegliederten Ostgebieten. 
Soweit ihre Vorschriften nicht unmittelbar an¬ 
gewandt werden können, sind sie sinngemäß 
anzuwenden. 


§2 

Die Vorschriften der im g 1 genannten Ver¬ 
ordnung finden auf Schutzangehörige und 
Staatenlose polnischen Volkstums nur Anwen¬ 
dung, soweit besondere Rechtsvorschriften oder 
Verwaltungsanordnungen im Sinne des § 11 der 
Ersten Verordnung über die Schutzangehörig¬ 
keit des Deutschen Reichs vom 25. April 1943 
(Reiehsgesetzbl. I S. 271) dies bestimmen. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1944 
in Kraft. 


Berlin, den 15. September 1944. 

Der Reichs mini ster des Inn« r n 

fn Vertretung 

Dr. L. Conti 
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rischen Vertrag über die Regelung der Fürsorge für alleinstehende Frauen. 


Zweiter Erlaß 

Uber die weiteren Aufgaben des Beauftragten für den Vierjahresplan. 

Vom 20. September 1944. 

Die dem Reichsmarschall des Großdeutschen Reiches Göring mit der Verordnung vom 
18. Oktober 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 887) und mit dem Erlaß über die weiteren Aufgaben des 
Beauftragten für den Vierjahresplan vom 18. Oktober 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1395) gegebenen 
Aufträge und Vollmachten verlängere ich bis zur Beendigung des Krieges. 

Führer-Hauptquartier, den 20. September 1944. 

Der Führer 

Adolf Hitler 

Der Reichs minister und Chef der Reichskanzlei 

Dr. Lammers 


Verordnung zur Änderung des Gesetzes über das Kreditwesen, 
Vom 18. September 1944. 

Der Ministerrat für die Reichsverteidigung verordnet mit Gesetzeskraft: 


§1 

Das Reichsaufsichtsamt für das Kreditwesen 
wird aufgelöst. Seine Befugnisse gehen auf den 
Reichswirtschaftsminister über, soweit nicht in 
den nachfolgenden Vorschriften etwas anderes 
bestimmt ist. 

§2 

(l) Das Reichsbankdirektorium ist zuständig: 


1. für die Anordnungen nach § 8 Abs. 2 des 
Gesetzes über das Kreditwesen vom 
25. September 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1955) — im folgenden »Gesetz« ge¬ 
nannt —: 

2. für die Benachrichtigungen nach § 9 Abs. 2 
des Gesetzes: 
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3. im Einvernehmen mit dem Reichswirt- 
schaftsminister für die Festsetzung einer 
abweichenden Grenze bei ungedeckten 
Krediten nach § 13 des Gesetzes; 

4. für Ausnahmebewilligungen nach § 19 des 
Gesetzes; 

5. für die Befreiung von der Einreichung 
von Bilanzen und Monatsausweisen nach 
§ 21 des Gesetzes; 

6 . im Einvernehmen mit dem Reichswirt¬ 
schaftsminister für die Änderung der 
Regelung über die Rückzahlung von 
Spareinlagen nach § 23 des Gesetzes; 

7. im Einvernehmen mit dem Reichswirt- 
schaftsminister für die Erteilung der Er¬ 
laubnis zur Neuschaffung von Einrichtun¬ 
gen, die dem unbaren Zahlungsverkehr 
dienen, nach § 29 Abs. 1 des Gesetzes; 

8. ebenso wie der Reichs wirtschaftsminister 
für die Ausübung der Befugnisse nach 
§ 32 Buchst, a des Gesetzes; 

9. für die Ausübung der Befugnisse nach § 32 
Buchst, d des Gesetzes; 

10. für die Überwachung der nach § 33 Abs. 1 
des Gesetzes vorgeschriebenen Depotprü¬ 
fungen; 

11. im Einvernehmen mit dem Reichswirt- 
schaftsminister für Ausnahmebewilligun¬ 
gen nach § 52 des Gesetzes; 

12. für die Überwachung der Liquidation von 
Kreditinstituten; es kann zu diesem Zweck 
gegenüber dem Liquidator grundsätzliche 
Anordnungen treffen. 

( 2 ) Dem Reichsbankdirektorium sind die An¬ 
zeigen nach den §§ 8, 9, 12 und 14 des Gesetzes 
zu erstatten. 

§3 

§ 30 Abs. 3 des Gesetzes erhält folgende Fas¬ 
sung: 

»( 3 ) Das Reichsbankdirektorium überwacht 
die Einhaltung der Vorschriften des Gesetzes 
sowie der auf Grund des Gesetzes aufgestell¬ 
ten Grundsätze und Bedingungen. Es wird 
dem Reichswirtschaftsminister Mitteilung von 
Beobachtungen und Feststellungen grund¬ 
sätzlicher Art oder besonderer Bedeutung 
machen und auf Verlangen die dem Reichs¬ 
wirtschaftsminister erforderlich erscheinen¬ 
den sachlichen Aufklärungen und Unterlagen 
zur Verfügung stellen sowie gutachtliche 


Äußerungen erstatten. Der Reichswirtschafts¬ 
minister wird seinerseits dem Reichsbank¬ 
direktorium Kenntnis von Beobachtungen 
geben, die grundsätzlicher Art sind oder be¬ 
sondere Bedeutung besitzen.« 

§4 

In den §§ 35, 37 und 39 treten an Stelle des 
Reichsaufsichtsamts sowohl der Reichswirt- 
schaftsminister als auch das Reichsbankdirek¬ 
torium. Im § 42 ist das Wort »Reichsaufsichts¬ 
amt« durch die Worte »von dem Reichsbank¬ 
direktorium« zu ersetzen. 

§5 

Das Reichsbankdirektorium erläßt im Ein¬ 
vernehmen mit dem Reichswirtschaftsminister 
die Vorschriften und Anordnungen nach § 28 
Abs. 1 und 3 und § 29 Abs. 2 des Gesetzes. 

§6 

Im § 11 Abs. 1 und 5, § 12 Abs. 1, § 15 Abs. 1 
und § 26 des Gesetzes ist das Wort »Benehmen« 
durch das Wort »Einvernehmen« zu ersetzen. 

§7 

§ 40 des Gesetzes erhält folgende Fassung: 
»§ 40 

Die dem Reichsbankdirektorium durch 
die Durchführung des Gesetzes entstehenden 
Kosten und Auslagen sind von den Kredit¬ 
instituten zu ersetzen.« 

§8 

§ 43 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes erhält folgende 
Fassung: 

»( 1 ) Der Reichswirtschaftsminister kann die 
Befolgung der Verfügungen, die er oder das 
Reichsbankdirektorium innerhalb ihrer ge¬ 
setzlichen Befugnisse treffen, durch Zwangs¬ 
mittel (Erzwingungsstrafen in Geld und un¬ 
mittelbarer Zwang) durchsetzen.« 

§9 

§ 47 erhält unter Buchst, a folgende Fassung: 
»a) gegenüber dem Reichswirtschaftsminister, 
dem Reichsbankdirektorium oder Organen 
und Personen, deren sich der Reichswirt¬ 
schaftsminister oder das Reichsbankdirek¬ 
torium zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten 
bedienen, falsche Angaben macht;«. 
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Nr. 45 — Tag der Ausgabe: 

§10 

Es werden gestrichen: §20 Abs. 5, im §30 
Abs. 2 die Worte »sowie im Benehmen mit dem 
Reichsaufsichtsamt«, §31 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 
und 3, die §§ 34. 38, 41, 43 Abs. 2 Sätze 2 und 3 
und Abs. 3, § 44 Abs. 1 letzter Satz und Abs. 2, 

§ 45 Abs. 2 Satz 2 und die §§ 51 und 56 Abs. 2 
des Gesetzes. 

§11 

Der Reichswirtschaftsminister kann der 
Reichsgruppe Banken die Überwachung der 
Einhaltung der allgemeinverbindlichen Mehr¬ 
heitsbeschlüsse der Spitzenverbände der Kredit¬ 
institute über den Wettbewerb (§36 des Geset¬ 
zes) übertragen. Die Reichsgruppe Banken hat 
dem Reichswirtschaftsminister und dem Reichs¬ 
bankdirektorium Mitteilung von allen wesent¬ 
lichen Feststellungen zu machen, die sie bei der 
Überwachung trifft. 

§12 

Über die bei Inkrafttreten dieser Verordnung 
beim Reichswirtschaftsminister anhängigen Be¬ 
schwerden entscheidet der Reichswirtschafts¬ 
minister. 

§13 

(l) Wo in Gesetzen, Verordnungen und son¬ 
stigen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften 

Berlin, den 18. September 1944. 


2 6. September 1944 

die Bezeichnung Reichsaufsichtsamt für das 
Kreditwesen oder Reichskommissar für das 
Kreditwesen gebraucht wird, tritt nach Maßgabe 
der Bestimmungen dieser Verordnung der 
Reichswirtschaftsminister oder das Reichs¬ 
bankdirektorium. Im Zweifelsfall entscheidet 
der Reichswirtschaftsminister im Einvernehmen 
mit dem Reichsbankdirektorium. 

( 2 ) Der Reichswirtschaftsminister wird er¬ 
mächtigt, den Wortlaut des Gesetzes über das 
Kreditwesen und der Durchführungsvorschrif¬ 
ten zu diesem Gesetz neu bekanntzugeben. Er 
kann im Einvernehmen mit dem Reichsminister 
der Finanzen und dem Reichsbankdirektorium 
zur Klärung von Zweifelsfragen auch Vor¬ 
schriften ändern oder ergänzen. 

( 3 ) Die Bekanntmachungen des Aufsichtsamts 
für das Kreditwesen, des Reichskommissars für 
das Kreditwesen und des Reichsaufsichtsamts 
für das Kreditwesen bleiben als Bekannt¬ 
machungen des Reichswirtschaftsministers be¬ 
stehen. 

§14 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
I. Oktober 1944 in Kraft. 


Der Vorsitzende 

des Ministerrats für die Reichs Verteidigung 

Göring 

Reichsmarschall 

Der Generalbevollmächtigte für die Wirtschaft 
Walther Funk 

Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 


Verordnung zur Beschleunigung des Schiffsumlaufs in der Binnenschiffahrt. 

Vom 20. September 1944. 


Auf Grund des § 4 Abs. 2 der Verordnung 
über weitere Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Flandelsrechts während des Krieges vom 4. Ok¬ 
tober 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1337) und des 
§ 6 der Verordnung zur Bekämpfung von Not¬ 
ständen im Verkehr vom 19. September 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 1851) wird folgendes ver¬ 
ordnet : 


Artikel 1 

§ 3 der V erordnung zur vorübergehenden Än¬ 
derung einiger Vorschriften des Frachtrechts 
der Binnenschiffahrt vom 17. Mai 1943 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 311) erhält folgende Fassung: 

»§ 3 

Sonntage und allgemeine Feiertage werden 
in die Ladezeit eingerechnet; dies gilt nicht 
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für den Neujahrstag, den Ostersonntag, den 
Pfingstsonntag und den ersten Weihnachts¬ 
tag.« 

Artikel 2 

(1) Wird die Verladung innerhalb der Lade¬ 
zeit durch Fliegeralarm verhindert, so verlän¬ 
gert sich die Ladezeit um die Hälfte der Dauer 
der Verhinderung. Bei der Berechnung der Dauer 
der einzelnen Verhinderungen und der sich hier¬ 
aus ergebenden Verlängerung der Ladezeit wer¬ 
den Bruchteile einer Stunde nicht berücksichtigt. 
Die Verlängerung der Ladezeit wird von dem 
Zeitpunkt ab gerechnet, an dem die Ladezeit ohne 
die Verhinderung enden würde. 

( 2 ) Dem Fliegeralarm steht während der Dun¬ 
kelheit öffentliche Luftwarnung gleich. 

( 3 ) Die Vorschriften der Abs. 1, 2 gelten für 
die Berechnung der Löschzeit sinngemäß. 

( 4 ) Die höheren Verwaltungsbehörden können 
im Verwaltungswege abweichende Bestimmun¬ 
gen treffen. 

Artikel 3 

(x) Ist Absender oder Empfänger ein Spedi¬ 
teur, so darf dieser nur vier Fünftel des Liege¬ 
geldes seinem Auftraggeber weiter berechnen, 
soweit nicht die Überschreitung der Ladezeit 
oder der Löschzeit ausschließlich auf dem Ver¬ 
halten des Auftraggebers beruht. 

( 2 ) Überträgt der Absender oder der Empfän¬ 
ger die Verladung oder die Löschung einem ge¬ 
werblichen Unternehmer, so kann er von diesem 
die Erstattung eines Fünftels des Liegegeldes 
verlangen, soweit nicht die Überschreitung der 

Berlin, den 20. September 1944. 


Ladezeit oder der Löschzeit ausschließlich auf 
seinem eigenen Verhalten beruht. 

( 3 ) Abweichende Vereinbarungen zugunsten 
des Spediteurs (Abs. 1) oder des Unternehmers 
(Abs. 2) sind unzulässig. Die Vorschriften über 
die Haftung für Verschulden werden durch 
Abs. 1, 2 nicht berührt. 

Artikel 4 

( 1 ) Wird die Ladezeit um mehr als drei Tage 
überschritten, so hat der Absender neben dem 
Liegegeld einen Zuschlag an die Reichskasse zu 
entrichten, und zwar 

für den 4. bis 7. Tag der Überschreitung in 
gleicher Höhe wie das Liegegeld, 

für den 8. bis 10. Tag der Überschreitung in 
Höhe des doppelten Betrags des Liegegeldes, 

vom 11. Tage der Überschreitung ab in Höhe 
des dreifachen Betrags des Liegegeldes. 

( 2 ) Die Vorschrift des Abs. 1 gilt im Falle der 
Überschreitung der Löschzeit entsprechend. 

( 3 ) Die Zuschläge werden von der Wasser¬ 
straßendirektion erhoben und können von dieser 

im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens bei¬ 
getrieben werden. Die V^asserstraßendirektion 
kann die Zuschläge ganz oder zum Teil erlassen 
oder bereits entrichtete Zuschläge erstatten, 
wenn die Erhebung der Zuschläge zu besondeien 
Härten führen würde. 

( 4 ) Für die Zuschläge gilt Artikel 3 ent¬ 
sprechend. 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1944 
in Kraft. 


Der Reichsminister der Justiz 
Dr. T h i e r a c k 

Der Reicksverkehrsminister 
Dorpmüller 
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Achte Ausführungsverordnung 

zur Verordnung über den Schutz der Waffenabzeichen der Wehrmacht. 

Vom 7. September 1944. 

Auf Grund von § 4 der Verordnung über den Schutz der Waffenabzeichen der Wehrmacht vom 
3. Mai 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 277) bestimme ich: 

Die Ausführungsverordnung vom 31. Juli 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 501) in der Fassung der 
Siebenten Ausführungsverordnung vom 6. Juli 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 171) wird wie folgt 
ergänzt: 

Unter I. ist bei Buchst, c hinter Nr. 11 hinzuzufügen: 

»12. Ehrentafel-Spange«. 

Unter I. ist bei Buchst, d hinter Nr. 6 hinzuzufügen: 

»7. Ehrenblatt-Spange«. 

Unter II. ist bei Buchst, b vor »Fallschirmschützenabzeichen des Heeres« zu setzen: »1.« und 
hinter Nr. 1. hinzuzufügen: 

» 2. Ballonbeobachterabzeichen «. 

Führer-Hauptquartier, den 7. September 1944. 

Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 

Keitel 

Verordnung über Kriegsmaßnahmen auf dem Gebiete des Veterinärwesens. 

Vom 18. September 1944. 

Der Ministerrat für die Reichsverteidigung verordnet mit Gesetzeskraft: 

§1 §2 

Der Reichsminister des Innern wird für die Zur Erfüllung der im § 1 genannten Aufgabe 
Dauer des Krieges beauftragt, den personellen kann der Reichsminister des Innern nach An- 
und materiellen Einsatz auf dem Gebiete des hören der beteiligten Behörden für die Dauer 
zivilen Veterinärwesens einheitlich durchzu- des Krieges über den Einsatz aller zivilen tier¬ 
führen. ärztlichen Kräfte und deren Hilfskräfte im 
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Reichsgebiet verfügen. Er kann ferner für die 
Dauer des Krieges öffentliche und private 
Veterinärinstitute Zusammenlegen oder stillegen 
oder deren Aufgaben ganz oder teilweise auf 
andere Institute übertragen. 

§3 

Der Reichsminister des Innern erläßt die zur 


Durchführung und Ergänzung dieser Verord¬ 
nung erforderlichen Rechts- und Verwaltungs¬ 
vorschriften. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Ver¬ 
kündung in Kraft. Sie gilt auch in den einge¬ 
gliederten Ostgebieten. 


Berlin, den 18. September 1944. 

Der Vorsitzende 

des Ministerrats für die Reichsverteidigung 

G ö r i n g 
Reichsmarschall 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichs Verwaltung 


In Vertretung 
Dr. Stuckart 


Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 

Dr. Lammers 


Verordnung zur Vereinfachung des Eisenbahnbuchrechts. 
Vom 20. September 1944. 


Auf Grund des Gesetzes über die Wiederver¬ 
einigung Österreichs mit dem Deutschen Reich 
vom 13. März 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 237), 
des Erlasses des Führers über die Verwaltung 
der sudetendeutschen Gebiete vom 1. Oktober 

1938 (Reichsgesetzbl. IS. 1331), des Erlasses des 
Führers über das Protektorat Böhmen und Mäh¬ 
ren vom 16. März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 485) 
und des Erlasses des Führers über Gliederung 
und Verwaltung der Ostgebiete vom 8. Oktober 

1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2042) wird folgendes 
verordnet: 

Erster Abschnitt 

Sonderbestimmungen für die Verbücherung 
von Eisenbahnanlagen 
§1 

Die Überschrift des Abschnitts II C des Lie¬ 
genschaftsteilungsgesetzes vom 19. Dezember 
1929 (BGBl. Nr. 3/1930) erhält folgende Fas¬ 
sung: 

»C. Sonderbestimmungen für die 
Verbücherung von Straßen-, Weg-, 
Eisenbahn- und Wasserbauanlagen.« 


§2 

§ 15 des Liegenschaftsteilungsgesetzes erhält 
folgende Fassung: 

»§ 15. Die folgenden Bestimmungen sind an¬ 
zuwenden : 

1. auf Grundstücke, die 

a) zur Herstellung, Umlegung oder Er¬ 
weiterung und Erhaltung einer öf¬ 
fentlichen St raßen-, Weg- oder Eisen¬ 
bahnanlage oder 

b) für eine im öffentlichen Interesse er¬ 
richtete Anlage behufs Leitung. Be¬ 
nützung oder Abwehr eines Gewäs¬ 
sers (zum Beispiel Bewässerungs-, 
Entwässerungs-, Wasserleitungsan¬ 
lage, Schutz- oder Regulierungsbau. 
Wildbachverbauung), einschließlich 
der hierzu erforderlichen besonderen 
Werkanlagen (zum Beispiel Trieb- 
und Stauwerke), 

verwendet worden sind, 
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2. auf Teile eines bei der Herstellung einer 
solchen Anlage aufgelassenen Straßen¬ 
körpers, Weges oder Eisenbahngrund¬ 
stückes oder eines frei gewordenen 
Wasserbettes, 

3. auf Grundstücksreste, die durch eine 
solche Anlage von den Stammgrund¬ 
stücken abgeschnitten worden sind.« 

§3 

§ 16 des Liegenschaftsteilungsgesetzes erhält 
folgende Fassung: 

«>§ 16. Die Vermessungsbehörde hat auf dem 
Anmeldungsbogen zu bestätigen, daß es sich 
um eine öffentliche Straßen-, Weg- oder 
Eisenbahnanlage oder uni eine im öffentlichen 
Interesse errichtete Wasserbauanlage handelt.« 

§4 

In den §§ 17 und 18 des Liegenschaftstei- 
lungsgesetzes tritt an Stelle des Betrages von 
300 S der Betrag von 500 MM- 

§5 

Im § 22 des Liegenschaftsteilungsgesetzes sind 
die Worte mnd für Anlagen in Städten, in 
denen ein Gerichtshof erster Instanz das Grund¬ 
buch führt, dieser Gerichtshof« sowie Abs. 2 zu 
streichen. 

§6 

Nach § 22 des Liegenschaftsteilungsgesetzes 
ist folgender § 22a einzurücken: 

»§22a. Der Reichsminister der Justiz kann 
im Verwaltungswege bestimmen, daß die Vor¬ 
schriften der §§ 15 bis 22 des Liegenschafts¬ 
teilungsgesetzes auch bei anderen im öffent¬ 
lichen Interesse errichteten Anlagen anwend¬ 
bar sind.« 

§7 

Die §§ 15 bis 22 a des Liegenschaftsteilungs¬ 
gesetzes sind im Geltungsbereich des österrei¬ 
chischen allgemeinen Grundbuchsgesetzes mit 
Ausnahme des Protektorats Böhmen und Mäh¬ 
ren auch dort anzuwenden, wo sie bisher nicht 
gegolten haben. Soweit in diesen Bestimmungen 
auf Vorschriften verwiesen ist, die in einem 
Teil dieses Gebietes nicht gelten, sind die in 
diesem Teil geltenden entsprechenden Vorschrif¬ 
ten anzuwenden. 

§8 

Die Bestimmungen der §§ 15 bis 22 a des Lie¬ 
genschaftsteilungsgesetzes sind auf bereits an¬ 
hängige Fälle der Verbücherung von Straßen-, 
Weg-. Eisenbahn- und Wasserbauanlagen anzu¬ 
wenden. 


Zweiter Abschnitt 

Wiederherstellung des Wiener Eisenbahnbuches 

§9 

Soweit das beim Brand des Wiener Justiz¬ 
palastes vernichtete Eisenbahnbuch noch nicht 
wiederhergestellt ist, ist es von Amts wegen 
wiederherzustellen. Für das Verfahren gelten 
die Vorschriften des § 10. Entgegenstehende 
frühere Vorschriften treten außer Kraft. 

§10 

(1) Ist eine vorläufige Einlage noch nicht er¬ 
richtet, so sind das Titelblatt und das Eigen¬ 
tumsblatt nach dem vom Reichsverkehrsminister 
vorgeschlagenen Wortlaut abzufassen. 

( 2 ) Die zuständige Reichsbahndirektion über¬ 
mittelt dem Eisenbahnbuchgericht den Entwurf 
des Bahnbestandblattes und des Lastenblattes. 
Das Eisenbahnbuchgericht nimmt nach den 
Grundsätzen des Verfahrens außer Streitsachen 
die etwa erforderlichen Ermittlungen — gege¬ 
benenfalls im Wege der Rechtshilfe — vor und 
verfaßt danach die Eisenbahnbucheinlage. Das 
Lastenblatt I. Abteilung bleibt bei reichseigenen 
Linien von Eintragungen frei. Das Eisenbahn¬ 
buchgericht kann in einem Edikt die Beteiligten 
auffordern, binnen einer bestimmten Frist ihre 
Rechte anzumelden. Es macht den Tag, von 
dem ab die wiederhergestellte Einlage oder der 
Teil einer Einlage als Eisenbahnbuch zu behan¬ 
deln ist, in geeigneter Weise bekannt. 

§ 11 

Der Reichsminister der Justiz kann die Be¬ 
stimmungen der §§ 9 und 10 auf die Wieder¬ 
herstellung anderer vernichteter oder abhanden¬ 
gekommener Eisenbahnbücher ausdehnen. 

Dritter Abschnitt 

Löschung von Eintragungen im Lastenblatt 
I. Abteilung bei reichseigenen Eisenbahnen 

§12 

Wenn eine in den Alpen- und Donau-Reichs- 
gauen oder in den sudetendeutschen Gebieten 
oder in den ehemals österreichischen Teilen der 
eingegliederten Ostgebiete gelegene Eisenbahn 
in das Eigentum des Großdeutschen Reichs 
(Reichseisenbahnvermögen) übergeht, sind die 
im Lastenblatt I. Abteilung des Eisenbahnbuches 
eingetragenen Pfandrechte oder Vorbehalte sol¬ 
cher von Amts wegen zu löschen. Das Pfand¬ 
recht erlischt hierdurch. Das gleiche gilt für 
derartige Rechte und Vorbehalte in Eisenbahn¬ 
bucheinlagen solcher Eisenbahnen, die sich be¬ 
reits im Eigentum des Großdeutschen Reichs 
(Reichseisenbahnvermögen) befinden. 
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§13 

Der Zustellung der Löschungsbeschlüsse an 
die eingetragenen Hypothekargläubiger oder an 
die für diese bestellten Kuratoren bedarf es 
nicht. 

§14 

(l) § 12 findet auch dann Anwendung, wenn 
das zu löschende Pfandrecht als Simultanpfand¬ 
recht auch in einer Eisenbahnbucheinlage im 
Protektorat Böhmen und Mähren als Nebenein¬ 
lage einverleibt ist. Vom Vollzug der Löschung 
hat das Gericht der Haupteinlage die zuständige 
Reichsbahndirektion zu verständigen. Die nach 
dem Grundbuchsgesetz sonst vorgeschriebenen 
Verständigungen entfallen. 


( 2 ) Ist die Eisenbahnbucheinlage im Protek¬ 
torat Böhmen und Mähren Haupteinlage, so hat 
das Gericht der Nebeneinlage das Pfandrecht 
bei dieser zu löschen und das Gericht der Haupt¬ 
einlage um Ersichtlichmachung der Löschung 
sowie um Löschung der Anmerkung der Simul¬ 
tanhaftung zu ersuchen. 

§15 

Der Bestand der Forderung wird durch die 
Löschung nicht berührt. 

§ 16 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1944 in 
Kraft. 


Berlin, den 20. September 1944. 

Der Reichsminister der Justiz 
Dr. T h i e r a c k 


Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung 
Dr. Stuckart 


Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Wohnraumlenkung. 
Vom 21. September 1944. 


Auf Grund des § 1 der Verordnung über die 
Vermietung freiwerdender Wohnungen vom 
5. Oktober 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 573) in 
Verbindung mit dem Dritten Erlaß über den 
deutschen Wohnungsbau vom 23. Oktober 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 623) ordne ich im Einver¬ 
nehmen mit dem Leiter der Partei-Kanzlei an: 

§1 

Der § 13 Abs. 1 der Verordnung zur Wohn¬ 
raumlenkung vom 27. Februar 1943 (Reichsge¬ 
setzbl. I S. 127) ist künftig in folgender Fassung 
anzuwenden: 


»( 1 ) Wer Wohnraum entgegen den Vor¬ 
schriften dieser Verordnung oder der darauf¬ 
hin erlassenen Anordnungen an einen anderen 
überläßt oder in Benutzung nimmt oder be¬ 
nutzt, kann von der Gemeinde zur Zahlung 
eines Geldbetrages bis zur Höhe von 10 000 
Reichsmark herangezogen werden.« 

§2 

Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver¬ 
kündung in Kraft. 


Berlin, den 21. September 1944. 


Der Reichswohnungskommissar 

In Vertretung 

Schmeer 
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Vierte Verordnung zur Ausführung und Ergänzung des Personenstandsgesetzes. 

Vom 27. September 1944. 


Auf Grund der §§ 42 und 70 des Personen¬ 
standsgesetzes vom 3. November 1937 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 1146) wird verordnet: 

Artikel I 

Änderung des Personenstandsgesetzes 

Das Personenstandsgesetz vom 3. November 
1937 (Reichsgesetzbl. I S. 1146) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 3 erhält folgende Fassung: 

,§3 

(t) Vor der Eheschließung erläßt der Stan¬ 
desbeamte das Aufgebot. Es wird eine Woche 
lang öffentlich ausgehängt. Der Standes¬ 
beamte kann die Aufgebotsfrist kürzen oder 
auf Antrag der Verlobten Befreiung vom 
Aufgebot bewilligen. 

( 2 ) Jeder, der ein Ehehindernis kennt, ist 
verpflichtet, es dem Standesbeamten mitzu¬ 
teilen.« 

2. § 5 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

»( 1 ) Der Standesbeamte darf das Aufgebot 
nur erlassen oder Befreiung vom Aufgebot 
nur bewilligen, wenn er ein Ehehindernis 
nicht für gegeben hält.« 

3. § 13 Nr. 2 fällt fort. 

4. §41 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

»( 1 ) Ist ein deutscher Staatsangehöriger im 
Ausland geboren oder gestorben oder hat er 
im Ausland geheiratet, so kann in besonderen 
Fällen der Standesfall auf Anordnung des 
Reichsministers des Innern oder der von ihm 
bestimmten Stelle bei dem Standesamt I in 
Berlin oder bei einem anderen vom Reichs¬ 
minister des Innern hierfür bestimmten Stan¬ 
desamt beurkundet werden.« 

5. § 46 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

»( 2 ) Der Standesbeamte kann eine Eintra¬ 
gung im Geburtenbuch oder Sterbebuch auch 
auf Grund eigener Ermittlungen ergänzen 
oder berichtigen, wenn die Anzeige unrichtig 
oder unvollständig ist und der vollständige 
oder richtige Sachverhalt durch öffentliche 
Urkunden nachgewiesen wird; die Urkunden 
sind in der Berichtigung zu bezeichnen. Ist 
die Anzeige eines Sterbefalls unvollständig 
und der vollständige Sachverhalt nicht durch 
öffentliche Urkunden nachzuweisen, so kann 
der Standesbeamte auf Grund eigener Er¬ 
mittlungen in das Sterbebuch eintragen: 

1. Ort und Tag der Geburt des Verstorbenen; 


2. Vor- und Familiennamen des Ehegatten 
oder den Vermerk, daß der Verstorbene 
nicht verheiratet war; 

3. Vor- und Familiennamen der Eltern des 
Verstorbenen sowie ihren Wohnort. 

In der Eintragung ist anzugeben, welcher Tei l 
auf den eigenen Ermittlungen des Standes¬ 
beamten beruht. Nach Abschluß der Eintra¬ 
gung ist die Ergänzung am Rande der Ein¬ 
tragung vorzunehmen.« 

6. Dem § 46 werden folgende Abs. 3 und 4 an¬ 
gefügt: 

»( 3 ) Der Standesbeamte kann in einer ab¬ 
geschlossenen Eintragung berichtigen: 

1. die Hinweise auf Eintragungen in anderen 
Personenstandsbüchern; 

2. im ersten Teil des Blattes im Familien¬ 
buch die Angaben über Beruf und Wohn¬ 
ort der Verlobten sowie die Angaben über 
Vor- und Familiennamen der Zeugen, 
ihren Beruf und Wohnort; 

3. im Geburtenbuch die Angaben über Beruf 
und Wohnort der Eltern sowie die An¬ 
gaben über Vor- und Familiennamen, Be¬ 
ruf und Wohnort des Anzeigenden; 

4. im Sterbebuch die Angaben über Beruf 
und Wohnort des Verstorbenen, über den 
Wohnort der Eltern des Verstorbenen so¬ 
wie die Angaben über Vor- und Familien¬ 
namen, Beruf und Wohnort des Anzei¬ 
genden. 

( 4 ) Der Standesbeamte kann in einer abge¬ 
schlossenen Eintragung mit Genehmigung der 
unteren Verwaltungsbehörde berichtigen: 

1. offenbare Schreibfehler; 

2. die Schreibweise solcher Vornamen, die er 
nicht selbst berichtigen kann.« 

7. Im § 11 Abs. 1 werden hinter Nr. 1, im § 14 
hinter Nr. 1 und im § 21 Abs. 1 hinter Nr. 1 
die Worte eingefügt: 

»soweit sie der jüdischen Religionsgemeinschaft 
angehören oder angehört haben«. 

8. Im § 37 Abs. 1 werden hinter Nr. 1 die Worte 
eingefügt: 

»soweit er der jüdischen Religionsgemein¬ 
schaft angehört oder angehört hat«. 

Artikel II 

Änderung der Ersten Verordnung zur Ausführung 
des Personenstandsgesetzes 

Die Erste Verordnung zur Ausführung des 
Personenstandsgesetzes vom 19.Mai 1938 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 533) wird wie folgt geändert: 
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1. § 10 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

»( 2 ) Wer vorsätzlich falsche oder unvoll¬ 
ständige Angaben macht, wird mit Geldstrafe 
bis zu 150 Reichsmark oder mit Haft bestraft; 
in besonders schweren Fällen, insbesondere 
wenn die Angaben für die rassische Einord¬ 
nung von Bedeutung sind, ist die Strafe Ge¬ 
fängnis.« 

2. § 12 erhält folgende Fassung: 

*§ 12 

( 1 ) Das religiöse Bekenntnis und der Wech¬ 
sel des religiösen Bekenntnisses werden in 
den Standesbüchern nur in den im Gesetz 
vorgeschriebenen Fällen eingetragen. 

( 2 ) Wird die gegenwärtige oder frühere Zu¬ 
gehörigkeit zur jüdischen Religionsgemein¬ 
schaft nachträglich-bekannt, so wird sie am 
Rande vermerkt. 

( 3 ) Der Eintritt in die jüdische Religions¬ 
gemeinschaft wird am Rande des Gebuits- 
eintrags und bei Verheirateten auch am Rande 
des Heiratseintrags vermerkt.« 

3. Im § 22 werden dem letzten Satz des Abs. 1 
und dem zweiten Satz des Abs. 7 folgende 
Worte angefügt: 

»soweit er der jüdischen Religionsgemein¬ 
schaft angehört oder angehört hat.« 

4. Im §22 werden dem Abs. 3 folgende Sätze 
angefügt: 

»Der Beschluß ist für jeden Beteiligten, der 
gegenüber dem Vormundschaftsgericht der 
Legitimation zugestimmt hat, unanfechtbar: 
eine Bekanntgabe des Beschlusses an ihn fin¬ 
det nur auf seinen Antrag statt. Haben alle, 
die nach Abs. 5 beschwerdeberechtigt sein 
würden, zugestimmt, so ist auszusprechen, 
daß der Beschluß rechtskräftig ist.« 

5. §23 erhält folgende Fassung: 

»§ 23 

( 1 ) Der Standesbeamte, der das Aufgebot 
erläßt, macht das Aufgebot in den Gemein¬ 
den bekannt, durch die seine Zuständigkeit 
begründet wird. 

( 2 ) Das Aufgebot enthält die Bekannt¬ 
machung, daß die Verlobten, deren Vor- und 
Familiennamen sowie Beruf und Wohnort 
anzugeben sind, die Absicht haben, die Ehe 
miteinander einzugehen, und die allgemeine 
Aufforderung, etwa bekannte Ehehindernisse 
dem Standesbeamten raitzuteilen. Wird die 
Aufgebotsfrist abgeändert, so ist auch anzu¬ 
geben, wieviel Tage die Frist beträgt. Wird 


das Aufgebot nicht am Eheschließungsort er¬ 
lassen, so soll auch dieser angegeben werden. 

( 3 ) Das Aufgebot wird für die Dauer der 
Aufgebotsfrist am Standesamt, Rat- oder Ge¬ 
meindehaus oder an der Stelle, die von der 
Gemeindebehörde für ihre Bekanntmachungen 
bestimmt worden ist, ausgehängt. Daß dies 
geschehen ist, muß der Beamte, der den Aus¬ 
hang bewirkt hat, bescheinigen. 

( 4 ) Für die Bekanntmachung des Aufgebots 
ist ein Vordruck zu benutzen, der als An¬ 
lage H dieser Verordnung beigefügt ist. Soll 
das Aufgebot für mehrere Verlobte gleichzei¬ 
tig erlassen werden, so kann an Stelle des 
Vordrucks Anlage H ein Verzeichnis der Ver¬ 
lobten benutzt werden, dem der Inhalt des 
Vordrucks Anlage H hinzugefügt ist.« 

6 . § 27 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

»( 2 ) Die Ehe kann ferner ohne Aufgebot ge¬ 
schlossen werden, wenn die Befreiung vom 
Aufgebot bewilligt ist. Die Befreiung bewil¬ 
ligt der Standesbeamte, der für das Aufgebot 
zuständig ist. Wird die Befreiung versagt, so 
ist die Beschwerde an die untere Verwal¬ 
tungsbehörde zulässig, die endgültig ent¬ 
scheidet.« 

7 . § 31 erhält folgende Fassung: 

»§ 31 

Die Abkürzung der Aufgebotsfrist bewil¬ 
ligt der Standesbeamte, der für das Aufgebot 
zuständig ist. § 27 Abs. 2 Satz 3 gilt ent¬ 
sprechend.« 

8. § 51 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

»Dies gilt nicht, wenn das Kind geboren ist, 
nachdem sich die Frau wieder verheiratet 
hatte.« 

9. Dem § 53 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

»( 3 ) Auf Antrag der Mutter kann die untere 
Verwaltungsbehörde im Einzelfall anordnen, 
daß die Mitteilung unterbleibt. Ergeht eine 
solche Anordnung, so werden die im § 43, 
§ 46 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 vorgeschriebenen 
Eintragungen nicht vorgenommen.« 

10. § 90 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

»Der Standesbeamte kann im zweiten Teile 
die Berichtigung von offenbaren Schreibfeh¬ 
lern und von solchen Unrichtigkeiten, die er 
im ersten Teile berichtigen darf, selbst vor¬ 
nehmen.« 
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11. Hinter § 102 wird folgender § 102 a einge¬ 
fügt: 

»§ 102 a 

(1) An Stelle einer Geburtsurkunde kann 
eine Geburtsbescheinigung verlangt werden. 

( 2 ) In die Geburtsbescheinigung werden 
nur aufgenommen: 

1. die Vornamen und der Familienname, 
den das Kind zur Zeit der Ausstellung 
der Bescheinigung führt; 

2. Ort und Tag der Geburt. 

(s) Für die Ausstellung der Geburtsbe¬ 
scheinigung ist der dieser Verordnung als 
Anlage beigefügte Vordruck E 3 zu be¬ 
nutzen.« 

12. § 107 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

»Die Beweiskraft der Eintragungen in einem 
solchen Familienstammbuch erstreckt sich, 
wenn sie mit Unterschrift und Dienstsiegel 
des Standesbeamten versehen sind, im Sinne 
der §§60 und 66 des Personenstandsge¬ 
setzes vom 3. November 1937 auch auf solche 
näheren Angaben über die Heirat, die Ge¬ 
burt oder den Tod, die sich aus dem inneren 
und äußeren Zusammenhang des ordnungs¬ 
gemäß geführten Familienstammbuches er¬ 
geben. « 

13. Im § 113 Abs. 1 Nr. 6 werden hinter dem 
Wort »Urkunde« die Worte eingefügt: 

»oder eine Geburtsbescheinigung«. 

Artikel III 

Änderung der Personenstandsverordnung 
der Wehrmacht 

Die Personenstandsverordnung der Wehr¬ 
macht vom 4. November 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 2163) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 17. Oktober 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 597) 
wird wie folgt geändert: 

1. Im § 13 Abs. 1 Satz 2 und § 21 c Abs. 2 wird die 
Geltungsdauer der Ferntrauungserklärung auf 
neun und, wenn die Erklärung erkennen läßt, 
daß sie außerhalb Europas abgegeben wor¬ 
den ist, auf achtzehn Monate festgesetzt. Dies 
gilt auch, wenn die Erklärung vor Erlaß die¬ 
ser Verordnung abgegeben worden ist. 

2. Hinter § 27 wird folgender § 27a eingefügt: 

»§ 27 a 

( 1 ) Ist der Sterbefall im Inland eingetre¬ 
ten, so kann die Anzeige auch von jeder Per¬ 
son erstattet werden, die bei dem Tode zu- ' 
gegen war oder von dem Sterbefall aus eige- j 
ner Wissenschaft unterrichtet ist. Der Standes¬ 


beamte darf die Entgegennahme der Anzeige 
ablehnen, wenn der Truppenteil des Ver¬ 
storbenen nicht glaubhaft angegeben werden 
kann: im übrigen gilt § 27 Abs. 2. 

( 2 ) Die Anzeige ist bei dem Standesbeam¬ 
ten zu erstatten, in dessen Bezirk der Tod 
eingetreten ist. Ihm liegt auch die Beurkun¬ 
dung des Sterbefalls ob. Er übersendet dem 
Truppenteil des Verstorbenen und der Wehr - 
maehtauskunftsstelle für Kriegerverluste und 
Kriegsgefangene eine Sterbeurkunde. 

(3) Ist der Sterbefall bereits beurkundet, so 
entfällt die Anzeigepflicht der Wehrmachtaus¬ 
kunftsstelle für Kriegerverluste und Kriegs¬ 
gefangene ; diese kann jedoch die frühere An¬ 
zeige berichtigen oder ergänzen.« 

Artikel IV 

Besondere Kriegsbestinimungen 

( 1 ) Die Reichsminister der Justiz und des In¬ 
nern können für die Beurkundung von Perso¬ 
nenstandsfällen bestimmter Art durch Erlaß an¬ 
ordnen, daß an Stelle des allgemeinen Standes¬ 
beamten ein besonderer Standesbeamter zustän¬ 
dig ist oder daß besondere Personenstandsbücher 
geführt werden. Sie können ferner zur Durch¬ 
führung dieser Anordnungen von den sonst maß¬ 
gebenden gesetzlichen Vorschriften abweichen 
oder sie ergänzen. Im übrigen erläßt der Reichs¬ 
minister des Innern die erforderlichen Durch¬ 
führungsbestimmungen. 

( 2 ) In abgeschlossenen Zweitbüchern und in 
Nebenregistern kann die Beischreibung dadurch 
ersetzt werden, daß eine Abschrift der Eintra¬ 
gung im Personenstandsbuch eingefügt wird. 

(3) Für die Dauer von zwei Jahren seit In¬ 
krafttreten der Verordnung gelten folgende Be¬ 
stimmungen : 

a) die Eröffnung, Fortführung und Berichti¬ 
gung des zweiten Teiles des Familien¬ 
buchblattes, 

die Eintragung von Hinweisen auf Eintra¬ 
gungen in Personenstandsbüchern und 
die Eintragung des im § 12 Nr. 1 des 
Personenstandsgesetzes vorgesehenen 
Randvermerks zum Heiratseintrag über 
den Jod oder die Todeserklärung eines 
Ehegatten. 

die Mitteilung von Personenstandsfällen 
zum Zwecke der Fortführung des zwei¬ 
ten Teiles des Familienbuchblattes und 
zum Zwecke der Eintragung von Rand¬ 
vermerken gemäß § 12 Nr. 1 des Per-- 
sonenstandsgesetzes und von Hinweisen 

werden zurückgestellt. 
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b) Für die Ausstellung einer Heiratsurkunde 
ist der Vordruck F 2 in allen Fällen zu 
benutzen, in denen die Eltern der Ehe¬ 
gatten in dem Heiratseintrag nicht ange¬ 
geben sind. 

c) Der Standesbeamte kann die Beglaubi¬ 
gung von Eintragungen in Familienstamm¬ 
büchern ablehnen. 

d) Der Reichsminister des Innern kann die 
Bestimmung des Geburtsortes, des Ge¬ 
burtstages, der Vornamen und des Fami¬ 
liennamens von Personen, deren Personen¬ 
stand nicht festgestellt werden kann, zu¬ 
rückstellen. 

Berlin, den 27. September 1944. 


e) Das Recht auf Einsicht in die Familien-, 
Geburten- und Sterbebücher, auf Durch¬ 
sicht dieser Bücher und Erteilung beglau¬ 
bigter Abschriften ruht. 

f) Die im Artikel I Nr. 6 Abs. 4 dieser Ver¬ 
ordnung aufgeführten Berichtigungen 
kann der Standesbeamte ohne Mitwirkung 
der unteren Verwaltungsbehörde vor¬ 
nehmen. 

Artikel V 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1944 in 
Kraft. 


Der Reichsminister der Justiz 
Dr. Thierack 


Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung 
Dr. Stuckart 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 


Anlage 

(Zu § 102 a der Ersten VO. zur Ausf. 
des Personenstandsgesetzes) 


Geburtsbescheinigung 


(Standesamt 


E 3 
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ist am 
in 


geboren. 

C> 
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Der Standesbeamte 
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Polizeiverordnung über das Betreten von Seeschiffen in deutschen Häfen. 

Vom 16. September 1944. 


Auf Grund der Verordnung über die Polizei¬ 
verordnungen der Reichsminister vom 14. Novem¬ 
ber 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1582) wird im Ein- 1 
vernehmen mit dem Reichskommissar für die 
Seeschiffahrt verordnet: 

§ 1 

(1) Schiffsfremden Personen ist das Betreten 
von Seeschiffen in deutschen Häfen verboten. 

( 2 ) Schiffsfremde Personen im Sinne von Abs. 1 
sind nicht der Reeder, seine Beauftragten und 
seine Agenten. 

§2 

Ausgenommen von dem Verbot des § 1 Abs. 1 
sind Personen, die 

a) zur Erfüllung eines amtlichen Auftrags, 
z. B. als Lotsen, Polizei- oder Zollbeamte, 

b) als Vertreter der Seeberufsgenossenschaft 
und der Klassifikationsgesellschaften, 

c) mit Zustimmung der Schiffsführung zur 
Arbeitsleistung, z. B. zur Beladung und 

Berlin, den 16. September 1944. 


Löschung, zu Reparatur- und Instand¬ 
setzungsarbeiten, oder 

d) mit Erlaubnis der zuständigen, die Hafen¬ 
überwachung ausübenden militärischen oder 
polizeilichen Dienststellen 
an Bord gehen. 

§3 

Fahrgäste haben das Schiff nach Erreichen 
ihres Reisezieles unverzüglich zu verlassen. 

§4 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften des 
§ 1 Abs. 1 und des § 3 werden, soweit nicht nach 
anderen Bestimmungen schwerere Strafe ver¬ 
wirkt ist, mit Geldstrafe bis zu 150 Reichsmark 
oder mit Haft bis zu sechs Wochen bestraft. 

§ 5 

Die Verordnung tritt mit dem Tage der Ver¬ 
kündung in Kraft. 


Der Reichs minister des Innern 

Im Auftrag 

Dr. Kaltenbrunner 


Reichsgesetzbl. 1944 I 


63 











224 


Reichsgesetzblatt, Jahrgang 1944, Teil I 


Verordnung zur Ergänzung der Reichsnotarordnung. 
Vom 27. September 1944. 


Auf Grund des § 91 der Reichsnotarordnung 
vom 13. Februar 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 191) 
wird verordnet: 

1. Ein Notarassessor kann bis auf weiteres 
zum Notar auch bestellt werden, ohne daß ihm 
ein bestimmter Amtssitz zugewiesen wird. Die 
Bestellung ist widerruflich. Sie ist nicht davon 
abhängig, daß der Notarassessor den Anwärter¬ 
dienst bereits abgeleistet hat. 

Berlin, den 27. September 1944. 


2. Der Notar ist — abgesehen von der Tätig¬ 
keit als Notarvertreter oder Notarverweser — 
zur Ausübung des Notaramts nur befugt, wenn 
er einem Notar mit bestimmtem Amtssitz über¬ 
wiesen ist, in dessen Namen er tätig wird. Ein 
Verstoß hiergegen ist ohne Einfluß auf die Gül¬ 
tigkeit der von dem Notar vorgenommenen Amts¬ 
handlungen. 

3. Die näheren Bestimmungen werden im Ver¬ 
waltungswege getroffen. 


Der Reichsminister der Justiz 

Dr. T h i e r a c k 


V erordnung 

zur Änderung der Verordnung zur Regelung der Getreidepreise im Wirtschaftsjahr 1944/45. 

Vom 27. September 1944. 


Auf Grund des Gesetzes zur Ordnung der 
Getreidewirtschaft vom 27. Juni 1934 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 527), der §§ 1 und 6 des Gesetzes 
zur Sicherung der Getreidepreise vom 26. Sep¬ 
tember 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 667) und des 
Gesetzes zur Durchführung des Vierjahresplans 
— Bestellung eines Reichskommissars für die 
Preisbildung — vom 29. Oktober 1936 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 927) wird mit Zustimmung des Be¬ 
auftragten für den Vierjahresplan verordnet: 

Berlin, den 27. September 1944. 


Der in der Beilage zur Verordnung zur 
Regelung der Getreidepreise im Wirtschaftsjahr 
1942/43 vom 5. Juli 1942 (Reichsgesetzbl. I 
S. 429) festgesetzte Sonderzuschlag zu den Er¬ 
zeugerfestpreisen für Roggen und für Weizen 
von 10 Reichsmark je Tonne, der nach Artikel 1 
der Verordnung zur Regelung der Getreidepreise 
im Wirtschaftsjahr 1944/45 vom 20. Juni 1944 
(Reichsgesetzbl. I S. 137) auch im Wirtschafts¬ 
jahr 1944/45 gültig ist, gilt bei Roggen und 
Weizen bis zum 31. Dezember 1944 einschließlich. 


Der Reichskommissar für die Preisbildung 

Fischböck 


Der Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft 

In Vertretung 


Riecke 


Herausgegeben vom Reichsministerium des Innern — Verlag: Reichsverlagsamt — Druck: Reichsdruckerei 
Das Reichsgesetzblatt erscheint in zwei gesonderten Teilen, Teil I und Teil II. 

Laufender Bezug nur durch die Post. Bezugspreis: halbjährlich für Teil I 5,40 J?.*, für Teil II 3,20 XM. Binzelbezug jeder (auch jeder älteren) 
Nummer vom Keichsverlagsamt, Berlin C 2, Breite Str. 37 (Fernsprecher: 5100 27 — Postscheckkonto: Berlin 96200); Einzelbezug von Nummern des 
laufenden und des vorangegangenen Jahrgangs auch von der Manz’schen Verlagsbuchhandlung in Wien I, Kohlmarkt 16. Preis für jeden angefangenen 
* achtseitigen Bogen 15 Jf// , ans abgelaulencn Jahrgängen 10 Xrf (ausschl. Postgebühr); bei größeren Bestellungen 10 bis 60 v. H. Preisnachlaß. 


Teil I 


1944 


Ausgegeben in Berlin am 3. Oktober 1944 


Nr. 48 


Tag l 11 h a 11 Seite 

20. 9. 44 Gesetz zur Änderung der Vorschriften gegen Landesverrat. 225 

21.9.44 Zehnte Änderungsverordnung zum Luftschutzrecht. 226 

22. 9. 44 Verordnung zur Vereinfachung des Eichwesens. 227 


Gesetz zur Änderung der Vorschriften gegen Landesverrat. 

Vom 20. September 1944. 

Die Reichsregierung hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird: 


Artikel I 

Das Reichsstrafgesetzbuch wird wie folgt ge¬ 
ändert und ergänzt: 

1. § 90 b Abs. 3, § 90e Abs. 2 und § 90 i Abs. 3 
erhalten folgende Fassung: 

»Die Tat wird nur auf Anordnung der 
Reichsregierung verfolgt.« 

2. §90c Abs. 1 und §90d Abs. 1 erhalten fol¬ 
genden zweiten Satz: 

»In besonders schweren Fällen ist die Strafe 
Zuchthaus.« 

3. Im § 90 e Abs. 1 werden die Worte »Gefängnis 
bis zu drei Jahren« durch das Wort »Ge¬ 
fängnis« ersetzt. 

4. § 90 f erhält folgenden Abs. 2: 

»In besonders schweren Fällen ist gegen 
einen Deutschen auf Todesstrafe zu erkennen.« 

5. Im §91 Abs. 2 lautet die Strafdrohung: 

».wird mit lebenslangem Zuchthaus 

oder mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren, 


in besonders schweren Fällen mit dem Tode 
bestraft.« 

6 . Im § 91b erhält Abs. 2 folgende Fassung: 

»Tn minder schweren Fällen ist auf Zucht¬ 
haus nicht unter zwei Jahren zu erkennen.« 

7. § 92 wird gestrichen. 

8 . § 92 b erhält folgende Fassung: 

»§ 92 b 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig einem von 
der Reichsregierung zur Sicherung der Lan¬ 
desverteidigung erlassenen Gebot oder Ver¬ 
bot zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis oder 
mit Geldstrafe bestraft.« 

Artikel II 

Die Vorschriften des Artikels I können auf 
Antrag der Strafverfolgungsbehörde auch auf 
Straftaten angewendet werden, die vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes begangen worden 
sind. 
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Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am siebenten Tage nach der Verkündung in Kraft. Es gilt auch in den 
eingegliederten Ostgebieten. 

Führer-Hauptquartier, den 20. September 1944. 

Der Führer 

Adolf Hitler 

Der Vorsitzende 

des Ministe rrats für die Reichs Verteidigung 

G ö r i n g 
Reichsmarschall 

Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 

Keitel 

Der Reichsminister der Justiz 
Dr. Thierack 

Der Reichs minister des Innern 

H. Himmler 

Der R.eichsminister und Chef der Reichskanzlei 

Dr. Lammers 


Zehnte Änderungsverordnung zum Luftschutzrecht, 

Vom 21. September 1944. 

Auf Grund des § 12 des Luftschutzgesetzes in der Fassung vom 31. August 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 506) und auf Grund des Erlasses des Führers über die Rechtsetzung auf dem Gebiete des Luft¬ 
schutzes während des Krieges vom 15. November 1940 (Reichsgesetzbl. 1 S. 1487) wird verordnet: 

Die Vierte Durchführungsverordnung zum Luftschutzgesetz (Vertriebsgenehmigung) in der 
Fassung vom 31. August 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 516) erhält folgende Neufassung: 


»Vierte Durchführungsverordnung zum Luftschutzgesetz 
(Vertriebsgenehmigung) 
in der Fassung vom 21. September 1944 


§1 

Vertriebsgenehmigung 
Der Vertrieb von Geräten und Mitteln für den 
Luftschutz (Luftschutzgegenständen) wird allge¬ 
mein genehmigt, soweit sich nicht aus § 2 dieser 
Verordnung etwas anderes ergibt. 

§2 

Herstellungs- und Prüf Vorschriften 
Soweit der Reichsminister der Luftfahrt, die 
Reichsanstalt der Luftwaffe für Luftschutz oder 
— im Einvernehmen mit dem Reichsminister der 
Luftfahrt — der Reichsminister für Rüstung 
und Kriegsproduktion oder die von ihm beauf¬ 
tragten Stellen Güte- und Prüfvorschriften oder 
sonstige Bestimmungen über die Herstellung von 
Luftschutzgegenständen erlassen, ist nur der 


Vertrieb solcher Luftschutzgegenstände zulässig, 
die den erlassenen Bestimmungen entsprechen. 
Vertrieb im Sinne dieser Vorschrift ist auch die 
kostenlose Abgabe und Verteilung. 

§3 

Untersagung der Werbung und des 
Vertriebs 

Die Reichsanstalt der Luftwaffe für Luftschutz 
kann die Werbung für Luftschutzgegenstände 
oder deren Vertrieb untersagen. 

§4 

Luftschutzgegenstände 

Luftschutzgegenstände sind diejenigen Ge¬ 
räte, Mittel, Einrichtungen und Verfahren, die 
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nach der Verkehrsanschauung ausschließlich 
oder vorwiegend für Luftschutzzwecke bestimmt 
sind. Über Zweifelsfälle entscheidet die Reichs¬ 
anstalt der Luftwaffe für Luftschutz. 

§5 

Straf Vorschriften 

(l) Bei Zuwiderhandlungen gegen die nach 
§ 2 erlassenen Bestimmungen oder gegen ein 
Verbot nach § 3 dieser Verordnung können die 

Berlin, den 21. September 1944. 


Gegenstände, auf die sich die Zuwiderhandlung 
bezieht, eingezogen werden, auch wenn sie dem 
Täter oder einem Teilnehmer nicht gehören. 

( 2 ) Kann keine bestimmte Person verfolgt oder 
verurteilt werden, so kann auf die Einziehung 
der Gegenstände selbständig erkannt werden. 

( 3 ) Die Benutzung von Gegenständen, deren 
Vertrieb nach dieser Verordnung nicht zulässig 
ist, für Luftschutzzwecke kann durch die im § 2 
genannten Stellen untersagt werden.« 


Der Reichs minister der L u f t. f a h r t 

In Vertretung 

Förster 


Verordnung zur Vereinfachung des Eichwesens. 
Vom 22. September 1944. 


Auf Grund des § 71 Abs. 2 des Maß- und Ge¬ 
wichtsgesetzes vom 13. Dezember 1935 (Reichs- 
gesetzbl. 1 S. 1499) in der Fassung der Verord¬ 
nung zur Änderung gewerberechtlicher Vor¬ 
schriften vom 9. Oktober 1941 (Reichsgesetzbl. I 
S. 635) wird im Einvernehmen mit den beteilig¬ 
ten Obersten Reichsbehörden verordnet: 

1. Teil 

Einschränkung der Eichung und Beglaubigung 

§1 

Für die folgenden Meßgeräte werden die Nach- 
eichfristen bis auf weiteres verlängert und die 
Verkehrsfehlergrenzen bis auf weiteres ver¬ 
doppelt : 

a) Handelslängenmaße (Maßstäbe und Meß¬ 
bänder), Meßwerkzeuge für Längenmes- 
sung (Meßkluppen). Meßmaschinen für 
Längenmessung (Draht-, Kabel-, Band-, 
Stoff- und Papiermeßmaschinen), Weg¬ 
streckenzähler, Fahrtschreiber (Tachogra¬ 
phen) und Fahrpreisanzeiger, Raummeß¬ 
geräte für feste Meßgüter einschließlich 
der Meßgeräte für sperriges Meßgut, ein¬ 
fache Flüssigkeitsmaße (Maße, Meßbecher, 
Meßglaser, Meßeimer), Fässer für Bier, 
Wein usw., Handelsgewichte, Eiersortier¬ 
waagen, nicht öffentliche Viehwaagen, Per¬ 
sonenwaagen, 

b) gleicharmige Balkenwaagen, Tafelwaagen, 
Dezimal- und Laufgewichtswaagen bis zu 
500 kg Höchstlast, soweit nicht auf ihnen 
lebenswichtige Güter gewogen werden, bei 
denen auf die Einhaltung der Verkehrs¬ 
fehlergrenzen Wert gelegt wird. 

§2 

( 1 ) Elektrizitätszähler (Eltzähler) werden bis 
auf weiteres weder laufend überwacht noch nach¬ 


geeicht oder durch Elektrische Prüfämter be¬ 
glaubigt, soweit sie nicht kriegswichtig sind. 

( 2 ) Für Haus-Wasserzähler und Haushalts- 
Gaszähler wird die Eichpflicht bis auf weiteres 
aufgehoben. 

§3 

Die leitenden Eichaufsichtsbeamten werden 
bis auf weiteres ermächtigt, in Zweifelsfällen 
endgültig über die Nacheichpflicht (§§ 1,2) oder 
die Beglaubigung von Eltzählern zu entschei¬ 
den. Hierbei sind auch örtliche Verhältnisse zu 
berücksichtigen. 

2. Teil 

Änderungen des Maß- und Eichrechts 

§4 

( 1 ) Im Maß- und Gewichtsgesetz fallen im 
§ 34 Buchst, c die Worte weg: »zur Ermittlung 
der Achsdrucke an Fahrzeugen«. 

( 2 ) Ebenda fällt § 54 Abs. 5 weg. 

( 3 ) Ebenda werden im § 60 Abs. 2 die Worte 
»In den Fällen 4 bis 8 kann neben der Strafe« 
ersetzt durch die Worte: »Neben der Strafe 
kann«. 

§5 

( 1 ) ln der Ausführungsverordnung zum Maß- 
und Gewichtsgesetz vom 20. Mai 1936 (Reichs¬ 
gesetzbl. IS. 459) in der Fassung der Änderungs¬ 
verordnung vom 30. November 1942 (Reichs¬ 
gesetzbl. 1 S. 669) werden im § 43 die Worte 
»zum 31. Dezember 1944« ersetzt durch die 
Worte: »auf weiteres«. 

( 2 ) Ebenda erhält § 68 Abs. 2 folgende Fassung: 

»( 2 ) Schankgefäße zu 0,i l für Bier und 

0,05 l für Wein sowie Schankgefäße zu 3 / 20 l 

und 7 J 20 1 für Bier können noch bis auf weiteres 

weiterverwendet werden. 


228 


Reichsgesetzblatt, Jahrgang 1944. Teil I 


§6 

Werden von einem Antragsteller eingelieferte 
Meßgeräte, die ihm wieder zur Verfügung ge¬ 
stellt sind, trotz zweimaliger Mahnung nicht 
innerhalb dreier Monate übernommen, so ist die 
Eichbehörde berechtigt, die Gegenstände zu ver¬ 
äußern. Der Erlös ist zu verwahren und ver¬ 
fällt nach Ablauf eines Jahres seit der Einliefe¬ 
rung der veräußerten Gegenstände dein Reich. 

3. Teil 

Vereinfachung der Verwaltung 

§7 

Die Eichverwaltungen der Länder werden in 
die Reichs-Eichverwaltung übernommen (Einzel¬ 
plan VI Kap. 13). Die §§ 1 bis 5 der Ersten Ver¬ 
ordnung zur Durchführung des Gesetzes über 
den Aufbau der Reichsbergbehörden vom 13. Ok¬ 
tober 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 641) finden ent¬ 
sprechende Anwendung. 

§8 

Die Eichaufsichtsbehörden zu Kiel, Kassel, 
Schwerin, Oldenburg, Braunschweig und Bre¬ 
men werden aufgehoben. 

§9 

(1) Die Eichaufsichtsgebiete werden an die 
Wirtschaftsbezirke angepaßt(vgl.AnlagezurVer- 
ordnung über die Reichsverteidigungskommis¬ 
sare und die Vereinheitlichung der Wirtschafts¬ 
verwaltung vom 16. November 1942. Reichs¬ 
gesetzbl. 1 S. 649, 654). 

( 2 ) Die Eichaufsichtsbehörden erhalten fol¬ 
gende Ordnungszahlen (vgl. Verordnung über 
die Stempel der Eichbehörden vom 3. September 
1937, Reichsgesetzbl. I S. 962) und folgende 
Amtssitze: 

]. Königsberg (Pr) (Wirtschaftsbez. Ostpreu¬ 
ßen), 

2. Berlin (Wirtschaftsbez. Mark Brandenburg. 
Berlin), 

3. Stettin (Wirtschaftsbez. Pommern), 

4. Posen (Wirtschaftsbez. Wartheland), 

5. Breslau (Wirtschaftsbez. Ober- und Nieder¬ 
schlesien), 

6. Magdeburg (Wirtschaftsbez. Mittelelbe), 

7. Hamburg (Wirtschaftsbez. Mecklenburg, 
Schleswig-Holstein, Hamburg). 

Berlin, den 22. September 1944. 


8 . Hannover (Wirtschaftsbez. Weser-Ems, 
Hannover), 

9. Dortmund (Wirtschaftsbez. Westfalen), 

10. Frankfurt a. M. (Wirtschaftsbez. Kurhessen, 
Rhein-Main), 

11. Köln (Wirtschaftsbez. Niederrhein, Köln- 
Aachen, Moselland), 

12. Dresden (Wirtschaftsbez. Sachsen), 

15. Ilmenau (Wirtschaftsbez. Thüringen). 

16. Saarbrücken (Wirtschaftsbez. Westmark), 

17. Reichenberg (Wirtschaftsbez. Sudetenland), 

18. Danzig (Wirtschaftsbez. Danzig-Westpreu¬ 
ßen), 

21. Karlsruhe (Wirtschaftsbez. Baden), 

22. Stuttgart (Wirtschaftsbez. Württemberg), 

23. München (Wirtschaftsbez. Nord- und Süd¬ 
bayern). 

Für die Alpen- und Donau-Reichsgaue bleibt 
es bei der durch die Sechste Verordnung zur 
Durchführung des Ostmarkgesetzes vom 18. Ok¬ 
tober 1939 (Reichsgesetzbl. I S.2051) getroffenen 
Regelung, solange der Reichswirtschaftsminister 
nichts anderes anordnet. 

§10 

Der Eichaufsichtsbehörde zu Hamburg wird 
das Hüttenlaboratorium ebenda angegliedert. 

§11 

Folgende Nebeneichämtei werden aufgehoben : 
Asch, Bernstadt i.Schles., Bischofteinitz, Braun¬ 
au i. Sudetenl., Buchau i. Sudetenl.,Dauba, Engel¬ 
hartszell, Freiwaldau, Freudenthal, Graslitz, Jau- 
ernig, Komotau, Leonfelden, Mähr. Neustadt. 
Mauthausen, Müglitz, Neusiedl am See, Ohlau. 
Plan, Römerstadt, Sternberg (Reg.-Bez. Trop- 
pau), Striegau. Tachau, Tetschen. Weyer. 

4. Teil 

Schlußvorschriften 

§12 

Die zur Durchführung und Ergänzung dieser 
Verordnung erforderlichen Rechts- und Ver¬ 
waltungsvorschriften erläßt der Reichswirt¬ 
schaftsminister. 

§13 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer 
Verkündung in Kraft mit Ausnahme der §§ 7 
bis 10; diese treten am 1. April 1945 in Kraft. 


Der R-eichswirtschaftsminist er 
In Vertretung 
Dr. Hayler 
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Verordnung 

über außerordentliche Maßnahmen auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechts, der 
bürgerlichen Rechtspflege und des Kostenrechts aus Anlaß des totalen Krieges 
(Zweite Kräegsmaßnahmenverordnung). 

Vom 27. September 1944. 


Auf Grund des Erlasses des Führers über be¬ 
sondere Vollmachten des Reichsministers der 
Justiz vom 20. August 1942 (Reichsgesetzbl. I 
S. 535) in Verbindung mit dem Erlaß des Füh¬ 
rers über den totalen Kriegseinsatz vom 25. Juli 
1944 (Reichsgesetzbl. I S. 161) wird im Einver¬ 
nehmen mit dem Reichsminister und Chef der 
Reichskanzlei, dem Leiter der Partei-Kanzlei 
und dem Generalbevollmächtigten für die Reichs¬ 
verwaltung verordnet; 

Erster Abschnitt 
Streitige Gerichtsbarkeit 

Beschränkung der Rechtsmittel 

§1 

(1) Die Entscheidungen der Amtsgerichte und 
der Landgerichte in bürgerlichen Rcchtsstreitig- 
keiten können mit der Berufung, der Beschwerde 
und — vorbehaltlich des § 2 Abs. 2 Satz 3 — 
dem Rekurs nicht angefochten werden. 

( 2 ) § 577 Abs. 4 Satz 2 der Reichszivilprozeß¬ 
ordnung ist nicht anzuwenden. 

§2 

( 1 ) Gegen Urteile der Amtsgerichte und der 
Landgerichte findet die Revision an das Reichs¬ 
gericht statt, wenn sie in dem Urteil zugelassen 
ist. Die Revision darf nur zugelassen werden, 
wenn dies wegen der grundsätzlichen Bedeu¬ 
tung der Rechtssache auch unter Berücksichti¬ 
gung der Kriegsverhältnisse geboten ist. In 
vermögensrechtlichen Streitigkeiten ist die Re¬ 


vision ausgeschlossen, wenn der Wert des Be¬ 
schwerdegegenstandes 1 000 Reichsmark nicht 
übersteigt. 

( 2 ) Soweit das Urteil die Zulässigkeit des 
Rechtswegs oder vermögensrechtliche Ansprüche 
betrifft, für welche die'Landgerichte ohne Rück¬ 
sicht auf den Wert des Streitgegenstandes aus¬ 
schließlich zuständig sind, soll der Richter die 
Revision stets zulassen. Die Revision ist in die¬ 
sen Fällen ohne Rücksicht auf den Wert des 
Beschwerdegegenstandes zulässig. Im Geltungs¬ 
bereich der Zivilprozeßordnungen vom 1. August 
1895 soll das Gericht gegen Beschlüsse, in 
denen über die Zulässigkeit des Rechtswegs ent¬ 
schieden wird, den Rekurs an das Reichsgericht 
zulassen. 

§3 

Gegen Urteile in Streitigkeiten aus Miet- oder 
Pachtverhältnissen (Untermiet- oder Unterpacht¬ 
verhältnissen) über Räume oder gewerblich ge¬ 
nutzte unbebaute Grundstücke findet ein Rechts¬ 
mittel nicht statt. Streitigkeiten solcher Art 
liegen vor, wenn es sich um die Aufhebung oder 
Kündigung des Miet- oder Pachtverhältnisses, 
die Benutzung, Herausgabe oder Räumung des 
Miet- oder Pachtgegenstandes oder die Aus¬ 
übung eines Zurückbehaltungs- oder Pfand¬ 
rechts handelt. 

Arbeitsgerichtliches Verfahren 

§4 

( 1 ) Gegen Urteile der Arbeitsgerichte (Ge¬ 
werbegerichte) findet die Revision an das Reichs- 
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arbeitsgericht statt, wenn sie in dem Urteil zu¬ 
gelassen ist. Die Revision darf nur zugelassen 
werden, wenn dies wegen der grundsätzlichen 
Bedeutung der Rechtssache auch unter Berück¬ 
sichtigung der Kriegsverhältnisse geboten ist. 
In den Fällen der Kündigungs-Widerrufsklage 
ist die Revision ausgeschlossen. 

( 2 ) Im übrigen findet gegen die Entscheidun¬ 
gen der Arbeitsgerichte (Gewerbegerichte) ein 
Rechtsmittel nicht statt. 

( 3 ) In den Alpen- und Donau-Reichsgauen, 
im Reichsgau Sudetenland und im Protektorat 
Böhmen und Mähren gelten die Abs. 1, 2 auch 
für die Entscheidungen der Amtsgerichte in Ar¬ 
beitssachen. § 2 Abs. 2 Satz 3 gilt sinngemäß. 

Vereinfachung 

des amtsgerichtlichen Verfahrens 

§5 

Ein besonderes Güteverfahren findet nicht 
statt. Der Richter soll in jeder Lage des Ver¬ 
fahrens auf die gütliche Beilegung des Rechts¬ 
streits hin wirken. 

Anwaltliche Vertretung 
vor den Landgerichten 

§ß 

( 1 ) Die im Bezirk eines Oberlandesgerichts 
zugelassenen hauptberuflichen Rechtsanwälte 
sind, soweit nicht etwas anderes angeordnet wird, 
zur Vertretung vor allen im Oberlandesgerichts- 
bezirk gelegenen Landgerichten befugt. Mehr¬ 
kosten, die durch die Bestellung eines nicht bei 
dem Prozeßgericht zugelassenen Rechtsanwalts 
entstehen, werden bei der Festsetzung der zu 
erstattenden Kosten (§ 60) nicht berücksichtigt. 

( 2 ) Die in den Alpen- und Donau-Reichsgauen, 
im Reichsgau Sudetenland und im Protektorat 
Böhmen und Mähren geltenden Vorschriften 
bleiben unberührt. 

§7 

( 1 ) Bei den Landgerichten kann der Richter 
auf Antrag oder von Amts wegen von den Vor¬ 
schriften über den Anwaltszwang befreien, wenn 
eine ausreichende Vertretung durch einen Rechts¬ 
anwalt nicht zu erlangen oder die Befreiung aus 
sonstigen Gründen sachdienlich ist. Er kann 
die Anordnung von einer Auflage abhängig 
machen, insbesondere davon, daß eine andere 
geeignete Person die Vertretung übernimmt 
oder daß Anträge in bestimmter Form oder 
zur Niederschrift der Geschäftsstelle gestellt 
werden. Er kann seine Anordnungen jederzeit 
unter Bestimmung einer Frist, innerhalb deren 
ein Rechtsanwalt zu bestellen ist, aufheben. 

( 2 ) Der Antrag auf Befreiung vom Anwalts¬ 
zwang kann schriftlich oder zur Niederschrift 
der Geschäftsstelle gestellt werden. Er kann 
mit der Rechtshandlung, für welche die Befrei¬ 
ung begehrt wird, verbunden werden. Die Be¬ 
freiung wirkt auf den Eingang des Antrags bei 
Gericht zurück. 


Einstweilige Kostenbefreiung 

§8 

Einer Partei, die außerstande ist, ohne Beein¬ 
trächtigung des für sie und ihre Familie not¬ 
wendigen Unterhalts die Kosten des Prozesses 
zu bestreiten, soll die einstweilige Kostenbefrei¬ 
ung versagt werden, wenn eine nicht mit einst¬ 
weiliger Kostenbefreiung klagende Partei ver¬ 
ständigerweise davon absehen würde, die Rechts 
Sache im gegenwärtigen Zeitpunkt anhängig zu 
machen. Dies ist insbesondere dann anzuneh¬ 
men, wenn die Prozeßführung während des 
Krieges nicht dringlich ist und der Partei daraus, 
daß die Klage zur Zeit nicht erhoben wird, ein 
unabwendbarer Schaden nicht erwächst. 

Zweiter Abschnitt 
Freiwillige 

(außerstreitige) Gerichtsbarkeit 
Beschränkung der Rechtsmittel 

§9 

( 1 ) Im Verfahren der freiwilligen (außerstrei¬ 
tigen) Gerichtsbarkeit ist die Beschwerde (der 
Rekurs) nur zulässig, wenn sie in der Entschei¬ 
dung zugelassen ist. Die Beschwerde (der Re¬ 
kurs) darf nur zugelassen werden, wenn dies 
wegen der grundsätzlichen Bedeutung der 
Rechtssache auch unter Berücksichtigung der 
Kriegsverhältnisse geboten ist. Sie ist ausge¬ 
schlossen, wenn die Entscheidung nach den bis¬ 
herigen Vorschriften nicht anfechtbar war. 

( 2 ) Soweit nach den bestehenden Vorschriften 
Entscheidungen oder Verfügungen der Notare, 
die der Reichsnotarordnung unterstehen, mit 
der Beschwerde angefochten oder sonst der 
Nachprüfung durch das Gericht unterbreitet 
werden können, entscheidet ausschließlich das 
Landgericht. Seine Entscheidung ist endgültig 

§10 

Die Beschwerde (der Rekurs) kann nur auf 
eine Verletzung des Gesetzes gestützt werden. 
§ 27 Satz 2 des Reichsgesetzes über die An¬ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
§78 Satz 2 der Grundbuchordnung und §83 
Abs. 2, §§ 84 bis 86 der Schiffsregisterordnung 
vom 19. Dezember 1940 (Reichsgesetzbl.I S. 1591) 
gelten sinngemäß. 

Über die Beschwerde (den Rekurs) entschei¬ 
det das Reichsgericht. 

§12 

Die Beschwerde (der Rekurs) ist bei dem Ge¬ 
richt erster Instanz einzulegen. Wird die Be¬ 
schwerde (der Rekurs) durch Einreichung einer 
Beschwerdeschrift eingelegt, so muß diese von 
einem Rechtsanwalt unterzeichnet sein. Ein 
Rechtsanwalt braucht nicht zugezogen zu wer¬ 
den, wenn die Beschwerde (der Rekurs) von 
einer Behörde oder von einem Notar eingelegt 
wird, der in der Angelegenheit für den Be¬ 
schwerdeführer einen Antrag bei dem Gericht 
erster Instanz gestellt hat. 
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§13 

Die §§ 9 bis 11. § 12 Satz 2, 3 gelten nicht für 
Verfahren zur Sicherung der Landbewirtschaf¬ 
tung. Erbhofsachen, Verfahren der landwirt¬ 
schaftlichen Schuldenregelung und Pachtschutz¬ 
sachen. 

Dritter Abschnitt 

Gerichtsverfassung. 

Sonstige allgemeine Verfahrens¬ 
vorschriften 

Erweiterte Heranziehung 
von Hilfskräften 

§ 14 

Die Dauer, des Vorbereitungsdienstes, nach 
der Rechtskundige, welche die erste juristische 
Staatsprüfung abgelegt haben, mit der selbstän¬ 
digen Wahrnehmung von Geschäften des Rich¬ 
ters, des Staatsanwalts oder des Rechtsanwalts 
betraut werden können (§ 1 der Dritten Verein¬ 
fachungsverordnung vom 16. Mai 1942, Reichs- 
gesetzbl. I S. 333), wird für Kriegsteilnehmer 
auf neun Monate herabgesetzt. 

Bisherige Zuständigkeiten der Ober- 
landesgerichte und der Landesarbeits¬ 
gerichte. Bestimmung des zuständigen 
Ge r i c h t s 

§ 15 

(1) Soweit nicht etwas anderes bestimmt wird, 
gehen die Zuständigkeiten der Oberlandesge¬ 
richte und der Landesarbeitsgerichte in bürger¬ 
lichen Rechtssachen auf das für den Sitz des 
Oberlandesgerichts oder des Landesarbeitsge¬ 
richts zuständige Landgericht über. Das Land¬ 
gericht entscheidet in der Besetzung mit einem 
Richter. 

( 2 ) .Hat nach den bestehenden Vorschriften bei 
Streit, Ungewißheit oder Zweifel über die Zu¬ 
ständigkeit der Gerichte oder aus ähnlichen 
Gründen ein übergeordnetes Gericht das zustän¬ 
dige Gericht zu bestimmen (z. B. § 36, § 650 
Abs. 3 der Reichszivilprozeßordnung, § 5, § 46 
Abs. 2 des Reichsgesetzes über die Angelegen¬ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, §§ 30, 
31, 40, 111 der Jurisdiktionsnorm), so trifft diese 
Bestimmung, wenn lediglich Amtsgerichte des¬ 
selben Landgerichtsbezirks beteiligt sind, das 
Landgericht, sonst das Reichsgericht. 

Besetzung der Zivilsenate 
des Reichsgerichts 

§16 

Die Zivilsenate des Reichsgerichts entscheiden 
in der Besetzung mit drei Richtern einschließ¬ 
lich des Vorsitzenden. § 3 der Ersten Kriegs- 
maßnahmenverordnung vom 12. Mai 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 290) bleibt unberührt. 

Rechtshilfe 

§17 

Rechtshilfeersuchen der Gerichte in bürger¬ 
lichen Rechtssachen dürfen nicht abgelehnt wer¬ 


den. Ist das ersuchte Gericht örtlich nicht zu¬ 
ständig, so gibt es das Ersuchen nach Möglich¬ 
keit an das zuständige Gericht ab. 

Unanfechtbarkeit 
von Ordnungsstrafbeschlüssen 

§ 18 

In bürgerlichen Rechtssachen findet gegen die 
Festsetzung einer Ordnungsstrafe wegen Un¬ 
gebühr (§§ 178, 180 des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes) eine Beschwerde nicht statt. 

Erb- und rassenkundliehe 
Untersuchungen 

§19 

( 1 ) Erb- und rassenkundliche Untersuchungen 
mit Ausnahme der Untersuchung von Blutpro¬ 
ben dürfen nur dann angeordnet werden, wenn 
sie erforderlich sind, um klarzustellen, ob oder 
in welchem Grade jemand artfremden Blutes ist. 

( 2 ) Im Verfahren wegen Beistandsleistung 
für das Reichssippenamt (§ 7 Abs. 3 der Ver¬ 
ordnung über die Angleichung familienrecht¬ 
licher Vorschriften vom 6. Februar 1943, Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 80) findet kein Rechtsmittel statt. 

Vierter Abschnitt 

Verfahrensrechtliche Vorschriften für 
einzelne Gebietsteile des Reichs 

Widerspruch 

nach der Entmündigungsordnung 

§ 20 

Ein Widerspruch nach § 37 der Entmündi- 
gungsordnung vom 28. Juni 1916 (RGBl.Nr. 207) 
findet nicht statt. 

Rechtsbehelf gegen Entscheidungen 
des Rechtspflegers in den Alpen- und 
Donau-Reichsgauen, im Reichsgau Su- 
detqnland und im Protektorat 

§21 

( 1 ) In den Alpen- und Donau-Reichsgauen. 
im Reichsgau Sudetenland und im Protektorat 
Böhmen und Mähren kann gegen die Entschei¬ 
dungen des Rechtspflegers Vorstellung an den 
Richter erhoben werden. Die Vorstellung ist 
schriftlich oder zur Niederschrift der Geschäfts¬ 
stelle anzubringen, und zwar innerhalb dersel¬ 
ben Frist, in der eine entsprechende Entschei¬ 
dung des Richters anzufechten wäre. 

( 2 ) Der Rechtspfleger hat der Vorstellung zu 
entsprechen, soweit er sie für begründet hält 
und der Richter eine von ihm erlassene Ent¬ 
scheidung auf Vorstellung, Rekurs oder Be¬ 
schwerde selbst abändern dürfte. Andernfalls 
entscheidet über die Vorstellung der Richter 
des Gerichts, dem der Rechtsplleger angehört. 

{ 3 ) Der Rekurs (die Beschwerde, sofortige Be¬ 
schwerde) findet erst gegen die Entscheidung 
des Richters nach den sonst geltenden Vorschrif¬ 
ten statt 
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( 4 ) § 56 a Abs. 4 Halbsatz 2, Abs.- 5 des in den 
Alpen- und Donau-Reichsgauen geltenden Ge¬ 
richtsorganisationsgesetzes tritt außer Kraft. 

Rechtsmittel 

in den eingegliederten Ostgebieten 

§22 

( 1 ) In den eingegliederten Ostgebieten findet 
gegen die Entscheidungen der Gerichte in bür¬ 
gerlichen Rechtssachen kein Rechtsmittel statt. 
Dies gilt nicht für solche Verfahren, in denen 
das Oberlandesgericht bisher als erste Instanz 
zuständig war. 

( 2 ) Der besondere Senat der Oberlandesge¬ 
richte in den eingegliederten Ostgebieten (§ 34 
der Ersten Ost-Rechtspflege-Durchführungsver- 
ordnung vom25. September 1941, Reichsgesetzbl. 
I S. 599) besteht aus dem Oberlandesgerichts¬ 
präsidenten oder seinem Vertreter als Vorsit¬ 
zenden und zwei Mitgliedern. 

Zuständigkeit des deutschen 
Oberlandesgerichts in Prag 

§ 23 

Die Zuständigkeit des deutschen Oberlandes¬ 
gerichts in Prag bei Verletzung der Vorschrif¬ 
ten über die deutsche Gerichtsbarkeit durch ein 
Protektoratsgericht (§§ 19 ff. der Zweiten Pro¬ 
tektorats-Rechtspflege-Verordnung vom 20. März 
1940, Reichsgesetzbl. I S. 533) bleibt unberührt. 

Fünfter Abschnitt 

Grundbuch- und Registersachen 

I. Einschränkungen im Grundbuchverfahren und bei 
der Führung grundbuchähnlicher Register 

Außerordentliche Grundbuch¬ 
geschäfte 

§24 

( 1 ) Außerordentliche Grundbuchgeschäfte sind 
grundsätzlich als nicht kriegsdringlich zurück¬ 
zustellen. 

( 2 ) Zu diesen Geschäften gehören insbeson¬ 
dere: 

1. Anlegung neuer Grundbuchblätter; 

2. Umschreibung bestehender Grundbuch¬ 
blätter; 

3. Berichtigung der Eigentümereintragung 
von Amts wegen (§§ 82 ff. der Grundbuch¬ 
ordnung) ; 

4. Löschung gegenstandsloser Eintragungen; 

5. Bereinigung unklarer Rangverhältnisse; 

6. Grundbuchliche Vollziehung von Um¬ 
legungsplänen und ähnlichem. 

Ordentliche Grundbuchgeschäfte 
§25 

Erteilung von Abschriften 

Grundbuchabschriften, Grundbuchauszüge, 
Amtsbestätigungen und Auskünfte aus dem 
Grundbuch werden nur in dringenden Fällen 
auf besondere Anordnung des Grundbuchrich- 
ters erteilt. Die Entscheidung hierüber ist un¬ 
anfechtbar. 


§26 

Eintragungen im Grundbuch 

(1) Eintragungen im Grundbuch werden nur 
vorgenommen, wenn besondere Gründe die Zu¬ 
rückstellung verbieten. 

( 2 ) Solche Gründe sind in der Regel anzuneh¬ 
men bei 

1. Eintragungen, die durch die Erfordernisse 
der Kriegführung geboten sind; 

2. berichtigenden Eintragungen; 

3. Eintragungen im Wege der Zwangsvoll¬ 
streckung. 

Grundbuchähnliche Register 
§27 

Die Vorschriften der §§ 24 bis 26 gelten sinn¬ 
gemäß auch für Berg- und Eisenbahnbücher 
und andere grundbuchähnliche öffentliche Re¬ 
gister. 

II. Einschränkungen in Schiffsregistersachen 
§28 

( 1 ) Die die Eintragung des Schiffs betreffen¬ 
den Geschäfte (Zweiter und Vierter Abschnitt 
der Schiffsregisterordnung vom 19. Dezember 
1940, Reichsgesetzbl. I S. 1591) werden, soweit 
die Schiffe nicht eintragungspflichtig sind, zu¬ 
rückgestellt, es sei denn, daß die Eintragung 
durch die Erfordernisse der Kriegführung ge¬ 
boten ist. 

( 2 ) Für die Eintragung von Rechtsverhältnis¬ 
sen im Schiffsregister (Dritter Abschnitt der 
Schiffsregisterordnung) und für die Eintragung 
im Schiffsbauregister (Fünfter Abschnitt der 
Schiffsregisterordnung) gelten sinngemäß die 
Vorschriften des § 26 über die Eintragungen im 
Grundbuch. 

t 

III. Einschränkungen in Vereins-, Güterrechts- und 
Handelsregistersachen 

Vereinsregister 

§29 

( 1 ) Eintragungen im Vereinsregister, die 
nicht von Amts wegen zu bewirken sind, wer¬ 
den nur vorgenommen, wenn sie durch die Er¬ 
fordernisse der Kriegführung oder sonstige 
schwerwiegende Gründe geboten sind. 

( 2 ) Die bestehenden Rechte und Pflichten der 
Anmeldung zur Eintragung im Vereinsregister 
werden hierdurch nicht berührt. 

( 3 ) Der Eingang der Anmeldung bei dem Re¬ 
gistergericht steht im Sinne der §§ 68, 69, 70 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs der Eintragung 
gleich. 

Güterrechtsregister 

§30 

( 1 ) Eintragungen im Güterrechtsregister, die 
nicht von Amts wegen zu bewirken sind, wer¬ 
den nicht vorgenommen. Die Befugnis, eine 
Eintragung zu beantragen, bleibt unberührt. 

( 2 ) Der Eingang des Antrags bei dem Regi- 
stergericht steht im Sinne des § 1435 des Bür¬ 
gerlichen Gesetzbuchs der Eintragung gleich. 
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Handelsregister 

§31 

Im § 1 Abs. 1 der Verordnung über die Ein¬ 
schränkung handelsrechtlicher Bekanntmachun¬ 
gen während des Krieges vom 20. Oktober 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 573) wird die Vorschrift, 
daß das Erlöschen der Prokura (§ 53 Abs. 3 des 
Handelsgesetzbuchs) weiterhin bekanntzumachen 
ist, gestrichen. 

Sechster Abschnitt 

Hemmung von Verjährungsfristen und 
ähnlichen Fristen 

Verj äh rungsfristen 
§32 

Die Verjährungsfristen werden vom Inkraft¬ 
treten dieser Verordnung ab bis zum Schlüsse 
des Jahres 1945 gehemmt. 

Sonstige Fristen 
§33 

Die Bestimmung des § 32 gilt sinngemäß: 

1. für Fristen, die für die Beschreitung des 
Rechtswegs oder die sonstige Geltend¬ 
machung von Rechten im gerichtlichen 
Verfahren gesetzlich oder rechtsgeschäft¬ 
lich bestimmt sind, mit Ausnahme der Fri¬ 
sten, die in den §§ 152, 153 der Reichs¬ 
konkursordnung vorgesehen sind; 

2. für alle sonstigen Fristen, auf die § 203 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs ganz oder 
teilweise entsprechend anzuwenden ist, 
und für die Frist des § 22 Abs. 2 des 
Reichserbhofgesetzes; 

3. für die Fristen, innerhalb deren Zins-, 
Renten- und Gewinnanteilscheine auf den 
Inhaber dem Aussteller zur Einlösung 
vorzulegen sind. 

Verhältnis 

zu anderen Hemmungsvorschriften 
§34 

Die Vorschriften der §§ 30, 31 der Verord¬ 
nung über die Vertragshilfe des Richters aus 
Anlaß des Krieges vom 30. November 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 2329) in der Fassung der 
Verordnung vom 3. November 1941 (Reichsge¬ 
setzbl. I S. 684), sowie die Verordnung über 
Verjährungsfristen vom 9. Dezember 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 668) sind bis zum Ablauf 
der im § 32 bestimmten Frist nicht anzuwenden. 

Siebenter Abschnitt 
Hypotheken recht 

Ausschluß von Brief rechten 
§ 35 

Im Geltungsbereich des Bürgerlichen Gesetz¬ 
buchs können künftig nur Hypotheken, Grund¬ 
schulden und Rentenschulden bestellt werden, 
bei denen die Erteilung eines Briefes ausge¬ 
schlossen ist. 


Achter Abschnitt 

Familien- und Vormundschaftsrecht 

Ehemündigkeit und Volljährigkeit 

von Angehörigen der Wehrmacht, 

des Reichsarbeitsdienstes und der 
Waffen- ff 

§36 

Ein Minderjähriger, der der Wehrmacht, dem 
Reichsarbeitsdienst oder einer bewaffneten Ein¬ 
heit der ff angehört, kann die Ehe ohne die im 
§ 1 Abs. 2 des Ehegesetzes vorgesehene Befrei¬ 
ung eingehen, wenn er das achtzehnte Lebens¬ 
jahr vollendet hat und die Einwilligung seines 
gesetzlichen Vertreters und des Sorgeberechtig¬ 
ten erteilt oder gemäß § 3 Abs. 3 des Ehegesetzes 
ersetzt ist. Mit der Eheschließung wird der 
Mann volljährig. 

Wegfall des Auseinandersetzungs¬ 
zeugnis sesdes Vormundschaftsrichters 

§ 37 

(1) Die dem Vater, der Mutter oder dem Vor¬ 
mund für den Fall der Wiederverheiratung ob¬ 
liegende Einreichung eines Vermögensverzeich¬ 
nisses und Auseinandersetzung (§§ 1669, 1686, 
1845 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) kann auch 
nach der Eheschließung stattfinden. Die Ver¬ 
pflichtung, die Absicht der Wiederverheiratung 
anzuzeigen und das im § 12 des Ehegesetzes 
vorgesehene Auseinandersetzungszeugnis beizu¬ 
bringen, entfällt. 

( 2 ) Abs. 1 gilt sinngemäß für den Fall der 
Wiederverheiratung des überlebenden Ehegat¬ 
ten bei fortgesetzter Gütergemeinschaft (§ 1493 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs). 

Verpflichtung des Vormundes 

§ 38 

Der Vormund wird schriftlich oder mittels 
Handschlags verpflichtet (§ 1789 des Bürger¬ 
lichen Gesetzbuchs. § 205 des Allgemeinen Bür¬ 
gerlichen Gesetzbuchs). Die schriftliche Ver¬ 
pflichtung ist nur wirksam, wenn der Verpflich¬ 
tete die Vormundschaft zu übernehmen hat oder 
dazu bereit ist. 

Ablehnung der Vormundschaft 
wegen Alters 

. § 39 

Wegen Alters kann eine Vormundschaft nur 
ablehnen, wer das 65. Lebensjahr vollendet hat 
(§ 1786 Abs. 1 Ziffer 2 des Bürgerlichen Gesetz¬ 
buchs, § 195 des Allgemeinen Bürgerlichen Ge¬ 
setzbuchs). 

Wegfall vormundschaftsgerichtlicher 
Genehmigungen 

§ 40 

Zu einem Lehrvertrage oder zu einem auf 
Eingehung eines Dienst- oder Arbeitsverhältnis¬ 
ses gerichteten Vertrage bedarf es keiner vor¬ 
mundschaftsgerichtlichen Genehmigung. 
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Auflockerung der Anhörungspflicht 

im vormundschaftsgerichtlichen 
Verfahren 

§41 

Der Vormundschaftsrichter kann von der für 
sein Verfahren vorgeschriebenen Anhörung von 
Personen oder Stellen nach seinem pflichtmäßi¬ 
gen Ermessen absehen. 

Aufschub der Rechnungslegung des 
Vormundes und der Rechnungsprüfung 

§42 

(1) Der für die Rechnungslegung des Vor¬ 
mundes maßgebende Zeitabschnitt (§ 1840 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, § 239 des Allgemei¬ 
nen Bürgerlichen Gesetzbuchs) wird um ein 
Jahr verlängert. 

( 2 ) Die Prüfung einer Rechnung, die vor In¬ 
krafttreten dieser Verordnung nach dem l.Juli 
1944 zu legen war, wird bis zur Prüfung der 
nächsten Rechnung zurückgestellt. 

( 3 ) Die Abs. 1 und 2 gelten nicht für die erste 
Rechnungslegung des Vormundes und die Schluß¬ 
rechnung. 

Abwesenheitspflegschaft 

§43 

§ 4 der Verordnung über die Abwesenheits¬ 
pflegschaft vom 11. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. 
I S. 2026), nach dem es zur Einleitung einer 
Abwesenheitspflegschaft (Abwesenheitskuratel) 
über einen Angehörigen eines feindlichen Staates 
eines Antrages der höheren Verwaltungsbehörde 
bedarf, in deren Bezirk das Vormundschaftsge¬ 
richt seinen Sitz hat, wird aufgehoben. 

Entscheidungen der Justizverwaltung 

in familienrechtlichen Angelegen¬ 
heiten 

§44 

Gegen Entscheidungen der Justizverwaltung 
in familienrechtlichen Angelegenheiten findet 
eine Beschwerde nicht statt. 

Neunter Abschnitt 
Nachlaßsachen 

Einschränkungen in Nachlaßsachen im 

Geltungsbereich des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs 

§45 

Neue Verfahren zur Vermittlung der Ausein¬ 
andersetzung der Erben oder sonstiger Mit¬ 
eigentümer nach §§ 86 bis 99 des Reichsgesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge¬ 
richtsbarkeit werden nicht mehr eingeleitet. 

§46 

( 1 ) Die durch Landesgesetz vorgeschriebene 
amtliche Ermittlung der Erben ist nur durchzu¬ 
führen, wenn dies wegen ungeregelter Rechts¬ 


verhältnisse oder aus sonstigen wichtigen Grün¬ 
den erforderlich ist. 

( 2 ) Abs. 1 gilt nicht, wenn ein Grundstück 
zum Nachlaß gehört. 

Einschränkungen in Nachlaßsachen im 

Geltungsbereich des Allgemeinen 
Bürgerlichen Gesetzbuchs 

§47 

Das Abhandlungsgericht führt, nachdem es 
die Todfallsaufnahme vorläufig geprüft und 
notfalls ergänzt sowie eine etwa vorhandene 
letztwillige Anordnung kundgemacht hat. die 
Verlassenschaftsabhandlung nur durch, soweit 
dies wegen ungeregelter Rechtsverhältnisse oder 
aus sonstigen wichtigen Gründen erforderlich 
ist. Gehört zum Nachlaß ein Grundstück oder 
ein verbüchertes Recht an einem solchen Grund¬ 
stück, das in einem Gebiet liegt, in dem das All¬ 
gemeine Bürgerliche Gesetzbuch gilt, so ist in 
jedem Falle das Verfahren von Amts wegen 
insoweit durchzuführen, daß zur Einantwortung 
geschritten werden kann. 

§48 

Steht ein Notar zur Verfügung, so kann das 
Gericht ihn in allen Fällen mit der Durchfüh¬ 
rung der abhandlungsbehördlichen Geschäfte 
betrauen. Die Gebühren des Notars setzt das 
Gericht unter Bedachtnahme auf die, wirtschaft¬ 
lichen Verhältnisse der Zahlungspflichtigen nach 
freiem Ermessen fest, jedoch mit wenigstens 
einem Viertel und höchstens dem Doppelten der 
tarifmäßigen Gebühr. 

§49 

Findet nach § 47 keine Verlassenschaftsab¬ 
handlung statt und gehört zum Nachlaß ein 
Grundstück, das in einem Gebiet liegt, in dem 
das Bürgerliche Gesetzbuch gilt, oder ein Recht 
an einem solchen Grundstück, so kann für dfeses 
Grundstück oder Recht in sinngemäßer Anwen¬ 
dung des § 2369 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
ein Erbschein verlangt werden. Zuständig ist 
das Amtsgericht, in dessen Bezirk das Grund¬ 
stück liegt. Gehören mehrere derartige Grund¬ 
stücke oder Rechte an mehreren Grundstücken 
zum Nachlaß, so ist jedes Amtsgericht, in des¬ 
sen Bezirk eines der Grundstücke liegt, für alle 
Grundstücke oder Rechte zuständig. 

Zehnter Abschnitt 
Handelsrecht 

Aktiengesellschaften 

§50 

Die Umwandlung einer Aktiengesellschaft 
oder einer Kommanditgesellschaft auf Aktien in 
eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung ist 
bis auf weiteres unzulässig. Der Reichsminister 
der Justiz kann im Einvernehmen mit dem 
Reichswirtschaftsminister Ausnahmen zulassen. 
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Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung 

§51 

§ 40 des Gesetzes, betreffend die Gesellschaf¬ 
ten mit beschränkter Haftung, und § 26 Abs. 3 
des in den Alpen- und Donau-Reichsgauen so¬ 
wie im Reichsgau Sudetenland geltenden Ge¬ 
setzes über die Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung sind nicht anzuwenden. 

Elfter Abschnitt 
Besondere Rechtssachen 

Fideikommiß- und Stiftungssachen 

§52 

(t) Die Zuständigkeiten der Oberlandesgerichte 
(Fideikommißsenate) gehen auf das Landgericht 
über, in dessen Bezirk das Oberlandesgericht 
(Fideikommißsenat) seinen Sitz hat. 

( 2 ) Dasselbe gilt für die Zuständigkeiten der 
Oberlandesgerichte in Stiftungssachen, soweit 
diese nicht schon zur Zuständigkeit der Ober¬ 
landesgerichte als Fideikommißsenate gehören. 

( 3 ) Das Landgericht entscheidet in der Be¬ 
setzung mit einem Richter, und zwar in Sachen, 
die bisher zur Zuständigkeit der Fideikommiß¬ 
senate gehörten, unter der Bezeichnung »Fidei- 
kommißge rieht«. 

( 4 ) Für das Rechtsmittel verfahren gelten die 
Vorschriften der §§ 9 bis 12 sinngemäß mit der 
Maßgabe, daß in Sachen, die zur Zuständigkeit 
der Fideikommißsenate gehörten, an die Stelle 
des Reichsgerichts das Oberste Fideikommiß- 
gericht und in den sonstigen Sachen der Reichs¬ 
minister der Justiz tritt. 

Energiewirtschaftssachen 

§ 53 

Die Zuständigkeiten der Oberlandesgerichte 
in Angelegenheiten nach der Verordnung über 
die Vertragshilfe des Richters in Energiewirt¬ 
schaftssachen vom 1. April 1940 (Reichsgesetzbl. I 
S. 577) gehen auf das Reichsgericht über. Das 
Reichsgericht entscheidet in der bisher für die 
Oberlandesgerichte vorgesehenen Besetzung. 

Schuldenbefreiung. Zins- und Kapital¬ 
fälligkeitsvorschriften 

§ 54 

Neue gerichtliche Verfahren nach dem Gesetz 
über Hypothekenzinsen vom 2. Juli 1936 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 533), nach der Verordnung zur 
Regelung der Fälligkeit alter Hypotheken vom 
22. Dezember 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1905) 
oder nach dem Gesetz über die Bereinigung 
alter Schulden in der Fassung der Bekannt¬ 
machung vom 3. September 1940 (Reichsgesetzbl. 
I S. 1209) werden nicht mehr eingeleitet. 

Behandlung feindlichen Vermögens 

§ 55 

Die nach § 13, § 15 Abs. 2) §§ 16 bis 18 der 
Verordnung über die Behandlung feindlichen 


Vermögens vom 15. Januar 1940 (Reichsgesetzbl. 
I S. 191) dem Oberlandesgericht obliegenden 
Geschäfte gehen auf den Reichsminister der Ju¬ 
stiz über. 

§56 

Im Falle der Aufhebung der für eine Kapital¬ 
gesellschaft eingerichteten Verwaltung kann der 
Reichskommissar für die Behandlung feind¬ 
lichen Vermögens den Vorstand und den Auf¬ 
sichtsrat bestellen, soweit dies zur Fortführung 
der Geschäfte des Unternehmens notwendig ist. 
Das Amt der bestellten Personen endigt im Zeit¬ 
punkt der Beendigung der nächsten nach der 
Aufhebung der Verwaltung stattfindenden Haupt¬ 
versammlung (Gesellschafterversammlung). 

Mieteinigungss.achen 

§57 

' ( 1 ) Gegen die Entscheidungen der Mieteini¬ 

gungsämter und Mietkommissionen findet ein 
Rechtsmittel nicht statt. Dasselbe gilt für Ent¬ 
scheidungen der Amtsgerichte, soweit diese in 
einzelnen Gebieten des Reichs in Angelegenheiten 
zuständig sind, die sonst den Mieteinigungsämtern 
und Mietkommissionen zugewiesen sind. 

( 2 ) Ebenso findet in Verfahren nach dem Ge¬ 
setz über den Schutz der Mieter in der Fassung 
der Kundmachung vom 24. März 1934 (SdGuV. 
Nr. 62) gegen die Entscheidungen der Amtsge¬ 
richte ein Rechtsmittel nicht statt. 

Hinterlegungswesen 

§58 

( 1 ) §3 derHinterlegungsordnungvomlO.März 
1937 (Reichsgesetzbl. I S. 285) wird wie folgt 
geändert: 

1. Abs. 3 wird aufgehoben. 

2. Die bisherigen Abs. 4 und 5 erhalten als neue 
Abs. 3 und 4 folgende Fassung: 

»( 3 ) Die Entscheidung des Landgerichts¬ 
präsidenten (Amtsgerichtspräsidenten) kann 
im Aufsichtswege nicht angefochten w r erden. 

( 4 ) Ist durch die Entscheidung des Landge¬ 
richtspräsidenten (Amtsgerichtspräsidenten) 
ein Antrag auf Herausgabe abgelehnt worden, 
so kann gegen das Reich Klage auf Heraus¬ 
gabe im ordentlichen Rechtswege erhoben wer¬ 
den. Für die Klage ist ohne Rücksicht auf 
den Wert des Streitgegenstandes das Land¬ 
gericht zuständig.« 

( 2 ) § 9 Abs. 1 der Hinterlegungsordnung er¬ 
hält folgenden Satz 2: 

-'Wertpapiere, die zur SamrnelVerwahrung ge¬ 
eignet sind, können der Deutschen Reichsbank 
(Wertpapiersanunelbank) zur Sammelver¬ 
wahrung übergeben werden.« 

( 3 ) Für die Behandlung einer vor dem In¬ 
krafttreten dieser Verordnung eingelegten wei¬ 
teren Beschwerde verbleibt es bei den bisherigen 
Vorschriften. 
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Schiedsmannsangelegenheiten 

§59 

Soweit nach den Vorschriften der Landesge¬ 
setze über die Amtsenthebung eines Schieds- 
manns ein Landgericht oder ein Oberlandesge¬ 
richt zu entscheiden hat, wird die Entscheidung 
künftig durch den Präsidenten des Landgerichts 
getroffen, in dessen Bezirk der Schiedsmann 
seinen Wohnsitz hat. 

Zwölfter Abschnitt 
Vereinfachung im Kostenwesen 

Kostenfestsetzung 
in der Kostenentscheidung 

§60 

Soweit der Richter darüber entscheidet, ob 
außergerichtliche Kosten zu erstatten sind, setzt 
er ihren Betrag in der Entscheidung nach freier 
Schätzung fest. Er berücksichtigt dabei die 
dem Erstattungsberechtigten tatsächlich erwach¬ 
senen und voraussichtlich erwachsenden Auf¬ 
wendungen und die von ihm gezahlten Gerichts¬ 
kosten. Er bestimmt zugleich, in welchem Ver¬ 
hältnis die Beteiligten die noch nicht entrichteten 
Gerichtskosten zu tragen haben. Die Entschei¬ 
dung über die Festsetzung ist in gleicher Weise 
wie die Sachentscheidung vorläufig vollstreckbar. 

Rechtsmittel gegen Entscheidungen 
über Sachverständigengebühren sowie 
über Anwalts- und Notar kosten 

§61 

(1) Gerichtliche Entscheidungen über Sach¬ 
verständigengebühren können mit der Be¬ 
schwerde (dem Rekurs) nicht angefochten wer¬ 
den. 

( 2 ) Gegen Entscheidungen der Landgerichte 
über Notarkosten (§ 156 Abs. 1, 5 der Kosten¬ 
ordnung) ist eine weitere Beschwerde nicht zu¬ 
lässig. 

( 3 ) Über Erinnerungen gegen die Festsetzung 
der Kosten eines beigeordneten Rechtsanwalts 
wird ausschließlich im Verwaltungswege ent¬ 
schieden. 

Kleinbeträge 

§62 

( 1 ) Im Geltungsbereich des Gerichtskosten¬ 
gesetzes und der Kostenordnung gilt folgendes: 

1. Eine Berichtigung unrichtiger Berechnun¬ 
gen über Gerichtskosten und Kosten eines 
beigeordneten Rechtsanwalts kann unter¬ 
bleiben, wenn der Unterschiedsbetrag 
weniger als 5 Reichsmark ausmacht; ein 
Anspruch auf Erstattung zu vied gezahlter 
Gerichtskosten von weniger als 5 Reichs¬ 
mark besteht nicht. 

2. Gerichtliche Auslagen im Betrage von 
weniger als 1 Reichsmark werden nicht 
angesetzt. 

3. Die gerichtliche Schreibgebühr beträgt 
mindestens 1 Reichsmark; dies gilt nicht 
für die Schreibgebühren der Notare und 
Rechtsanwälte. 


( 2 ) Im Geltungsbereich der Gerichtsgebühren¬ 
novelle 1942 gilt folgendes: 

1. Gerichtsgebühren im Betrage von weniger 
als 2 Reichsmark werden nicht angesetzt. 
Eine Aufforderung zur Entrichtung in 
Kostenmarken unterbleibt. 

2. Ist der Gebührenschuldner zur Entrich¬ 
tung der Gebühr in Kostenmarken ver¬ 
pflichtet und verwendet er keine oder nicht 
genügend Kostenmarken, so unterbleibt 
die Einziehung des Fehlbetrages, wenn er 
weniger als 2 Reichsmark beträgt und den 
Zahlungspflichtigen offensichtlich kein 
Verschulden trifft. Andernfalls wird der 
Fehlbetrag auf mindestens 2 Reichsmark 
gesteigert. 

3. Zu viel entrichtete Gerichtskosten im Be¬ 
trage von weniger als 5 Reichsmark wer¬ 
den nicht erstattet. 

4. Ausfertigungsgebühren (§34 der Gerichts¬ 
gebührennovelle 1942) werden bis auf wei¬ 
teres nicht erhoben. 

Entschädigung der Zeugen 
und Sachverständigen 

§63 

Beläuft sich die nach der Gebührenordnung 
für Zeugen und Sachverständige zu gewährende 
Entschädigung bei Zeugen auf weniger als 
2 Reichsmark und bei Sachverständigen auf 
weniger als 5 Reichsmark, so wird eine Ent¬ 
schädigung nicht gewährt. 

Jahresgebühren für Vormundschaften 
und Pflegschaften 

§64 

Die am 1. Januar 1945 fällig werdenden Jah¬ 
resgebühren für Vormundschaften und Pfleg¬ 
schaften (§ 85, § 86 Abs. 2 der Kostenordnung) 
werden, sofern die Vormundschaft oder Pfleg¬ 
schaft nicht vorher beendet wird, erst am 1. Ja¬ 
nuar 1946 erhoben. 

Verlassenschaftsgebühr 

§65 

In den Alpen- und Donau-Reichsgauen, im 
Reichsgau Sudetenland und in Verfahren vor 
den deutschen Gerichten im Protektorat Böhmen 
und Mähren wird die Pauschgebühr für Ver¬ 
lassenschaftsabhandlungen nicht erhoben, wenn 
die Durchführung der Verlassenschaftsabhand¬ 
lung einem Notar übertragen oder das Verfahren 
nicht bis zur Eintragung durchgeführt wird. 

Dreizehnter Abschnitt 

Angelegenheiten der Rechtsanwälte und 
Notare 

Rechtsanwalts- und Notarkammern 

§66 

( 1 ) Die Geschäfte der Rechtsanwaltskammern 
und der Notarkammern werden bis auf weiteres 
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von den Präsidenten der Kammern allein ge¬ 
führt. Das Amt der Mitglieder der Rechtsan- 
waltskammern und der Kammerausschüsse der 
Notarkammern endet mit dem Inkrafttreten die¬ 
ser Verordnung. Neue Mitglieder werden vor¬ 
läufig nicht bestellt. Die Vertreter des Kam¬ 
merpräsidenten bleiben im Amt. Neue Vertreter 
bestellt der Reichsminister der Justiz. 

( 2 ) Der Präsident der Reichs-Rechtsanwalts¬ 
kammer und der Präsident der Reichsnotarkam¬ 
mer können von der Anhörung des Beirates ab- 
sehen. 

Zweigstellen und Sprechtage 
von Rechtsanwälten 

§67 

Der Präsident der Reichs-Rechtsanwaltskam- 
mer und die Präsidenten der Rechtsanwaltskam¬ 
mern können Rechtsanwälte verpflichten, außer¬ 
halb des Ortes ihrer Niederlassung eine Zweig¬ 
stelle einzurichten oder Sprechtage abzuhalten. 

Vierzehnter Abschnitt 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

Überleitung s vor Schriften 

§68 

Soweit nicht für einzelne Verfahrensarten 
eine besondere Regelung getroffen ist, gelten die 
Uberleitungsvorschriften der §§ 69 bis 71. 

§69 

( 1 ) Zulässig eingelegte Rechtsmittel, die nach 
dieser Verordnung nicht mehr zulässig sein 
würden, bleiben nach den bisher geltenden Vor¬ 
schriften zulässig. Ist jedoch über ein solches 
Rechtsmittel bis zum 30. November 1944 ein¬ 
schließlich nicht entschieden, so wird es für er¬ 
ledigt erklärt, und zwar auch dann, wenn das 
Verfahren ausgesetzt oder unterbrochen ist. 
War die Sache an das Rechtsmittelgericht zu¬ 
rückverwiesen, so kann dieses, statt das Rechts¬ 
mittel für erledigt zu erklären, die Sache unter 
Aufhebung der angefochtenen Entscheidung an 
das Gericht erster Instanz zurückverweisen. 
Über die Kosten des erledigten Rechtsmittels 
wird nach billigem Ermessen entschieden, wobei 
die Gerichtskosten ganz oder teilweise nieder¬ 
geschlagen werden können. 

( 2 ) Die Entscheidungen des Rechtsmittelge¬ 
richts nach Abs. 1 ergehen durch Beschluß. Der 
Beschluß bedarf keiner mündlichen Verhand¬ 
lung und kann von dem Vorsitzenden allein er¬ 
lassen werden. 

Berlin, den 27. September 1944. 


§70 

( 1 ) Gegen die beim Inkrafttreten dieser Ver¬ 
ordnung bereits ergangenen, noch nicht rechts¬ 
kräftigen Entscheidungen der Amtsgerichte, der 
Landgerichte und der Arbeitsgerichte findet die 
Revision oder die Beschwerde (der Rekurs) nach 
den Vorschriften dieser Verordnung statt. Das 
Rechtsmittel kann nachträglich durch Beschluß 
des Gerichts erster Instanz zugelassen werden, 
wenn der zur Einlegung des Rechtsmittels Be¬ 
rechtigte die Zulassung innerhalb eines Monats 
nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung be¬ 
antragt. 

( 2 ) Im Falle des § 69 Abs. 1 Satz 2 ist in dem 
die Erledigung aussprechenden Beschluß von 
Amts wegen über die Zulassung der Revision 
oder der Beschwerde (des Rekurses) zu entschei¬ 
den. 

( 3 ) Wird das Rechtsmittel nachträglich zu¬ 
gelassen (Abs. 1, 2), so läuft die Frist für seine 
Einlegung von der Zustellung des Beschlusses ab. 

( 4 ) Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 gelten sinngemäß, 
wenn in einer innerhalb von 14 Tagen nach dem 
Inkrafttreten dieser Verordnung ergangenen 
Entscheidung die Entschließung über die Zulas¬ 
sung eines Rechtsmittels versehentlich unter¬ 
blieben ist. 

§71 

Gehen Zuständigkeiten der Oberlandesgerichte 
oder der Landesarbeitsgerichte nach dieser Ver¬ 
ordnung auf andere Gerichte über, so werden 
die bereits anhängigen Sachen, soweit sie nicht 
bis zum 30. November 1944 einschließlich er¬ 
ledigt sind, an die nunmehr zuständigen Ge¬ 
richte abgegeben. 

Durchführungsvorschriften 

§72 

Der Reichsminister der Justiz erläßt die zur 
Durchführung dieser Verordnung erforderlichen 
Vorschriften durch Rechtsverordnung oder im 
Verwaltungswege. Er kann Zweifelsfragen im 
Verwaltungswege entscheiden. Er bestimmt den 
Zeitpunkt, zu dem diese Verordnung oder ein¬ 
zelne ihrer Vorschriften außer Kraft treten. 

Inkrafttreten. Geltungsgebiet 
§73 

( 1 ) Diese Verordnung tritt mit dem 15. Ok¬ 
tober 1944 in Kraft. 

( 2 ) Die das Verfahren der Gerichte betreffen¬ 
den Vorschriften dieser Verordnung gelten im 
Protektorat Böhmen und Mähren für das Ver¬ 
fahren vor den deutschen Gerichten. Im übri¬ 
gen gelten dort nur die §§ 34, 36, 56 und 72. 


Der Reichsminister der Justiz 

Dr. Thierack 
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Verordnung 

über außerordentliche Maßnahmen im Erbhof recht und Erbhofverfahren aus Anlaß des totalen Krieges 
(Zweite Kriegsvereinfachungs-Verordnung für das Erbhof recht *) — 2, EHKV.). 

Vom 27. September 1944. 


Auf Grund der §§46,47,61 des Reichserbhof- 
gesetzes vom29.September 1933(Reichsgesetzbl. I 
S. 685) in Verbindung mit dem Erlaß des E iih- 
rers über den totalen Kriegseinsatz vom 25. J uli 
1944 (Reichsgesetzbl. I S. 161) wird im Einver¬ 
nehmen mit dem Reichsminister und Chef der 
Reichskanzlei, dum Leiter der Partei-Kanzlei und 
dum Generalbevollmächtigten für die Reichsver¬ 
waltung verordnet: 

I. Zurückstellung anerbenbehördlicher Geschäfte 

§1 

Zurückstellung nicht kriegs¬ 
dringlicher Erbhofsachen 

(1) Die Anerbenbehörden bearbeiten nur solche 
Erbhofsachen, deren Erledigung während des, 
Krieges dringlich ist. Die Entscheidung über die 
Zurückstellung ist den Beteiligten formlos mit¬ 
zuteilen. Sie ist unanfechtbar. Die Anerbt-n- 
behörden können ihre Entscheidung jedoch von 
Amts wegen ändern. 

( 2 ) Auf Antrag des Landesbauernführers ist 
über die Frage der Zurückstellung erneut zu 
entscheiden. 

§2 

Zurückstellung der Genehmigung 
bei Veräußerungen 

Die Entscheidung über Anträge auf Genehmi¬ 
gung der Veräußerung des Erbhofs oder ein¬ 
zelner Erbhofgrundstücke ist zurückzustellen, so¬ 
fern es sich nicht um Ubergabeverträge (§ 37 
Abs. 3 des Gesetzes) handelt. V 011 der Zurück¬ 
stellung ist abzusehen, wenn der Landesbauein¬ 
führer die Durchführung des Genehmigungsver¬ 
fahrens beantragt. 

§ 3 

Zurückstellung der anerbengericht¬ 
lichen Zustimmung zur Bestimmung 

des Anerben und der Entscheidung 

über die sipp penmä ßige Herkunft 
eines Ehegattenerbhofes 

( 1 ) Die Entscheidung über Anträge auf Zu¬ 
stimmung zur Bestimmung des Anerben (§ 25 
des Gesetzes, §§ 7, 47 der Erbhofvechtsverord- 
nung vom 21. Dezember 1936. Reichsgesetzbl. I 
S. 1069, §§ 5, 8, 12, 25. 35, 36. 37. 51 der Erb- 
hoffortbildungsverordnung vom 30. September 
1943, Reichsgesetzbl. 1 S. 549). ist zurückzustel¬ 
len, sofern nicht die unverzügliche Durchführung 
des Verfahrens auch unter Berücksichtigung der 
Kriegsverhältnisse unerläßlich ist. 

( 2 ) Dasselbe gilt für Entscheidungen über die 
Frage, von welchem Eheteil ein Ehegattenerbhof 
stammt (§ 23 der Erbhoffortbildungsverord¬ 
nung). 


§ 4 

Zulassung von Besitzungen 
über 125 Hektar 

Anträge auf Zulassung einer Besitzung von 
mehr als 125 Hektar (§ 44 der Erbhofverfahrens- 
ordtauig vom 21. Dezember 1936, Reichsgesetzbl. I 
S. 1082) und auf Zulassung der Vergrößerung 
von Erbhöfen über 125 Hektar (§40 der Erbhof¬ 
fortbildungsverordnung) werden bis auf weiteres 
vom Anerbengericht nicht bearbeitet. 


II. Vereinfachung des Erbhofreclits 

§5 

Entscheidung über die Erbhof¬ 
ei g e n s c h a f t 

( 1 ) §32 Abs. 1 der Erbhof Verfahrensordnung 
erhält folgenden Satz 2: 

»Besteht die Eintragung mindestens fünf Jahre, 
so kann ein Antrag auf Feststellung der 
Nichterbhofeigenschaft nur damit begründet 
werden, daß die Voraussetzungen der Erbhof¬ 
eigenschaft nachträglich fortgefallen, sind.« 

( 2 ) In den Fällen des §56 Abs. 4 der Erbhof¬ 
verfahrensordnung tritt an die Stelle des Erbhof¬ 
gerichts das Anerbengericht. 


§6 

Verpachtung 

In Abweichung von § 30 der Erbhofrechtsver¬ 
ordnung bedarf ein Pachtvertrag, durch den ein 
Teil des Erbhofs verpachtet wird, der Genehmi¬ 
gung des Anerbengerichts nicht, wenn der Kreis¬ 
bauernführer der Verpachtung zustimmt. 


§7 

Bestimmung des Anerben 
nnerhalb der ersten Ordnun 


g 


( 1 ) In Abweichung von §25 Abs. 1 des Ge¬ 
setzes kann der Erblasser auch in der ersten Ord¬ 
nung den "Anerben überall frei bestimmen. 

( 2 ) Die Vorschriften des § 7 Abs. 4 der Erb¬ 
hofrechtsverordnung (Übergehung eines Sohnes 
aus erster Ehe zugunsten eines Sohnes aus zwei¬ 
ter Ehe nur mit Zustimmung d s Anerbengerichts) 
und des § 47 Ahs. 2 der Erbhofrechtsverordnung 
(Bestimmung des Hauskindes zum Anerben nur 
mit Zustimmung des Anerbengerichts) bleiben un¬ 
berührt. 


§ 8 

Überspringen eines Anerb en- 
berechtigten 

Tn Abweichung von § 9 der Erbhofrechtsver¬ 
ordnung kann der Erblasser innerhalb der glei¬ 
chen Ordnung unter Überspringen eines Ancrben- 


*) \| iS Erste Kriegsvereinfachungs-Verordnung für das Erbhofrecht gilt die Verordnung über Kriegsvereinfaehungen im 
Erbhofverfahren vom 29. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 337). 
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berechtigten dessen Sohn, in den Fällen des § 9 
Abs. 3 der Erbhofrechtsverordnung einen Nach¬ 
kommen des Anerbenberechtigten, zum Anerben 
frei bestimmen. 

§9 

Vereinfachung des Verfahrens 
bei der Bestimmung des Anerben 
durch Verwaltungsentscheidung 

(1) In den Fällen der §§ 54 und 54 a der Erb¬ 
hofrechtsverordnung werden die dem Erbhof¬ 
gericht obliegenden Aufgaben von dem Ober¬ 
landesgerichtspräsidenten wahrgenommen. 

( 2 ) Anträge nach § 54 der Erbhofrechtsverord¬ 
nung sind bei dem Oberlandesgerichtspräsiden¬ 
ten einzureichen. Hält der Oberlandesgerichts¬ 
präsident nach Abschluß der Ermittlungen den 
Antrag des Landesbauernführers für begründet, 
so entscheidet er darüber selbst. 

( 3 ) In den Fällen des § 54 a der Erbhofrechts- 
verordnung hat der Vorsitzende des Anerben¬ 
gerichts den Antrag mit seiner Stellungnahme- 
dem Oberlandesgerichtspräsidenten vorzulegen. 
Hält der Oberlandosgerichtspräsidcnt den Antrag 
für unbegründet, so entscheidet er darüber selbst. 
Dasselbe gilt, wenn er den Antrag des Landes¬ 
bauern führers für gerechtfertigt erachtet. Hält 
der Oberlandesgerichtspräsident den Antrag der 
Sohnestochter des Erblassers für begründet, so 
entscheidet er darüber selbst, sofern der Landes¬ 
bauern fiihrer dem Antrag zugestimmt hat. 

( 4 ) Die Entscheidungen des Oberlandesgerichts¬ 
präsidenten sind kurz zu begründen; sie sind 
unanfechtbar. Soweit der Oberlandesgerichts¬ 
präsident zur Entscheidung nicht berufen ist, 
legt er die Anträge mit einem Sachbericht und 
seiner gutachtlichen Stellungnahme dem Reichs- 
minister der Justiz vor. 

§ 10 

Bestimmung des zuständigen Anerben¬ 
gerichts 

Ist die örtliche Zuständigkeit des Anerben¬ 
gerichts zweifelhaft, so bestimmt in Abweichung 
von § 42 Abs. 2 des Gesetzes der Oberlandes¬ 
gerichtspräsident das zuständige Anerbengericht. 

III. Rechtsmittelbeschränkung 

§ 11 

( 1 ) Gegen die Entscheidungen der Anerben¬ 
gerichte findet unbeschadet der sonstigen gesetz¬ 
lichen Voraussetzungen die sofortige Beschwerde 
nur statt, soweit die angefochtenen Beschlüsse 
betreffen: 

1. Feststellung der Erbhofeigenschaft, 

2. Feststellung der Bauernfähigkeit, 

3. Entziehung der Verwaltung und Nutz¬ 
nießung gemäß § 15 Abs. 2 des Gesetzes 
und Bestimmung des Nutzverwalters zum 
Anerben gemäß § 87 der Erbhofverfahrens¬ 
ordnung, 

4. Entziehung des Eigentums am Erbhofe ge¬ 
mäß § 15 Abs. 3, 4 des Gesetzes, 

5 Genehmigung der Übergabe, Veräußerung 
des ganzen Erbhofs und Überführung von 


Erbhöfen in Eigentum der Ehegatten (§ 37 
des Gesetzes, § 20 der Erblioffortbildungs- 
verordnung), 

6. Genehmigung der Verpachtung des ganzen 
Erbhofs, 

7. Zustimmung zur Bestimmung des Anerben 
in-den Fällen der § 25 des Gesetzes, §§ 7, 47 
der Erbhofrechtsverordnung, §§ 12, 25, 35, 
36, 37 der Erbhoffortbiidungsverordnung, 

8. Genehmigung der Bestimmung und Auf¬ 
hebung des Bruderrechts (§ 33 der Erbhof- 
fortbildungs Verordnung), 

9. Zulassung der Erbfolge in einem weiteren 
Erbhof oder in mehrere Erbhöfe (§ 42 der 
Erbhoffortbiidungsverordnung), 

10. Ausschließung und Aufhebung der bäuer¬ 
lichen Verwaltung und Nutznießung durch 
das Anerbengericht, 

11. Entscheidungen im Rahmen des § 17 der 
Erbhoffortbiidungsverordnung, 

12. Anordnung des vorzeitigen Eintritts der 
weiteren Anerbenfolge (§§ 15, 27 der Erb 
hoffortbildungsverordnung), 

13. Zwangsübertragung des Erbhofs an einen 
Anerbenberechtigten bei nicht rechtzeitiger 
Hofühergabe (§ 43 der Erbhoffortbildungs- 
verordnung), 

14. Entscheidungen auf Grund der Verord 
nung zur Ergänzung der Vorschriften über 
die Einführung des Erbhofrechts in der 
Ostmark vom 12. April 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 665). 

( 2 ) Handelt es sich in den Fällen des Abs. 1 
Nr. 5 um die Genehmigung zur Begründung eines 
Ehegattonerbhofs, so ist das Beschwerdegericht 
an die Feststellungen des Anerbengerichts dar¬ 
über, oh in der Gegend die Begründung von Ehe¬ 
gattenhöfen früher üblich war (§ 20 Abs. 4 Satz 2 
der Erbhoffortbiidungsverordnung), gebunden. 

( 3 ) Das Beschwerderecht des Kreisbauern¬ 
führers wird durch den Landesbauernführer aus¬ 
geübt. Die Einlegung der Beschwerde erfolgt 
durch Erklärung zur Niederschrift der Geschäfts¬ 
stelle des Anerbengerichts oder durch Einreichung 
einer Beschwerdeschrift, die von einem Rechts¬ 
anwalt unterzeichnet sein muß. Der Unterzeich¬ 
nung durch einen Rechtsanwalt bedarf es nicht, 
wenn die Beschwerde von dem Landesbauern¬ 
führer eingelegt wird. Das Beschwerdegericht 
kann eine Beschwerde zulassen, die nicht von 
einem Rechtsanwalt unterzeichnet ist. 

( 4 ) Die Frist zur Einlegung der sofortigen Be¬ 
schwerde beträgt einen Monat. 

( 5 ) Uber die Beschwerde entscheidet das 
Reichserbhofgericht. In den Fällen des Abs. 1 
Nr. 14 gilt dies auch insoweit, als das Anerben- 
gericht als Genehmigungsbehörde im Sinne der 
Grundstückverkehrsbekanntmachung vom 26. Ja¬ 
nuar 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 35) entschieden 
hat. Die Begründung der Beschwerdeentschei¬ 
dung hat sich auf eine möglichst gedrängte Dar¬ 
stellung des Sachverhalts und der die Entschei¬ 
dung tragenden rechtlichen Gesichtspunkte zu 
beschränken. 
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§12 

Die Vorschrift des § 47 Satz 3 der Erbhof fort- 
bildungsverordnung ist nicht anzuwenden. 

IV. Schlußvorschriften 

§ 13 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 15. Oktober 1944 
in Kraft. 

Ubergangsregelungen 

§14 

(1) Die §§ 1 bis 5 Abs. 1 gelten auch für bereits 
anhängige Verfahren. 

( 2 ) Die Vorschrift des § 5 Abs. 2 gilt für Ver¬ 
fahren, die bei dem Erbhofgericht bereits an¬ 
hängig sind, erst vom 1. Dezember 1944 ab. In 
diesem Zeitpunkt gehen sie, sofern das Erbhof¬ 
gericht bis dahin nicht über den Antrag entschie¬ 
den hat, auf das Anerbengericht über. 

( 3 ) § 6 gilt auch für frühere Verpachtungen, 
sofern die Anerbenbehörde die Genehmigung 
nicht bereits versagt hat. 

( 4 ) Die §§ 7 und 8 gelten auch für die früher 
erfolgten Anerbenbestimmungen, sofern nicht der 
Erbfall vor dem 15. Oktober 1944 eingetreten 
oder die Zustimmung der Anerbenbehörde bereits 
versagt ist. 

( 5 ) Die Vorschriften des § 9 mit Ausnahme des 
Abs. 2 oatz 1 finden auch auf die laufenden An¬ 
träge Anwendung, sofern nicht bereits die gut¬ 
achtliche Stellungnahme des Erbhof gerichts 
dem Reichsminister der Justiz vorgelegt ist. 

§ 15 

( 1 ) Die Vorschriften des § 11 Abs. 1, 2 und 5 
gelten für Beschwerden, die vor dem 15. Oktober 
1944 gegen Entscheidungen der Anerbengerichte 
eingelegt sind, erst vom 1. Dezember 1944 ab. 
Bis zu diesem Zeitpunkt entscheidet das Erbhof¬ 
gericht darüber nach den bisherigen Vorschriften. 

( 2 ) Ist über Beschwerden, die vor dem 15. Ok¬ 
tober 1944 bei dem Erbhofgericht anhängig ge¬ 
worden sind und Angelegenheiten der im § 11 
Abs. 1 Nrn. 1 bis 14 bezeichneten Art betreffen, 
bis zum 30. November 1944 nicht entschieden, so 
verweist der Vorsitzende des Erbhofgerichts das 
Beschwerdeverfahren durch Beschluß an das 
Reichserbhofgericht. 

( 3 ) Ist über eine vor dem 15. Oktober 1944 bei 
dem Erbhofgericht anhängig gewordene Be¬ 
schwerde, die nicht eine der im § 11 Abs. 1 Nrn. 1 

Berlin, den 27. September 1944. 


bis 14 bezeichneten Angelegenheiten zum Gegen¬ 
stand hat, bis zum 30. November 1944 nicht ent¬ 
schieden. so wird sie mit Ablauf dieses Tages 
für erledigt angesehen. Die-angefochtene Ent¬ 
scheidung des Anerbengerichts wird dadurch 
rechtskräftig. Der Vorsitzende des Erbhof- 
gerichts stellt dies durch Beschluß fest und ent¬ 
scheidet hierbei über die Kosten des Beschwerde¬ 
verfahrens nach billigem Ermessen; dabei kön¬ 
nen die Gerichtskosten ganz oder teilweise nieder¬ 
geschlagen werden. 

( 4 ) Die Beschlüsse nach Abs. 2 und 3 ergehen 
auch dann, wenn das Verfahren ausgesetzt oder 
zurückgestellt ist. 

( 5 ) Ist das Verfahren vom Reichserbhofgericht 
an das Erbhofgericht zurückverwiesen worden, 
so gilt es als an das Anerbengericht zurückver¬ 
wiesen, wenn ‘die Entscheidung des Erbhof¬ 
gerichts nicht bis zum 30. November 1944 er¬ 
gangen ist. Der Vorsitzende des Erbhofgerichts 
gibt in diesem Falle die Sache an das Anerben¬ 
gericht ab. 

§16 

Die Vorschrift des § 12 gilt für Anträge des 
Vormundschaftsrichters, die vor dem 15. Okto¬ 
ber 1944 bei dem Erbhofgericht anhängig gewor¬ 
den sind, erst vom 1. Dezember 1944 ab. Ist bis 
dahin die Entscheidung des Erbhofgerichts nicht 
ergangen, so wird der Antrag des Vormund¬ 
schaftsrichters durch den Vorsitzenden des Erb¬ 
hofgerichts für erledigt erklärt. 

§ 17 

( 1 ) Gegen die Entscheidungen der Erbhof¬ 
gerichte findet die weitere sofortige Beschwerde 
unbeschadet der sonstigen gesetzlichen Voraus¬ 
setzungen nur statt, soweit die angefochtenen Be¬ 
schlüsse die im § 11 Abs. 1 Nrn. 1 bis 14 be¬ 
zeichneten Angelegenheiten betreffen. 

( 2 ) Die Vorschrift des Abs. 1 gilt nicht für 
weitere Beschwerden, die vor dem 15. Oktober 
1944 bei dem Reichserbhofgericht anhängig ge¬ 
worden sind. 

Ermächtigung 

§18 

Der Reichsminister der Justiz und der Reichs¬ 
minister für Ernährung und Landwirtschaft kön¬ 
nen gemeinschaftlich Vorschriften zur Durch¬ 
führung dieser Verordnung im Verwaltungs¬ 
wege treffen und auch Zweifelsfragen im Ver¬ 
waltungswege regeln. Sie können ebenso die 
Verordnung oder Teile der Verordnung außer 
Kraft setzen. 


Der Reichs minister der Justiz 
Dr. T h i e r a c k 

Der Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft 

Mit der Führung der Geschäfte beauftragt: 

H. Backe 
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Verordnung zur Regelung der Wasserversorgung. 
Vom 30. September 1944. 


Auf Grund gesetzlicher Ermächtigung wird 
im Einvernehmen mit dem Generalbevollmäch¬ 
tigten für die Reichsverwaltung und dem Ober¬ 
kommando der Wehrmacht verordnet: 

§1 

(1) Die Mittelbehörden der Wasserwirtschafts¬ 
verwaltung (Reichsstatthalter, Landesregierun¬ 
gen, Regierungspräsidenten, Polizeipräsident 
Berlin) können zur Behebung von Notständen 
in der allgemeinen Ordnung der Wasserversor¬ 
gung von den Wasserbenutzern alle Maßnah¬ 
men zur Herstellung einer dem Gemeinschafts¬ 
bedürfnis Rechnung tragenden Wasservertei¬ 
lung fordern. Insbesondere können sie den 
Wasserbenutzern bestimmte Auflagen für die 
Abgabe ihres Wassers machen, ihnen Beschrän¬ 
kungen in der Wasserverwendung auferlegen 
und die Herstellung von Verbindungen zwischen 
Eigenversorgungs- und Sammelversorgungsan¬ 
lagen und die gegenseitige Abgabe von Wasser 
verlangen. Die Besitzer der Anlagen haben die 
zur Durchführung der angeforderten Maßnah¬ 
men nötigen Einrichtungen ohne Verzug zu 
treffen, erforderlichenfalls kann die anfordernde 
Behörde sie auf Kosten der Leistungspflichtigen 
selbst durchführen. 

( 2 ) Die Eigentums- und Vermögensverhält¬ 
nisse an den Wasserversorgungsunternehmen 
werden hierdurch nicht berührt. 

( 3 ) Erstreckt sich die Anforderung auf meh¬ 
rere Bezirke, so kann der Generalinspektor für 
Wasser und Energie eine Mittelbehörde zu ihrer 
Durchführung bestimmen. 

( 4 ) Die Mittelbehörden können sich zur Aus¬ 
übung ihrer Befugnisse der örtlichen Behörden 
der Wasserwirtschaftsverwaltung bedienen. 

Berlin, den 30. September 1944. 


§2 

Die Anforderung kann mündlich, schriftlich 
oder durch öffentliche Bekanntmachung erfol¬ 
gen und ist dem leistungspflichtigen Inhaber 
der Wasserversorgungsanlage schriftlich zu be¬ 
stätigen. 

§3 

Die Kosten, die dem Leistungspflichtigen aus 
den angeforderten Maßnahmen erwachsen, sind 
ihm, soweit nicht billigerweise ihre unentgelt¬ 
liche Leistung gefordert werden oder er Ersatz 
für sie von einem Dritten erhalten kann, vom 
Reich zu ersetzen. Für Schäden, die dem Lei¬ 
stungspflichtigen aus der Durchführung der an¬ 
geforderten Maßnahmen erwachsen, wird ange¬ 
messene Entschädigung gewährt. 

§4 

Der Ersatz der Kosten und Schäden ist bei 
der Behörde zu beantragen, welche die Anfor¬ 
derung erlassen hat. Gegen ihre Entscheidung 
findet binnen zwei Wochen nach Zustellung die 
Beschwerde an den Generalinspektor für Was¬ 
ser und Energie statt, der endgültig entscheidet. 
Die Beschwerde ist bei der Behörde einzurei¬ 
chen, die den Bescheid erlassen hat. Der Rechts¬ 
weg ist ausgeschlossen. 

§ 5 

( 1 ) Die Verordnung tritt am 15. Oktober 1944 
in Kraft 

( 2 ) Den Zeitpunkt des Außerkrafttretens be¬ 
stimmt der Beauftragte für den Vierjahresplan 
im Einvernehmen mit dem Generalinspektor für 
Wasser und Energie. 


Der Beauftragtefürden Vier jahresplan 

In Vertretung 
Körner 
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Verordnung zur Änderung 

der Sechsten Durchführungs- und Ergänzungsverordnung zur Kriegssachschädenverordnung 

(Vereinfachung des Verfahrens). 

Vom 2. Oktober 1944. 


Zur Vereinfachung des Verfahrens in Kriegs¬ 
sachschädensachen sollen die in der Sechsten 
Durchführungs- und Ergänzungsverordnung zur 
Kriegssachschädenverordnung vom 8. Juli 1943 
festgesetzten Grenzen für den formlosen Be¬ 
scheid, für die Beschwerdesumme und für die 
Vorauszahlungen erhöht werden. Auf Grund 
von § 37 der Kriegssachschädenverordnung 
(KSSchVO.) vom 30. November 1940 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 1547) wird daher im Einverneh¬ 
men mit den beteiligten Obersten Reichsbehör¬ 
den verordnet: 

Die §§ 7, 9 und 13 der Sechsten Durchfüh¬ 
rungs- und Ergänzungsverordnung zur Kriegs¬ 
sachschädenverordnung vom 8. Juli 1943 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 383) erhalten folgende Fassung: 

7 

Formloser Bescheid 

(l) Von einem förmlichen Bescheid nach 
§ 19 Abs. 1 KSSchVO. kann abgesehen wer¬ 
den, wenn der vom Antragsteller geltend ge¬ 
machte Sachschaden den Betrag von 1 000 
Reichsmark nicht übersteigt oder wenn Nut¬ 
zungsentschädigung bis zu 100 Reichsmark 

Berlin, den 2. Oktober 1944. 


monatlich oder für einmalige zusätzliche Aus¬ 
gaben bis zu 1000 Reichsmark gefordert wild. 

( 2 ) In diesen Fällen genügt es, daß die Ent¬ 
scheidung der Feststellungsbehörde akten¬ 
kundig gemacht und dem Geschädigten form¬ 
los bekanntgegeben wird (formloser Be¬ 
scheid).« 

»§ 9 

Ausschluß der Beschwerde 

Gegen einen formlosen Bescheid (§7) findet 
eine Beschwerde nach § 22 KSSchVO. nicht 
statt. Auch im übrigen findet eine Beschwerde 
nur statt, wenn die Beschwerdesumme den 
Betrag von 1 000 Reichsmark übersteigt, so¬ 
fern die entscheidende Feststellungsbehörde 
die Beschwerde nicht ausdrücklich zuläßt.« 

»§ 13 

V orauszahlungen 

Vorauszahlungen auf die zu gewährende 
Entschädigung nach § 26 KSSchVO. kann die 
Feststellungsbehörde bis zum Betrage von 
30 000 Reichsmark und mit Zustimmung des 
Vertreters des Reichsinteresses ohne Bindung 
an einen Höchstbetrag gewähren.« 


Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung 
Dr. Stuckart 


Verordnung zur Regelung der gesetzlichen Erbfolge in besonderen Fällen 
(Erbregelungsverordnung — ErbRV.). 

Vom 4. Oktober 1944. 


Auf Grund des § 10 der Verordnung vom 
11. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2139) be¬ 
stimme ich zur Ergänzung der Verordnung über 
Maßnahmen auf dem Gebiete des bürgerlichen 
Streitverfahrens, der Zwangsvollstreckung, des 
Konkurses und des bürgerlichen Rechts vom 
1. September 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1656) 
folgendes: 

§ 1 

( 1 ) Soweit die gesetzliche Erbregelung offen¬ 
sichtlich von dem Willen des Erblassers zum 
Nachteil naher Angehöriger in erheblicher Weise 
abweicht, kann das Nachlaßgericht auf Antrag 
den Nachlaß diesem Willen gemäß regeln, wenn 
das gesunde Volksempfinden dies erfordert. 

( 2 ) a) Ist ein erklärter Wille des Erblassers 
nicht festzustellen, so gilt als sein Wille das, 
was er bei Kenntnis aller Umstände für den 
Fall seines Todes angeordnet hätte, wenn er 
ihn bedacht hätte. 


b) War der Erblasser rechtlich unfähig, 
eine Verfügung von Todes wegen zu treffen, so 
gilt als sein Wille das, was ein ordentlicher, 
seiner Pflichten gegen Familie und Volksge¬ 
meinschaft bewußter Erblasser unter gebühren¬ 
der Berücksichtigung der etwaigen Auffassun¬ 
gen des Testierunfähigen an seiner Stelle ange¬ 
ordnet hätte. 

c) Ein Wille des Erblassers, der durch 
Ausnutzung seiner Todesnot bestimmt ist, bleibt 
außer Betracht. 

§2 

( 1 ) Zur Stellung des Antrags nach § 1 ist jeder 
nahe Angehörige (§ 1 Abs. 1) berechtigt, dem die 
Verwirklichung des Willens des Erblassers un¬ 
mittelbar zustatten kommen würde. 

( 2 ) Der Antragsteller hat die im Abs. 1 er¬ 
wähnten Tatsachen glaubhaft zu machen. 
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§3 

(1) Der Antrag gemäß § 1 kann nur binnen 
sechs Monaten gestellt werden. 

( 2 ) Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in 
dem der Antragsberechtigte von dem Erbfall 
und dem Eintritt der gesetzlichen Erbfolge 
Kenntnis erlangt. 

( 3 ) Auf den Lauf der Frist sind die für die 
Verjährung geltenden Vorschriften der §§ 203, 
206 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (§§ 1494,1496 
des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuchs) und 
des § 30 der Vertragshilfeverordnung entspre¬ 
chend anzuwenden. 

( 4 ) Sind seit dem Erbfall drei Jahre verstri¬ 
chen, so ist der Antrag unzulässig. Ist der Erb¬ 
lasser für tot erklärt, so beginnt die Frist mit 
der Rechtskraft der Todeserklärung. 

. §4 

Soweit ein gesetzlicher Erbe durch Verfügung 
von Todes wegen gemäß § 48 Abs. 2 des Testa¬ 
mentsgesetzes nicht wirksam hätte eingesetzt 
werden können, gilt der Anfall an ihn als nicht 
erfolgt. Die Erbschaft fällt insoweit mit Wir¬ 
kung vom Erbfall dem an, der berufen sein 
würde, wenn der Ausgeschlossene zur Zeit des 
Erbfalls nicht gelebt hätte. 

§5 

( 1 ) Die §§ 1, 2 gelten für alle Erbfälle, die 
nach dem 31. August 1939 eingetreten sind. 

Berlin, den 4. Oktober 1944. 


{ 2 ) § 3 ist auf die vor Inkrafttreten der Ver¬ 
ordnung eingetretenen Erbfälle mit folgenden 
Maßgaben anzuwenden: 

a) Die Frist des § 3 Abs. 1 endigt frühestens 
mit Ablauf von sechs Monaten seit In¬ 
krafttreten der Verordnung. 

b) Die Frist des § 3 Abs. 4 endigt frühestens 
mit Ablauf eines Jahres seit Inkrafttreten 
der Verordnung. 

( 3 ) § 4 gilt für alle Erbfälle, die nach dem 
Inkrafttreten des Testamentsgesetzes eingetre¬ 
ten sind, soweit nicht die Nachlaßregelung bei 
Inkrafttreten dieser Verordnung bereits be¬ 
endigt ist. 

§ 6 

Die Vorschriften dieser Verordnung sind auf 
die Erbfolge in einen Erbhof nicht anzuwenden. 

§? 

Der Reichsminister der Justiz kann Zweifels¬ 
fragen, die sich bei Anwendung dieser Verord¬ 
nung ergeben, im Verwaltungswege regeln. 

§8 

( 1 ) Die Verordnung tritt am 1. November 1944 
in Kraft. Sie gilt nicht für die Beerbung von 
Protektoratsangehörigen. 

( 2 ) Der Reichsminister der Justiz bestimmt 
nach Beendigung des Krieges den Zeitpunkt des 
Außerkrafttretens der Verordnung. 


Der Reichsminister der Justiz 
Dr. T h i e r a c k 


Verordnung zur Durchführung 

der Verordnung zur Regelung der gesetzlichen Erbfolge in besonderen Fällen 
(Erbregelungsdurchführungsverordnung — ErbRDV.). 

Vom 4. Oktober 1944. 


Auf Grund des § 10 der Verordnung vom 
31. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2139) be¬ 
stimme ich zur Durchführung der Verordnung 
zur Regelung der gesetzlichen Erbfolge in be¬ 
sonderen Fällen (Erbregelungsverordnung) vom 
4. Oktober 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 242) fol¬ 
gendes : 

§ 1 

Das Verfahren des Nachlaßgerichts zur Rege¬ 
lung des Nachlasses (§ 1 der Erbregelungsver¬ 
ordnung) richtet sich nach den Vorschriften der 
freiwilligen (außerstreitigen) Gerichtsbarkeit, 
soweit nicht im folgenden Abweichendes be¬ 
stimmt ist. 

§2 

( 1 ) Das Nachlaßgericht soll mit den Beteilig¬ 
ten in der Regel mündlich verhandeln und hier¬ 
bei auf einen angemessenen Ausgleich hinwirken. 
Kommt ein Ausgleich zustande, so ist hierüber 
nach den für den Vergleich im bürgerlichen 


Rechtsstreit geltenden Vorschriften eine Nieder¬ 
schrift aufzunehmen. 

( 2 ) Scheitert der Ausgleich, so ist nunmehr 
über den Antrag zu entscheiden. 

( 3 ) An dem Verfahren (Abs. 1,2) sind be¬ 
teiligt : 

a) der Antragsteller, 

b) der gesetzliche Erbe, 

c) außerdem jeder, den das Nachlaßgericht 
zum Beteiligten bestimmt. 

§3 

Stirbt der Antragsteller vor Rechtskraft der 
Entscheidung, so wird das Verfahren mit seinen 
Erben fortgesetzt. 

H 

Bei der Regelung des Nachlasses kann das 
Nachlaßgericht nach pflichtmäßigem Ermessen 
alle zur Verwirklichung des Willens des Erb- 
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lassers erforderlichen Maßnahmen treffen. Es 
kann insbesondere andere Erben aus dem Kreise 
der Beteiligten einsetzen, einzelne Nachlaßgegen¬ 
stände einem Beteiligten unmittelbar zuweisen 
oder Verpflichtungen zur Übertragung des Nach¬ 
lasses oder einzelner Gegenstände, zur Zahlung 
von Geld oder Bewirkung anderer Leistungen 
begründen und die sich daraus ergebenden wei¬ 
teren Rechtsbeziehungen der Beteiligten unter 
tunlichster Anlehnung an die im bürgerlichen 
Recht vorgesehenen Gestaltungsmöglichkeiten 
ordnen. 

§5 

( 1 ) Soweit gegen eine Entscheidung des Nach¬ 
laßgerichts das Recht der Beschwerde (Rekurs, 
Vorstellung) gegeben ist, steht dieses Recht nur 
den Beteiligten (§ 2 Abs. 3) zu. Die Beschwerde 
ist im Geltungsbereich des Reichsgesetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts¬ 
barkeit die sofortige Beschwerde. 

( 2 ) Die Entscheidung, durch die das Nachlaß¬ 
gericht eine Nachlaßregelung trifft, wird erst 
mit der Rechtskraft gegenüber den Beteiligten 
wirksam. 

§ 6 

Soweit das Grundbuch durch die Entschei¬ 
dung des Nachlaßgerichts unrichtig geworden 
ist, ersucht das Nachlaßgericht das Grundbuch¬ 
amt (Grundbuclisgericht) um Berichtigung. 

§ 7 

Aus einer rechtskräftigen Entscheidung des 
Nachlaßgerichts, durch die eine Verpflichtung 
zur Zahlung eines Geldbetrages, zur Heraus¬ 
gabe einer Sache, zur Vornahme einer Hand¬ 
lung, zur Duldung der Vornahme einer Hand¬ 
lung oder zu einer Unterlassung begründet wird, 
aus einem Vergleich (§ 2 Abs. 1) sowie aus einer 
rechtskräftigen Entscheidung über die zu er¬ 
stattenden Kosten findet die Zwangsvollstreckung 
wie aus einer vollstreckbaren gerichtlichen Ur¬ 
kunde statt. Im Geltungsbereich der Exekutions¬ 
ordnung sind die im Satz 1 angeführten Ent¬ 
scheidungen Exekuti mstitel im Sinne des § 1 
Nr. 6 der Exekutionsordnung. 

§8 

Erledigt sich ein anhängiger Rechtsstreit durch 
eine Entscheidung nach der Erbregelungsver¬ 
ordnung, so ist § 4 der Dritten Vereinfachungs¬ 
verordnung vom 16. Mai 1942 (Reichsgesetzbl. I 
S. 333) entsprechend anzuwenden. 

§9 

Eine Verweisung der Beteiligten auf den 
Rechtsweg oder das Verwaltungsverfahren (vgl. 
§ 2 Nr. 7 des österreichischen Kaiserlichen Pa¬ 


tents vom 9. August 1854, RGBl. Nr. 208; § 25 
des tschecho-slowakischen Gesetzes vom 19. Juni 
1931, SdGuV. Nr. 100) ist unzulässig. 

§10 

Die Kosten des Verfahrens trägt der Antrag¬ 
steller. Das Gericht kann jedoch eine andere 
Bestimmung treffen, wenn dies der Billigkeit 
entspricht. Es kann auch die Erstattung außer¬ 
gerichtlicher Kosten anordnen. 

§11 

( 1 ) Für die Entscheidung über den Antrag 
wird das Doppelte der vollen Gebühr nach § 26 
der Kostenordnung erhoben. Kommt ein Aus¬ 
gleich unter den Beteiligten zustande, so ist nur 
die volle Gebühr zu erheben. Die Wertvorschrift 
des § 40 Abs. 4 der Kostenordnung gilt entspre¬ 
chend; im Falle einer Regelung des Nachlasses 
ist die angeordnete Regelung für die Wertberech¬ 
nung maßgebend. 

( 2 ) Die Gebühren für die auf Ersuchen des 
Nachlaßgerichts vorgenommenen Grundbuchein¬ 
tragungen (§6) werden besonders erhoben. Zah¬ 
lungspflichtig ist der Beteiligte, der durch die 
Eintragung begünstigt wird. 

( 3 ) Im Reichsgau Sudetenland kann das Ge¬ 
richt anordnen, daß neben der Gebühr des Abs. 1 
die gerichtliche Pauschgebühr für die Verlassen¬ 
schaftsabhandlung ganz oder teilweise nicht er¬ 
hoben wird, wenn die Erbregelung vor der Be¬ 
endigung der Verlassenschaftsabhandlung durch¬ 
geführt wird. 

( 4 ) In den Alpen- und Donau-Reichsgauen 
sowie im Verfahren vor den deutschen Gerichten 
im Protektorat Böhmen und Mähren bestimmen 
sich die Gebühren nach der Gerichtsgebühren¬ 
novelle. Für die Entscheidung über den Antrag 
wird eine Gebühr in Höhe von 1 vom Tausend 
und für einen vom Gericht vermittelten Aus¬ 
gleich eine Gebühr in Höhe von 0,5 vom Tausend 
erhoben. Die Gebühr ist neben der Pauschal¬ 
gebühr für die Verlassenschaftsabhandlung zu 
entrichten. Die Entscheidungsgebühr wird auch 
für die Zurückweisung oder Verwerfung eines 
Rekurses erhoben. Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 gel¬ 
ten entsprechend. 

§12 

Die Vorschriften der Zweiten Kriegsmaßnah- 
menverordnungvom27. September 1944 (Reichs- 
gesetzbl.I S. 229) bleiben unberührt. 

§13 

Diese Verordnung tritt zusammen mit der 
Erbregelungsverordnung in Kraft. 


Berlin, den 4. Oktober 1944. 


Der Reichs minister der Justiz 
Dr. Thieracb 
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Verordnung 

über außerordentliche Maßnahmen im Pacht-, Landbewirtschaftungs- und Entschuldungsrecht 

aus Anlaß des totalen Krieges. 

Vom 11. Oktober 1944. 


Auf Grund des Erlasses des Führers über den 
totalen Kriegseinsatz vom 25. Juli 1944 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 161) wird im Einvernehmen mit 
dem Reichsminister und Chef der Reichskanzlei, 
dem Leiter der Partei-Kanzlei und dem General¬ 
bevollmächtigten für die Reichsverwaltung ver¬ 
ordnet : 

§1 

Zurückstellung nicht kriegsdringlieher 
Pacht- und Landbewirtschaftungssachen 

(1) Pachtschutzsachen und Angelegenheiten 
zur Sicherung der Landbewirtschaftung werden 
von den Pachtämtern und den Amtsgerichten 
nur bearbeitet, wenn die Erledigung während 
des Krieges dringlich ist. Die Entscheidung 
über die Zurückstellung ist den Beteiligten form¬ 
los mitzuteilen. Sie ist unanfechtbar. 

( 2 ) Die Pachtämter und die Amtsgerichte kön¬ 
nen die Entscheidung von Amts wegen ändern. 
Auf Antrag des Landesbauernführers ist über 
die Zurückstellung erneut zu entscheiden. 

§2 

Verlängerung 

von Land- und Fischereipachtverträgen 

( 1 ) Läuft ein Land- oder Fischereipachtver¬ 
trag oder ein gleichstehender Vertrag (§ 1 Abs. 2 
bis 5 der Reichspachtschutzordnung vom 30. Juli 
1940 — Reichsgesetzbl. I S. 1065) während des 
Krieges oder innerhalb eines Jahres nach Kriegs¬ 
ende ohne Kündigung ab, so verlängert er sich 
auf unbestimmte Zeit. Entsprechendes gilt, wenn 
der Vertrag vor Inkrafttreten dieser Verord¬ 
nung abgelaufen ist und der Pächter den Pacht¬ 
gegenstand noch bewirtschaftet. 

( 2 ) Abs. 1 ist nicht anzuwenden, wenn die 
Vertragsteile über den Ablauf des Vertrages 
einig sind oder das Pachtamt rechtskräftig einen 


Antrag auf Verlängerung (§ 3 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 
der Reichspachtschutzordnung) abgelehnt oder 
den Vertrag vorzeitig aufgehoben hat. In Zwei¬ 
felsfällen entscheidet das Pachtamt auf Antrag 
eines Vertragsteiles oder des Kreisbauernführers. 

§3 

Kündigung und Aufhebung von Verträgen 

( 1 ) Ein auf unbestimmte Zeit abgeschlossener 
oder nach § 2 Abs. 1 verlängerter Vertrag kann 
unter Einhaltung einer halbjährigen Kündi¬ 
gungsfrist frühestens zum Schluß des nach 
Kriegsende beginnenden Pachtjahres gekündigt 
werden. 

( 2 ) Auf Antrag eines Vertragsteiles oder des 
Kreisbauernführers kann das Pachtamt den 
Vertrag zu einem früheren Zeitpunkt aufheben, 
sofern ein wichtiger Grund vorliegt, der einen 
Wirtschafterwechsel rechtfertigt, auch wenn 
man die Erfordernisse des totalen Krieges mit¬ 
berücksichtigt. Das Pachtamt kann Anordnun¬ 
gen über die Abwicklung des aufgehobenen Ver¬ 
trages treffen; entgegenstehende Vereinbarun¬ 
gen sind unwirksam. 

( 3 ) Das Pachtamt kann nur unter der im 
Abs. 2 Satz 1 bestimmten Voraussetzung einen 
Antrag auf Unwirksamerklärung einer Kündi¬ 
gung (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 der Reichspachtschutz- 
ordnungj ablehnen oder einer vorzeitigen Kün¬ 
digung im Falle des § 4 der Reichspachtschutz- 
ordnung zustimmen. 

§4 

Geschäftswert 

In den Fällen des § 2 Abs. 2 und des § 3 
Abs. 2 bestimmt sich der Geschäftswert nach 
dem Wert der Leistungen des Pächters während 
zwei Jahren, falls nicht nach den Umständen 
( ein kürzerer Zeitraum zugrunde zu legen ist. 
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§5 

Staatseigener Grundbesitz 

§ 39 Abs. 1 der Reichspachtschutzordnung 
(Zustimmung des Kreisbauernführers zu Pacht¬ 
schutzanträgen bei staatseigenem Grundbesitz) 
wird aufgehoben. 

§6 

Änderung des Landbewirtschaftungsrechts 

(1) Alle während des Krieges endigenden 
Treuhandverwaltungen (Vierter Abschnitt der 
Verordnung zur Durchführung der Verordnung 
zur Sicherung der Landbewirtschaftung vom 
20. Januar 1943 — Reichsgesetzbl. I S. 35) ver¬ 
längern sich bis zum 31. Dezember des nach 
Kriegsende beginnenden Kalenderjahres. 

( 2 ) Der Treuhänder hat dem Amtsgericht und 
dem Landesbauernführer in Abweichung von 
§ 18 Abs. 2 Satz 2 der genannten Verordnung 
nur noch jährlich Bericht zu erstatten. 

( 3 ) Die im § 18 Abs. 3 der genannten Verord¬ 
nung vorgeschriebene Prüfung der Rechnung 
des Treuhänders durch den Landesbauernführer 
und das Amtsgericht entfällt, wenn der Nut¬ 
zungsberechtigte die Rechnung schriftlich als 
richtig anerkennt. 

( 4 ) Den Antrag auf Zwangsversteigerung 
wegen verantwortungsloser Mißwirtschaft des 
Eigentümers (§ 28 der gleichen Verordnung) 
kann an Stelle des Reichsbauernführers der 
Landesbauernführer stellen. 

§7 

Fortfall von Rechtsmitteln 
in Pacht- und Landbewirtschaftungssachen 

( 1 ) Die Beschlüsse der Pachtämter und die 
Beschlüsse der Amtsgerichte in Angelegenheiten 
zur Sicherung der Landbewirtschaftung sind 
unanfechtbar. 

( 2 ) Bestehen gegen einen nach Abs. 1 rechts¬ 
kräftigen Beschluß des Pachtamts oder des 
Amtsgerichts schwerwiegende tatsächliche oder 
rechtliche Bedenken und erscheint wegen der 
besonderen Bedeutung des Beschlusses eine noch¬ 
malige Prüfung und Entscheidung der Sache 
notwendig, so kann das Pachtamt (Amtsgericht) 
auf Antrag des Landesbauernführers eine noch¬ 
malige Prüfung vornehmen und eine anderwei¬ 
tige Entscheidung treffen. Der Antrag ist in¬ 
nerhalb von drei Monaten seit der Zustellung 
des Beschlusses an den Kreis- oder Landes¬ 
bauernführer zu stellen. 


§8 

Fortfall von Rechtsmitteln in Entschuldungssachen 

Auf dem Gebiete der landwirtschaftlichen 
Schuldenregelung findet gegen die Entscheidun¬ 
gen der Entschuldungsämter kein Rechtsmittel 
statt. 


§9 

Übergangsvorschriften 


( 1 ) Diese Verordnung gilt auch für bereits 
anhängige Verfahren. 

( 2 ) Erledigt sich auf Grund der Vorschrift 
des § 2 Abs. 1 ein beim Pachtamt nach § 3 der 
Reichspachtschutzordnung gestellter Antrag, so 
ist über die Kosten des Verfahrens nach billigem 
Ermessen zu entscheiden, wobei die Gerichts¬ 
kosten ganz oder teilweise niedergeschlagen 
werden. 

(8) Die Vorschriften der §§ 7 und 8 gelten 
für Beschwerden, die vor dem 15. Oktober 1944 
eingelegt sind, erst vom 1. Dezember 1944 ab; 
bis zu diesem Zeitpunkt wird darüber nach den 
bisherigen Verfahrensvorschriften entschieden. 
Ist über eine vor dem 15. Oktober 1944 anhän¬ 
gig gewordene Beschwerde bis zum 30. Novem¬ 
ber 1944 nicht entschieden, so wird sie mit Ab¬ 
lauf dieses Tages für erledigt angesehen. Die 
angefochtene Entscheidung wird dadurch rechts¬ 
kräftig. Der Vorsitzende stellt dies durch Be¬ 
schluß fest und entscheidet hierbei über die 
Kosten des Beschwerdeverfahrens nach billigem 
Ermessen; dabei können die Gerichtskosten ganz 
oder teilweise niedergeschlagen werden. Der 
Beschluß des Vorsitzenden ergeht auch dann, 
wenn das Verfahren ausgesetzt oder zurückge¬ 
stellt ist. 

§10 

Ermächtigung 


Der Reichsminister für Ernährung und Land¬ 
wirtschaft und der Reichsminister der Justiz 
können gemeinschaftlich Vorschriften zur Durch¬ 
führung und Ergänzung dieser Verordnung er¬ 
lassen und Zweifelsfragen im Verwaltungswege 
regeln. Sie können die Veroi’dnung oder Teile 
der Verordnung außer Kraft setzen. 


§11 

Inkrafttreten 

Die Verordnung tritt am 15. Oktober 1944 in 
Kraft. Sie gilt auch in den eingegliederten Ost¬ 
gebieten. 


Berlin, den 11. Oktober 1944. 


Der Reichsminister 
für Ernährung und Landwirtschaft 

Mit der Führung der Geschäfte beauftragt: 

H. Backe 


Der Reichsminister der Justiz 
Dr. Thierack 
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Erlaß des Führers 

über die Wiederaufnahme der Verleihung des Deutschen Schutzwall-Ehrenzeichens. 

Vom 10. Oktober 1944. 

1 . In Anerkennung der Verdienste um die Errichtung der Grenzbefestigungen im Höhepunkt 
des Lebenskampfes des Deutschen Volkes ordne ich die Wiederaufnahme der Verleihung des 
Deutschen Schutzwall-Ehrenzeichens an. 

2. Die Satzung des Deutschen Schutzwall-Ehrenzeichens vom 2. August 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1366) Artikel 1, 2 und 5 findet Anwendung. Iin übrigen erläßt die zur Durchführung der Ver¬ 
leihungen und der Regelung des Verfahrens erforderlichen Vorschriften der Staatsminister und 
Chef der Präsidialkanzlei und der Leiter der Partei-Kanzlei im Benehmen mit dem Chef des Ober¬ 
kommandos der Wehrmacht. 

Führer-Hauptquartier, den 10. Oktober 1944. 


Der Führer 

Adolf Hitler 

Der Leiter der Partei-Kanzlei 
51. Bor in a n n 

Der Staatsminister und Chef der Präsidialkanzlei 

Dr. Meis s n e r 
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Sechste Verordnung 

zur Verhütung der Einschleppung der San-Jose-Schildlaus *). 
Vom 12. September 1944**). 


Auf Grund des § 3 Abs. 2 der Verordnung zur 
Verhütung der Einschleppung der San-Jose- 
Schildlaus und der Apfelfruchtfliege vom 3. No¬ 
vember 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 670) in der 
Fassung der Verordnung vom 20. April 1933 
(Reichsgesetzbl. I S. 230) wird verordnet: 

,1. Die Vorschriften des § 1 Abs. 1 und2und des 
§ 2 Abs. 1 der Verordnung zur Verhütung 

Berlin, den 12. September 1944. 


der Einschleppung der San-Jose-Schildlaus 
und der Apfelfruchtfliege vom 3. Novem¬ 
ber 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 670) in der 
jeweils geltenden Fassung werden auf die 
Einfuhr aus Italien und Frankreich aus¬ 
gedehnt. 

2. Die Verordnung tritt am 1. Oktober 1944 
in Kraft. 


Der Reichsminister 
für Ernährung und Landwirtschaft 

In Vertretung 

Riecke 


Der Reichsminister der Finanzen 

Im Auftrag 
Wucher 

*) Diese Verordnung gilt nicht in den Donau- und Alpen-Reichsgauen, im Sudetenland und in den eingegliederten 
Ostgebieten. 

**) Veröffentlicht im Deutschen Reichsanzeiger und Preußischen Staatsanzeiger Nr. 213 vom 21. September 1944. 


Verordnung über Lehmbauten 
(Lehmbauordnung). 

Vom 4. Oktober 1944. 


Auf Grund des Gesetzes über einstweilige 
Maßnahmen zur Ordnung des deutschen Sied¬ 
lungswesens vom 3. Juli 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 568) wird verordnet: 

I. Allgemeines 

§1 

Baustoff Lehm 

(1) Für die Erstellung von Lehmbauten muß 
Lehm, wenn seine natürliche Mischung aus Ton 
und feinsandigen bis steinigen Bestandteilen zu 
tonreich (fett) ist, je nach der beabsichtigten 
Verwendungsart durch sandige oder steinige 
Beimengungen oder durch pflanzliche (faserige) 
Zusatzstoffe, wie z. B. Stroh, Heidekraut od. dgl., 
gemagert werden. Bauschutt darf zur Magerung 
verwendet werden, wenn er nur Steinbrocken 
oder groben Mörtel enthält. 

( 2 ) Lehm gilt als nicht brennbar im Sinne 
von DIN 4102, auch wenn ihm pflanzliche Zu¬ 
satzstoffe nach Abs. 1 lehmbaugerecht beige¬ 
mischt sind. 

( 3 ) Massive Lehmwände gelten bei einer 
Dicke von mindestens 25 cm als feuerbeständige 
Bauteile im Sinne von DIN 4102. 

( 4 ) Die Wärmedämmung trockenen Lehms ist 
derjenigen von Ziegelmauerwerk gleichzusetzen. 


( 5 ) Über die Verwendbarkeit und Art der 
Aufbereitung des Lehms ist der Baugenehmi¬ 
gungsbehörde auf Verlangen ein Gutachten bei¬ 
zubringen. 

§2 

Bauzeit 

Die Erstellung von Lehmbauten ist auf die 
Monate Mai bis September, in klimatisch gün¬ 
stigen Gegenden auf die Monate April bis Okto¬ 
ber zu beschränken. Wellerwände (§ 6) und 
Lehmstampfwände (§ 7) sollen bis Mitte Sep¬ 
tember fertiggestellt sein. Trockene Lehmsteine 
(§ 8) dürfen mit hydraulischem Mörtel auch im 
Winter vermauert werden. 

§3 

Bauleitung 

Lehmbauten sollen nur unter vlnleitung und 
Aufsicht eines in Lehmbauarbeiten ausreichend 
erfahrenen Fachmannes ausgeführt werden; 
seine Eignung ist auf Verlangen nachzuweisen. 

§4 

Bauausführung 

( 1 ) Lehmsteine müssen bis zu ihrer Verwen¬ 
dung so gelagert werden, daß sie gegen Boden¬ 
nässe und Regen geschützt sind. 
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( 2 ) Während dev Ausführung und Trocknung 
müssen alle Lehmbauteile oben und seitlich 
gegen starken Tiegen durch schützende Ab¬ 
deckungen, wie z.B. Holztafeln, vorgehängte 
Rohrmatten, Strohblenden u. dgl., gesichert wer¬ 
den, erforderlichenfalls selbst dann, w’emi das 
auf vorläufigen oder endgültigen Stützen vorher 
aufgebrachte Dach bereits einen gewissen Re¬ 
genschutz bietet. 

II. Lehmbauarten 

§ 5 

Wahl der Bauart 

Die jeweils zu wählende Bauart hat sich nach 
der Eignung des vorhandenen Lehms und nach 
den sonst verfügbaren Baustoffen, nach den 
vorhandenen Arbeitskräften und Baubetriebs¬ 
einrichtungen sowie nach dem Umfange des 
Bauvorhabens und nach der Jahreszeit zu rich¬ 
ten. Bei jeder Bauart sind im einzelnen die be¬ 
sonderen technischen und handwerklichen Re¬ 
geln des Lehmbaues zu beachten. Die Anwen¬ 
dung anderer Lehmbauarten als der in den §§ 6 
bis 9 genannten setzt eine hinreichende Erpro¬ 
bung voraus. 

§6 

Well e r w ä n d e 

( 1 ) Wetterwände werden in mehreren »Sätzen« 
von höchstens 1 m Höhe mit kräftigen Gabeln 
im Verbände, die Sockel wand innen und außen 
um etwa 10 cm überragend, aufgesetzt und fest¬ 
getreten. Nach dem Antrocknen werden die 
Wandflächen fluchtrecht abgestochen. Für Wel¬ 
lerwände eignet sich am besten fetter oder mit¬ 
telfetter Lehm, dem Stroh in Längen von 30 bis 
50 cm unter ständigem Treten reichlich beizu¬ 
mischen ist. 

( 2 ) Die fertige Dicke der Innen- und Außen¬ 
wände muß mindestens 38 cm betragen. 

§ 7 ' 

L e h m s tampf w ä n d e 

( 1 ) Lehmstampfwände werden zwischen Scha¬ 
lung gestampft. Dafür eignet sich am besten 
steinreicher Berg- oder Gehängelehm, sonst ein 
möglichst grobsandiger Lehm, dem nach Bedarf 
noch steinige (kiesige) oder ptlanajiche (fase¬ 
rige) Stoffe von 5 bis 10 cm Länge zugesetzt 
werden. Das Stampfgut muß erdfeucht und in 
gleichmäßiger Zusammensetzung verarbeitet wer¬ 
den. Werden zur Erhöhung der Putzhaftung 
geeignete feste Baustoffe, wie z.B. Kiesel. Stein¬ 
splitt, Ziegelbruch, harte Schlackenstücke u.dgl., 
mit eingestampft, dann muß dies auf beiden Sei¬ 
ten gleichmäßig geschehen. Das Stampfgut soll 
fortlaufend ringsum in Schütthöhen von 8 bis 
12 cm gleichmäßig kräftig eingestampft werden. 
Die Standfestigkeit kann durch das waagerechte 
Einlegen von geschälten Stangen erhöht wer¬ 
den, namentlich an den Gebäudeecken sowie in 
Höhe der Fenstersohlbänke und der Tür- und 


Fensterstürze. Zu demselben Zwecke kann eine 
Verankerung mit Stacheldraht oder Drahtankern 
mit Holzknebeln angeordnet werden. 

( 2 ) Die Dicke von Außenwänden muß minde¬ 
stens 38 cm, die von belasteten Innenwänden 
mindestens 25 cm betragen. 

§8 

L e h m s t e i n w ä 11 d e 

( 1 ) Lehmsteinwände werden aus Lehmsteiner, 
mit dünnflüssigem Lehmmörtel, Kalkmörtel oder 
hydraulischem Kalkmörtel in ordnungsmäßigem 
Verbände handw T erksgerecht gemauert. 

( 2 ) Die Lehmsteine werden in auseinander¬ 
nehmbaren Holzformen einzeln hergestellt und 
nach Trocknung verarbeitet. Von den drei üb¬ 
lichen Arten der Lehmsteine hat der sogenannte 
»Lehmquader« meist die Abmessung 12 )< 25 
X 38 cm (Einmannquader) und wird aus dem 
gleichen erdfeuchten Lehmgemisch wie bei Lehm¬ 
stampfwänden gestampft. Der »Lehmpatzen« 
hat meist die Abmessung 12 X 12 X 25 cm und 
wird in knetbar nasser Mischung von mittelfet- 
tem. steinfreiem Lehm mit höchstens 7 cm langen 
faserigen Zuschlagstoffen geschlagen (gepatzt). 
Der .Grünling« hat das Ziegelreichsformat 
6,5 X 12 X 25 cm und wird aus steinfreiem, 
fettem Lehm im Handstrich oder mit Strang¬ 
presse hergestellt. Das beim Trocknen der Lehm¬ 
steine eintretende Schwinden ist beim Formen 
entsprechend zu berücksichtigen. 

(. 3 ) Für die Dicke der Wände gilt § 7 Abs. 2. 

§9 

Lehmständer wände 

( 1 ) Bei Lehmständerwänden ist die Decken- 
und Dachlast allein auf Rundholzständer oder 
ähnliches Traggerippe aufzulagern. Die Felder 
sind mit Lehmsteinen, Leichtlehm, Strohlehm 
auf Staken. Reisiggeflecht mit Lehmbewurf oder 
auf sonstige Art mit Lehm auszufachen. Zur 
Bereitung von Leichtlehm ist möglichst fetter, 
steinfreier Lehm zu einem gießfähigen Lehm¬ 
schlamm aufzunässen und als Bindemittel mit 
dem Hauptbestandteil Stroh oder anderen fase¬ 
rigen Stoffen nur in solchen Mengen zu ver¬ 
mischen, wie zu deren Verklebung und Umhül¬ 
lung notwendig ist; die Schnittlänge der Faser¬ 
stoffe soll etwa der Wanddicke gleich sein. 

( 2 ) Zulässig ist auch, bei sehr mageren Leh¬ 
men die Holzständer nur sparsam verteilt ledig¬ 
lich als einstweilige Stützen zum Tragen des 
vor der Errichtung der Lehmwände aufgebrach¬ 
ten Daches anzuordnen, nach Fertigstellung 
oben abzuschneiden und dadurch die Auflast auf 
die Wände zu übertragen. Die Wände selbst 
sind aus Lehmformlingen — in diesem Fall ohne 
vorherige Trocknung —- ohne Mörtel im Ver¬ 
bände unter Vermeidung durchgehender Hohl¬ 
räume herzustellen (sogenanntes »Dünnerver¬ 
fahren«). Die Standfestigkeit ist durch Holz- 
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anker nach § 7 Abs. 1 oder durch Reisigeinlagen 
zu erhöhen. Für die Dicke der Wände gilt § 7 
Abs. 2. 

( 3 ) Zimmermannsgerecht hergestelltes Holz¬ 
fachwerk, das mit Lehm ausgefacht wird, gilt 
nicht als Lehmbau im Sinne dieser Verordnung. 

III. Die einzelnen Bauteile 

§10 

Grund- und Kellermauern 

Grundmauern, Keller- und Sockelmauern 
müssen aus Natursteinen, Mauersteinen oder 
Beton hergestellt werden. Sockelmauern sind 
zum Schutze gegen Durchfeuchtung der auf¬ 
gehenden Lehmwände durch Spritzwasser min¬ 
destens 50 cm über das Gelände hochzuführen. 
Dafür genügen 30 cm, wenn das Gelände vom 
Hause rampenartig abfällt. 

§ 11 

Höhe der Lehmwände 

Die Außenwände der Lehmbauten dürfen — 
abgesehen von Giebelwänden — nur bis zur 
Höhe eines Vollgeschosses errichtet werden und 
auch dann einschließlich eines Kniestockes die 
Höhe von 4 m über dem Sockel nfcht überschrei¬ 
ten. Ausnahmsweise dürfen auch zweigeschos¬ 
sige Lehmbauten errichtet werden, wenn der 
Lehm durch ein Gutachten nach § 1 Abs. 5 da¬ 
für als geeignet erklärt ist und wenn nach § 3 
ein Fachmann zugezogen wird, dessen Eignung 
nachgewiesen ist. 

- §12 

Ausführung der Lehmwände 

( 1 ) Zum Schutz der Lehmwände gegen auf¬ 
steigende Bodenfeuchtigkeit ist in Höhe des Erd¬ 
geschoßfußbodens über dem Sockel- bzw. Kel¬ 
lermauerwerk Dachpappe als Sperrschicht zu 
verlegen. Uber dieser Sperrschicht ist bei Räu¬ 
men, deren Fußböden in erhöhtem. Maße der 
Feuchtigkeit ausgesetzt sind, eine Ziegel- oder 
Betonschicht zu verlegen, die wenigstens 5 cm 
über den Erdgeschoßfußboden reicht. 

( 2 ) Zum besseren Schutze gegen Durchfeuch¬ 
tung von oben können Lehmwände eine Schicht 
in Kalkzementmörtel verlegter Mauerziegel oder 
■eine 3 bis 5 cm dicke Zementfeinbetonschicht als 
Abdeckung erhalten. 

( 3 ) Werden die Innenwände nicht gleichzeitig 
und in gleicher Bauart wie die Umfassungswände 
hergestellt, so müssen sie in einen senkrecht 
durchgehenden Schlitz der Umfassungswand 
(Versatzfuge) einbinden. 

( 4 ) Die Außenflächen der Lehmwände sind 
mindestens an der Wetterseite mit einem dauer¬ 
haften Wetterschutz zu versehen. Der Wetter¬ 
schutz muß aus einem wasserabweisenden Außen¬ 
putz gemäß § 16 oder aus einer Schutzbeklei¬ 
dung. wie z. B. Verbretterung, Ziegel-, Schindel¬ 
oder Schieferbelag, bestehen. 


( 5 ) Bei untergeordneten Gebäuden kann auf 
Außenputz verzichtet werden, wenn die geglät¬ 
tete Wand mit einem wasserabweisenden Schutz¬ 
anstrich versehen wird. Schutzanstriche aus 
Weißkalk sollen möglichst mit Molke bereitet 
werden und sind alljährlich zu erneuern. 

(e) Sockelvorsprünge, Gesimse, äußere Fen¬ 
sterleibungen u. dgl. sind zu vermeiden. 

( 7 ) Werden zur Umschließung oder Untertei¬ 
lung des Dachraums dünnere Wände auf mas¬ 
sive Lehmwände aufgesetzt, so müssen einseitige 
Belastungen vermieden werden. Mauerlatten 
sind möglichst breit (bohlenartig) auszubilden 
und derart zu verlegen, daß sie den Druck 
gleichmäßig auf den mittleren Wandquerschnitt 
übertragen. 

(8) Bei Lehmbauten dürfen Brandwände aus 
Lehm hergestellt werden, wenn sie ohne Holz 
und frei von Holzeinbindungen massiv ausge¬ 
führt werden. Sie müssen mindestens 38 cm 
dick sein. 

( 9 ) Lehmwände von Aufenthaltsräumen und 
Viehställen müssen einen den klimatischen Ver¬ 
hältnissen entsprechenden ausreichenden Wärme¬ 
schutz bieten (§ 1 Abs. 4). 

§13 

Decken 

Massivdecken, auch Unterzüge u. dgl. aus 
Stahl oder Beton, sind nur auf Wänden aus 
Mauerziegel oder Beton, wie z. B. Kellermauern, 
oder auf gleich festen Unterstützungen zulässig. 
Lehmwände dürfen als Auflagen für Massiv¬ 
bauteile nicht benutzt werden; ausgenommen 
sind Fertigbauteile für Fenster- und Türstürze. 

§ 14 

Dächer 

( 1 ) Dächer müssen an den Traufen mindestens 
30 cm, an den Giebeln mindestens 20 cm über¬ 
stellen. 

( 2 ) In der offenen und halboffenen Bauweise 
dürfen außer Stroh-, Reth- oder Holzschindel¬ 
dächern auch Lehmschindeldächer hergestellt 
werden. Bei Gebäuden mit Lehmschindeldächern 
müssen die-Abstände anderthalbmal so groß 
sein wie beiGebäuden mit einer gegen Flugfeuer 
und strahlende Wärme ausreichend widerstands¬ 
fähigen Bedachung. Der einfache Abstand ge¬ 
nügt bei Gebäuden mit Lehmschindeldächern, 
die keine Feuerstellen enthalten. 

( 3 ) Lehmschindeldächer sind aus Lehm und 
kräftigem Roggenstroh in Gesamtdicke von min¬ 
destens 20 cm auszubilden: die Lehmschicht darf 
an keiner Stelle der inneren Dachfläche weniger 
als 2 cm dick sein. Die Sicherung einzelner Teile 
der Dachfläche durch Spanndrähte, Drahtge¬ 
flecht, Weidenruten u. dgl. kann gefordert wer¬ 
den. Der First ist durch quer zur Firstrichtung 

[ verlegte Strohlehmwülste oder durch eine be- 
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sondere Firsteindeckung mit Dachsteinen und 
Firstziegeln oder auf eine andere, gleich wirk¬ 
same Art zu sichern. Aif der Traufe ist ein 
dichter Abschluß gegen den Dachraum herzu¬ 
stellen. 

§15 

Schornsteine 

(1) Schornsteine sind nach den allgemeinen 
Vorschriften herzustellen. Das Schornstein¬ 
mauerwerk muß in eine Versatzfuge der Lehm¬ 
wand einbinden (§ 12 Abs. 3). 

( 2 ) In Ermangelung der allgemein für Schorn¬ 
steine vorgeschriebenen Baustoffe kann geneh¬ 
migt werden, daß Schornsteine auch aus gut 
gebrannten, in Lehmmörtel verlegten Feldbrand¬ 
steinen errichtet werden. 

§16 

Putz 

( 1 ) Mit dem Putzen darf erst begonnen wer¬ 
den, wenn die Lehmwände so weit ausgetrocknet 
sind, daß Setzerscheinungen und Schwindrisse 
nicht mehr zu befürchten sind. Wellerwände 
dürfen frühestens ein Jahr nach ihrer Fertig¬ 
stellung verputzt werden. Solche und andere, 
auf längere Zeit ungeputzt bleibende Lehmaußen¬ 
wände sind durch einen wasserabweisenden An¬ 
strich, z. B. aus Weißkalk möglichst mit Molke, 
zu schützen. 

( 2 ) Außenputz der Wände von Gebäuden mit 
Aufenthaltsräumen ist im allgemeinen doppel- 

■ lagig und wasserabweisend herzustellen. Zur 
Erzielung der notwendigen Putzhaftung sind 
die Flächen der Lehmwänd bzw. des Unter¬ 
putzes so aufzurauhen, mit Löchern oder mit 
tiefen waagerechten Rillen zu versehen, daß der 
Putz in die Vertiefungen und an den aufgelok- 
kertcn faserigen oder steinigen Gemengeteilen 
mechanisch fest einhaken kann. Bei Lehmstampf¬ 
bauten kann die Putzhaftung auch durch Vor- 
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satzschichten, Mörtelleisten, Steinleisten oder 
Dreikantrillen in jeder Stampfschicht gesichert 
werden. 

( 3 ) Vop einem besonderen Innenputz kann ab¬ 
gesehen werden, wenn die Wandfläche geebnet 
und mit einer dünnen Glättschicht aus Lehm 
versehen wird. Innenwandflächen von Stallun¬ 
gen und anderen Räumen, in denen durch die 
Benutzung die Wände durchnäßt oder beschä¬ 
digt werden können, sind durch eine Holzver¬ 
schalung od. dgl. zu schützen. 

§17 

Türen und Fenster 

Bei einer lichten Breite der Tür- und Fenster¬ 
öffnungen von nicht mehr als 1,20 m dürfen die 
Stürze aus Kantholz oder Betonfertigteilen her¬ 
gestellt werden; zur Erreichung einer gleich¬ 
mäßigen Druckverteilung ist ein 20 bis 25 cm 
langes Auflager erforderlich. Bei größeren 
Wandöffnungen muß der Auflager druck durch 
Beton oder Mauersteine übertragen werden. 
Außentüren und Fenster sind möglichst bündig 
mit den Außenflächen der Wände anzulegen. 

IV. Schlußvorschriften 

§18 

( 1 ) Soweit für Lehmbauten in dieser Verord¬ 
nung keine Sondervorschriften gegeben sind, 
gelten dafür die allgemeinen baupolizeilichen 
Vorschriften. 

( 2 ) Der Reichsarbeitsminister kann zur Durch¬ 
führung und Ergänzung dieser Verordnung 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften erlassen. 

( 3 ) Diese Verordnung tritt am siebenten Tage 
nach der Verkündung in Kraft. Sie gilt auch 
in den eingcgliederten Ostgebieten. Gleichzeitig 
treten bisherige Bauvorschriften über Lehm¬ 
bauten außer Kraft. 


Berlin, den 4. Oktober 1944. 

Der Reichsarbeitsminister 
Franz Seldte 


Verordnung zur Durchführung des Erlasses des Führers 
über die Wiederaufnahme der Verleihung des Deutschen Schutzwall-Ehrenzeichens. 

Vom 10. Oktober 1944. 


Auf Grund des Erlasses des Führers über die 
Wiederaufnahme der Verleihung des Deutschen 
Schutzwall-Ehrenzeichens vom 10. Oktober 1944 
(Reichsgesetzbl. I S. 247) wird verordnet: 

§1 

( 1 ) Das Deutsche Schutzwall-Ehrenzeichen 
wird an alle Volksgenossen deutschen Blutes 


verliehen, die an der Schaffung der dem Schutze 
des deutschen Volkes dienenden Stellungsbau¬ 
ten mit Eifer und Hingabe gearbeitet haben. 

( 2 ) Volksgenossen, denen das Schutzwall- 
Ehrenzeichen bereits im Jahre 1939 verliehen 
wurde, erhalten bei Einsatz beim Stellungsbau 
im Jahre 1944 zusätzlich eine Spange zum Deut¬ 
schen Schutzwall-Ehrenzeichen. 
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§2 

Die Verleihung erfolgt durch den Führer. Die 
Aushändigung des Deutschen Schutzwall-Ehren- 
zeichens an Angehörige der Wehrmacht und des 
Reichsarbeitsdienstes erfolgt auf dem Dienst¬ 
weg. Für alle nicht der Wehrmacht und dem 

-Berlin, den 10. Oktober 1944. 


Reichsarbeitsdienst angehörenden Personen er¬ 
folgt die Aushändigung durch den zuständigen 
Kreisleiter der NSDAP. 

§3 

Den Beliehenen wird ein Besitzzeugnis aus¬ 
gestellt. 


Der Leiter der Pa r t e i - K an z 1 e i 
M. Bor in a n n 

Der Staatsminister und Chef der Präsidialkanzlei 

Dr. Meissner 


Sechste Verordnung zur Ergänzung der Kriegssonderstrafrechtsverordnung. 

Vom 10. Oktober 1944. 


Auf Grund des § 10 der Verordnung über das 
Sonderstrafrecht im Kriege und bei besonderem 
Einsatz (Kriegssonderstrafrechtsverordnung) 

vom 17. August 1938 (Reichsgesetzbl. 1939 I 
S. 1455) wird verordnet: 

In die Kriegssonderstrafrechtsverordnung wird 
folgende Vorschrift eingefügt: 

» § 8 

§ 65 des Militärstrafgesetzbuchs vom 10, Ok¬ 


tober 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1348) ist in 
folgender Fassung anzuwenden: 

§65 

Ebenso (§ 64) wird bestraft, wer es vorsätz¬ 
lich oder fahrlässig unterläßt, innerhalb eines 
Tages sich der Truppe oder Dienststelle, von 
der er abgekommen ist, oder einer anderen 
Truppe wieder anzuschließen oder sich nach 
beendeter Kriegsgefangenschaft bei einem 
Truppenteil zu melden.« 


Führer-Hauptquartier, den 10. Oktober 1944. 

Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 

Keitel 


Berichtigung 


Die Verordnung über außerordentliche Maß¬ 
nahmen auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechts, 
der bürgerlichen Rechtspflege und des Kosten¬ 
rechts aus Anlaß des totalen Krieges (Zweite 
Kriegsmaßnahmenverordnung) vom 27. Sep¬ 
tember 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 229) wird wie 
folgt berichtigt: 

1. § 47 Satz 2 hat zu lauten: 

»Gehört zum Nachlaß ein Grundstück, das in 

Berlin, den 13. Oktober 1944. 


einem Gebiet liegt, in dem das Allgemeine 
Bürgerliche Gesetzbuch gilt, oder ein verbii- 
chertes Recht an einem solchen Grundstück, 
so ist in jedem Falle das Verfahren von Amts 
wegen insoweit durchzuführen, daß zur Ein¬ 
antwortung geschritten werden kann«. 

2. In der letzten Zeile des § 65 wird das Wort 
»Eintragung« ersetzt durch das Wort »Einant¬ 
wortung« . 


Der Reichs minister der Justiz 
Im Auftrag 
Altstötter 
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Erlaß des Führers 

über die Bildung des Deutschen Volkssiurms. 

Vom 25. September 1944. 

iNJach fünfjährigem schwerstem Kampf steht infolge des Versagens aller unserer euro¬ 
päischen Verbündeten der Feind an einigen Fronten in der Nähe oder an den deutschen 
Grenzen. Er strengt seine Kräfte an, um unser Reich zu zerschlagen, das Deutsche Volk 
und seine soziale Ordnung zu vernichten. Sein letztes Ziel ist die Ausrottung des deutschen 
Menschen. 

Wie im Herbst 1939 stehen wir nun wieder ganz allein der Front unserer Feinde gegen¬ 
über. In wenigen Jahren war es uns damals gelungen, durch den ersten Großeinsatz unserer 
deutschen Volkskraft die wichtigsten militärischen Probleme zu lösen, den Bestand des 
Reichs und damit Europas für Jahre hindurch zu sichern. Während nun der Gegner 
glaubt, zum letzten Schlag ausholen zu können, sind wir entschlossen, den zweiten Groß¬ 
einsatz unseres Volkes zu vollziehen. Es muß und wird uns gelingen, wie in den Jahren 
1939 bis 1941 ausschließlich auf unsere eigene Kraft bauend, nicht nur den Vernichtungs¬ 
willen der Feinde zu brechen, sondern sie wieder zurückzu werfen und so lange vom Reich 
abzuhalten, bis ein die Zukunft Deutschlands, seiner Verbündeten und damit Europa 
sichernder Friede gewährleistet ist. 

Dem uns bekannten totalen Vernichtungswillen unserer jüdisch-internationalen Feinde 
setzen wir den totalen Einsatz aller deutschen Menschen entgegen. 

Zur Verstärkung der aktiven Kräfte unserer Wehrmacht und insbesondere zur Führung 
eines unerbittlichen Kampfes überall dort, wo der Feind den deutschen Boden betreten will, 
rufe ich daher alle waffenfähigen deutschen Männer zum Kampfeinsatz auf. 

Ich befehle: 

1. Es ist in den Gauen des Großdeutschen Reichs aus allen waffenfähigen Männern im 
Alter von 16 bis 60 Jahren der Deutsche Volkssturm zu bilden. Er wird den Heimat¬ 
boden mit allen Waffen und Mitteln verteidigen, soweit sie dafür geeignet er¬ 
scheinen. 
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2. Die Aufstellung und Führung des Deutschen Volkssturms übernehmen in ihren 
Gauen die Gauleiter. Sie bedienen sich dabei vor allem der fähigsten Organisatoren 
und Führer der bewährten Einrichtungen der Partei, SA., desNSKK. und derHJ. 

3. Ich ernenne den Stabschef der SA., Schepmann, zum Inspekteur für die Schieß¬ 
ausbildung und den Korpsführer des NSKK., Kraus, zum Inspekteur für die motor¬ 
technische Ausbildung des Volkssturms. 

4. Die Angehörigen des Deutschen Volkssturms sind während ihres Einsatzes Soldaten 
im Sinne des Wehrgesetzes. 

5. Die Zugehörigkeit der Angehörigen des Volkssturms zu außerberuflichen Organi¬ 
sationen bleibt unberührt. Der Dienst im Deutschen Volkssturm geht aber jedem 
Dienst in anderen Organisationen vor. 

6. Der Reichsführer ist als Befehlshaber des Ersatzheeres verantwortlich für die 
militärischen Organisationen, die Ausbildung, Bewaffnung und Ausrüstung des 
Deutschen Volkssturms. 

7. Der Kampfeinsatz des Deutschen Volkssturms erfolgt nach meinen Weisungen 
durch den Reichsführer jj als Befehlshaber des Ersatzheeres. 

8. Die militärischen Ausführungsbestimmungen erläßt als Befehlshaber des Ersatz¬ 
heeres Reichsführer fjt Himmler, die politischen und organisatorischen in meinem 
Aufträge Reichsleiter Bor mann. 

9. Die Nationalsozialistische Partei erfüllt vor dem Deutschen Volk # ihre höchste Ehren¬ 
pflicht, indem sie in erster Linie ihre Organisationen als Hauptträger dieses Kampfes 
einsetzt. 

Führer-Hauptquartier, den 25. September 1944. 

Der Führer 

Adolf Hitler 

Der Leiter der Partei -Kanzlei 
. M. Borinann 

Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 

Keitel 

Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 

Dr. Lammers 
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Verordnung über die Verkündung von Bergpolizeiverordnungen. 
Vom 6. Oktober 1944. 


Auf Grund des § 3 Abs. 2 des Gesetzes zur 
Überleitung des Bergwesens auf das Reich vom 
28. Februar 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 315), des 
§ 5 des Gesetzes zur Erschließung von Boden¬ 
schätzen vom 1. Dezember 1936 (Reichsgesetzbl. I 
S. 999), des § 4 Abs. 2 des Gesetzes über den 
Aufbau der Reichsbergbehörden vom 30. Sep¬ 
tember 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 603) und des 
§ 10 Abs. 2 der Zweiten Verordnung über das 
Bergwesen in den eingegliederten Ostgebieten 
vom 17. Dezember 1943 (Reichsgesetzbl. 19441 
S. 9) wird im Einvernehmen mit dem Reichs¬ 
minister des Innern folgendes verordnet: 

§1 

(l) Polizeiverordnungen eines Oberbergamts 
(Bergpolizeiverordnungen) werden in dem Ver¬ 
kündungsblatt der höheren Verwaltungsbehörde 
verkündet, in deren Bezirk das Oberbergamt 
seinen Sitz hat. 

Berlin, den 6. Oktober 1944. 


( 2 ) In den Verkündungsblättern derjenigen 
höheren Verwaltungsbehörden des Geltungs¬ 
bereichs einer Bergpolizeiverordnung, in denen 
eine Verkündung nach Abs. 1 nicht erfolgt, ist 
auf die Verkündung hinzuweisen und dabei der 
Geltungsbereich der Bergpolizeiverordnung be¬ 
kanntzugeben. 

( 3 ) Höhere Verwaltungsbehörde ist der Regie¬ 
rungspräsident (in Berlin der Polizeipräsident), 
in den Alpen- und Donau-Reichsgauen, in Ham¬ 
burg und in der Westmark der Rcichsstatthaiter, 
im übrigen die Landesregierung. 

( 4 ) Die Veröffentlichungen nach Abs. 1 und 2 
veranlaßt das Oberbergamt. 

§2 

Diese Verordnung tritt am siebenten Tage 
nach der Verkündung in Kraft. Sie gilt auch in 
den eingegliederten Ostgebieten. 


Der Reichs wirtschaftsminist er 
In Vertretung 
Dr. Hayler 
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Verordnung zur Änderung 

der Verordnung über das Verhalten im Straßenverkehr (Straßenverkehrs-Ordnung — StVO.) 

Vom 18. Oktober 1944. 


Auf Grund der §§ 6 und 27 des Gesetzes über 
den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 
1909 (Reichsgesetzbl. S. 437) in der Fassung des 
Gesetzes vom 10. August 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 901) wird verordnet: 

§ 1 

Die Verordnung über das Verhalten im Straßen¬ 
verkehr (Straßenverkehrs-Ordnung — StVO.) 
vom 13. November 1937(Reichsgesetzbl.IS. 1179) 
in der Fassung der Verordnung vom 13. Oktober 
1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1433) wird wie folgt 
geändert: 

Berlin, den 18. Oktober 1944. 


Im § 13 wird hinter Abs. 5 als neuer Abs. 6 
eingefügt: 

»(e) Für die Dauer kriegsbedingter Verhält¬ 
nisse haben durch Maschinenkraft angetriebene 
Schienenfahrzeuge, abweichend von den Vor¬ 
schriften der Abs. 1 bis 4. die Vorfahrt vor 
allen anderen Verkehrsteilnehmern.« 

§2 

Die Verordnung tritt am 10. November 1944 
in Kraft. 


Der Reichsm i n ister d es I n n e r n 
H. Himmler 


Verordnung 

über die Behandlung der Ehewohnung und des Hausrats nach der Scheidung 
(Sechste Durchführungsverordnung zum Ehegesetz). 

Vom 21. Oktober 1944. 


Auf Grund des § 131 des Ehegesetzes vom 
6 . Juli 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 807) wird ver¬ 
ordnet : 

1. Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Aufgabedes Richters 

(1) Können sich nach der Scheidung einer Ehe 
die bisherigen Ehegatten nicht darüber einigen, 
wer von ihnen die Ehewohnung künftig bewoh¬ 
nen und wer die Wohnungseinrichtung und den 
sonstigen Hausrat erhalten soll, so regelt auf 
Antrag der Richter die Rechtsverhältnisse an 
der Wohnung und am Hausrat. 

( 2 ) Die im Abs. 1 genannten Streitigkeiten 
werden ausschließlich nach den Vorschriften 
dieser Verordnung behandelt und entschieden. 

§2 

Grundsätze für die rechtsgestaltende 
Entscheidung 

Soweit der Richter nach dieser Verordnung 
Rechtsverhältnisse zu gestalten hat, entscheidet 


er nach billigem Ermessen. Dabei hat er alle 
Umstände des Einzelfalls, insbesondere das 
Wohl der Kinder und die Erfordernisse des Ge¬ 
meinschaftslebens sowie die Ursachen der Ehe¬ 
auflösung, zu berücksichtigen. 

2. Abschnitt 

Besondere Vorschriften für die Wohnung 

§3 

Wohnung im eigenen Hause eines 
Ehegatten 

( 1 ) Ist einer der bisherigen Ehegatten allein 
oder gemeinsam mit einem Dritten Eigentümer 
des Hauses, in dem sich die Ehewohnung be¬ 
findet, so soll der Richter die Wohnung dem 
anderen Ehegatten nur zuweisen, wenn dies not¬ 
wendig ist, um eine unbillige Härte zu ver¬ 
meiden. 

( 2 ) Das gleiche gilt, wenn einem Ehegatten 
allein oder gemeinsam mit einem Dritten der 
Nießbrauch, das Erbbaurecht (Baurecht) oder 
ein dingliches Wohnrecht an dem Grundstück 
zusteht, auf dem sich die Ehewohnung befindet. 
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§4 

Dienst- und Werkwohnung 

Eine Wohnung, die die Ehegatten auf Grund 
eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses inne¬ 
haben, das zwischen einem von ihnen und einem 
Dritten besteht, soll der Richter dem anderen 
Ehegatten nur zuweisen, wenn der Dritte ein¬ 
verstanden ist. 

§ 5 

Gestaltung der Rechtsverhältnisse 

(1) Für eine Mietwohnung kann der Richter 
bestimmen, daß ein von beiden Ehegatten ein¬ 
gegangenes Mietverhältnis von einem Ehegatten 
allein fortgesetzt wird oder daß ein Ehegatte an 
Stelle des anderen in ein von diesem eingegan¬ 
genes Mietverhältnis eintritt. Der Richter kann 
den Ehegatten gegenüber Anordnungen treffen, 
die geeignet sind, die aus dem Mietverhältnis 
herrührenden Ansprüche des Vermieters zu 
sichern. 

( 2 ) Bestand kein Mietverhältnis an der bis¬ 
herigen Ehewohnung, so kann der Richter zu¬ 
gunsten eines Ehegatten ein Mietverhältnis an 
der Wohnung begründen. Hierbei setzt der 
Richter den Mietzins fest. Ist dieser neu zu 
bilden, so soll der Richter, vorher die Preis¬ 
behörde hören. 

§ 6 

T e i 1 11 n g d e r W 0 h n u n g 

( 1 ) Ist eine Teilung der Wohnung möglich 
und zweckmäßig, so kann der Richter auch an¬ 
ordnen, daß die Wohnung zwischen den bisheri¬ 
gen Ehegatten geteilt wird. Dabei kann er be¬ 
stimmen, wer die Kosten zu tragen hat, die 
durch die Teilung und ihre etwaige spätere 
Wiederbeseilignng entstehen. 

( 2 ) Für die Teilwohnungen kann der Richter 
neue Mietverhältnisse begründen, die. wenn ein 
Mietverhältnis schon bestand, an dessen Stelle 
treten. £ 5 Abs. 2 Sätze 2 und 3 gelten sinn¬ 
gemäß. 

§ 7 

Beteiligte 

Außer den Ehegatten sind im gerichtlichen 
Verfahren auch der Vermieter der Ehewohnung, 
der Grundstückseigentümer, der Dienstherr (§ 4) 
und Personen, mit denen die Ehegatten oder 
einer von ihnen hinsichtlich der Wohnung in 
Rechtsgemeinschaft stehen. Beteiligte. 


3. Abschnitt 

Besondere Vorschriften für den Hausrat 

§8 

G e m einsames Eigentum b e i d e r Ehe¬ 
gatten 

( 1 ) Hausrat, der beiden Ehegatten gemeinsam 
gehört, verteilt der Richter gerecht und zweck- 
rnä ßig. 

( 2 ) Hausrat, der während der Ehe für den 
gemeinsamen Haushalt angeschafft ist, gilt für 
die Verteilung (Abs. 1) auch dann, wenn er 
nicht zum Gesamtgut einer Gütergemeinschaft 
gehört, als gemeinsames Eigentum, es sei denn, 
daß das Alleineigentum eines Ehegatten fest¬ 
steht. § 1237 des allgemeinen bürgerlichen Ge¬ 
setzbuchs ist insoweit nicht anzuwenden. 

( 3 ) Die Gegenstände gehen in das Allein¬ 
eigentum des Ehegatten über, dem sie der Rich¬ 
ter zuteilt. Der Richter soll diesem Ehegatten 
zugunsten des anderen eine Ausgleichszahlung 
auferlegen, wenn dies der Billigkeit entspricht. 

§9 

Allei neigen tum eines Ehegatten 

( 1 ) Notwendige Gegenstände, die im Allein¬ 
eigentum eines Ehegatten stehen, kann der Rich¬ 
ter dem anderen Ehegatten zuweisen, wenn 
dieser auf ihre Weiterbenutzung angewiesen ist 
und es dem Eigentümer zugemutet werden kann, 
sie dem anderen zu überlassen. 

( 2 ) Im Falle des Abs. 1 kann der Richter ein 
Mietverhältnis zwischen dem Eigentümer und 
dem anderen Ehegatten begründen und den 
Mietzins festsetzen. Soweit im Einzelfall eine 
endgültige Auseinandersetzung über' den Haus¬ 
rat notwendig ist, kann er statt dessen das 
Eigentum an den Gegenständen auf den anderen 
Ehegatten übertragen und dafür ein angemes¬ 
senes Entgelt festsetzen 

§ 10 

Gläubigerrechte 

( 1 ) Haftet ein Ehegatte allein oder haften 
beide Ehegatten als Gesamtschuldner für Schul¬ 
den, die mit dem Hausrat Zusammenhängen, so 
kann der Richter bestimmen, welcher Ehegatte 
im Innenverhältnis zur Bezahlung der Schuld 
verpflichtet ist. 

( 2 ) Gegenstände, die einem der Ehegatten 
unter Eigentumsvorbehalt geliefert sind, soll der 
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Richter dem anderen nur zutc-ilen, wenn der 
Gläubiger einverstanden ist. 

4. Abschnitt 

Verfahrensvorschriften 

§H 

Zuständigkeit 

(1) Zuständig ist das Amtsgericht, in dessen 
Bezirk sich die letzte gemeinsame Wohnung der 
Ehegatten befunden hat. Hatten die Ehegatten 
keine gemeinsame Wohnung, so ist das Amts¬ 
gericht am Sitz des Landgerichts zuständig, bei 
dem der Scheidungsstreit anhängig war. 

( 2 ) Das nach Abs. 1 zuständige Gericht kann 
die Sache auf Antrag an ein anderes Gericht ab¬ 
geben, wenn ein wichtiger Grund dafür vorliegt. 
Der Abgabebeschluß ist für das andere Gericht 
bindend. 

§12 

Zeitpunkt der Antragstellung 

Wird der Antrag auf Auseinandersetzung 
über die Ehewohnung nicht innerhalb eines 
Jahres nach Rechtskraft des Scheidungsurteils 
gestellt, so darf der Richter in die Rechte des 
Vermieters oder eines anderen Drittbeteiliglen 
hur eingreifen, wenn dieser einverstanden ist. 

§13 

Allgemeine Verfahrens Vorschriften 

( 1 ) Das Verfahren ist eine Angelegenheit der 
freiwilligen (außerstreitigen) Gerichtsbarkeit. 

( 2 ) Der Richter soll mit den Beteiligten in 
der Regel mündlich verhandeln und hierbei 
darauf hinwirken, daß sie sich gütlich einigen. 

( 3 ) Kommt eine Einigung zustande, so ist 
hierüber eine Niederschrift aufzunehmen, und 
zwar nach den Vorschriften, die für die Nieder¬ 
schrift über einen Vergleich im bürgerlichen 
Rechtsstreit gelten. 

( 4 ) Der Richter kann einstweilige Anordnun¬ 
gen treffen. 

( 5 ) Solange ein Verfahreusbeteiligter Be¬ 
troffener im Sinne des Artikels 1 der Schutz Ver¬ 
ordnung vom 4. Dezember 1943 (Reichsgesetzbl. 
I S. 666) ist, darf das Verfahren nur durch- 
geführt werden, wenn dem Betroffenen die Mit¬ 
wirkung möglich und unter Abwägung der 
Interessen aller Beteiligten zuzumuten ist oder 
wenn der Betroffene zustimmt. Im übrigen sind 


die Vorschriften der Schutzverordnung sinn¬ 
gemäß anzuwenden. 

§14 

Rechtsmittel 

Gegen die Endentscheidung des Amtsgerichts 
ist die sofortige Beschwerde (der Rekurs) zu¬ 
lässig. Eine Beschwerde lediglich gegen die 
Entscheidung über den Hausrat ist nur zulässig, 
wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 
500 Reichsmark übersteigt oder wenn das Amts¬ 
gericht wegen der tatsächlichen oder rechtlichen 
Bedeutung der Sache die Beschwerde in seiner 
Entscheidung zugelassen hat. 

§15 

Durchführung der Entscheidung 

Der Richter soll in seiner Entscheidung die 
Anordnungen treffen, die zu ihrer Durchführung 
nötig sind. 

§16 ' 

Rechtskraft und Vollstreckbarkeit 

( 1 ) Die Entscheidungen des Richters werden 
mit der Rechtskraft wirksam. Sie binden Ge¬ 
richte und Verwaltungsbehörden. 

( 2 ) Die Änderung und die Begründung von 
Mietverhältnissen durch den Richter bedarf 
nicht der nach anderen Vorschriften etwa not¬ 
wendigen Genehmigung. 

(3) Aus rechtskräftigen Entscheidungen, ge¬ 
richtlichen Vergleichen und einstweiligen An¬ 
ordnungen (§ 13 Abs. 4) findet die Zwangsvoll¬ 
streckung nach den Vorschriften der Reichs¬ 
zivilprozeßordnung und der Exekutionsordnun¬ 
gen statt. 

§ 17 

Änderung der Entscheidung 

( 1 ) Haben sich die tatsächlichen Verhältnisse 
wesentlich geändert, so kann der Richter seine 
Entscheidung ändern, soweit dies notwendig ist, 
um eine unbillige Härte zu vermeiden. In Rechte 
Dritter darf der Richter durch die Änderung 

O 

der Entscheidung nur eingreifen, wenn diese 
einverstanden sind. 

( 2 ) Haben die Beteiligten einen gerichtlichen 
Vergleich (§ 13 Abs. 3) geschlossen, so gilt 
Abs. 1 sinngemäß. 

( 3 ) Will der Richter auf Grund der Abs. 1 
oder 2 eine Wohnungsteilung (§6) wieder be¬ 
seitigen, so soll er vorher die Gemeinde hören. 
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§18 

Rechtsstreit über Ehe Wohnung 
und Hausrat 

(1) Macht ein Beteiligter Ansprüche hinsicht¬ 
lich der Ehewohnung oder des Hausrats (§ 1) in 
einem Rechtsstreit geltend, so hat das Prozeß¬ 
gericht die Sache insoweit an das nach § 11 zu¬ 
ständige Amtsgericht abzugeben. Der Abgabe¬ 
beschluß kann nach Anhörung der Parteien auch 
ohne mündliche Verhandlung ergehen. Er ist 
für das in ihm bezeichnete Gericht bindend 

( 2 ) Im Falle des Abs. 1 ist für die Berechnung 
der im § 12 bestimmten Frist der Zeitpunkt der 
Klageerhebung maßgebend. 

§ 19 

Einstweilige Anordnung in Ehesachen 

( 1 ) In Ehesachen kann das Prozeßgericht auf 
Antrag auch die Benutzung der Ehewohnung 
oder des Hausrats zwischen den Ehegatten 
einstweilen regeln. Hierbei sind die §§ 627 und 
627c der Reichszivilprozeßordnung (§ 382 der 
Exekutionsordnungen) entsprechend anzuwen¬ 
den. 

( 2 ) Die Regelung bleibt im Falle der Schei¬ 
dung bis zu einer anderweitigen Regelung nach 
den Vorschriften dieser Verordnung wirksam. 

5. Abschnitt 

Kostenvorschrif ten 

§20 

Kostenent Scheidung 

Welcher Beteiligte die Gerichtskosten zu tra¬ 
gen hat, bestimmt der Richter nach billigem 
Ermessen. Dabei kann der Richter auch bestim¬ 
men, daß die außergerichtlichen Kosten ganz 
oder teilweise zu erstatten sind. 

§21 

Kosten des Verfahrens 

( 1 ) Für das gerichtliche Verfahren wird die 
volle Gebühr erhoben. Kommt es zur richter¬ 
lichen Entscheidung, so erhöht sich die Gebühr 
auf das Dreifache der vollen Gebühr. Wird der 
Antrag zurüekgenommen, bevor es zu einer Ent¬ 
scheidung oder einer vom Gericht vermittelten 
Einigung gekommen ist, so ermäßigt sich die 
Gebühr auf die Hälfte der vollen Gebühr. 

( 2 ) Der Geschäftswert bestimmt sich, soweit 
der Streit die Wohnung betrifft, nach dem ein¬ 


jährigen Mietwert, soweit der Streit den Haus¬ 
rat betrifft, nach dem Wert des Hausrats. Be¬ 
trifft jedoch der Streit im wesentlichen nur die 
Benutzung des Hausrats, so ist das Interesse der 
Beteiligten an der Regelung maßgebend. Der 
Richter setzt den Wert in jedem Falle von Amts 
w'egen fest. 

( 3 ) Für das Beschwerdeverfahren werden die 
gleichen Gebühren wie im ersten Rechtszug er¬ 
hoben. 

( 4 ) Die Gerichtskosten bestimmen sich auch in 
den Alpen- und Donau-Reichsgauen sowie im 
Protektorat Böhmen und Mähren nach der 
Kostenordnung und den Vorschriften dieser 
Verordnung. 

§22 

Rechtsanwaltsgebühren 

( 1 ) Die für bürgerliche Rechtsstreitigkeiten 
geltenden Vorschriften der Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte sind in ihrem örtlichen Gel¬ 
tungsbereich sinngemäß anzuwenden. Jedoch 
erwachsen die im § 13 der Gebührenordnung 
vorgesehenen Gebühren nur zur Hälfte. Im Be¬ 
schwerdeverfahren erhält der Rechtsanwalt die 
gleichen Gebühren wie im ersten Rechtszug. Die 
Gebühren bemessen sich nach dem für die Be¬ 
rechnung der Gerichtsgebühren maßgebenden 
Geschäftswert. 

( 2 ) In den Alpen- und Donau-Reichsgauen 
werden die im Rechtsanwaltstarif bestimmten 
Gebühren auf die Hälfte, im Reichsgau Sudeten¬ 
land und Protektorat Böhmen und Mähren auf 
zwei Drittel ermäßigt. 

§23 

Kosten des Verfahrens vor dem 
Prozeßgericht 

Gibt das Prozeßgericht die Sache nach § 18 
an das nach dieser Verordnung zuständige Amts¬ 
gericht ab, so ist das bisherige Verfahren vor 
dem Prozeßgericht für die Erhebung der Ge¬ 
richts- und Rechtsanwaltskosten als Teil des 
Verfahrens vor dem übernehmenden Gericht zu 
behandeln. 

6. Abschnitt 
Schlußvorschriften 

§ 24 ' 

Oberg angsregelung 

(l) Ist das Scheidungsurteil nicht früher als 
ein Jahr vor dem Inkrafttreten dieser Verord- 
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nung rechtskräftig geworden, so endigt die im 
§ 12 bestimmte Frist nicht vor Ablauf von sechs 
Monaten nach dem Inkrafttreten der "Verord¬ 
nung. 

( 2 ) Ist ein Rechtsstreit hinsichtlich der Ehe¬ 
wohnung oder des Hausrats bei Inkrafttreten 
der Verordnung bereits anhängig, so findet eine. 
Abgabe (§ 18) nicht statt. Vielmehr hat das Pro¬ 
zeßgericht unter entsprechender Anwendung 
der §§ 1 bis 10, 17, 20 selbst zu entscheiden. Ge¬ 
richtskosten werden nach § 21 erhoben, soweit 
der Rechtszug nicht bereits beendet ist. Die Ge¬ 
bühren der Rechtsanwälte bestimmen sich nach 
den für das bisherige Verfahren maßgebenden 
Vorschriften. 

§25 

Aufhebung und Nichtigerklärung 
der Ehe 

Wird eine Ehe aufgehoben oder für nichtig 
erklärt, so gelten die §§ 1 bis 24 sinngemäß. 

Berlin, den 21. Oktober 1944. 


§26 

Verhältnis zur 

Zweiten Kriegsmaßnahmenverordnung 

Die Vorschriften der Zweiten Kriegsmaßnah¬ 
menverordnung vom 27. September 1944 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 229) bleiben unberührt. 

§27 

Inkrafttreten. Geltungsbereich 

( 1 ) Diese Verordnung tritt am 1. November 
1944 in Kraft. 

( 2 ) Im Protektorat Böhmen und Mähren gilt 
die Verordnung im Verfahren vor den deutschen 
Gerichten. Für die Entscheidung über Anträge 
nach dieser Verordnung ist die deutsche Ge¬ 
richtsbarkeit begründet, wenn die Ehesache 
vor einem deutschen Gericht anhängig war. 
Die Befugnisse, die den Verwaltungsbehörden 
auf Grund der Regierungsverordnung vom 
3. August 1944 über die Wohnraumbewirtschaf¬ 
tungsstelle (SdGuV. Nr. 166) zustehen, werden 
durch die Entscheidungen, die der Richter auf 
Grund dieser Verordnung trifft, nicht berührt. 


Der Reichsminister der Justiz 

Dr. T h i e r a c k 


Hinweis auf eine nicht im Reichsgesetzblatt veröffentlichte Rechtsverördnung 

Im Reichsministerialblatt Nr. 17 vom 20. Oktober 1944 ist auf Seite 71 eine Verordnung über 
den Arbeitsdienst für die wallonische Jugend und den Arbeitsdienst für die flämische Jugend im 
Reich vom 13. Oktober 1944 veröffentlicht worden, mit der als Anlagen die Anordnungen des 
Führers der wallonischen Volksgruppe über die Arbeitsdienstpflicht der wallonischen Jugend 
vom 30. September 1944 und des Landesleiters Flandern über die Arbeitsdienstpflicht der 
flämischen Jugend vom 11. Oktober 1944 abgedruckt sind. Die Verordnung ist am 21. Oktober 1944 
in Kraft getreten. 

Berlin, den 21. Oktober 1944. 

Der Reiclisarbeitsfülirer 
Im Auftrag 
Dr. Stamm 
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Zweite Verordnung zur Änderung 

der Verordnung über Strafen und Strafverfahren bei Zuwiderhandlungen gegen Preisvorschriften. 

Vom 26. Oktober 1944. 


Auf Grund des Gesetzes zur Durchführung 
des Vierjahresplans — Bestellung eines Reichs- 
kommissars für die Preisbildung — vom 29. Ok¬ 
tober 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 927) wird mit 
Zustimmung des Beauftragten für den Vier jah¬ 
resplan und im Einvernehmen mit dem Reichs¬ 
minister der Justiz und dem Reichsminister des 
Innern verordnet: 

§1 

Die Verordnung über Strafen und Strafver¬ 
fahren bei Zuwiderhandlungen gegen Preisvor¬ 
schriften vom 3. Juni 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 999) in der Fassung der Verordnung zur 
Änderung der Verordnung über Strafen und 
Strafverfahren bei Zuwiderhandlungen gegen 
Preisvorschriften vom 28. August 1941 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 539) wird wie folgt geändert: 

1. Im § 3 fällt der Abs. 6 fort; der Abs. 7 wird 
Abs. 6 und erhält folgende Fassung: 

» (e) Ist der Beschuldigte abwesend oder kann 
keine bestimmte Person verfolgt oder ver¬ 
urteilt werden, so kann auf Antrag der 
Staatsanwaltschaft die Einziehung durch Be¬ 
schluß des Gerichts ausgesprochen werden. 
Gegen den Beschluß des Amtsrichters findet 
die sofortige Beschwerde (in den Alpen- und 
Donau-Reichsgauen die Beschwerde binnen 
einer Woche) statt.« 

2. Hinter § 3 wird folgender § 3 a eingeschaltet: 

»§ 3a 

(l) Hat der Beschuldigte durch die straf¬ 
bare Handlung Preise erzielt, die höher sind 


als die zulässigen Preise, so ist in dem Urteil 
auszusprechen, daß er den Mehrerlös an das 
Reich abzuführen hat. soweit er nicht be¬ 
reits auf Grund eines rechtlich begründeten 
Rückforderungsanspruchs an den durch die 
Zuwiderhandlung Geschädigten zurücker¬ 
stattet ist. Statt der Abführung an das Reich 
kann das Gericht auf Antrag des Geschädig¬ 
ten die Rückerstattung des Mehrerlöses an 
ihn anordnen, wenn es seinen Rückforde¬ 
rungsanspruch gegen den Beschuldigten für 
begründet hält. 

( 2 ) Legt der Beschuldigte oder der Ge¬ 
schädigte, nachdem die Abführung des Mehr¬ 
erlöses an das Reich angeordnet ist, eine 
rechtskräftige Entscheidung vor, in der dem 
Geschädigten der Rückforderungsanspruch 
gegen den Beschuldigten zuerkannt ist, so 
ordnet die Strafvollstreckungsbehörde an, 
daß der dem Reich zuerkannte Anspruch 
nicht mehr vollstreckt wird oder daß der 
Geschädigte aus dem bereits an das Reich 
abgeführten Mehrerlös befriedigt wird. 

(3) Die Höhe des Mehrerlöses ist ziffern¬ 
mäßig zu bestimmen; sie kann geschätzt 
werden. 

( 4 ) Die Bestimmungen des Abs. 1 finden 
auch Anwendung, wenn der äußere Tatbe¬ 
stand einer Straftat nach § 1 vorliegt, ein 
Verschulden jedoch nicht nachzuweisen ist 
oder eine Bestrafung aus anderen Gründen 
nicht erfolgen kann. 
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( 5 ) Die Abführung des Mehrerlöses kann 
dem Täter nicht mehr auferlegt und der Ab- 
führungsanspruch kann nicht mehr voll¬ 
streckt werden, wenn die Straftat oder die 
Vollstreckung einer dafür erkannten Strafe 
verjährt ist oder, falls eine Bestrafung nicht 
erfolgt ist, die Vollstreckung einer Geld¬ 
strafe in gleicher Höhe verjährt wäre. 

(g) § 3 Abs. 6 findet entsprechende An¬ 
wendung.« 

3. Der § 5 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

»( 2 ) Das Verlangen kann bis zur Verkün¬ 
dung des Urteils zurückgenommen wei den.« 

4. Der § 5 erhält folgenden Abs. 3: 

»( 3 ) Die Abs. 1 und 2 sind auf den Täter, 
der sich eines Verbrechens schuldig gemacht 
hat, nicht anzuwenden.« 

5. Der § 8 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

»( 4 ) Die Einziehung von Gegenständen, die 
Abführung oder Rückerstattung des Mehr¬ 
erlöses und die öffentliche Bekanntmachung 
der Bestrafung können entsprechend den 
Vorschriften der §§ 3, 3 a und 4 bestimmt 
werden. Die Abführung oder Rückerstattung 
des Mehrerlöses kann auch dem Inhaber, die 
Abführung auch einem am Gewinn des Ge- 
schäftsbet.riebes Beteiligten ganz oder teil¬ 
weise auf erlegt werden.« 

6. Im § 8 werden die bisherigen Abs. 5 und 6 
zu Abs. 6 und 7. Hinter Abs. 4 wird folgen¬ 
der neuer Abs. 5 eingeschaltet: 

»( 5 ) Die Abs. 1, 2 und 4 sind auf Einzel¬ 
personen, die sich eines Verbrechens schuldig 
gemacht haben, nicht anzuwenden. Jedoch 
bleiben von den Preisbehörden getroffene 
Maßnahmen als vorläufige Maßnahmen auf¬ 
rechterhalten; die Verwertung eingezogener 
Gegenstände bleibt zulässig. Verhängte Ord¬ 
nungsstrafen und Mehrerlöse, deren Abfüh¬ 
rung angeordnet ist, sind, soweit sie bereits 
gezahlt, abgeführt oder beigetrieben sind, 
im gerichtlichen Urteil anzurechnen.« 

7. Der § 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

»( 1 ) Allein oder neben der Ordnungsstrafe 
oder einer rechtskräftigen Verurteilung, in 
dringenden Fällen auch im Laufe eines ge¬ 
richtlichen Verfahrens, kann die völlige oder 
teilweise Schließung des gewerblichen Be¬ 
triebes des Schuldigen oder des Betriebes, 
in dem die Zuwiderhandlung begangen wor¬ 


den ist, auf Zeit oder Dauer verfügt oder 
seine Weiterführung von Auflagen abhängig 
gemacht werden.« 

8. I 111 § 16 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte 
»eines Ordnungsstrafbescheides« durch 
»einer Bestrafung« ersetzt. 

9. Der § 17 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fas¬ 
sung : 

»( 1 ) Vor der Festsetzung einer Ordnungs¬ 
strafe oder einer der übrigen in den §§ 8 
und 10 vorgesehenen Maßnahmen ist der 
Beschuldigte über die ihm zur Last gelegte 
Zuwiderhandlung und seine persönlichen 
Verhältnisse zu vernehmen.« 

10. Der §24 erhält folgende Fassung: 

-"§ 24 

( 1 ) Strafbescheide und gebührenpflichtige 
Verwarnungen sind dem Beschuldigten zu¬ 
zustellen. 

( 2 ) Auf das Verfahren bei der Zustellung 
finden die Vorschriften der Zivilprozeßord¬ 
nung über Zustellung von Amts wegen mit 
Ausnahme der §§ 189, 203 bis 207, 210 a 
und 212 a nach Maßgabe der Postzustellungs- 
verordnung vom 23. August 1943 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 527) entsprechende Anwen¬ 
dung. Die Zustellung kann auch durch 
Übergabe an den Beschuldigten gegen Emp¬ 
fangsbescheinigung erfolgen. Ist die Zustel¬ 
lung in der vorgeschriebenen Weise nicht 
ausführbar, so gilt sie als erfolgt, wenn der 
entscheidende Teil des Strafbescheides oder 
der gebührenpflichtigen Verwarnung im 
Deutschen Reichs- und Preußischen Staats¬ 
anzeiger bekanntgegeben worden ist und seit 
dem Erscheinen des Blattes zwei Wochen 
verflossen sind. 

( 3 ) Bei gebührenpflichtigen Verwarnun¬ 
gen genügt schriftliche Mitteilung.« 

11. Der § 28 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

»( 2 ) Strafbescheide über Ordnungsstrafen, 
die im Einzelfalle den Betrag von lOOReichs- 
mark nicht übersteigen und neben denen Maß- 
nahmen nach § 8 Abs. 4 oder § 10 nicht ver¬ 
fügtworden sind, sind nur anfechtbar, wenn 
die festsetzende Behörde die Beschwerde 
im Hinblick auf die grundsätzliche Bedeu¬ 
tung oder die besonderen Umstände des 
Einzelfalls ausdrücklich zugelassen hat. Der 
Reichskommissar für die Preisbildung be- 
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stimmt den Zeitpunkt, in dem diese Vor¬ 
schrift außer Kraft tritt.« 

12. Der § 31 erhält folgende Fassung: 

-’§ 31 

(1) Über die Beschwerde entscheidet, 
wenn sie gegen den Strafbescheid der unteren 
Verwaltungsbehörde gerichtet ist, die Preis¬ 
überwachungsstelle, in den übrigen Fällen 
die Preisbildungsstelle. In Berlin entscheidet 
statt der Preisbildungsstelle der Polizeiprä¬ 
sident persönlich oder sein allgemeiner Ver¬ 
treter oder eine vom Polizeipräsidenten ein¬ 
zurichtende Beschwerdestelle; soweit in Ber¬ 
lin die Preisüberwachung dein Oberbürger¬ 
meister übertragen ist, entscheidet über Be¬ 
schwerden gegen Strafbescheide des Bezirks¬ 
bürgermeisters der Oberbürgermeister und 
über Beschwerden gegen Strafbescheide des 
Oberbürgermeisters die Preisbildungsstelle. 
Hält die Beschwerdestelle die Verhängung 
einer Ordnungsstrafe für nicht angebracht, 
sondern die Aburteilung durch das Strafge¬ 
richt für erforderlich, so kann auch sie nach 
Aufhebung des Ordnungsstrafbescheides das 

Verlangen nach § 5 stellen. 

\ 

( 2 ) Der Reichskommissar für die Preisbil¬ 
dung kann durch Verwaltungsanweisung für 
bestimmte Gebiete die Entscheidung der Be¬ 
schwerde an sich ziehen. 

( 3 ) Der Reichskommissar für die Preis¬ 
bildung kann rechtskräftige Ordnungsstraf¬ 
bescheide der nachgeordneten Preisbehörden 
binnen einem Jahr nach Eintritt der Rechts¬ 
kraft auf heben, wenn der Ordnungsstraf¬ 
bescheid wegen eines Fehlers bei der Anwen¬ 
dung des Rechts ungerecht ist oder erheb¬ 
liche Bedenken gegen die Richtigkeit der in 
dem Ordnungsstrafbescheid -festgestellfen 
Tatsachen oder gegen das Strafmaß bestehen. 
Er kann diese Befugnis im Einvernehmen 
mit den beteiligten Obersten Reichsbehörden 
auf nachgeordnete Behörden übertragen.« 

13. 1 m §34 werden die Abs. 2 und 3 zu Abs. 4 
und 5. 

Der Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

»( 1 ) Die Vollstreckung des Strafbescheides 
erfolgt mit Ausnahme der Entscheidung über 
die Rückerstattung des Mehrerlöses und der 
im § 10 vorgesehenen Maßnahmen nach den 
landesrechtlichen Vorschriften im Verwal¬ 
tungszwangsverfahren. « 
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Hinter Abs. 1 werden folgende Abs. 2 
und 3 eingeschaltet: 

»( 2 ) Kann eine nach § 8 Abs. 1 festgesetzte 
Ordnungsstrafe nicht beigetrieben werden, 
so hat das Amtsgericht, das zur Durchfüh¬ 
rung des Strafverfahrens im ersten Rechts¬ 
zug zuständig gewesen wäre, auf Verlangen 
der Behörde, die den Strafbescheid erlassen 
hat, als Ersatz eine dem Verschulden ent¬ 
sprechende Haft- oder Gefängnisstrafe fest¬ 
zusetzen; im Rahmen der ihr als Polizei¬ 
behörde zustehenden Befugnis, Haftstrafen 
festzusetzen, kann auch die Behörde, die den 
Strafbescheid im ersten Rechtszug erlassen 
hat, oder die, wenn der Reichskommissar für 
die Preisbildung selbst den Strafbescheid 
erlassen hat, hierfür zuständig gewesen 
wäre, die Ersatzhaftstrafe festsetzen. Eine 
Nachprüfung des Strafbescheides findet nicht 
statt. Vor der Entscheidung ist der Be¬ 
troffene zu hören. Gegen die Entscheidung 
des Amtsrichters ist die sofortige Beschwerde 
(in den Alpen- und Donau-Reichsgauen die 
Beschwerde binnen einer Woche) zulässig. 
Gegen die Entscheidung der Verwaltungs¬ 
behörde ist die Beschwerde nach Maßgabe 
des §28 Abs. 1, der §§29,30,31 Abs. 1 und 2 
, sowie des §32 Abs. 1 und 2 gegeben: § 31 
Abs. 3 findet entsprechende Anwendung. 

( 3 ) Die Vollstreckung der Entscheidung 
über Rückerstattung des Mehrerlöses erfolgt 
nach den Vorschriften, die für die Vollstrek- 
kung von Urteilen in bürgerlichen Rechts¬ 
streitigkeiten gelten; sie sind, soweit sie nicht 
unmittelbar anwendbar sind, entsprechend 
anzuwenden.« 

14. Der § 37 erhält folgenden Abs. 5: 

»( 5 ) Im Unterwerfungsverfahren kann von 
der Erhebung der Gebühr ganz oder teil¬ 
weise Abstand genommen werden. Für die 
Erhebung von Auslagen gilt Abs. 2.« 

§2 

Der Reichskommissar für die Preisbildung 

o 

wird ermächtigt, die Verordnung über Strafen 
und Strafverfahren beiZuwiderhandlungen gegen 
Preisvorschriften vom 3. Juni 1939 (Reichs- 
gesetzbl.I S.999) in der jetzt geltenden Fassung 
und in neuer Paragraphenfolge bekanntzumachen 
und hierbei Unstimmigkeiten zu beseitigen. 
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§ 3 krafttreten dieser Verordnung erzielten Mehr- 

(]) Diese Verordnung tritt am 1. November erlöse. Der durch Nr. 13 angefügte § 34 Abs. 2 
1944 in Kraft. gilt auch für Ordnungsstrafen, die vor dem In- 

( 2 ) Der durch § 1 Nr. 2 eingefügte § 3a Abs. 1 krafttreten dieser Verordnung verhängt worden 
Satz 2 und Abs. 2 gilt auch für die vor dem In- sind. 

Berlin, den 26. Oktober 1944. 

Der Reich sko mrnissar für die Prei s b i 1 dung 

Fischböclt 

Der Reichsminister der Justiz 
Dr. Thierac.k 

Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung 
Wünnenberg 

Bekanntmachung der neuen Fassung 

der Verordnung über Strafen und Strafverfahren bei Zuwiderhandlungen gegen Preisvorschriften 

(Preisstrafrechtsverordnung). 

Vom 26. Oktober 1944. 

Auf Grund des § 2 der Zweiten Verordnung zur Änderung der Verordnung über Strafen und 
Strafverfahren bei Zuwiderhandlungen gegen Preisvorschriften vom 26. Oktober 1944 (Reichs- 
gesetzbl.I S.261) wird nachstehend die am 1. Juli 1939 in Kraft getretene Verordnung über Strafen 
und Strafverfahren bei Zuwiderhandlungen gegen Preisvorschriften vom 3. Juni 1939 (Reichs- 
gcsetzbl. I S. 999) in der vom 1. November 1944*ab geltenden Fassung neu bekanntgemacht. 

Berlin, den 26. Oktober 1944. 

Der Reichskommissar für die Preisbildung 
Fischböck 
* * 

* 

Verordnung 

über Strafen und Strafverfahren bei Zuwiderhandlungen gegen Preisvorschriften 

(Preisstrafrechtsverordnung) 
in der Fassung vom 26. Oktober 1944 

Allgemeines Strafrecht staatlicher oder staatlich ermächtigter Stellen 

§ 1 über Preise, Preisspannen, Zuschläge oder Ab- 

(l) Wer den Vorschriften oder Anordnungen schlage, Zahlungsbedingungen, Preisauszeich- 
des Reichskommissars für die Preisbildung oder nungen, Preisbindungen oder andere der Preis- 
der von ihm mit der Preisbildung beauftragten bildung oder dem Preisschutz dienende Maß- 
Stellen vorsätzlich oder fahrlässig zuwiderhan- nahmen vorsätzlich oder fahrlässig zuwider- 
delt, wird mit Gefängnis und Geldstrafe oder handelt. 

mit einer dieser Strafen bestraft. Das Höchst- (s) Als Zuwiderhandlung gilt auch jede Hand¬ 
maß der Geldstrafe ist unbeschränkt. lung, durch die die Vorschriften oder Anordnun- 

(a) Die gleiche Strafe trifft den jenigen, der gen unmittelbar oder mittelbar umgangen werden, 

den Vorschriften oder Anordnungen anderer (4) Der Versuch ist strafbar. 
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(s) Hat der Täter wissentlich und gewissen¬ 
los aus grobem Eigennutz gehandelt oder ist er 
vor Begehung der neuen vorsätzlichen Tat schon 
einmal wegen vorsätzlichen Vergehens gegen 
die in den Abs. 1 und 2 bezeichneten Vorschrif¬ 
ten rechtskräftig verurteilt worden, so kann an 
Stelle der Gefängnisstrafe auf Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren erkannt werden. 

§2 

Verletzt dieselbe Handlung die Vorschriften 
des § 1 und andere Strafgesetze, so kann auch 
neben der Freiheitsstrafe aus dem anderen Straf¬ 
gesetz auf die nach § 1 zulässige Geldstrafe er¬ 
kannt werden. 

§3 

(1) In dem Urteil kann ohne Rücksicht auf 
Eigentumsverhältnisse und sonstige Rechte Drit¬ 
ter auf Einziehung der Gegenstände erkannt 
werden, auf die sich die strafbare Handlung be¬ 
zieht oder die durch die strafbare Handlung er¬ 
langt sind. 

( 2 ) Die Einziehung unterbleibt, wenn der von 
ihr Betroffene nachweist, daß er von der Straf¬ 
tat weder Kenntnis hatte noch haben konnte und 
daß er von der Straftat auch keinen Vorteil ge¬ 
habt hat. Rechte eines anderen an eingezogenen 
Gegenständen bleiben insoweit bestehen, als diese 
Voraussetzungen in seiner Person vorliegen. 

( 3 ) Macht ein anderer als der Beschuldigte an 
einem der Einziehung unterliegenden Gegen¬ 
stände Rechte geltend oder liegen Tatsachen 
vor, aus denen zu schließen ist, daß solche Rechte 
bestehen, so soll dem anderen Gelegenheit ge¬ 
geben werden, nachzuweisen, daß die Voraus¬ 
setzungen für die Einziehung nicht vorliegen 
oder ihm Rechte an dem der Einziehung unter¬ 
liegenden Gegenstände zustehen. Der Nachweis 
kann bis zum Ausspruch der Einziehung geführt 
werden. Erfolgt der Nachweis erst nach Erlaß 
der die Einziehung aussprechenden Entschei¬ 
dung, so kann das Gericht den Ausspruch über 
die Einziehung aufheben oder einschränken. 

( 4 ) Im übrigen gehen das Eigentum und son¬ 
stige Rechte aii den eingezogenen Gegenständen 
mit der Rechtskraft der Entscheidung auf das 
Reich über. 

( 5 ) Für einen Rechtserwerb, der nach der 
Rechtskraft der Entscheidung eintritt, gelten 
die Vorschriften des bürgerlichen Rechts zu¬ 
gunsten derer, die Rechte von einem Nichtberech¬ 
tigten herleiten. 

(e) Ist der Beschuldigte abwesend oder kann 
keine bestimmte Person verfolgt oder verurteilt 


werden, so kann auf Antrag der Staatsanwalt¬ 
schaft die Einziehung durch Beschluß des Ge¬ 
richts ausgesprochen werden. Gegen den Be¬ 
schluß des Amtsrichters findet die sofortige Be¬ 
schwerde (in den Alpen- und Donau-Reichsgauen 
die Beschwerde binnen einer Woche) statt. 

§4 

( 1 ) Hat der Beschuldigte durch die strafbare 
Handlung Preise erzielt, die höher sind als die 
zulässigen Preise, so ist in dem Urteil auszu¬ 
sprechen, daß er den Mehrerlös an das Reich ab¬ 
zuführen hat, soweit er nicht auf Grund eines 
rechtlich begründeten Rückforderungsanspruchs 
an den durch die Zuwiderhandlung Geschädig¬ 
ten zurückerstattet ist. Statt der Abführung an 
das Reich kann das Gericht auf Antrag des Ge¬ 
schädigten die Rückerstattung des Mehrerlöses 
an ihn anordnen, wenn es seinen Rückforde¬ 
rungsanspruch gegen den Beschuldigten für be¬ 
gründet hält. 

( 2 ) Legt der Beschuldigte oder der Geschädigte, 
nachdem die Abführung des Mehrerlöses an das 
Reich angeordnet ist, eine rechtskräftige Ent¬ 
scheidung vor, in der dem Geschädigten der 
Rückforderungsanspruch gegen den Beschuldig¬ 
ten zuerkannt ist, so ordnet die Strafvollstrek¬ 
kungsbehörde an, daß der dem Reich zuerkannte 
Anspruch nicht mehr vollstreckt wird oder daß 
der Geschädigte aus dem bereits an das Reich 
abgeführten Mehrerlös befriedigt wird. 

( 3 ) Die Höhe des Mehrerlöses ist ziffernmäßig 
zu bestimmen; sie kann geschätzt werden. 

( 4 ) Die Bestimmungen des Abs. 1 finden auch 
Anwendung, wenn der äußere Tatbestand einer 
Straftat nach § 1 vorliegt, ein Verschulden je¬ 
doch nicht nachzuweisen ist oder eine Bestra¬ 
fung aus anderen Gründen nicht erfolgen kann. 

( 5 ) Die Abführung des Mehrerlöses kann dem 
Täter nicht mehr auferlegt und der Abführungs¬ 
anspruch kann nicht mehr vollstreckt werden, 
wenn die Straftat oder die Vollstreckung einer 
dafür erkannten Strafe verjährt ist oder, falls 
eine Bestrafung nicht erfolgt ist, die Vollstrek- 
kung einer Geldstrafe in gleicher Höhe verjährt 
wäre. 

(6) § 3 Abs. 6 findet entsprechende Anwendung. 

§5 

Das Gericht kann anordnen, daß die Verurtei¬ 
lung auf Kosten des Verurteilten öffentlich be¬ 
kanntgemacht wird. Die Art der Bekanntmachung 
ist in dem Urteil zu bestimmen. 
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§6 

(1) Die Strafverfolgung tritt nur auf Verlan¬ 
gen des Reichskommissars für die Preisbildung 
oder der von ihm oder mit seiner Zustimmung 
hierzu ermächtigten Behörde ein. Das Verlan¬ 
gen ist unzulässig, wenn wegen derselben Hand¬ 
lung eine Ordnungsstrafe rechtskräftig festge¬ 
setzt worden ist. 

( 2 ) Das Verlangen kann bis zur Verkündung 
des Urteils zurückgenommen werden. 

( 3 ) Die Abs. 1 und 2 sind auf den Täter, der 
sich eines Verbrechens schuldig gemacht hat, 
nicht anzuwenden. 

§7 

( 1 ) Örtlich zuständig für das Verlangen der 
Strafverfolgung ist die Behörde, in deren Be¬ 
zirk der Täter seinen Wohnsitz oder in Erman¬ 
gelung eines Wohnsitzes seinen dauernden Auf¬ 
enthalt hat. 

( 2 ) Ist die Zuwiderhandlung im Geschäfts¬ 
betrieb einer Handelsgesellschaft, einer juristi¬ 
schen Person oder einer sonstigen Personenver¬ 
einigung begangen worden, so ist die Behörde 
zuständig, in deren Bezirk das Unternehmensei¬ 
nen Sitz hat. Richtet sich die Strafverfolgung 
lediglich gegen Leiter oder Angestellte einer 
Zweigniederlassung oder eines sonstigen Zweig¬ 
betriebes, so ist die Behörde zuständig, in deren 
Bezirk sich die Zweigniederlassung oder der 
Zweigbetrieb befindet; das gleiche gilt, wenn das 
Unternehmen seinen Sitz im Ausland hat. 

( 3 ) Ist die Zuwiderhandlung bei der Veräuße¬ 
rung oder Verpachtung von Grundstücken oder 
bei der Vermietung oder Verpachtung von Räu¬ 
men begangen, so ist die Behörde zuständig, in 
deren Bezirk die Grundstücke oder Räume ge¬ 
legen sind. 

( 4 ) Bei zusammenhängenden Zuwiderhandlun¬ 
gen, welche einzeln zur Zuständigkeit verschie¬ 
dener Behörden gehören würden, ist jede dieser 
Behörden sowie die Behörde zuständig, in deren 
Bezirk die strafbare Handlung begangen wor¬ 
den ist. 

( 5 ) Ist hiernach eine Zuständigkeit nicht oder 
mehrfach begründet, so ist die Behörde zustän¬ 
dig, die zuerst mit der Sache befaßt worden ist. 
Sie kann die Sache an die andere zuständige Be¬ 
hörde abgeben, wenn dies zweckmäßig erscheint. 
In Zweifelsfällen bestimmt die gemeinsame hö¬ 
here Behörde (Preisüberwachungs- oder Preis¬ 
bildungsstelle) die zuständige Behörde. Der 
Reichskommissar für die Preisbildung kann in 
besonderen Fällen die Zuständigkeit abweichend 
bestimmen. 


Ordnungsstrafrecht 

Strafmaßnahmen 

§ 8 

( 1 ) Bei Zuwiderhandlungen der im § 1 bezeich¬ 
nten Art können die im § 26 genannten Behörden 
gegen die schuldigen Personen (Täter und Teil¬ 
nehmer) Ordnungsstrafen in Geld festsetzen. 
Wird die Zuwiderhandlung in einem Geschäfts¬ 
betrieb begangen, so können außerdem gegen 
die Inhaber oder Leiter des Geschäftsbetriebes 
Ordnungsstrafen in Geld festgesetzt werden, 
wenn sie nicht nachweisen, daß sie die im Ver¬ 
kehr erforderliche Sorgfalt zur Verhütung der 
strafbaren Handlung angewandt haben. 

( 2 ) Ist Inhaber des Geschäftsbetriebes eine 
Handelsgesellschaft, eine juristische Person oder 
eine sonstige Personenvereinigüng, so ist der 
Nachweis an Stelle des Inhabers von den zur 
gesetzlichen Vertretung befugten Personen zu 
führen. 

( 3 ) Das Höchstmaß der Geldstrafe ist unbe¬ 
schränkt. 

( 4 ) Die Einziehung von Gegenständen, die 
Abführung oder Rückerstattung des Mehrerlöses 
und die öffentliche Bekanntmachung der Be¬ 
strafung können entsprechend den Vorschriften 
der §§ 3, 4 und 5 bestimmt werden. Die Abfüh¬ 
rung oder Rückerstattung des Mehrerlöses kann 
auch dem Inhaber, die Abführung auch einem 
am Gewinn des Geschäfts Beteiligten ganz oder 
teilweise auferlegt werden. 

( 5 ) Die Abs. 1, 2 und 4 sind auf Einzelpersonen, 
die sich eines Verbrechens schuldig gemacht 
haben, nicht anzuwenden. Jedoch bleiben von 
den Preisbehörden getroffene Maßnahmen als 
vorläufige Maßnahmen aufrechterhalten; die Ver- 
wertung eingezogener Gegenstände bleibt zu¬ 
lässig. Verhängte Ordnungsstrafen und Mehr¬ 
erlöse, deren Abführung angeordnet ist, sind, 
soweit sie bereits gezahlt, abgeführt oder beige¬ 
trieben sind, im gerichtlichen Urteil anzurechnen. 

(6) Die Festsetzung der Ordnungsstrafe ist 
nur zulässig, wenn ein Verlangen auf Strafver¬ 
folgung nach § 6 nicht gestellt oder zurück¬ 
genommen worden ist. 

( 7 ) In Fällen von geringerer Bedeutung kann 
statt der Ordnungsstrafe eine schriftliche Ver¬ 
warnung erteilt werden. Sie ist gebührenpflich¬ 
tig. Eine Anfechtung findet nicht statt. 

§9 

( 1 ) Verstößt eine nach § 8 zu bestrafende 
Handlung zugleich gegen andere Vorschriften 
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über Ordnungsstrafen, so erfolgt die Festsetzung 
von Ordnungsstrafen und Maßnahmen der im 
§ 10 genannten Art nur nach den Vorschriften 
dieser Verordnung. Dies gilt nicht, wenn die im 
§ 26 bezeichneten Behörden im Einzelfall von 
der Festsetzung einer Strafe absehen. Erfolgt 
die Festsetzung der Ordnungsstrafe nach den 
Vorschriften dieser Verordnung, so bleiben die 
nach anderen Vorschriften bestehenden Befug¬ 
nisse anderer Stellen, sonstige nach dieser Ver¬ 
ordnung nicht zulässige Maßnahmen zu verhän¬ 
gen, unberührt. 

( 2 ) Die zur Festsetzung von Strafmaßnahinen 
wegen Verletzung anderer Vorschriften zustän¬ 
digen Stellen haben die im § 26 bezeichneten Be¬ 
hörden über die von ihnen ermittelten Verletzun¬ 
gen dieser Verordnung zu unterrichten. 

§10 

( 1 ) Allein oder neben der Ordnungsstrafe oder 
einer rechtskräftigen Verurteilung, in dringen¬ 
den Fällen auch im Laufe eines gerichtlichen 
Verfahrens, kann die völlige oder teilweise Schlie¬ 
ßung des gewerblichen Betriebes des Schuldigen 
oder des Betriebes, in dem die Zuwiderhandlung 
begangen worden ist, auf Zeit oder Dauer ver¬ 
fügt oder seine Weiterführung von Auflagen 
abhängig gemacht werden. 

( 2 ) In gleicher Weise kann den schuldigen 
Personen auf dem Gebiet, auf dem die Zuwider¬ 
handlung erfolgt ist, die Tätigkeit oder Be¬ 
triebsführung auf Zeit oder Dauer ganz oder 
teilweise untersagt oder die weitere Tätigkeit 
oder Betriebsführung von Auflagen abhängig 
gemacht werden. 

( 3 ) Die Maßnahmen können nach Rechtskraft 
der Entscheidung auf Kosten der Betroffenen 
öffentlich bekanntgemacht werden. 

§11 

Ist dem Betroffenen oder seinem Beauftragten 
für den untersagten Betrieb oder die untersagte 
Tätigkeit eine behördliche Erlaubnis (Wander¬ 
gewerbeschein, Legitimationskarte, Konzessions¬ 
urkunde oder ein ähnliches -Ausweispapier) er¬ 
teilt, so hat die Betriebsschließung und die Tätig¬ 
keitsuntersagung den Verlust oder die Einschrän¬ 
kung der Erlaubnis zur Folge. 

V e r j ä h r u n g 

§12 

Die allgemeinen Vorschriften über die Ver¬ 
jährung der Strafverfolgung und Strafvollstrek¬ 
kung von Vergehen finden auf das Ordnungs¬ 
strafverfahren sinngemäß mit der Maßgabe An¬ 


wendung, daß die Strafverfolgung in fünf Jahren 
und die Strafvollstreckung bei Ordnungsstrafen 
bis 150 Reichsmark in zwei Jahren, im übrigen 
in fünf Jahren verjährt. Einer Handlung, die 
nach dem allgemeinen Strafrecht die Verjährung 
unterbricht, stehen entsprechende Handlungen 
der mit der Festsetzung oder der Vollstreckung 
von Ordnungsstrafen beauftragten Behörden 
gleich. 

Nichtbeachtung von Strafmaßnahmen 
§ 13 

Rechtsgeschäfte, die von den Betroffenen ent¬ 
gegen der Vorschrift des § 10 oder in Umgehung 
dieser Vorschrift, insbesondere durch vorgescho¬ 
bene Personen, vorgenommen werden, sind nich¬ 
tig. Für Verfügungen dieser Art gelten die Vor¬ 
schriften des bürgerlichen Rechts zugunsten 
derer, die Rechte von einem Nichtberechtigten 
herleiten, entsprechend. Im übrigen wirkt die 
Nichtigkeit nicht zum Nachteil dessen, der die 
Betriebsschließung oder die Tätigkeitsunter¬ 
sagung ohne grobe Fahrlässigkeit nicht kannte. 

§U 

( 1 ) Wer entgegen einem nach § 10 ausgespro¬ 
chenen Verbot selbst oder durch eine vorgescho¬ 
bene Person Geschäfte betreibt oder die ihm 
untersagte Tätigkeit oder Betriebsführung aus¬ 
übt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen be¬ 
straft. 

( 2 ) Dieselbe Strafe trifft denjenigen, der mit 
diesen oder für diese Personen ein Geschäft ab¬ 
schließt, obwohl ihm bekannt war, daß ihnen 
die geschäftliche Tätigkeit oder Betriebsführung 
untersagt oder das Geschäft geschlossen worden 
ist. 

( 3 ) Neben der Strafe kann auf Einziehung der 
Gegenstände, auf die sich der unzulässige Be¬ 
trieb oder die unzulässige Tätigkeit bezieht, und 
der zur Fortführung des Betriebes oder der 
Tätigkeit bestimmten oder verwendeten Gegen¬ 
stände und Einrichtungen erkannt wer’den, wenn 
diese Gegenstände dem Täter oder einem Teil¬ 
nehmer gehören. 

( 4 ) Die Vorschriften der § 3 Abs. 2 und 5 
und § 4 finden entsprechende Anwendung. 

Ermittlungsverfahren 

§15 

( 1 ) Die Behörden und Beamten der Polizei 
haben Verstöße gegen die Preisvorschriften zu 
erforschen und alle keinen Aufschub gestatten¬ 
den Anordnungen zu treffen, um die Verdunke¬ 
lung der Sache zu verhüten. 
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( 2 ) Sie übersenden ihre Verhandlungen ohne 
Verzug der für die Anordnung von Ordnungs¬ 
strafen zuständigen Behörde. 

§16 

( 1 ) Die mit der Preisüberwachung beauftrag¬ 
ten Behörden können von allen ölfentlichen Be¬ 
hörden, von Berufsvertretungen sowie natür¬ 
lichen und juristischen Personen (Auskunfts- 
personen) Auskünfte verlangen, soweit dies zur 
Überwachung der Preisgestaltung erforderlich 
ist. Sie können ferner Ermittlungen jeder Art 
mit Ausschluß von eidlichen Vernehmungen, 
von Beschlagnahmen und Durchsuchungen ent¬ 
weder selbst vornehmen oder durch die Behör¬ 
den und Beamten der Polizei vornehmen lassen. 
Diese sind verpflichtet, dem Ersuchen der mit 
der Preisüberwachung beauftragten Behörden 
zu genügen. 

( 2 ) Die Gerichte sind gleichfalls zur Amts¬ 
und Rechtshilfe verpflichtet. 

( 3 ) Ist zu befürchten, daß der Beschuldigte in 
Erwartung einer Bestrafung Vermögenswerte 
beiseiteschafft, so können ihm die mit der 
Preisüberwachung beauftragten Behörden die 
Verfügung über einzelne Vermögensstücke einst¬ 
weilen untersagen. Das Verbot ist dem Be¬ 
schuldigten zuzustellen. Dritte, denen das Ver¬ 
bot zugestellt worden ist oder die auf andere 
Weise sichere Kenntnis davon erlangt haben, 
dürfen nicht zu seinen Gunsten über die Ver¬ 
mögensstücke verfügen oder Anweisungen be¬ 
folgen, die der Beschuldigte entgegen dem Ver¬ 
bot erteilt hat. Bei Zuwiderhandlungen gegen 
das Verfügungsverbot gelten die §§ 13 und 14 
sinngemäß. 

§ 17 

( 1 ) Vor der Festsetzung einer Ordnungsstrafe 
oder einer der übrigen in den §§ 8 und 10 vor¬ 
gesehenen Maßnahmen ist der Beschuldigte über 
die ihm zur Last gelegte Zuwiderhandlung 
und seine persönlichen Verhältnisse zu verneh¬ 
men Ihm ist Gelegenheit zu geben, die gegen 
ihn vorliegenden Verdachtsgründe zu beseitigen. 

( 2 ) Leistet der Beschuldigte der Vorladung 
zur Vernehmung keine Folge, so kann die zwangs¬ 
weise Vorführung angeordnet werden. Sie er¬ 
folgt durch die zuständige Polizeibehörde. 

§18 

( 1 ) Über die Vernehmung der Beschuldigten 
und Zeugen soll eine Niederschrift aufgenom¬ 
men werden, die vom Untersuchungsführer und, 
wenn ein Urkundsbeamter zugezogen ist, auch 


von diesem zu unterschreiben ist. Die Nieder- 

* 

schrift soll Ort und Tag der Verhandlung sowie 
die Namen der Mitwirkenden und Beteiligten 
ersehen lassen. 

( 2 ) Die Niederschrift ist den Beteiligten, so¬ 
weit sie davon betroffen werden, zur Genehmi¬ 
gung vorzulesen oder zur eigenen Durchsicht 
vorzulegen. Die erfolgte Genehmigung ist zu 
vermerken und die Niederschrift von den Be¬ 
teiligten entweder zu unterschreiben oder darin 
anzugeben, weshalb die Unterschrift unterblie¬ 
ben ist. 

( 3 ) Die Niederschrift über die Angaben des 
Beschuldigten ist nicht erforderlich, wenn der 
Beschuldigte darauf verzichtet. In diesem Falle 
sind die Angaben des Beschuldigten inhaltlich 
in den Akten zu vermerken. 

§ !9 

( 1 ) Bei der Vernehmung von Zeugen und 
Sachverständigen sind die Vorschriften des all¬ 
gemeinen Strafverfahrensrechts über das Aus¬ 
sageverweigerungsrecht sinngemäß anzuwenden. 

( 2 ) Auf die Erteilung und Einholung von Aus¬ 
künften finden die gleichen Vorschriften sinnge¬ 
mäß Anwendung. 

( 3 ) Eidliche Vernehmungen von Zeugen und 
Sachverständigen können durch die zuständigen 
Amtsgerichte nach den für sie gültigen Strafver¬ 
fahrensvorschriften vorgenommen werden. 

§20 

( 1 ) Jeder Zeuge hat nach den für die verneh¬ 
mende Behörde geltenden Vorschriften Anspruch 
auf eine Entschädigung für notwendige Ausla¬ 
gen und Zeitversäumnisse aus der Staatskasse. 

( 2 ) Sachverständigen kann neben dem Ersatz 
der notwendigen Auslagen eine angemessene 
Vergütung gewährt werden. 

§ 21 

( 1 ) Wer Auskunft zu erteilen hat, ist ver¬ 
pflichtet, der ersuchenden Behörde auf Verlangen 
diejenigen Gegenstände, insbesondere Urkunden 
und Schriftstücke-einschließlich der einschlägi¬ 
gen Stellen seiner Geschäftsbücher, zur Einsicht 
oder Nachprüfung vorzulegen, die sich auf be¬ 
stimmt zu bezeichnende Vorgänge beziehen. 
Unter den gleichen Voraussetzungen hat er Ein¬ 
sicht in Räume und verschlossene Behältnisse zu 
gewähren, die er dem Zuwiderhandelnden über¬ 
lassen hat. § 19 Abs. 1 und 2 finden keine An¬ 
wendung. 

( 2 ) In dringenden Fällen kann die Vorlegung 
unmittelbar erzwungen werden. 
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§22 

(1) Verweigern Zeugen, Sachverständige oder 
private Auskunftspersonen vor den mit der Preis¬ 
überwachung beauftragten Behörden ohne einen 
nach § 19 Abs. 1 oder 2 zulässigen Grund ihr 
Zeugnis, das Gutachten oder die verlangte Aus¬ 
kunft oder verweigern sie die im § 21 geregelte 
Vorlegung oder leisten sie der nach § 24 Abs. 2 
Satz 1 zugestellten Ladung nicht Folge, so können 
der Reichskommissar für die Preisbildung oder 
die Preisüberwachungsstellen und im Be¬ 
schwerdeverfahren die Beschwerdebehörden ge¬ 
gen sie Ordnungsstrafen bis zu 100 000 Reichs¬ 
markfestsetzen. Zugleich können ihnen die durch 
ihre Weigerung oder ihr Ausbleiben verursach¬ 
ten Kosten auferlegt werden. 

( 2 ) Beim Ausbleiben eines Zeugen oder Sach¬ 
verständigen kann die Vorführung durch die 
zuständige Polizeibehörde angeordnet werden. 
Die Polizeibehörde hat dem Ersuchen stattzu¬ 
geben. 

(3) Diese Maßnahmen sind mit der Beschwerde 
anfechtbar; die Vorschriften der §§ 28 bis 31 
und 32 Abs. 2 sind entsprechend anzuwenden. 

( 4 ) Entschuldigt sich nachträglich ein ausge¬ 
bliebener Zeuge oder Sachverständiger genü¬ 
gend, so sind die getroffenen Maßnahmen wie¬ 
deraufzuheben. Die Einziehung der festgesetzten 
Ordnungsstrafen nnd Kosten erfolgt nach § 34 
Abs.l und 5. 

§23 

( 1 ) Der Sachverständige hat über das, was 
ihm durch seine Tätigkeit bekannt wird, Ver¬ 
schwiegenheit zu bewahren. Insbesondere ist 
ihm die unbefugte Verwertung von Betriebs¬ 
und Geschäftsgeheimnissen untersagt. Er ist 
hierauf besonders zu verpflichten. 

( 2 ) Zuwiderhandlungen werden mit Gefängnis 
bis zu zwei Jahren bestraft. 

(3) Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag 
des Verletzten oder auf Verlangen der im § 6 
bezeichneten Behörden ein. 

( 4 ) Die Abs. 2 und 3 finden keine Anwendung, 
sofern nach anderen Vorschriften eine höhere 
Strafe verwirkt ist. 

Zustellung, Fristen 
§24 

(x) Strafbescheide und gebührenpflichtige Ver- 
warnungen sind dem Beschuldigten zuzustellen. 

( 2 ) Auf das Verfahren bei der Zustellung finden 
die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über 
Zustellungen von Amts wegen mit Ausnahme 
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der §§ 189, 203 bis 207, 210 a und 212 a (in den 
Alpen- und Donau-Reichsgauen die §§21 bis 
28, 30 und 31 des Allgemeinen Verwaltungs¬ 
verfahrensgesetzes — BGBl. Nr. 274/1925 —, im 
Reichsgau Sudetenland die entsprechenden Be¬ 
stimmungen des dort geltenden Verwaltungs¬ 
verfahrensrechts) nach Maßgabe der Postzustel- 
lungsvex’ordnung vom 23. August 1943 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 527) entsprechende Anwendung. 
Die Zustellung kann auch durch Übergabe an 
den Beschuldigten gegen Empfangsbescheini¬ 
gung erfolgen. Ist die Zustellung in der vorge¬ 
schriebenen Weise nicht ausführbar, so gilt sic 
als erfolgt, wenn der entscheidende Teil des 
Strafbescheides oder der gebührenpflichtigen 
Verwarnung im Deutschen Reichs- und Pi'eußi- 
schen Staatsanzeiger bekanntgemacht worden 
ist und seit dem Erscheinen des Blattes zwei 
Wochen verflossen sind. 

(3) Bei gebührenpflichtigen Verwarnungen 
genügt schriftliche Mitteilung. 

§25 

( 1 ) Für die Berechnung der Fristen und bei 
Versäumung einer Frist finden §§ 42, 43 und 44 
bis 47 der Reichsstrafprozeßordnung (in den 
Alpen- und Donau-Reichsgauen die §§ 32, 33 
und 71, 72 des Allgemeinen Verwaltungsver¬ 
fahrensgesetzes, im Reichsgau Sudetenland die 
entsprechenden Bestimmungen des dort gelten¬ 
den Verwaltungsverfahrensrechts) entsprechende 
Anwendung. 

( 2 ) Gegen die Verweigerung der Wiederein¬ 
setzung ist die Beschwerde zulässig; die §§ 28 
bis 31 und 32 Abs. 2 sind entsprechend anzu¬ 
wenden. 

Festsetzung der Strafe 
§26 

( 1 ) Die Festsetzung von Ordnungsstrafen und 
der übrigen in den §§ 8 und 10 vorgesehenen 
Maßnahmen erfolgt durch den Reichskommissar 
für die Preisbildung oder die von ihm oder mit 
seiner Zustimmung hierzu ermächtigten Be¬ 
hörden. 

( 2 ) Das Recht anderer Stellen, wegen Ver¬ 
letzung der im § 1 Abs. 2 bezeichneten Vorschrif¬ 
ten und Anordnungen Ordnungsstrafen in Geld zu 
verhängen oder Maßnahmen nach § 10 anzu¬ 
ordnen, ruht. 

(3) Örtlich zuständig sind die Behörden, die 
nach § 7 für das Verlangen der Strafverfolgung 
zuständig sind. Die gebührenpflichtige Verwar¬ 
nung kann axich von der Behörde erteilt wer- 
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den, in deren Bezirk sich der Ort der Zuwider¬ 
handlung befindet; § 7 Abs. 5 ist entsprechend 
anzuwenden. 

( 4 ) Ist die Behörde, in deren Bezirk eine Zu¬ 
widerhandlung begangen worden ist, für die 
Festsetzung der Ordnungsstrafe nicht örtlich 
zuständig, so hat sie die erforderlichen Ermitt¬ 
lungen zu treffen und ihre Vorgänge der zustän¬ 
digen Behörde weiterzuleiten; sie kann’in drin¬ 
genden Fällen für ihren Bezirk auch vorläufige 
Maßnahmen nach § 10 treffen. 

§27 

Der Strafbescheid über die Ordnungsstrafe 
oder die Maßnahmen nach § 8 Abs. 4 und § 10 
sind zu begründen. In der Begründung sind die 
strafbare Handlung, die verletzten Vorschriften, 
die Beweismittel und die Rechtsmittel anzugeben. 

Rechtsmittel 

§28 

( 1 ) (Jegen den Strafbescheid steht den Be¬ 
troffenen die Beschwerde zu. Dies gilt nicht, 
wenn der Reichskommissar für die Preisbildung 
den Strafbescheid selbst erlassen hat. 

( 2 ) Strafbescheide über Ordnungsstrafen, die 
im Einzelfalle den Betrag von 100 Reichsmark 
nicht übersteigen und neben denen Maßnahmen 
nach § 8 Abs. 4 oder § 10 nicht verfügt worden 
sind, sind nur anfechtbar, wenn die festsetzende 
Behörde die Beschwerde im Hinblick auf die 
grundsätzliche Bedeutung oder die besonderen 
Umstände des Einzelfalls ausdrücklich zugelas¬ 
sen hat. Der Reichskommissar für die Preisbil¬ 
dung bestimmt den Zeitpunkt, in dem diese Vor¬ 
schrift außer Kraft tritt. 

§20 

( 1 ) Die Beschwerde ist innerhalb einer Woche 
nach der Zustellung des Strafbescheides bei der 
Behörde, die den Strafbescheid erlassen hat, 
schriftlich einzureichen oder mündlich zur Nie¬ 
derschrift zu erklären. Durch die Einlegung 
bei der Beschwerdebehörde wird die Frist ge¬ 
wahrt. 

( 2 ) Erachtet die Behörde, deren Bescheid an- 
gefochten worden ist, die Beschwerde für be¬ 
gründet, so hat sie ihr abzuhelfen; andernfalls 
hat sie die Beschwerde an die Beschwerdebehörde 
weiterzuleiten. 

§30 

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wir¬ 
kung; die Beschwerdebehörde kann jedoch an¬ 
ordnen, daß die Vollstreckung des angefochtenen 
Bescheides auszusetzen ist. 


§31 

( 1 ) Über die Beschwerde entscheidet, wenn 
sie gegen den Strafbescheid der unteren Ver¬ 
waltungsbehörde gerichtet ist, die Preisüber¬ 
wachungsstelle, in den übrigen Fällen die Preis¬ 
bildungsstelle. In Berlin entscheidet statt der 
Preisbildungsstelle der Polizeipräsident persön¬ 
lich oder sein allgemeiner Vertreter oder eine 
vom Polizeipräsidenten einzurichtende Be¬ 
schwerdestelle. Soweit in Berlin die Preisüber¬ 
wachung dem Oberbürgermeister übertragen ist, 
entscheidet über Beschwerden gegen Strafbe¬ 
scheide des Bezirksbürgermeisters der Oberbür¬ 
germeister und über Beschwerden gegen Straf¬ 
bescheide des Oberbürgermeisters die Preisbil¬ 
dungsstelle. Hält die Beschwerdestelle die Ver¬ 
hängung einer Ordnungsstrafe für nicht ange¬ 
bracht, sondern die Aburteilung durch das Straf¬ 
gericht für erforderlich, so kann auch sie nach 
Aufhebung des Ordnungsstrafbescheides das 
Verlangen nach § 6 stellen. 

( 2 ) Der Reichskommissar für die Preisbildung 
kann durch Verwaltungsanweisung für bestimmte 
Gebiete die Entscheidung über die Beschwerde 
an sich ziehen. 

( 3 ) Der Reichskommissar für die Preisbildung 

kann rechtskräftige Ordnungsstrafbescheide der 
nachgeordneten Preisbehörden binnen einem 
Jahre nach Eintritt der Rechtskraft aufheben. 
wenn der Ordnungsstrafbescheid wegen eines 
Fehlers bei der Anwendung des Rechts unge¬ 
recht ist oder erhebliche Bedenken gegen die 
Richtigkeit der in dem Ordnungsstrafbescheid 
festgestellten Tatsachen oder gegen das Straf¬ 
maß bestehen. Er kann diese Befugnis im Ein¬ 
vernehmen mit den beteiligten Obersten Reichs¬ 
behörden auf nachgeordnete Behörden über- 
togen- §32 

( 1 ) Der Strafbescheid kann im Beschwerde¬ 
verfahren auch zum Nachteil des Betroffenen 
geändert werden. 

( 2 ) Die Entscheidung der Beschwerdebehörde 
ist endgültig. 

( 3 ) § 27 findet entsprechende Anwendung. 

Unterwerfungsverfahren 

§33 

Räumt der Beschuldigte die Zuwiderhandlung 
ein, so kann er sich in einer die wesentlichen 
Tatumstände und verletzten Vorschriften ent¬ 
haltenden Niederschrift einer zugleich festzu- 
setzenden Ordnungsstrafe unterwerfen. Die Un¬ 
terwerfung steht der rechtskräftigen Festsetzung 
einer Ordnungsstrafe gleich. 
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V o 11 s t r e c k u n g 
§34 

(t) Die Vollstreckung des Strafbescheides er¬ 
folgt mit Ausnahme der Entscheidung über die 
Rückerstattung des Mehrerlöses und der im § 10 
vorgesehenen Maßnahmen nach den landesrecht¬ 
lichen Vorschriften im Verwaltungszwangsver¬ 
fahren. 

( 2 ) Kann eine nach § 8 Abs. 1 festgesetzte Ord¬ 
nungsstrafe nicht beigetrieben werden, so hat 
das Amtsgericht, das zur Durchführung des 
Strafverfahrens im ersten Rechtszug zuständig 
gewesen wäre, auf Verlangen der Behörde, die 
den Strafbescheid erlassen hat, als Ersatz eine 
dem Verschulden entsprechende Haft- oder Ge¬ 
fängnisstrafe festzusetzen; im Rahmen der ihr 
als Polizeibehörde zustehenden Befugnis, Haft¬ 
strafen festzusetzen, kann auch die Behörde, die 
den Strafbescheid im ersten Rechtszug erlassen 
hat oder die, wenn der Reichskommissar für die 
Preisbildung den Strafbescheid selbst erlassen 
hat, hierfür zuständig gewesen wäre, die Ersatz¬ 
haftstrafe festsetzen. Eine Nachprüfung des 
Strafbescheides findet nicht statt. Vor der Ent¬ 
scheidung ist der Betroffene zu hören. Gegen 
die Entscheidung des Amtsrichters ist die so¬ 
fortige Beschwerde (in den Alpen- und Donau- 
Reichsgauen die Beschwerde binnen einer Woche) 
zulässig. Gegen die Entscheidung der' Verwal¬ 
tungsbehörde ist die Beschwerde nach Maßgabe 
des § 28 Abs. 1, der §§ 29, 30, 31 Abs. 1 und 2 
sowie des § 32 Abs. 1 und 2 gegeben: § 31 Abs. 3 
findet entsprechende Anwendung. 

( 3 ) Die Vollstreckung der Entscheidung über 
die Rückerstattung des Mehrerlöses erfolgt nach 
den Vorschriften, die für die Vollstreckung von 
Urteilen in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
gelten; sie sind, soweit sie nicht unmittelbar 
anwendbar sind, entsprechend anzuwenden. 

( 4 ) Die Maßnahmen nach § 10 hat die Behörde 
durchzuführen, welche die Maßnahmen im ersten 
Rechtszug angeordnet hat. Diese Behörde ist 
auch zuständig für die Bewilligung von Teil¬ 
zahlungen und Zahlungsfristen. Teilzahlungen 
werden zunächst auf die Strafe und dann auf 
den abzuführenden Mehrerlös angerechnet. 

( 5 ) In den Nachlaß kann nur vollstreckt wer¬ 
den, wenn der Strafbescheid bei Lebzeiten des 
Bestraften rechtskräftig geworden ist. 

§35 

(1) Sind Waren Vorräte der durch Anordnun¬ 
gen nach § 10 betroffenen Betriebe während der 


Dauer der Schließung des Betriebes dem Ver¬ 
derb oder einer wesentlichen Wertminderung 
ausgesetzt, so kann die für die Anordnungen 
nach § 10 zuständige Behörde die für die recht¬ 
zeitige Verwertung der Vorräte notwendigen 
Maßnahmen treffen. Die Durchführung der Maß¬ 
nahmen geschieht auf Rechnung und Gefahr des 
Betriebsinhabers. 

( 2 ) Streitigkeiten über die Notwendigkeit oder 
die Art der Maßnahmen entscheidet unter Aus¬ 
schluß des Rechtsweges die Behörde, die nach 
§ 31 über Beschwerden gegen die Anordnungen 
zu entscheiden hat. Hat der Reichskommissar 
für die Preisbildung die Maßnahmen getroffen, 
so entscheidet er selbst. Diese Entscheidungen 
sind endgültig. 

Kosten des Verfahrens 
§36 

Die Kosten des Ordnungsstrafverfahrens sind 
dem Bestraften aufzuerlegen. Mehrere wegen 
derselben Zuwiderhandlung Bestrafte haften für 
die Auslagen als Gesamtschuldner; dies gilt nicht 
für die durch die Vollstreckung entstandenen 
Auslagen. 

§37 

( 1 ) Die Gebühr für den Erlaß jedes Straf¬ 
bescheides beträgt 5 vom Hundert des Betrages 
der auferlegten Geldstrafe und des Wertes der 
sonstigen Maßnahmen, mindestens aber eine und 
höchstens zehntausend Reichsmark. Für eine er¬ 
folglose Beschwerde gegen den Strafbescheid 
wird dieselbe Gebühr erhoben; sie kann jedoch 
ermäßigt werden, wenn die Beschwerde teilwei¬ 
sen Erfolg hatte. Der Wert der sonstigen Maß¬ 
nahmen wird nach freiem Ermessen bestimmt. 

( 2 ) An Auslagen werden erhoben: 

1. Telegraphische Gebühren und im Fern¬ 
verkehr zu entrichtende Fernsprechgebüh¬ 
ren, 

2. Kosten von Zustellungen und öffentlichen 
Bekanntmachungen, 

3. Entschädigungen, die an Zeugen und Sach¬ 
verständige gezahlt sind, 

4. Reisekosten der Beamten bei Geschäften 
außerhalb des Dienstsitzes, 

5. Auslagen anderer Behörden, 

6. Kosten der Erhaltung beschlagnahmter 
Sachen und der Beförderung von Personen 
oder Sachen. 


7. Haftkosten. 
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(3) Die Vollstreckungskosten werden nach den 
landesgesetzlichen Vorschriften erhoben. 

( 4 ) Für gebührenpflichtige Verwarnungen be¬ 
trägt die Gebühr eine bis drei Reichsmark. Die 
Festsetzung erfolgt zugleich mit der Erteilung 
der Verwarnung und ist nicht anfechtbar. Aus¬ 
lagen werden nicht erhoben. 

( 5 ) Im Unterwerfungsverfahren kann von der 
Erhebung der Gebühr ganz oder teilweise Ab¬ 
stand genommen werden. Für die Erhebung von 
Auslagen gilt Abs. 2. 

Schlußvorschriften 

§38 

Unberührt von den Vorschriften dieser Ver¬ 
ordnung bleiben: 

die Verordnung über Wettbewerb vom 21. De¬ 
zember 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1280; 
RAnz. Nr. 299), 

die Verordnung über äußere Kennzeichnung 
von Lebensmitteln vom 8. Mai 1935 in der 
Fassung der Verordnung vom 16. April 1937 
(Reichsgesetzbl. 19351 S. 590,19371S. 456), 

die Verordnung über einen Marktschutz für 
die österreichische Wirtschaft vom 27. Sep¬ 
tember 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1203), 

die vom Reichskommissar für das Kreditwesen 
auf Grund des § 38 des Reichsgesetzes über 
das Kreditwesen vom 5. Dezember 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 1203) erlassenen Vor¬ 
schriften. 

die Vorschriften und Anordnungen, die nur 
für die Mitglieder bestimmter öffentlich- 
rechtlicher Körperschaften, Organisationen 
oder Zusammenschlüsse verbindlich oder 
für deren Beachtung nur diese verantwort¬ 
lich sind, sofern die Vorschriften oder An¬ 
ordnungen nicht von den im § 1 Abs. 1 be- 
zeichneten Steilen, dem Reichskommissar für 
Preisüberwachung, einer Obersten Reichs¬ 
behörde, vom Reichsnährstand oder dessen 
Zusammenschlüssen, vom Reichsforstmeister 
oder den Marktverbänden der deutschen 
Forst- und Holz Wirtschaft erlassen worden 
sind, 

die Anordnung des Reichskommissars für 
Preisüberwachung vom 21. Mai 1935 in der 
Fassung der Dritten Anordnung des Reichs¬ 
wirtschaftsministers, betreffend Marktrege¬ 
lung für das graphische Gewerbe, vom 
17. Juli 1936 (RAnz. Nr. 167), 


die Anordnung zur Organisationsvereinfachung 
im graphischen Gewerbe vom 17. Dezember 
1938 (RAnz. Nr. 295), 

die Fünfte Anordnung einer Marktregelung 
für das graphische Gewerbe vom 29. De¬ 
zember 1937 (RAnz. Nr. 301) in der Fas¬ 
sung der Sechsten Anordnung einer Markt¬ 
regelung für das graphische Gewerbe vom 
17. September 1938 (RAnz. Nr. 220) und 
der Anordnung zur Organisationsverein¬ 
fachung im graphischen Gewerbe vom 
17. Dezember 1938 sowie die Vorschriften, 
die auf Grund dieser Anordnungen ergehen, 

die Bekanntmachungen des auf Grund des Ge¬ 
setzes über Wirtschaftswerbung vom 12. Sep¬ 
tember 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 625) er¬ 
richteten Werberats der deutschen Wirt¬ 
schaft, . 

die Festsetzung von Entgelten auf Grund der 
Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
zur Bekämpfung der Notlage der Binnen- 
schiffahrtvom 16. Juni 1933 (Reichsgesetzbl. 
II S. 317). 

§39 

( 1 ) Soweit Vorschriften dieser Verordnung in 
den Alpen- und Donau-Reichsgauen oder im 
Reichsgau Sudetenland nicht unmittelbar ange¬ 
wandt werden können, sind sie sinngemäß anzu¬ 
wenden. 

( 2 ) Für die Alpen- und Donau-Reichsgaue gilt 
außerdem folgendes: 

a) Stellt die zuständige Behörde ein nach 
dieser Verordnung zulässiges Verlangen 
(§ 6), so verfolgt der Staatsanwalt die Zu¬ 
widerhandlung. Auf die Stellung des Straf¬ 
antrags des Verletzten nach § 23 Abs. 3 
und dessen Zurücknahme sind die §§61 bis 
64 des Strafgesetzbuchs für das Deutsche 
Reich und ,§ 158 der Reichsstrafprozeß¬ 
ordnung anzuwenden. 

b) Die Vorschriften des § 9 Abs. 1 finden in 
der Ostmark auch dann entsprechende An ¬ 
wendung, wenn die nach § 8 zu bestrafende 
Handlung zugleich den Tatbestand einer 
Verwaltungsübertretung bildet. 

§40 

Der Reichskommissar für die Preisbildung er¬ 
läßt im Einvernehmen mit den beteiligten Reichs¬ 
ministern die zur Durchführung oder Ergän¬ 
zung dieser Verordnung erforderlichen Rechts¬ 
und Verwaltungsvorschriften. 
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Verordnung über die Vereinfachung und Vereinheitlichung des Kataster- und Verinessungsweseiis. 

Vom 30. September 1944. 

Der Ministerrat für die Reichsverteidigung verordnet mit Gesetzeskraft: 


§ 1 

Mit dem 1. Oktober 1944 werden die auf dem 
Gebiete des Kataster- und Vermessungswesens 
tätigen Behörden der Länder Reichsbehörden 
und dein Reichsminister des Innern unterstellt. 
Die auf dem Gebiete des Kataster- und Vermes¬ 
sungswesens tätigen Beamten der Länder wer¬ 
den unmittelbare Reichsbeamte. Die auf dem 
Gebiete des Kataster- und Vermessungswesens 
tätigen Angestellten und Arbeiter der Länder 
treten in den Dienst des Reichs. 

§ 2 

(l) Das Reich tritt am 1. Oktober 1944 in alle j 
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Vermögensrecht!ichen Pflichten und Rechte ein, 
die mit der Kataster- und Vermessungsverwal¬ 
tung der Länder verbunden sind; Grundstücke 
und bewegliche Sachen der Länder gehen in 
das Eigentum des Reichs über, wenn sie aus¬ 
schließlich oder überwiegend von den Kataster- 
und Vermessungsbehörden benutzt werden oder 
zur späteren Benutzung für sie bestimmt sind. 

( 2 ) Auch im übrigen bleiben Grundstücke und 
bewegliche Sachen, die am 1. Oktober 1944 von 
den Kataster- und Vermessungsbehörden der 
Länder benutzt wurden oder zur späteren Be¬ 
nutzung für sie bestimmt waren, dieser Zweck¬ 
bestimmung erhalten. 
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§3 

(1) Die Einnahmen und Ausgaben für die Ka¬ 
taster- und Vermessungsverwaltung der Länder 
gehen vom 1. Oktober 1944 ab auf das Reich 
über mit Ausnahme der Ruhegehälter, Warte¬ 
gelder und Hinterbliebenenbezüge der am 
30. September 1944 vorhandenen Versorgungs¬ 
empfänger. 

( 2 ) Der Reichsminister der Finanzen wird er¬ 
mächtigt, dem Reichsminister des Innern die 
Mittel für die vom 1. Oktober 1944 bis 31. März 
1945 .entstehenden Mehrausgaben zur Verfügung 
zu stellen. 

Berlin, den 30. September 1944. 


§4 

Der Reichsminister der Finanzen regelt den 
finanziellen Ausgleich zwischen dem Reich und 
den Ländern, der durch die Übernahme der auf 
dem Gebiete des Kataster- und Vermessungs¬ 
wesens tätigen Behörden der Länder auf den 
Reichshaushalt erforderlich wird. 

§ 5 

Der Reichsminister des Innern erläßt im Ein¬ 
vernehmen mit dem Reichsminister der Finanzen 
die zur Durchführung dieser Verordnung erfor¬ 
derlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 


Der Vorsitzende des Ministerrats für die Reichs Verteidigung 
und Beauftragte für den Vierjahresplan 

G ö r i n g 

Reichs marscha 11 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichs Verwaltung 

H. Himmler 

Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 


Verordnung zur Durchführung der Verordnung 
über die Vereinfachung und Vereinheitlichung des Kataster- und Vermessungswesens. 

Vorn 1. Oktober 1944. 


Auf Grund des § 5 der Verordnung über die 
Vereinfachung und Vereinheitlichung des Kata¬ 
ster- und Vermessungswesens vom 30. September 
1944 (Reichsgesetzbl. I S. 273) wird verordnet: 

§1 

(1) Reichsvermessungsbehörden des Kataster¬ 
dienstes sind 

in der Kreisstufe die Katasterämter, 
in der Mittelstufe die Hauptvermessungs¬ 
abteilungen (Gesetz vom 18. März 1938, 
Reichsgesetzbl. I S. 277). 

( 2 ) Sitz und Amtsbereich der Katasterämter 
bestimmt der Reichsminister des Innern. 

§2 

Für die Aufgaben und Zuständigkeiten der 
Reichsvermessungsbehörden des Katasterdienstes 
bleiben die bestehenden reichs- und landesge¬ 
setzlichen Vorschriften maßgebend, soweit der 


Reichsminister des Innern nicht abweichende 
Anordnungen trifft. 

§3 

( 1 ) Die Aufgaben der obersten Landeskataster¬ 
behörden gehen, soweit in den Ländern mittlere 
Landeskatasterbehörden nicht vorhanden sind, 
auf die Hauptvermessungsabteilungen, sonst auf 
den Reichsminister des Innern über. Dieser kann 
eine abweichende Regelung treffen. 

( 2 ) Die Dienststellen der Landeskatasterbehör¬ 
den in der Mittelstufe werden bis zur räumlichen 
Vereinigung mit den Hauptvermessungsabtei¬ 
lungen deren Nebenstellen. Für diese Neben¬ 
stellen gilt insbesondere die allgemeine Geschäfts¬ 
anweisung der Hauptvermessungsabteilungen. 

( 3 ) In Hamburg, Bremen und Mecklenburg 
werden die Aufgaben der Katasterämter bis auf 
weiteres von den bisher damit beauftragten Stel¬ 
len weitergeführt. Die nähere Regelung trifft 
der Reichsminister' des Innern. 
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§4 

Soweit die Landeskatasterbehörden auch für 
die Aufgaben der Umlegungsbehörden zuständig 
sind, wird das Weitere vom Reichsminister des 
Innern im Einvernehmen mit dem Reichsminister 
für Ernährung und Landwirtschaft und dem 
Reichsminister der Finanzen geregelt. 

§ 5 

(l) Ist ein Grundstück auf Grund des §2 Abs. 1 
der Verordnung über die Vereinfachung und Ver¬ 
einheitlichung des Kataster- und Vermessungs¬ 
wesens vom 30. September 1944 (Reichsgesetzbl. I 
S. 273) in das Eigentum desReichs übergegangen, 
so ist der Antrag auf Berichtigung des Grundbuchs 
von der zuständigen Hauptvermessungsabteilung 
zu stellen. Der Antrag muß unterschrieben und 
mit dem Amtssiegel oder -Stempel versehen sein. 
Zum Nachweise des Übergangs des Eigentums 
von dem Lande auf das Reich genügt die 
in den Antrag aufzunehmende Erklärung, daß 
das Grundstück ausschließlich oder überwiegend 

Berlin, den 1. Oktober 1944. 


von einer Landeskatasterbehörde benutzt worden 
oder zur späteren Benutzung durch die Landes¬ 
katasterbehörde bestimmt ist. 

( 2 ) Als Eigentümer ist im Grundbuch einzu¬ 
tragen: »Großdeutsches Reich (Verwaltung des 
Innern)«. 

( 3 ) Abs. 1 und 2 sind entsprechend anzuwen¬ 
den auf die Berichtigung der Eintragung eines 
anderen Rechts als des Eigentums, das nach § 2 
Abs. 1 der Verordnung über die Vereinfachung 
und Vereinheitlichung des Kataster- und Ver¬ 
messungswesens vom 30. September 1944 (Reichs¬ 
gesetzbl. IS. 273) auf das Reich übergegangen ist. 

( 4 ) Aus Anlaß des Übergangs von Pflichten 
und Rechten auf das Reich werden Steuern, Ge¬ 
bühren oder andere Abgaben nicht erhoben; bare 
Auslagen bleiben außer Ansatz. 

§6 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. Oktober 1944 in Kraft. 


Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung 
Dr. Stuckart 


Der Reichsminister der Finanzen 

In Vertretung 

Reinhardt 


Erste Durchführungsbestimmung 

zum Erlaß des Führers über den Kriegseinsatz der Bauverwaltungen. 
Vom 16. Oktober 1944. 


Auf Grund der Nr. III des Erlasses des Führers 
über den .Kriegseinsatz der Bauverwaltungen 
vom 24. August 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 207) 
bestimme icb für das Gebiet des Großdeutschen 
Reichs und die angegliederten Gebiete im Ein¬ 
vernehmen mit dem Generalbevollmächtigten für 
die Reichsverwaltung: 

§ 1 

( 1 ) Die Einsatzgruppenleiter der Organisation 
Todt können Bauverwaltungen des Reichs, der 
Länder, der Gemeinden und Gemeindeverbände 
sowie der Körperschaften des öffentlichen Rechts 
mit der Durchführung von Programmbauten 
(§ 7 der 31. Anordnung über das Bauverbot vom 
8. August 1944, RAnz. Nr. 206) und von Bau¬ 
vorhaben beauftragen, für die sie gemäß §6 
Abs. 1 der genannten Anordnung eine Ausnahme 
vom Bauverbot bewilligt haben. 


( 2 ) Über die Bauapparate der Wehrmacht ver¬ 
fügen sie nach Maßgabe der mit den Wehrmacht¬ 
teilen getroffenen Vereinbarungen. 

§2 

( 1 ) Die Baubeauftragten bei den Reichsver¬ 
teidigungskommissaren können Baudienststellen 
des Reichs, der Länder, der Gemeinden und Ge¬ 
meindeverbände sowie der Körperschaften des 
öffentlichen Rechts zur Durchführung von Bau¬ 
aufträgen einsatzmäßig zusammenfassen. 

( 2 ) Die Baubeauftragten werden vom Reichs¬ 
minister für Rüstung und Kriegsproduktion und 
Ohef der Organisation Todt im Einvernehmen 
mit den Reichsverteidigungskommissaren ein¬ 
gesetzt. Sie sind den Reichsverteidigungskom¬ 
missaren unterstellt und werden der geschäfts¬ 
führenden Behörde des Reichsverteidigungskom- 
missars zugeteilt. 
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(.3) Der Reichsminister für Rüstung.und Kriegs¬ 
produktion und Chef der Organisation Todt hat 
zugleich als Generalbevollmächtigter für die 
Regelung der Bauwirtschaft gegenüber den 
Reichsverteidigungskommissa ren(Baubeauftrag" 
ten) Weisungsrecht. 

Q O 

S 

( 1 ) Die Reichsverteidigungskommissare (Bau¬ 
beauftragten) haben in ihrem Bereich die Mög¬ 
lichkeiten der gemeinsamen Wahrnehmung von 
laufenden Verwaltungsgeschäften und der Ver- 
lagerung von Aufgaben zur Einsparung von Per¬ 
sonal- und Verwaltungsaufwand und zur ra¬ 
tionellsten Ausnutzung von Einrichtungen der 
öffentlichen Bauverwaltungen zu prüfen. 

( 2 ) Die Wahrnehmung laufender Verwaltungs¬ 
geschäfte einer Dienststelle durch eine andere 
ordnet, der Reichsverteidigungskommissar (Bau¬ 
beauftragte) in eigener Zuständigkeit an. 

(3) Über die Verlagerung von Aufgaben aus 
dem Zuständigkeitsbereich einer Dienststelle auf 
eine andere entscheidet der Reichsminister für 
Rüstung und Kriegsproduktion und Chef der 
Organisation Todt unter Abstimmung mit dem 
Generalbevollmächtigten für die Reiclisverwal- 
lung. Soweit dadurch die Möglichkeit geschaf¬ 
fen wird, Dienststellen stillzulegen, erfolgt die 
Anordnung der Stillegung durch die oberste 
Dienstbehörde der betroffenen Dienststelle. 

( 4 ) Für Maßnahmen bei Verwaltungen und 
Körperschaften des öffentlichen Rechts, deren 
Bereiche sich über mehrere Reichsverteidigungs¬ 
bezirke erstrecken, ist der Reichsverteidigungs¬ 
kommissar, in dessen Bezirk sich der Sitz der zu¬ 
ständigen Mittelbehörde befindet, hanptverant- 
wor flieh. 


§4 

( 1 ) Die Reichsvevteidigungskonnnissarc (Bau¬ 
beauftragten) sind verpflichtet, für die im § 1 
genannten Bauten alle verfügbaren oder nach 
Maßgabe der vorstehenden Bestimmungen frei¬ 
zumachenden Dienstkräfte und Einrichtungen 
(Dienstgebäude. Geräte und sonstigen Einrich¬ 
tungen) den Einsatzgruppenleitern der Organi¬ 
sation Todt zur Verfügung zu stellen. 

( 2 ) Die OT.-Einsatzgruppenleiter stellen ihre 
Forderungen auf Aufgabe von Dienstkräften und 
Einrichtungen der öffentlichen Bauverwaltungen 
an die Reichsverteidigungskommissare (Baube¬ 
auftragten) . Glauben d iese aus zwingenden Grün¬ 
den, den Forderungen nicht entsprechen zu kön¬ 
nen, so haben sie nach Unterrichtung des OT.- 
Einsatzgruppenleiters auf schnellstem Wege die 
Entscheidung des Reichsministers für Rüstung 
und Kriegsproduktion und Chefs der Organi¬ 
sation Todt einzuholen, der seine Entscheidung 
mit dem Generalbevollmächtigten für die Reichs¬ 
verwaltung abstimmt. 

Die vorstehenden Bestimmungen gelten nicht 
für die Bauverwaltungen der Deutschen Reichs¬ 
bahn und der Deutschen Reichspost. 

§6 

Im Protektorat Böhmen und Mähren steht dein 
OT.-Einsatzgruppenleiter eine Weisungs- und 
Verfügungsbefugnis gegenüber den autonomen 
Behörden und Dienststellen nicht, zu. Ein Ver¬ 
kehr mit diesen erfolgt ausschließlich über den 
DeutschenStaatsminister fürBöhmenundMähren. 


Berlin, den 16. Oktober 1944. 

D e r R,e ielismin i ster f ür Rüstung und K rieg sp r 0 <1 uk t i 011 
und Chef der Organisation Todt 

Speer 


Verordnung über die Anwendung der Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
im Kriegsverfahren der Wehrmachtgerichte. 

Vom 18. Oktober 1944. 


Auf Grund des § 118 der Verordnung über das 
militärische Strafverfahren im Kriege und bei 
besonderem Einsatz (Kriegsstrafverfahrensord¬ 
nung — KStVO.) vom 17. August 1938 (Reichs- 
gesetzbl. 1939 I S. 1457) bestimme ich im Ein¬ 
vernehmen mit dem Reichsminister der Justiz für 
die Dauer der Geltung des Kriegsverfahrens.: 


Artikel I 

Die Gebührenordnung für Rechtsanwälte vom 
5. Juli 1927 (Reichsgesetzbl. I S. 162) mit den 
zu ihrer Änderung und Ergänzung erlassenen 
Vorschriften, insbesondere den Vorschriften der 
Verordnung vom 21. April 1944 (Reichsgesetzbl. 1 
S. 104), gilt sinngemäß auch für das Verfahren 
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vor den Wehrmachtgerichten mit folgenden Be¬ 
sonderheiten: 


§1 


Gebühren des Wahlverteidigers 


(1) Der Rechtsanwalt erhält als Verteidiger in 
Verfahren vor dem Reichskriegsgericht diesel¬ 
ben Gebühren wie vor dem Reichsgericht, in 
Verfahren vor dem Kriegsgericht als Mindest¬ 
satz die Gebühren des Verfahrens vor dem Amts¬ 
richter, als Höchstsatz die des Verfahrens vor¬ 
der Strafkammer (§ 63 Abs. 1). 

( 2 ) Durch die Gebühr des Abs. 1 wird auch 
die Mitwirkung des Rechtsanwalts im Nachprü¬ 
fungsverfahren abgegolten. War ihm die Ver¬ 
teidigung nicht übertragen, so erhält er für die 
Anfertigung einer Schrift im Nachprüfungsver¬ 
fahren dieselbe Gebühr wie für die Anfertigung 
einer Schrift zur Rechtfertigung der Berufung 
(§68 Abs. 1 Buchst, b). 

( 3 ) Die Gebühren setzt auf Antrag des Rechts¬ 
anwalts oder des Zahlungspflichtigen der Ver- 
handlungsleitcr fest (§ 86b); ist dieser inzwi¬ 
schen zu einer anderen Dienststelle versetzt oder 
kommandiert worden oder ist er verhindert, so 
liegt die Festsetzung dein leitenden 'Wehrmacht¬ 


richter. heim Reichskriegsgericht dem beisitzen¬ 
den "Wehrmachtrichter ob. 


§ 2 

Straf sa c h e 11 au ß c r g e w ö hnlie li e n 
U m f a n g s 

Die nach § 66 de r Gebührenordnung für Rechts- 
amvälte erforderliche Bewilligung erteilt die 
vom Reichsminister der Justiz ermächtigte Be¬ 
hörde im Benehmen mit dem Chefrichter und. 
wenn das Verfahren vor demReichskricgsgerichi 
anhängig ist, im Benehmen mit dem Präsidenten 
dieses Gerichts. 

§3 


Gebühren des bestellten Verteidigers 

Die Gebühr des Rechtsanwalts als bestellten 
Verteidigers richtet sich ausschließlich nach § 117 
Abs. 2 KStVO. 

Artikel II 


Die Verordnung tritt mit Wirkung vom l.Juli 
1944 in Kraft. Jedoch bleiben die vor der Ver¬ 
kündung der Verordnung getroffenen Gebühren¬ 
vereinbarungen vorbehaltlich einer Nachprü¬ 
fung nach § 93 Abs. 3 der Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte unberührt. 


Führer-Hauptquartier, den 18. Oktober 1944. 


D e r C h c I: d e s 0 b e r k o m m a n d o s d e r W e h r m a c li t 

Keitel 


Neunte Durchführungsverordnung zum Gesetz über die Devisenbewirtschaftung. 

Vom 20. Oktober 1944. 


Auf Grund des § 96 des Gesetzes über die 
Devisenbewirtschaftung (Devisengesetz) vom 
12. Dezember 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1733) 
wird verordnet: 

§1 

Die Bestimmungen des § 17 Abs. 1 Satz 1. 
Abs. 2 und 3 und der §§ 18 bis 20 des Devisen¬ 
gesetzes finden auch auf solche ausländischen 
Geldsorten Anwendung, für die der Reichswirt¬ 
schaftsminister dies im Verwaltungswege an¬ 
ordnet. Der Reichswirtschaftsminister kann da¬ 
bei di esc Bestimmungen auch auf Geldsorten 

Berlin, den 20. Oktober 1944. 


für anwendbar erklären, die vor dem Inkraft¬ 
treten dieser Verordnung, aber nach dem 30. J uni 
1944 eingesandt oder eingebracht worden sind, 
soweit es sich um die Verwertung der Geld¬ 
sorten im Inland handelt. 

§2 

Der Reichswirtschaftsminister ist ermächtigt, 
die §§ 69 und 71 bis 79 des Devisengesetzes auf 
Zuwiderhandlungen gegen die von ihm auf 
Grund des § 1 dieser Verordnung erlassenen Be¬ 
stimmungen für anwendbar zu erklären. 


D e r R e i e li s w i r t s o b a f t s m iniste r 

In Vertretung 
Gr. Ha vier 


Der Reichsminister der Finanzen 
Graf Schwerin von Krosiek 


278 


Beichsgesetzblatt, Jahrgang 1944, Teil 1 


Dritte Verordnung 

zur Ergänzung und Änderung des Gesetzes über den Versicherungsvertrag. 

Vom 25. Oktober 1944. 


Ar f Grund des Fünften Abschnitts der Ver¬ 
ordnung zur Vereinheitlichung des Rechts der 
Vertragsversicherung vom 19. Dezember 1939 
(Reichsgesetzbl. 1 S. 2443) wird im Einverneh¬ 
men mit dem Reichswirtschaftsminister und dem 
Reichskommissar für die Preisbildung folgendes 
verordnet: 

Artikel I 

Tn den Fällen des § 51 Abs. 1 und 2 des Ge¬ 
setzes über den Versicherungsvertrag vom 30. Mai 
1908 (Reichsgesetzbl. S.263) in der Fassung der 
Verordnung vom 6. April 1943 (Reichsgesetzbl. 1 
S. 178) sind die dem Versicherungsnehmer 
zurückzuerstattenden Prämienteile erst amSchluß 

Berlin, den 25. Oktober 1944. 


der Versicherungsperiode, in den Fällen des §68 
Abs. 2 und 3 erst nach Kriegsende zu zahlen. 

Artikel II 

Diese Verordnung tritt mit dem Tage der 
Verkündung in Kraft. Sie ist auf bestehende 
Versicherungsverhältnisse auch dann anzuwen¬ 
den, wenn die Überversicherung oder der Weg¬ 
fall des versicherten Interesses vor dem Inkraft¬ 
treten dieser Verordnung eingetreten ist; soweit 
jedoch die Zahlung der zurückzuerstattenden 
Prämienteile bereits erfolgt ist, behält es dabei 
sein Bewenden. 


Der Reiclisminister der Justiz 
Dr. T h i e r a c k 


Verordnung über die steuerliche Begünstigung von Wasserkraftwerken 

Vorn 26. Oktober 1944 


Auf Grund des § 12 der Reichsabgabenord- 
nung wird im Einvernehmen mit dem Reichs- 
minister des Innern und dem Generalinspektor 
für Wasser und Energie verordnet: 


§ 1 

St:euerbegünstigte Unternehmen 


Unternehmen, die elektrische Arbeit durch 


Wasserkräfte erzeugen, werden nach Maßgabe 
dieser Verordnung steuerlich begünstigt. 

§2 

Steuerbegünst.igte Anlagen 


(l) Die steuerliche Begünstigung erstreckt sich 
nur auf die Anlagen zur Erzeugung elektrischer 
Arbeit durch Wasserkräfte (Wasserkraftwerke). 
Zu den Wasserkraftwerken gehören auch die 
Anlagen zur Fortleitung der erzeugten elektri¬ 
schen Arbeit: bis zu den Abspann ketten der Fern¬ 
leitungen. 


( 2 ) Die steuerliche Begünstigung kann auf An¬ 
trag auch für die Anlagen zur Fortleitung des 
Stroms aus steuerbegünstigten Wasserkraftwer¬ 
ken gewährt werden. 


§3 


Voraussetz u. ngen 
der steuerlichen Begünstigung 

Die steuerliche Begünstigung tritt nur ein, 
wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. Der Bau der Anlagen muß dringend er¬ 
forderlich und von allgemeiner wirtschaft¬ 
licher Bedeutung sein. Die Entscheidun 
über das Vorliegen dieser Voraussetzun 
trifft der Generalinspektor für Wasser und 
Energie im Einvernehmen mit dem Reichs¬ 
minister der Finanzen und dem Reichs¬ 
minister des Innern. 

2. Der Baubeginn der Anlagen muß in die 
Zeit vom 1. Januar 1938 bis zum 31. De¬ 
zember 1957 fallen. 


§ 4 

E i n k o 111 mensteue r 
und Körper schal' t Steuer 

( 1 ) Die Einkommensteuer oder die Körper¬ 
schaftsteuer, die auf den Gewinn aus den steuer¬ 
begünstigten Anlagen entfällt, ermäßigt sich ab 


(Cfq CfQ 
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dem Betriebsbegirm für die Dauer von zwanzig 
Jahren auf die Hälfte der gesetzlichen Beträge. 

(2) Der Reichsminister der Finanzen trifft im 
Einvernehmen mit dem Generalinspektor für 
Wasser und Energie die erforderlichen Anord¬ 
nungen über die Ermittlung des steue rbegünstig¬ 
ten Gewinns, wenn ein Unternehmen steuer¬ 
begünstigte und nicht steuerbegünstigte Anlagen 
unterhält. 

§5 

V erm ö g e n s t e u e r 
u 11 d Aufbring u n g s u nt läge 

Die Vermögensteuer und die Aufbringungs¬ 
umlage, die auf die steuerbegünstigten Anlagen 
entfallen, sind während der Bauzeit nicht zu ent¬ 
richten. Sie ermäßigen sich ab dem Betriebs¬ 
beginn für die Dauer von zwanzig Jahren auf 
die Hälfte der gesetzlichen Beträge. 

§6 

Gewerbesteue r 

( 1 ) Die einheitlichen Gewerbesteuermeßbeträge, 
die auf die steuerbegünstigten Anlagen entfal¬ 
len, ermäßigen sich ab dem Betriebsbeginn für 
die Dauer von zwanzig Jahren auf die Hälfte 
der gesetzlichen Beträge. 

( 2 ) Für die Bauzeit sind Gewerbesteuermeß - 
betrüge nicht festzusetzen. Der Reichsminister 
des Innern setzt zur Abgeltung der zusätzlichen 
Lasten, die Gemeinden und Gemeindeverbänden 
durch den Bau der steuerbegünstigten Anlagen 
entstehen, für die Bauzeit im Einvernehmen mit 
dem Reichsminister der Finanzen und dem Ge¬ 
neralinspektor für Wasser und Energie jähr¬ 
liche Pauschbeträge fest. 

§ 7 

Absetzung für Abnutzung 

( 1 ) Die Summe der Absetzungen für Abnutzung 
auf die Wirtschaftsgüter, die zu den steuerbegün¬ 
stigten Anlagen gehören, muß für die gesamte 
Dauer der Steuerbegünstigung bei den Wasser¬ 
kraftwerken mindestens 25 vom Hundert, bei 
den Fortleitungsanlagen (§ 2 Absatz 2) minde¬ 
stens 40 vom Hundert der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten betragen. 

(2) Der Reichsminister der Finanzen trifft im 
Einvernehmen mir dem Generalinspektor für 
Wasser und Energie Anordnungen, wie der Ge¬ 
samtbetrag auf die einzelnen Jahre zu verteilen 
ist. Bleibt die Summe der Absetzungen für Ab¬ 
nutzung eines Jahres hinter dem danach maß¬ 
gebenden Betrag zurück, so tritt die steuerliche 
Begünstigung für dieses Jahr nicht ein. 


§8 

E i n s c li r ä n k 11 n g 

der steuerlichen Begünstigung 

( 1 ) Werden für ein Wirtschaftjahr mehr als 
fünf vom Hundert des Grund- oder Stammkapi¬ 
tals oder, wenn ein solches nicht vorhanden ist, 
des Vermögens nach der Steuerbilanz entnom¬ 
men oder ausgeschüttet, so tritt die steuerliche 
Begünstigung für dieses Jahr nicht ein. 

( 2 ) Der Betrag der steuerlichen Begünstigung 
vermindert sich insoweit, als der Steuerbilanz¬ 
gewinn mehr als sechs vom Hundert des Ver¬ 
mögens nach der Steuerbilanz betragen würde. 
Ist ein Grund- oder Stammkapital vorhanden, 
so wird das Vermögen höchstens mit 120 vom 
Hundert des Grund- oder Stammkapitals ange¬ 
setzt. Die Minderung tritt anteilig bei den ein- 
zelnen Steuern ein. 

( 3 ) Die in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten 
Hundertsätze von fünf vom Hundert und sechs 
vom Hundert ermäßigen sich um eins vom Hun¬ 
dert für Unternehmen, bei denen die Anschaf¬ 
fungs- oder Herstellungskosten der Wasserkraft¬ 
werke mehr als 80 vom Hundert der Anschaf¬ 
fungs- oder Herstellungskosten der Gesamtanla¬ 
gen betragen. 

§ 9 

Weitergewährungbisheriger 
steuerlicher Begünstigungen 

Wasserkraftwerke in den Alpen- und Donau- 
Reichsgauen, die bis einschließlich dem Jahr 1942 
steuerlich begünstigt worden sind, bleiben für 
die Dauer von zwanzig Jahren ab dem Betriebs¬ 
beginn steuerlich begünstigt. Der Umfang der 
steuerlichen Begünstigung bestimmt sich ab dem 
Jahr 1943 nach den §§ 4 bis8 dieser Verordnung. 

§10 

Inkrafttreten 

( 1 ) Die Bestimmungen dieser Verordnung sind 
erstmalig anzuwenden: 

a) bei der Veranlagung zur Einkommensteuer 
und zur Körperschaftsteuer für das Ka¬ 
lenderjahr 1943, 

b) bei der Veranlagung zur Vermögensteuer 
und zur Aufbringungsumlage für das Rech¬ 
nungsjahr 1943, 

c) bei der Festsetzung der einheitlichen Ge¬ 
werbesteue rmeßbeträge für das Kalender¬ 
jahr 1943. 

( 2 ) Die Bestimmungen dieser Verordnung sind 
bei Veranlagungen oder Festsetzungen für 1942, 
die noch nicht rechtskräftig durchgeführt sind, 
ebenfalls anzuwenden. 


Berlin, 26. Oktober 1944 


Der Reichsminister der Finanzen 

Tn Vertretung 
R e i n h a r d t 
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Verordnung über ausländische Arbeitsdienste im Reichsgebiet. 
Vom 31. Oktober 1944. 


Auf Grund des § 25 des Reichsarbeitsdienst- 
gesetzes in der Fassung vom 9. September 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 1747) wird verordnet: 

Die Angehörigen der selbständigen ausländi¬ 
schen Arbeitsdienste erhalten mit ihrem Einsatz 
i m Reichsgebiet die Pflichten und Rechte der An¬ 
gehörigen des Reichsarbeitsdienstes, soweit nichts 
Besonderes bestimmt wird. Fürsorge und Ver¬ 
sorgung wird ihnen und ihren Hinterbliebenen 
nach den Vorschriften über Beschädigtenfürsorge 
und -Versorgung der Reichsarbeitsdienstversor¬ 
gungsgesetze einschließlich des Einsatz-Wehr¬ 
machtfürsorge- und -Versorgungsgesetzes ge¬ 
währt. 

Berlin, den 31. Oktober 1944. 

Der R e i c h s a 
Hi 


§2 

Die Angehörigen der ausländischen Arbeits¬ 
dienste erwerben nicht die deutsche Staatsange¬ 
hörigkeit. 

§3 

DieDienststrafordnungen für denReichsarbeits- 
dienst finden sinngemäß Anwendung. Die Ange¬ 
hörigen der ausländischen Arbeitsdienste sind 
dienststrafrechtlich nur den Dienststrafvorge¬ 
setzten ihres Arbeitsdienstes unterstellt. 

§4 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. September 1944 in Kraft. 


•bei l s f' ü li r o r 
s r 1 


Hinweis auf eine nicht im Reichsgesetzblatt veröffentlichte Rechtsverordnung 

Im Deutschen Reichsanzeiger und Preußischen Staatsanzeiger Nr. 206 vom 13. September 1944 
ist die vom Reichsminister für Rüstung und Kriegsproduktion und Generalbevollmächtigten für die 
Regelung der Bauwirtschaft erlassene 31. Anordnung über das Bauverbot in der Fassung vom 
8 . August 1944 veröffentlicht worden, die mit sofortiger Wirkung in Kraft getreten ist. 

Berlin, den 30. Oktober 1944. 

Der Reichsminister für Rüstung und Kriegsproduktion 
Der Generalbevollmächtigte für die Regelung der Bauwirtschaft 

In Vertretung 
Dorsch 
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Verordnung zur Vereinfachung im polizeilichen Meldewesen. 
Vom 30. Oktober 1944. 


Auf Grund des Gesetzes über das Paß-, das 
Ausländerpolizei- und das Meldewesen sowie 
über das Ausweiswesen vom 11. Mai 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 589) wird im Einverneh¬ 
men mit dem Reichsminister der Justiz folgen¬ 
des verordnet: 

§1 

Artikel 5 der Verordnung über zusätzliche 
Bestimmungen zur Reichsmeldeordnung vom 
6 . September 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1688) 
erhält folgende Fassung: 

»Zu § 12 RMO. 

(l) Artikel 1 bis 4 gelten auch für den be¬ 
suchsweisen Aufenthalt; für den Besuch bei 
Eltern, Kindern, Geschwistern oder beim Ehe¬ 
gatten jedoch nur dann, wenn der Aufenthalt 
14 Tage überschreitet. 

Berlin, den 30. Oktober 1944. 


( 2 ) Bei Wohnungswechsel infolge Einquar¬ 
tierung oder Rückführung ist in jedem Falle 
polizeiliche Anmeldung nach § 2 RMO. inner¬ 
halb von 3 Tagen erforderlich, auch wenn es 
sich zunächst um vorübergehenden Aufenthalt 
bei Angehörigen handelt.« 

§2 

Bei Aufenthalt in Beherbergungsstätten ist es 
nicht mehr erforderlich, die Ausweispapiere 
dem Wohnungsgeber für die Nacht nach der 
Ankunft zur Aufbewahrung zu übergeben. Abs. 3 
des Artikels 7 der Verordnung über zusätzliche 
Bestimmungen zur Reichsmeldeordnung entfällt 
daher. 


Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung 
Dr. Kaltenbrunner 
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Verordnung über die einstweilige Regelung des Finanz- und Lastenausgleichs 
(Finanzausgleichs-Verordnung). 

Vom 30. Oktober 1944. 

Der Ministerrat für die Reichsverteidigung verordnet mit Gesetzeskraft: 


I. Finanzzuweisungen 
an die Gemeinden und die Landkreise 

§1 

(1) Das Reich gewährt den Gemeinden und 
den Landkreisen Finanzzuweisungen, soweit 
ihre eigenen Einnahmen zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben nicht ausreichen. Das Reich stellt 
dafür in jedem Rechnungsjahr zur Verfügung 

1. für Schlüsselzu¬ 
weisungen an die 

Gemeinden .... 545 000 000 Reichsmark, 

2. für Schlüsselzu¬ 
weisungen an die 

Landkreise .... 300000000 » 

3. für einen Aus¬ 
gleichstock .... 165000000 » 

( 2 ) Der Reichsminister der Finanzen wird er¬ 
mächtigt, im Fall einer Änderung des Geltungs¬ 
bereichs dieser Verordnung die Beträge im Ein¬ 
vernehmen mit dem Reichsminister des Innern 
und dem Leiter der Partei-Kanzlei entsprechend 
anderweit festzusetzen. 

A. Schlüsselzuweisungen 

1. Gemeinden 

§2 

( 1 ) Die Gemeinden erhalten Schlüsselzuwei¬ 
sungen nach einem Schlüssel, der für jedes 
Rechnungsjahr aufgestellt wird. Bei der Be¬ 
rechnung der Schlüsselzuweisung jeder Ge¬ 
meinde ist von ihrer durchschnittlichen Aus¬ 
gabenbelastung und ihrer eigenen Steuerkraft 
auszugehen. Dabei ist der Mehrbelastung Rech¬ 
nung zu tragen, die durch den Kinderreichtum 
der Bevölkerung, den hohen Anteil der Unselb¬ 
ständigen an der Einwohnerzahl und die Lage 
in den leistungsschwacheren Grenzbezirken des 
Reichs verursacht wird. 

( 2 ) Die Schlüsselzuweisung wird in der Weise 
gefunden, daß von einer in Reichsmark ausge¬ 
drückten Meßzahl, die sich nach der Einwohner¬ 
zahl der Gemeinde, der Zusammensetzung ihrer 
Bevölkerung und gegebenenfalls der Lage der 
Gemeinden bestimmt (Ausgangsmeßzahl), eine 
andere Meßzahl abgezogen wird, die der eigenen j 


Steuerkraft der Gemeinde Ausdruck gibt (Steuer- 
kraftmeßzahl). Ist die Ausgangsmeßzahl'größer 
als die Steuerkraftmeßzahl, so erhält die Ge¬ 
meinde die Hälfte des Unterschiedsbetrags als 
Schlüsselzuweisung. 

( 3 ) Die Ausgangsmeßzahl (Abs. 2) wird nach 
einem einheitlichen Grundbetrag berechnet. Der 
Grundbetrag wird für jedes Rechnungsjahr von 
dem Reichsminister des Innern und dem Reichs¬ 
minister der Finanzen so festgesetzt, daß der 
Betrag, der für Schlüsselzuweisungen der Ge¬ 
meinden zur Verfügung steht, aufgebraucht 
wird. 

( 4 ) Der Reichsminister des Innern und der 
Reichsminister der Finanzen werden ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Leiter der Partei- 
Kanzlei die Ansätze, die nach den §§ 3 und 4 
dieser Verordnung der Schlüsselberechnung zu¬ 
grunde zu legen sind, für einzelne Gruppen 
von Gemeinden oder auch allgemein abweichend 
festzusetzen, wenn sie den Grundsätzen des 
Absatzes 1 nicht hinreichend gerecht werden. 

§3 

( 1 ) Die Ausgangsmeßzahl wird gefunden, in¬ 
dem die folgenden Ansätze zusammengezählt und 
mit der Einwohnerzahl der Gemeinde verviel¬ 
fältigt werden: 

1. Ein Hauptansatz. Der Ansatz beträgt für 
eine Gemeinde 
mit nicht mehr 

als 1 000 Einwohnern 65 vom Hundert, 


mit 

2000 

)) 

85 

» 

» 


5 000 

» 

90 

» 

» 

» 

10 000 

» 

100 

» 

» 

» 

25 000 

» 

125 

» 

» 

» 

50 000 

» 

135 

}> 

» 


100 000 

)) 

140 

» 

» 

» 

250 000 

» 

145 

» 

» 

» 

500 000 und mehr 

' )) 

150 

» 



vom Grundbetrag des Rechnungsjahrs 
(§ 2 Abs. 3). Für Gemeinden mit dazwi¬ 
schenliegenden Einwohnerzahlen gelten 
die entsprechenden dazwischenliegenden 
Beträge; der Ansatz wird auf volle 0,i vom 
Hundert nach oben abgerundet. 
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2. Ein Ansatz nach der Zusammensetzung der 
Bevölkerung. Der Ansatz wird gewährt., 
wenn die Zahl der Kinder unter 14 Jah¬ 
ren in einer Gemeinde 
mit nicht mehr 

als 2 000 Kinwolmern 20 vom Hundert, 


lit 5 000 >: 

25 v 

.v 10000 

24 v 

» 25 000 » 

23 » 

.<• 50 000 

22 v 

>,' 1 00 000 und mehr » 

20 v 


der Einwohnerzahl übersteigt. Für Ge¬ 
meinden mit dazwischenliegenden Einwoh¬ 
nerzahlen gelten die entsprechenden da¬ 
zwischenliegenden Hundertsätze: der Hun¬ 
de rtsatz wird auf volle 0,t vom Hundert 
nach unten abgerundet. Ist in einer Ge¬ 
meinde der Hundertsatz der Kinder grö¬ 
ßer, so werden für je volle 0,1 vom Hun¬ 
dert des Unterschieds vier Tausendstel 
des Hauptansatzes gewährt, soweit dieser 
30 vom Hundert übersteigt. 

Für Gemeinden mit mehr als 5 000 Ein¬ 
wohnern tritt an die Stelle dieses Ansatzes 
nach der Kinderzahl ein Ansatz nach der 
unselbständigen Bevölkerung, wenn sich 
für ihn ein höherer Betrag ergibt. Ist der 
Hundertsatz der unselbständigen Bevölke¬ 
rung in der Gemeinde größer als 30, so 
werden für je volle 0,5 vom Hundert des 
Unterschieds drei Tausendstel des Haupt- 
ansatzes gewährt. Unselbständige Bevöl¬ 
kerung sind die Arbeiter und ihre Fami¬ 
lienangehörigen ohne Hauptberuf. 

3. Ein Grenzlandansatz. Der Reichsminister 
des Innern und der Reichsminister der Fi¬ 
nanzen bestimmen im Einvernehmen mit 
dem Leiter der Partei-Kanzlei die Reichs¬ 
teile, deren Stadtkreisen ein Grenzland- 
ansatz gewährt wird. Er beträgt 10 vom 
Hundert des Hauptansatzes. 

( 2 ) In Bädergemeinden und Kurorten können 
nach nähere] Bestimmung des Reichsministers 
des Innern und des Reichsministers der Finan¬ 
zen erhöhte Einwohnerzahlen angesetzt werden. 

§4 

( 1 ) Die Steuerkraftmeßzahl wird gefunden, 
indem die für die Gemeinde geltenden Steuer- 
kraftzahlen der Grundsteuer, der Gewerbesteuer 
und der Bürgersteuerausgleichsbeträge zusam¬ 
mengezählt werden. Es werden angesetzt 


als Steuerkraftzahl der Grundsteuer von den 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
die Meßbeträge mit 80 vom Hundert, 
als Steuerkraftzahl der Grundsteuer von den 
Grundstücken 

die ersten 20 000 Reichsmark 

der Meßbeträge mit 120 vom Hundert, 
die. weiteren 100 000 Reichsmark 

der Meßbeträge mit 160 vom Hundert, 
die weiteren 400 000 Reichsmark 

der Meßbeträge mit 200 vom Hundert, 
die weiteren 4 000 000 Reichsmark 

der Meßbeträge mit 220 vom Hundert, 
die, weiteren Meßbeträge 

mit 240 vom Hundert, 
als Steuerkraftzahl der Gewerbesteuer 

die Meßbefräge der Gewerbesteuer vom 
Ertrag und Kapital mit 200 vom Hun¬ 
dert. 

DieGewerbesteuerausgleichzuschiisse wer¬ 
den mit 50 vom Hundert ihres Betrags 
von den Meßbeträgen der Betriebsge¬ 
meinden abgesetzt und den Meßbeträgen 
der Wohngemeinden hinzugefügt, 
als Steuerkraftzahl der Bürgersteueraus¬ 
gleichsbeträge 

die Meßbeträge, die sich aus der Tei¬ 
lung des Ausgleichsbetrags durch den 
letzten Bürgersteuerhebesatz ergeben, 
mit 500 vom Hundert. Erhält eine Ge¬ 
meinde keine Bürgersteuerausgleichs- 
beträge, so sind als Meßbeträge 0,5O 
Reichsmark je Einwohner anzusetzen. 

( 2 ) Der Schlüsselberechnung für ein Rech¬ 
nungsjahr werden die Steuerkraftzahlen zu¬ 
grunde gelegt, die sich ergeben 
bei der Grundsteuer: 

aus den Steuermeßbeträgen, die bis zum 
Schluß des vorangegangenen Kalender¬ 
jahrs festgesetzt worden sind, soweit 
sie für das vorangegangene Rechnungs¬ 
jahr gelten, sowie aus den Steuermeß¬ 
beträgen. die im vergangenen Kalender¬ 
jahr für ein früheres Rechnungsjahr 
festgesetzt worden sind; 
bei der Gewerbesteuer: 

aus den im vorangegangenen Kalender¬ 
jahr festgesetzten Meßbeträgen (Aus¬ 
gleichszuschüsse) ohne Rücksicht dar¬ 
auf, für welches Rechnungsjahr sie gel¬ 
ten: der Reichsminister des Innern und 
der Reichsminister der Finanzen be- 
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stimmen, inwieweit die den Gemein¬ 
den zufließenden Verwaltungskostenzu¬ 
schüsse allgemein oder im Einzelfall 
den Meßbeträgen hinzuzurechnen sind; 

bei den Bürgersteuerausgleichsbeträgen: 

aus den im vorangegangenen Rechnungs¬ 
jahr gezahlten Beträgen. 

§5 

Der Schlüssel für das Rechnungsjahr wird 
nach Ablauf des dem Rechnungsjahr vorange¬ 
gangenen Kalenderjahrs aufgestellt und durch 
den Reichsminister des Innern und den Reichs¬ 
minister der Finanzen festgesetzt. Stellen sich 
nach der Festsetzung Unrichtigkeiten heraus, 
so ist der Schlüssel zu berichtigen. An Stelle 
der Berichtigung kann auch ein Ausgleich bei der 
Festsetzung des Schlüssels für das nächste Rech¬ 
nungsjahr vorgenommen werden. 

§6 

Die Schlüsselzuweisungen für die kreisange¬ 
hörigen Gemeinden werden dem Landkreis und 
von diesem den Gemeinden zugeloitet. Der Land¬ 
kreis darf den der einzelnen Gemeinde zustehen¬ 
den Betrag gegen Zahlungsverpflichtungen der 
Gemeinde nur aufrechnen, wenn es sich um eine 
rückständige Kreisumlage oder sonstige gesetz¬ 
liche Verpflichtung handelt. 

2. Landkreise 

§ 7 

(l) Die Landkreise erhalten Schlüsselzuwei¬ 
sungen nach einem Schlüssel, der für jedes 
Rechnungsjahr aufgestellt wird. Bei der Be¬ 
rechnung der Schlüsselzuweisung jedes Land¬ 
kreises wird eine Ausgangsmeßzahl einer Um¬ 
lagekraftmeßzahl gegenübergestellt. Die Aus¬ 
gangsmeßzahl wird gefunden, indem die folgen¬ 
den Ansätze zusammengezählt werden: 

a) Ein Hauptansatz. Er beträgt für jeden Ein¬ 
wohner einer Gemeinde des Landkreises 
mit 1 bis 1 000 Einwohnern 

110 vom Hundert, 
» 1 001 » 2 000 Einwohnern 

105 vom Hundert. 

2 001 » 5 000 Einwohnern 

100 vom Hundert, 
» 5 001 » 10 000 Einwohnern 

95 vom Plündert, 
» mehrals lOOOO Einwohnern 

90 vom Hundert 
vom Grundbetrag für den Landkreis¬ 
schlüssel. 


b) Ein Grenzlandansatz. Der Reichsminister 
des Innern und der Reichsminister der Fi¬ 
nanzen bestimmen im Einvernehmen mit 
dem Leiter der Partei-Kanzlei die Reichs¬ 
teile, deren Landkreisen ein Grenzland¬ 
ansatz gewährt wird. Er beträgt 10 vom 
Hundert des Hauptansatzes. 

( 2 ) Die Umlagekraftmeßzahl beträgt 25 vom 
Hundert der Umlagegrundlagen, die für das 
Rechnungsjahr gelten. Umlagegrundlagen sind 
die Steuerkraftmeßzahlen der kreisangehörigen 
Gemeinden zuzüglich der Schlüsselzuweisungen. 

( 3 ) Jeder Landkreis erhält als allgemeine 
Schlüsselzuweisung die Hälfte des Betrags, um 
den die Umlagekraftmeßzahl hinter der Aus¬ 
gangsmeßzahl zurückbleibt, mindestens aber 
2 Reichsmark je Einwohner. 

( 4 ) Bleibt die Umlagekraftmeßzahl eines 
Landkreises unter 10 Reichsmark je Einwohner, 
so wird die Hälfte dieses Unterschieds als Son¬ 
derschlüsselzuweisung gewährt. 

( 5 ) Der Grundbetrag wird vom Reichsminister 
des Innern und vom Reichsminister der Finan¬ 
zen für jedes Rechnungsjahr so festgesetzt, daß 
der Betrag, der nach Abzug der für die Sonder¬ 
schlüsselzuweisungen benötigten Mittel für 
Schlüsselzuweisungen an Landkreise zur Ver¬ 
fügung steht, aufgebraucht wird. 

( 0 ) Der Reichsminister des Innern und der 
Reichsminister der Finanzen sind ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Leiter der Partei-Kanzlei 
den Mindestbetrag der allgemeinen Schlüsselzu¬ 
weisungen und den Grundbetrag für einzelne 
Reichsteile anderweit festzusetzen, soweit in 
ihnen die Lastenverteilung abweichend geregelt 
ist. 

B. Ausgleichstock 

§8 

( 1 ) Die Mittel des Ausgleichstocks dienen zur 
Gewährung von Bedarfszuweisungen an Ge¬ 
meinden und Landkreise. Durch die Bedarfszu¬ 
weisungen soll der außergewöhnlichen Lage 
und den besonderen Aufgaben von Gemeinden 
und Landkreisen im Einzelfall Rechnung ge¬ 
tragen werden. Insbesondere können sie auch 
zum Ausgleich von Härten gewährt werden, 
die sich bei der Verteilung der Schlüsselzuwei¬ 
sungen ergeben. 

( 2 ) Aus dem Ausgleichstock können auch 
sonstigen Gemeindeverbänden Beihilfen gewährt 
werden. 
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II. Finanzzuweisungen an die Reichsgaue 

§9 

(1) Das Reich gewährt den Reichsgauen als 
Selbstverwaltungskörperschaften Finanzzuwei¬ 
sungen nach Maßgabe ihres Bedarfs. 

( 2 ) Der Leiter der Partei-Kanzlei ist bei der 
Festsetzung der Finanzzuweisungen zu beteili¬ 
gen. 

III. Finanzzuweisungen an die Länder 

§10 

( 1 ) Das Reich gewährt ab dem Rechnungs¬ 
jahr 1941 den Ländern und der Hansestadt 
Hamburg nach Maßgabe ihres Bedarfs Finanz¬ 
zuweisungen. Die Finanzzuweisungen treten an 
die Stelle der bisherigen Reichssteuerüberwei¬ 
sungen, der Gebäudeentschuldungsteuer-Aus¬ 
gleichsbeträge, der Biersteuer-Sonderentschädi¬ 
gung an die Länder Bayern, Württemberg und 
Baden, der Renten nach § 5 des Gesetzes über 
die Deutsche Reichslotterie und des Abgeltungs¬ 
betrags für den Wegfall der Landesstempel¬ 
steuern. 

( 2 ) Für die Rechnungsjahre 1941 bis 1943 
verbleibt es bei den vom Reich als Finanzzuwei¬ 
sungen gezahlten Beträgen. 

( 3 ) Ab dem Rechnungsjahr 1944 werden die 
Finanzzuweisungen in der gleichen Höhe wie im 
Rechnungsjahr 1943 gewährt. Es sind jedoch 
diejenigen Beträge abzusetzen, die die Länder 
zu Finanzzuweisungen an ihre Gemeinden und 
Landkreise aufgewendet haben. 

( 4 ) Der Reichsminister der Finanzen kann im 
Einvernehmen mit dem Leiter der Partei-Kanzlei 
die Finanzzuweisungen an die Länder und die 
Hansestadt Hamburg abweichend von Abs. 3 
festsetzen, wenn sich die Verhältnisse, die für 
ihre Festsetzung im Rechnungsjahr 1943 maß¬ 
gebend gewesen sind, wesentlich geändert haben. 

IV. Zweckgebundene Zuschüsse und Beiträge 

§11 

( 1 ) Die Landkreise erhalten als Träger der 
Baulast für die Landstraßen II. Ordnung jähr¬ 
lich aus Reichsmitteln die folgenden Zuschüsse: 

a) für jeden ersten Kilometer 

je 1 000 Einwohner eines 
Landkreises . 200 Reichsmark, 

b) für jeden zweiten Kilo¬ 
meter je 1000 Einwohner 

eines Landkreises . 400 » 

c) für jeden weiteren Kilo¬ 
meter . 600 » 


Die Landkreise haben aus diesen Mitteln an die 
kreisangehörigen Gemeinden über 6 000 Ein¬ 
wohner, die Ortsdurchfahrten im Zuge von 
Landstraßen II. Ordnung zu unterhalten haben, 
400 Reichsmark je Kilometer abzuführen. 

( 2 ) Die Stadtkreise erhalten jährlich aus 
Reichsmitteln für jeden Kilometer der von ihnen 
zu unterhaltenden Landstraßen II. Ordnung 
einen Zuschuß von 400 Reichsmark. 

§12 

Die Träger der Baulast für die Landstraßen 
I. Ordnung erhalten jährlich aus Reichsmitteln 
einen Zuschuß von 800 Reichsmark je Kilometer. 
Die Gemeinden über 6 000 Einwohner, die Orts¬ 
durchfahrten im Zuge von Reichsstraßen oder 
Landstraßen I. Ordnung zu unterhalten haben, 
erhalten je Kilometer den gleichen Zuschuß. 

§13 

Die Gemeinden und die Gemeindeverbände er¬ 
halten aus Reichsmitteln für jeden von der 
Aufsichtsbehörde bestätigten, überwiegend mit 
polizeilichen Diensten beschäftigten kommuna¬ 
len Polizeivollzugsbeamten einen Zuschuß von¬ 
jährlich 3 000 Reichsmark. 

§14 

( 1 ) Die Land- und Stadtkreise, die Träger 
eines Gesundheitsamts sind, erhalten aus Reichs¬ 
mitteln einen nach der Einwohnerzahl bemesse¬ 
nen Zuschuß. Der Zuschuß wird von dem 
Reichsminister des Innern und dem Reichsmini¬ 
ster der Finanzen festgesetzt. 

( 2 ) Die Land- und Stadtkreise, für deren Be¬ 
zirk ein staatliches Gesundheitsamt errichtet 
worden ist, zahlen zu den Kosten der Unter¬ 
haltung und Einrichtung an das Reich einen 
Beitrag, der nach der Einwohnerzahl bemessen 
ist. Der auf einen Einwohner entfallende Be¬ 
trag wird von dem Reichsminister des Innern 
und dem Reichsminister der Finanzen feste- 

Ö 

setzt. Er ist für Stadtkreise höher als für Land¬ 
kreise zu bemessen. 

V. Umlagen 

§15 

( 1 ) Soweit die sonstigen Einnahmen eines 
-Landkreises seinen Bedarf nicht decken, ist 
eine Umlage von den kreisangehörigen Gemein¬ 
den, gemeindefreien Grundstücken und Guts¬ 
bezirken zu erheben (Kreisumlage). 
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( 2 ) Die Kreisumlage wird für jedes Rech¬ 
nungsjahr neu festgesetzt. Sie wird bemessen in 
Hundertsätzen der für die Gemeinden (gemeinde¬ 
freien Grundstücke, Gutsbezirke) geltenden 
Steuerkraftzahlen (§ 4) sowie in einem Hundert¬ 
satz der Schlüsselzuweisungen (§ 2), auf die 
die Gemeinden Anspruch haben. 

( 3 ) Werden die Hundertsätze, die der Kreis 
von den Steuerkraftzahlen der einzelnen Steuern 
und den Schlüsselzuweisungen als Kreisumlage 
erhebt (Umlagesätze), verschieden festgesetzt, 
so darf der höchste Umlagesatz den niedrigsten 
um nicht mehr als ein Drittel übersteigen; bei 
stärkerer Abweichung eines Umlagesatzes be¬ 
darf der Umlagebeschluß der Genehmigung 
durch die Aufsichtsbehörde. 

( 4 ) Der Umlagebeschluß bedarf der Geneh¬ 
migung durch die Aufsichtsbehörde außerdem 
dann, wenn ein Umlagesatz auf mehr als 30 vom 
Hundert festgesetzt oder gegenüber dem Vor¬ 
jahr erhöht werden soll. 

(5) Die geltenden Bestimmungen über die 
Mehr- oder Minderbelastung einzelner Kreis¬ 
teile bleiben unberührt. 

§ 16 

(1) Die Vorschriften im § 15 gelten auch für 
die Ämter, die Kirchspiellandgemeinden und 
die Amtsbezirke, außerdem für die Zweckver¬ 
bände, soweit diese befugt sind, Umlagen nach 
der Steuerkraft zu erheben. 

( 2 ) Die oberste Kommunalaufsichtsbehörde 
kann bei diesen Umlagen die Genehmigungs¬ 
pflicht erweitern. Der § 29 Abs. 2 des Zweek- 
verbapdgesetzes vom 7. Juni 1939(Reichsgesetzbl. 
I S. 979) bleibt unberührt. 

§ 17 

( 1 ) Soweit die sonstigen Einnahmen eines 
Reichsgaues als Selbstverwaltungskörperschaft 
seinen Bedarf nicht decken, ist eine Umlage von 
den zu dem Reichsgau gehörenden Landkreisen 
und Stadtkreisen zu erheben (Reichsgauumlage). 

( 2 ) Die Reichsgauumlage wird für jedes 
Rechnungsjahr neu festgesetzt. Sie wird be¬ 
messen in Hundertsätzen der für die Gemein¬ 
den (gemeindefreien Grundstücke, Gutsbezirke) 
der Landkreise und der für die Stadtkreise fest¬ 
gesetzten Steuerkraftzahlen (§ 4) und ihrer 
Schlüsselzuweisungen (§ 2). 


( 3 ) Der Umlagebeschluß für die Reichsgau¬ 
umlage bedarf der Genehmigung durch den 
Reichsminister des Innern und den Reichsmini- 
ster der Finanzen. Diese können bestimmen, 
unter welchen Voraussetzungen eine Genehmi¬ 
gung nicht erforderlich ist. 

§ 18 

( 1 ) Die Vorschriften des § 17 Abs. 1 und 2 
gelten sinngemäß für die Umlagen der Pro¬ 
vinzen und der Bezirksverbände, die Vorschrit¬ 
ten des § 17 Abs. 2 sinngemäß auch für die Um¬ 
lagen der Länder. 

( 2 ) Das Nähere bestimmen die Landesregie¬ 
rungen. 

VI. Schluß- und Übergangsbestimmungen 

§ 19 

Das Reich zahlt den Ländern und der Hanse¬ 
stadt Hamburg bis zur Überleitung des Gestüt¬ 
wesens auf das Reich neben den Finanzzuwei¬ 
sungen jährlich die folgenden Beträge: 


Preußen . 

8 512 000 Reichsmark, 

Bayern . 

884 000 

» 

Sachsen . 

413 000 

» 

Württemberg . 

572 000 

» 

Baden . 

216 000 

» 

Thüringen . 

102 000 

» 

Hessen. 

35 000 

» 

Mecklenburg . 

197 000 

» 

Braunschweig. 

200 000 

» 

Oldenburg . 

23 000 

» 

Anhalt. 

28 000 

» 

Lippe . 

. 7 000 

» 

Schaumburg-Lippe . . 

2 500 

)> 

Hansestadt Hamburg 

95 000 

» 

Bremen . 

. 26 000 



§20 

Wegfall der Erstattung von 
Versorgungsbezügen 

( 1 ) Versorgungsbezüge auf Grund versor¬ 
gungsrechtlicher Vorschriften werden ab dem 
1. April 1941 an die Länder, die Reichsgaue als 
Selbstverwaltungskörperschaften, die Gemein¬ 
den und die Gemeindeverbände nicht mehr er¬ 
stattet. 

( 2 ) Der Reichsminister der Finanzen trifft 
die erforderlichen Bestimmungen. 

( 3 ) Die Vorschriften der §§ 8 und 9 des 
Reichspolizeikostengesetzes vom 29. April 1940 
(Reichsgesetzb 1. I S. 688) bleiben unberührt. 
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§21 

Kosten der Hauptvermessungs- 
abteilungen 

Die Kosten der Hauptvermessungsabteilungen 
werden abweichend von § 4 des Gesetzes über 
die Bildung von Hauptvermessungsabteilungen 
vom 18. März 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 277) ab 
dem 1. April 1941 vom Reich getragen. 


§ 22 

Wegfall der G emeindebier steuer- 
entschädigung 

Reichsmittel gemäß § 5 Abs. 2 des Dritten 
Gesetzes zur Änderung des Finanzausgleichs 
vom 31. Juli 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 966) 
werden nicht mehr gewährt. 


§ 23 

Beteiligung der Rennvereine 
an der Totalisatorsteuer 
In das Rennwett- und Lotteriesteuergesetz 
vom 8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 393) 
wird der folgende § 16 eingefügt: 

,§ 16 

Die Rennvereine, die einen Totalisator be¬ 
treiben, erhalten bis zu 96 vom Hundert des 
Aufkommens der Totalisatorsteuer (§ 10). Sie 
haben die Beträge zu Zwecken der öffent¬ 
lichen Leistungsprüfungen für Pferde zu ver¬ 
wenden. Der Reichsminister für Ernährung 
und Landwirtschaft und der Reichsminister 
der Finanzen setzen die Anteile der Rennver¬ 
eine fest und treffen die erforderlichen Be¬ 
stimmungen. Die Anteile können für die ein¬ 
zelnen Rennvereine verschieden bemessen 
werden.« 


§24 

Finanzstatistik 

Der Reichsminister der Finanzen erläßt Be¬ 
stimmungen über Einholung und Erteilung von 
Auskünften über die Finanzwirtschaft und über 
die Einsicht in die Haushaltspläne und in die 
J ahresrechnungen der Gebietskörperschaften, 
der anderen juristischen Personen des öffent¬ 
lichen Rechts, die zur Erhebung von Steuern, 
Umlagen oder Beiträgen berechtigt sind, und 
der zur Erhebung von Pflichtbeiträgen berech¬ 
tigten Organisationen. 

§ 25 

Geltungsbereich 

(1) Die Bestimmungen der §§ 1 bis 9 und 11 
bis 18 finden auf die Hansestadt Hamburg und 
Bremen keine Anwendung. 

( 2 ) Die Verordnung gilt auch in den einge¬ 
gliederten Ostgebieten. 

§26 

Überleitungs- und Durchführungs¬ 
bestimmungen 

Die beteiligten Reichsminister erlassen im 
Einvernehmen mit dem Leiter der Partei-Kanzlei 
im Verwaltungsweg die zur Überleitung und 
zur Durchführung und Ergänzung dieser Ver¬ 
ordnung erforderlichen Bestimmungen. Sie kön¬ 
nen abweichend von der Regelung der Verord¬ 
nung die Schlüsselzuweisungen oder einzelne 
ihrer Elemente für die Kriegsdauer erstarren 
lassen. 

§27 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1944 in 
Kraft. 


Berlin, den 30. Oktober 1944. 


Der Vorsitzende 

des Ministerrats für die Reichs Verteidigung 

Göring 
Reichsm arschall 

Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 
H. Himmler 

Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 
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Verordnung über die Besoldung der Lehrer an den öffentlichen Volksschulen 
und an den Hauptschulen durch das Reich. 

Vom 30. Oktober 1944. 

Der Minister rat für die Reichsverteidigung verordnet mit Gesetzeskraft: 


§ 1 

Die Lehrer an den öffentlichen Volksschulen 
und an den Hauptschulen werden vom Reich be¬ 
soldet. 

§ 2 

(1) Die Gemeinden werden zu den Kosten der 
Besoldung der Lehrer an den öffentlichen Volks¬ 
schulen und an den Hauptschulen nicht mehr 
herangezogen. 

( 2 ) Die Gemeinden leisten zur Ablösung ihrer 
bisherigen Aufwendungen bis zu einer endgülti¬ 
ge: Regelung jährlich an das Reich die gleichen 
Beträge, die sie im Rechnungsjahr 1943 zu den 
persönlichen Volksschullasten zu entrichten hat¬ 
ten (Ablösungsbeträge). Als Ablösungsbeträge 
für die Aufwendungen der Gemeinden zu den 
persönlichen Llauptschullasten sind die Beträge 
zu ' usten, die die Gemeinden nach dem Stande 
vom April 1944 zu den persönlichen Haupt¬ 
schullasten zu entrichten hatten. Die Ablösungs¬ 
beträge erhöhen sich bis zum September 1947 in 
dem Verhältnis, in dem bis dahin neue Haupt- 

Berlin, den 30. Oktober 1944. 


schulklassen eingerichtet werden. Soweit Maß¬ 
stab für die Beiträge zu den persönlichen Volks¬ 
schullasten und Hauptschullasten die Steuer¬ 
kraft der Gemeinde war, werden die Ablösungs¬ 
beträge in der bisherigen Weise errechnet. 

§3 

( 1 ) Die Bestimmungen der §§ 1 und 2 gelten 
für die Zeit ab dem 1. April 1944. 

( 2 ) Die Durchführung der Bestimmungen in 
den §§ 1 und 2 liegt im Altreichsgebiet an Stelle 
des Reichs bis auf weiteres den Ländern ob. 

§4 

Der Reichsminister der Finanzen trifft im 
Einvernehmen mit dem Reichsminister des In¬ 
nern und dem Reichsminister für Wissenschaft, 
Erziehung und Volksbildung im Verwaltungs¬ 
wege die zur Durchführung und Ergänzung die¬ 
ser Verordnung erforderlichen Bestimmungen. 
Soweit § 3 Abs. 2 Platz greift, können die Lan¬ 
desregierungen Bestimmungen zur Überleitung 
in den neuen Rechtszustand treffen. 


Der Vorsitzende 

des Ministerrats f ür die Reichsverteidigung 

G ö r i n g 

Reichsm arsch all 

Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 
H. Himmler 

3 

Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 
' Dr. Lammers 
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Verordnung über die Änderung, Ergänzung undNeufassumj_ 
des Einsatz-Wehrmachtgebührnisgesetzes. 

Vorn 1. November 1944. 


Das Einsatz-Wehrmächtgebührnisgesetz (EW- 
GG.) vom 28. August 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1531) mußte im Laufe des Krieges durch 
eine Reihe von Verordnungen, Durch- und Aus¬ 
führungsbestimmungen ergänzt werden. Der 
totale Krieg verlangt weitere Änderungen und 
Ergänzungen, die eine Neufassung des Gesetzes 
erfordern. 

Auf Grund des § 11 Abs. 2 des Gesetzes wird 
im Einvernehmen mit dem Leiter der Partei- 
Kanzlei, dem Reichsminister der Finanzen und 
dem Reiehsminister des Innern verordnet: 

§ 1 

Das Einsatz-Wehrmachtgebührnisgesetz (EW- 
GG.) vom 28. August 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1531) erhält unter Einbeziehung neuer Ände¬ 
rungen und Ergänzungen die am Schluß dieser 
Verordnung abgedruckte Fassung. 

§ 2 

(1) Die Vorschriften der Neufassung treten 
mit Wirkung vom 1. Januar 1945 in Kraft. 

( 2 ) Gleichzeitig treten außer Kraft: 

a) Durchführungsbestimmungen zum Einsatz- 
Wehrmachtgebührnisgesetz vom 31. August 
s^l939 (Reichsgesetzbl. I S. 1557), 


b) Verordnung über die Anwendung des 
Einsatz-Wehrmachtgebührnisgesetzes vom 
l.Septemberl939(Reichsgesetzbl.IS.1563), 

c) Zweite Verordnung zum Einsatz-Wehr- 
machtgebiihrnisgesetz vom 28.Februar 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 447), 

d) Dritte Verordnung zum Einsatz-Wehr- 
machtgebührnisgesetz vom 30. Juni 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 946), 

e) Vierte Verordnung zum Einsatz-Wehr- 
machtgebührnisgesetz vom 9. September 

1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1234), 

f) Fünfte Verordnung zum Einsatz-Wehr- 
machtgebührnisgesetz vom 15. Juli 1941 
(Reichsgesetzbl. I S. 435), 

g) Sechste Verordnung zum Einsatz-Wehr- 
machtgebiihrnisgesetz vom 12. September 

1941 (Reichsgesetzbl. I S. 619), 

h) Verordnung zur Änderung der Dritten 
Verordnung zum Einsatz-Wehrmachtge- 
bührnisgesetz vom 29. September 1941 
(Reichsgesetzbl. I S. 627), 

i) Siebente Verordnung zum Einsatz-Wehr- 
inachtgebührnisgesetz vom 23. Juni 1944 
(Reichsgesetzbl. I S. 169). 


Führer-Hauptquartier, den 1. November 1944. 

Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 

Keitel 


❖ 
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Einsatz -Wehrmachtgebührnisgesetz (EWGG.) 

in der Fassung vom 1. November 1944 


§i 

Allgemeines 

(1) Im Kriege werden den Wehrmachtangehö¬ 
rigen Gebührnisse nach Maßgabe dieses Gesetzes 
gewährt. 

(2) Gebührnisse sind Wehrsold, Verpflegung, 
Unterkunft, Bekleidung, Frontzulage, Reiseab¬ 
findung, Heilfürsorge und Besoldung. 

§2 

Wehrsold 

Die Wehrmachtangehörigen erhalten zur Be¬ 
streitung ihrer persönlichen Bedürfnisse Wehr¬ 
sold, den der Chef des Oberkommandos der 
Wehrmacht im Einvernehmen mit dem Reichs¬ 
minister der Finanzen festsetzt. 


§3 

Verpflegung 

Die Wehrmachtangehörigen erhalten freie 
Verpflegung nach der Einsatz-Wehrmachtver¬ 
pflegungsvorschrift. Sie wird in der Regel in 
Natur gewährt. Selbstverpfleger erhalten für 
die nicht in Natur gewährte Verpflegung eine 
für alle Dienstgrade einheitliche Geldabfindung 
zur Selbstverpflegung (Verpflegungsgeld). 

§4 

Unterkunft 

Die Wehrmachtangehörigen erhalten freie 
Unterkunft in amtlich bereitgestellten Räumen 
mit folgenden Ausnahmen: 

a) Wehrmachtangehörige, die an ihremDienst- 
ort eine Wohnung unterhalten oder täg¬ 
lich zu ihrer Wohnung zurückkehren und 
nicht zum Beziehen einer amtlichen Un¬ 
terkunft verpflichtet werden. 

b) Ledige Empfänger von Friedensbezügen 
oder von Kriegsbesoldung im Offizier¬ 
rang, die den Verheirateten nicht gleich¬ 
gestellt sind und die sich standortmäßig 
ständig innerhalb der Reichsgrenze befin¬ 
den. Wird ihnen Unterkunft in amtlich 
bereitgestellten Räumen zur Verfügung 
gestellt, haben sie hierfür Miete zu zahlen. 
Unterbringung in Ausweichunterkünften 
der Dienststellen bleibt frei. 


anderen Wehrmachtangehörigen, die zum Tragen 
einer Uniform verpflichtet sind, erhalten freie 
Dienstbekleidung. 

§6 

Frontzulage 

Als Ausgleich für die verschlechterten Lebens¬ 
bedingungen, denen die Wehrmachtangehörigen 
im Kriege durch Kampfhandlungen oder Feind¬ 
nähe ausgesetzt sind, wird eine Frontzulage ge¬ 
währt. Sie ist keine Kampf- oder Gefahren¬ 
zulage. 

§7 

Reiseabfindung 

Reiseabfindung für die Wehrmachtangehöri- 
gen wird nach der Kriegsreiseverordnung ge¬ 
währt. 

§8 


Heilfürsorge 

Die Wehrmachtangehörigen haben Anspruch 
auf freie ärztliche Behandlung, auf freie Kran¬ 
kenhauspflege und auf Gebrauch von Heil- und 
Kurmitteln. Außerdem haben Berufssoldaten 
Anspruch auf freie ärztliche Behandlung ihrer 
Ehefrau und der nach den Besoldungsbestim¬ 
mungen zu berücksichtigenden Kinder durch 
die Truppen-, Standort- oder Vertragsärzte, bei 
Notständen durch sonstige Zivilärzte nach nähe¬ 
rer Bestimmung der Wehrmachtsanitätsvor¬ 
schrift. Den Ehefrauen und den Kindern gefal¬ 
lener oder verstorbener Berufssoldaten wird 
freie ärztliche Behandlung bis zum Ablauf der 
auf den Sterbemonat des Soldaten folgenden 
drei Monate weitergewährt. 


§9 

Besoldung 

(1) Berufssoldaten erhalten während der Gel¬ 

tungsdauer dieses Gesetzes Wehrmachtbesoldung 
nach den Besoldungstabellen A und B (An- <5. 
lagen 1 und 2). ■ W, 

(2) Berufswehrmachtbeamte erhalten Bezüge 
nach dem Reichsbesoldungsgesetz oder nach der 
Besoldungsordnung für die Lehrer im Heeres¬ 
und Marinefachschuldienst. 

(3) Alle übrigen Wehrmachtangehörigen in 
Dienstgraden der Besoldungsempfänger erhal¬ 
ten auf Antrag Kriegsbesoldung. 


§5 

Bekleidung 

Wehrmachtangehörige im Offizier rang, die 
zum Uniförmtragen verpflichtet sind, erhalten 
zur Beschaffung und Unterhaltung ihrer Beklei¬ 
dung und Ausrüstung einmalige Beihilfen und 
eine monatliche Bekleidungsentschädigung. Alle 


§10 

Ausgleichsbetrag 

Als Ausgleich für die Gewährung von Wehr¬ 
sold, Verpflegung, Bekleidung und Heilfürsorge 
wird den Wehrmacht- und Militärverwaltungs- I 
beamten und den Festbesoldeten, Angestellten f 
und Arbeitern des öffentlichen Dienstes von 
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ihren Friedensbezügen oder ihrer Kriegsbesol¬ 
dung ein Ausgleichsbetrag abgezogen. 

§ 11 

Einsatz-F amilienunterhalt 

. Die Angehörigen der Einberufenen, die keine 
Friedensbezüge oder Kriegsbesoldung beziehen, 
erhalten zur Sicherung des notwendigen Lebens¬ 
bedarfs Einsatz-Familienunterhalt nach dem 
Einsatz-Familienunterhaltsgesetz. Auch der Ein¬ 
berufene, der keine familienunterhaltsberechtigten 
Angehörigen hat und keine Friedensbezüge oder 
Kriegsbesoldung bezieht, erhält, sofern die Vor¬ 
aussetzungen vorliegen, Leistungen nach den 
Vorschriften über den Einsatz-F amilienunterhalt. 


§12 

Schlußvorschriften 

(1) Alle diesem Gesetz entgegenstehenden Be¬ 
stimmungen in Gesetzen, Verordnungen und Vor¬ 
schriften sind für die Geltungsdauer dieses Ge¬ 
setzes nicht anzuwenden. 

( 2 ) Der Chef des Oberkommandos der Wehr¬ 
macht ist zur Erläuterung dieses Gesetzes, zu 
seiner Anpassung an das jeweils geltende Recht 
und. im Einvernehmen mit den beteiligten Reichs¬ 
ministern, zu Änderungen und Ergänzungen des 
Gesetzes sowie seiner Durchführungsbestimmun¬ 
gen befugt. Er bestimmt den Zeitpunkt, an dem 
es außer Kraft tritt. 


Anlage 1 

(Zu § 9 Abs. 1 EWGG.) 


Wehrmachtbesoldung 

Besoldungstabelle A 

mit Ausgleichsbetrag in Hundertsätzen *) 

Richtlinien zum Gebrauch der Besoldungstabelle 

I. Zu Spalte 3 

a = Bruttodiensteinkommen, errechnet aus Grundgehalt, Wohmmgsgeldzuschuß, Gehalts¬ 
zuschuß, Kinderzuschlag, abzüglich Gehaltskürzung und Ausgleichsbetrag. Das Brutto¬ 
diensteinkommen ist gleichzeitig das steuerpflichtige Diensteinkommen. Liegen steuerliche 
Besonderheiten vor, z. B. Oststeuer-Freibetrag, Steuerermäßigung wegen besonderer wirt¬ 
schaftlicher Belastungen, Unterhalt mittelloser Angehöriger usw., muß, ausgehend vom 
Bruttodiensteinkommen, das steuerpflichtige Diensteinkommen ermittelt und die Lohnsteuer 
aus der Lohnsteuertabelle festgestellt werden. Das Nettodiensteinkommen ist dann wie bei c 
zu errechnen. 

b = Lohnsteuer einschl. Kriegszuschlag nach der Lohnsteuertabelle. Weicht die Zahl der Kinder, 
für die Kinderzuschlag zu gewähren ist, von der Zahl der bei der Lohnsteuer zu berück¬ 
sichtigenden Kinder ab, muß die Lohnsteuer besonders ermittelt werden.. Danach ist wie hei c 
zu verfahren. 

c = Nettodiensteinkommen = Betrag unter a vermindert um den Betrag unter b und den 
WHW.-Beitrag (6 v. H. der Lohnsteuer ohne Kriegszuschlag, bei Lohnsteuerfreien einheitlich 
0,20 ,'JtJt). Endbeträge bis 0,49 .’AJl sind auf volle Reichsmark abgerundet, Endbeträge 
darüber auf volle Reichsmark aufgerundet. Soweit steuerfreie Dienstaufwandsentschädigungen 
gewährt werden, z. B. Aufbau-, Protektorats-, Gouvernements-Zulage usw 1 ., sind sie dem 
Nettodiensteinkommen hinzuzurechnen. Bisher gewährter Zehrzulagerest und örtlicher Sonder¬ 
zuschlag werden neben der 4Vehrmachtbesoldu 11 g nicht mehr gezahlt. 

• 

II. Verheirateten Gleichgestellte 

(1) Ledige Empfänger der Wehrmachtbesoldung, die im eigenen Hausstand aus gesetzlicher 
oder sittlicher Verpflichtung Verwandten bis zum 4. Grad, Verschwägerten bis züm 2. Grad, Adop- 
tiv-, unehelichen oder Pflegekindern oder Adoptiv- oder Pflegeeltern Wohnung und Unterhalt 
gewähren, erhalten das Bruttodiensteinkommen für Verheiratete. 

( 2 ) Empfänger der Wehrmachtbesoldung, die verwitwet oder geschieden sind oder deren Ehe 
aufgehoben ist, erhalten das Bruttodiensteinkommen für Verheiratete. 

( 3 ) Empfängern der Wehrmachtbesoldung, deren Ehe für nichtig erklärt ist, können die örtlichen 
Verwaltungsdienststellen das Bruttodiensteinkommen für Verheiratete genehmigen, wenn infolge 
der nichtigen Ehe ein höheres Wohnungsbedürfnis noch besteht. 


: ) Vgl. EWGG-DB. zu § 10 Abs. 1 Nrn. 1 und 2. 


(Fortsetzung der Richtlinien am Schluß der Besoldungsfabelle) 








292 


Reichsgesetzblatt, Jahrgang 1944, Teil I 



* 



Ver¬ 

heirateten 

Verheiratete 

Besol¬ 

dungs¬ 

gruppe 

Dienstgrad 


Ledige 

MJl 

Gleich¬ 

gestellte 

ohne Kinder 


ohne Kinder 
‘Steuer¬ 
gruppe 1 

MJl 

Steuer¬ 
gruppe II 

MJl 

Steuer¬ 
gruppe III 

MJl 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 


Oberbefehlshaber der Wehrmachtteile, der Chef des Ober- 

a 

2 802,oo 

2 802,00 

2 802,oo 

2 802,oo 


kommandos der Wehrmacht, Generalfel dmarschälle, Groß- 

b 

1 094,30 

1 094,30 

860,30 

626,30 

W 1 

adipirale ohne Amtswohnung 

c 

1 663,oo 

1 663,oo 

1 906,oo 

2 150,oo- 

Oberbefehlshaber der Wehrmachtteile, der Chef des Ober- 

a 

2 520,oo 

2 538,oo 

2 538,oo 

2 538,oo 


kommandos der Wehrmacht, Generalfeldmarsehälle, Groß- 

b 

985,io 

985,io 

774,50 

563,90 


admirale mit Amtswohnung 

c 

1 495,oo 

1 513,00 

1 732,oo 

1 951,oo 

W 2 

Generalobersten, Generaladmirale, ^-Oberstgruppenführer 

a 

1 929,02 

2 007,85 

2 007,85 

2 007,85 



b 

c 

738,10 

1162,oo 

770,io 

1 206,oo 

605,oo 

1 378,oo 

440,io 

1 550,oo 

W 3 

Generale, Admirale, ^-Obergruppenführer, Gencralober- 

a 

1 764,08 

1 831,50 

1 831,59 

1831,59 


Stabsärzte, Admiraloberstabsärzte, Generaloberstabsveteri- 

b 

661,io 

694,70 

545,20 

396,70 


näre,Generaloberstabsintendanten,Admiraloberstabsinten- 

c 

1 076,oo 

1109,oo 

1 264,oo 

1 418,oo 


danten, Generaloberstabsrichter, Admiraloberstabsrichter 

W 4 

Generalleutnante, Vizeadmirale, ^-Gruppenführer, General- 

a 

1 402,42 

1 479,io 

1 479,io 

1 479,io 


Stabsärzte. Admiralstabsärzte, Generalstabsveterinäre, 

b 






Generalstabsintendanten, Admiralstabsintendanten, Gene¬ 
ralstabsrichter, Admiralstabsrichter 

c 

nn 

1 V v / 

H 

1158,oo 

W 5 

Generalmajore, Konteradmirale, ^-hrigadeführer, General- 

a 

1 169,22 

1 239,08 

1 239,68 

1 239,68 


ärzte, Admiralärzte, Generalveterinäre, Generalintendan- 

b 

!— 

441,20 

346,oo 

251,40 


ten, Admiralintendanten, Generalrichter, Admiralrichter 

c 

mm 

781,oo 

879,oo 

978,oo 

W 6 

Obersten, Kapitäne zur See, ^-Oberführer, ^-Standarten- 

a 

932,88 

999,08 

999,98 

999,98 


führer, Oberstärzte, Flottenärzte, Oberstveterinäre, Oberst- 

b 

312,70- 

340,oo 

267,oo 

193,70 


intendanten, Flottenintendanten, Oberstrichter, Flotten¬ 
richter 

C 1 

607,oo 

646,oo 

722,oo 

798,oo 

W 7 

\ • | 

Oberstleutnante, Fregattenkapitäne, ^-Obersturmbann- 

a 

710,34 

770,15 


770,15 


führer, Oberfeldärzte, Geschwaderärzte,Oberfeldveterinäre, 

b 

217,60 

244,40 

191,30 

139,io 


Oberfeldintendanten, Geschwaderintendanten, Oberfeld¬ 
richter, Geschwaderrichter 

c 

484,oo 

516,oo 

571,oo 

625,oo 

W 8 

Majore, Korvettenkapitäne, Oberstabsärzte, ^-Sturmbann- 

• a 

593,00 

653,83 

653,83 

653,83 


führer, Marineoberstabsärzte, Oberstabsveterinäre, Ober- 

b 

169,20 

193.40 

151,30 

109,90 


Stabsintendanten, Marineoberstabsintendanten, Oberstabs¬ 
richter, Marineoberstabsrichter, Sonderführer in Stellen 
der Stellengruppe B, bei Kriegsmarine und Luftwaffe 
Sonderführer in Stellen eines Stabsoffiziers 

c | 

417,oo 

45.3,oo 

496,oo 

539,oo 

W 9 

Hauptleute, Kapitänleutnante, ^-Hauptsturmführer, Stabs- 

a. 

428,77 

492,51 

492,51 

492,51 


ärzte. Marinestabsärzte, Stabsveterinäre, Stabsintendan- 

b 

97,70 

122,40 

95,90 

69,90 


ten, Marinestabsintendanten, Stabsrichter, Marinestabs- 
richter, Sonderführer in Stellen der Stellengruppe K, bei 
Kriegsmarine und Luftwaffe Sonderführer in Stellen eines 
Hauptmanns (Kapitänleutnants) 

c 

327,oo 

365,oo 

e 

393,oo 

420,oo 





















































Nr. 58 — Tag der Ausgabe: 9. November 1944 293 


Verheiratete und Gleichgestellte 


mit zu berücksichtigenden Kindern 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

Kind 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

MJl 


MJl 

MJl 

MJL 

MJl 

MM 

tflJt 

MM 

MJl 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

2 935,88 

2 955,88 

3 068,94 

3 088,94 


3 222,00 

3 242,00 

3 262,oo 

3 282,oo 

3 302,00 

644,50 

621,90 

606,04 

584,64 

585,18 

563,98 

542,58 

520,88 

499,68 

478,18 

2 265,oo 

2 308,oo 

2 438,oo 

2 480,oo 

2 592,oo 

2 634,oo 

2 677,oo 

2 719,oo 

2 761,oo 

2 804,oo 


2 690,80 

m 

2 815,40 






3 020,oo 

582,io 

559,50 

MH 

519,40 

516,30 





397,oo 


2 108,oo 

B 

2 274,oo 

2 382,oo 



■ 

2 571,oo 

2 607,oo 

2 117,09 

2 137,09 

2 249,09 

2 269,09 

2 382,64 

2 402,64 

2 422,64 

2 442,64 

2 462,64 

2 482,64 

442,70 

434,70 

Bppfill 

382,20 

379,oo 

358,80 

330,90 

302,60 

287,50 

259,70 

- 1656,oo 

1 684,oo 



1 988,oo 

2 029,oo 

2 078,oo 

2127,oo 

2 163,oo 

2 212,oo 



2 059,13 

2 079,13 

2 186,80 

■ 

2 226,80 

2 246,80 

2 266,80 

2 286,80 



357,50 

330,40 

■Kl 


281,oo 


237,60 

• 



1 687,00 

1 735,oo 

EU 


1 934,oo 

IJ 

2 019,oo 

Qy§H 

1 564,84 

1 584,84 

1 679,22 


1 795,u 

1 815,14 

1 835,14 

1 855,14 

1 875,14 

1 895,14 

313,50 

mmm 

■HP 


243,30 

211,io 

189,50 

167,70 

146,30 

118,30 

1 238,oo 

EH 

Bül 


1 542,oo 

1 595,oo 



1 723,oo 

1 772,00 

1 314,78 

1 334,7 8 

1416,16 

1 436,10 

1 518,78 

1 538,78 

1 558,7 8 

1 578,7 8 

1 598,78 

1618,78 

250,60 

231,40 

200,20 

179,60 

174,20 

148,40 

120,60 

mmm 

SSSlppM 

61,80 

1 054,oo 

1 094,oo 

1 208,oo 

1 249,oo 

1 337,oo 

1 384,oo 

1 433,00 

i 


1 554,00 

1 064,42 

1 084,42 

1157,81 

1177,81 


1 272,44 

1 292,44 

mm 

1 332,44 

1 352,44 

188,20 

171,oo 


117,20 

108,60 

81,io 

63,90 

mm 

, - 

— 

868,oo 

906,oo 




1188,oo 

1 226,oo 

Bi 

1 332,oo 

1 352,oo 

824,38 

844,38 

905,55 

925,55 

987,68 


1 027,68 

1 047,68 

1 067,68 

1 087,68 

132,30 

114,60 

81,90 

63,70 

53,oo 


17,60 

— 

— 

— 

687,oo 

725,oo 

820,oo 

859,oo 

932,oo 

j 


1 009,oo 

1 047,oo 

.1 067,oo 

1 087,oo 

702,89 

722,89 


800,18 

858,43 

878,43 

898,43 

918,43 

938,43 

958,43 

103,20 

86,30 


39,50 

30,60 


- • 


— 

— 

595,oo 

633,oo 

720,00 

759,oo 

826,oo 

867,oo 

898,oo 

918,oo 

938,oo 

958,oo 

534,40 

554,40 

604,68 

624,68 

675,81 

695,81 

715,81 

735,81 

755,81 

775,81 

63,70 


• 39,50 

23,io 


- ' 

— 

— 

— 

_ 

468,oo 

499,oo 

563,oo 

601,oo 

668,00 

696,oo 

716,oo 

736,oo 

756,oo 

776,oo 
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Besol¬ 

dungs¬ 

gruppe 

Dienstgrad 

f ! 

Ledige 

191 Jl 

Ver¬ 
heirateten 
Gleich¬ 
gestellte 
ohne Kinder 
Steuer¬ 
gruppe I 

fJlJi 

Verheiratete 

ohne Kinder 

Steuer¬ 
gruppe II 

JUL 

Steuer¬ 
gruppe III 

MM 

i 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

W 10 

Oberleutnante, ^-Obersturmführer, Oberärzte, Marineober- 

a 

274,52 

325,12 

325,12 

325,12 


assistenzärzte, Oberveterinäre, Oberzahlmeister, Marine- 

b 

40,80 

61,60 

47,80 

33,20 


oberzahlmeister, Assistenzärzte, Marineassistenzärzte, Ve- 

c 

232,oo 

261,00 

275,00 

290,oo 


terinäre 






W 11 

Leutnante, ^-Untersturmführer, Zahlmeister, Marinezahl- 

a 

202,45 

240,45 

240,45 

240,45 


meister, Sonderführer in Stellen der Stellengruppe Z, bei 

b 

18,20 

26,70 

19,70 

13,50 


Kriegsmarine und Luftwaffe Sonderführer in Stellen eines 

c 

183,oo 

212,oo 

220,oo 

226,oo 


Oberleutnants oder Leutnants 






W 12 

Obermusikinspizienten. 

a 


661,94 

661,94 

661,94 



b 


198,30 

155,40 

113,10 



c 


456,oo 

500,oo 

544,oo 

W 13 

Musikinspizienten, Reitmeister der Spanischen Hofreitsehule 

a 

491,25 

562,17 

562,17 

562,17 


Wien 

b 

122,40 

155,20 

121,60 

88,60 



c 

364,oo 

401,oo 

436,00 


W 14 

Stabsmusikmeister, Oberbereiter I. Klasse der Spanischen 

a 

392,45 

455,90 

455,90 

455,90 


Hofreitschule Wien 

b 

86,30 

107,30 

83,90 

61,io 



c 

303,oo 

344,00 

369,oo 


W 15 

Obermusikmeister, Oberbereiter II. Klasse der Spanischen 

a 

307,n 

361,78 

361,78 

361,78 


Hofreitschule Wien 

b 

54,oo 

76,40 

59,50 

41,60 



c 

251,oo 

282,00 

300,oo 

318,oo 

W 16 

Musikmeister, Bereiter der Spanischen Hofreitschule Wien 

a 

233,79 

275,70 

mm 

275,70 



b 

24,io 

41,30 

§L : 

20,80 

-■ 


c 


232,00 

m 

254,oo 

W 17 

Oberhufbeschlaglehrmeister, Festungsoberwerkmeister,Ober- 

a 

ES 

351,90 

351,90 

351,90 


waifenwarte 

b 


72,20 

55,60 




c 

■ 

277,00 

294,oo 

311,oo 

W 18 

Hufbeschlaglehrmeister, Festungswerkmeister . 

a 

216,55 

256,31 

256,31 

256,31 



b 

21,00 

33,20 

24,90 

■HAU 



c 

194,oo 

221,oo 

230,oo 

239,oo 

W 19 

Stabsfeldwebel, Stabsoberfeldwebel,’ ff-Sturmscharführer, 

a 

176,88 

253,98 

253,98 

253,98 


Waffenwarte im Dienstgrad des Stabsoberfeldwebels, 

b 

13,70 

32,50 

24,io 

16,io 


Reitgehilfen der Spanischen Hofreitschule Wien 

c 

162,00 

220,oo 

228,oo 

237,oo 

W 20 

Oberfeldwebel, Stabsfeldwebel (F), ff-Hauptscharführer, 

a 

mm 

* 

247,22 

247,22 

247,22 


Waifenwarte mit mehr als 12 Dienstjahren 

b 

Büi 

29,90 

22,3o 

14,50 



c 

m 

216,oo 

224,oo 

232,00 
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Verheiratete und Gleichgestellte 


mit zu berücksichtigenden Kindern 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

Kind 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

MJl 

MJl 

MJl 

MJl 

MJl 

MJl 

MJl 

MJl 

MJl 

MJl 

8 

9 

10 

n 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

359,57 

379,57 

421,81 

441,81 

484,74 


524,74 

544,74 

564,74 

584,74 

30,io 

25,20 

20,80 

11,10 

3,30 

— 

-- 


— 

— 

328,oo 

353,oo 

400,oo 

430,00 

481,00 


525,oo 

545,00 

565,oo 

585,00 

271,14 

291,14 

327,81 

347,81 

385,02 

405,02 

425,02 

445,02 

465,02 

485,02 

15,oo 

13,70 

12,20 

7,20 

1,50 

— 

— 

—• 

— 

*- 

255,oo 

277,oo 

315,oo 

340,oo 


405,oo 

425,oo 

445,oo 

465,oo 

485,oo 

711,36 

731,36 N 

" 788,92 

808,92 

867,44 

887,44 

907,44 

927,44 

947,44 

967,44 

104,70 

87,10 

58,20 

40,50 

HB 

11,90 

— 

— 

— 

_ 

602,oo 

641,oo 

728,oo 

767,oo 

19 


907,oo 

927,oo 

947,oo 

967,oo 

607,16 . 

627,16 

681,40 


756,59 

776,59 

796,59 

816,59 

836,59 

856,59 

81,30 


46,50 

28,60 

13,70 

-— 

— 

— 

— 

— 

522,oo 

1 1 

633,00 


742,oo 

776,00 

796,oo 

816,oo 

836,oo 

856,oo 

496,16 

516,16 

562,76 

582,76 

630,05 

650,05 

670,05 

690,05 

710,05 

730,05 

54,30 

44,20 

34,oo 

20,50 

6,20 

— 

— 

— 


— 

440,oo 


527,oo 

561,00 

623,00 

650,oo 

670,oo 

690,oo 


730,oo 

397,86 

417,86 

461,31 

481,31 

525,47 

545,47 

565,47 

585,47 

605,47 

625,47 

36,io 

29,60 

23,40 

13,20 

3,90 

— 

— 

— 

— 

— 

360,oo 

387,oo 

437,oo 



545,oo 

565,oo 

585,oo 

605,oo 

625,oo 

307,96 

327,96 

365,81 

385,81 

424,19 

444,19 

464,19 

484,19 

504,19 

524,19 

21,50 

18,70 

15,80 

8,80 

2,30 

— 

— 

— 

— 

— 

285,oo 

308,00 

349,oo 

377,oo 

422,oo 

444,oo 

464,oo 

484,oo 

504,oo 

524,oo 

387,54 


450,67 

470,67 

514,50 

534,50 

554,50 

574,50 

594,50 

614,50 

34,80 


22,80 

13,oo 

3,60 

— 

■— 

— 

_ 

— 

351,oo 


427,oo 

457,oo 

511,oo 

534,oo 

554,oo 

574,oo 

594,oo 

614,oo 

287,70 


344,90 

364,90 

402,64 

422,64 

442,64 

462,64 

482,64 

111111 

17,90 

16,io 

14,50 


1,80 

— • 

— 

— 

— 

— 

269,00 


330,oo 

■9 

401,00 

422,oo 

442,oo 

462,oo 

482,oo 


285,27 


342,40 

362,40 

400,06 

420,06 

440,06 

460,06 

480,06 

500,06 

17,40 

fl 

14,50 


1,80 

— 

— 

’ - 

•- 

— 

267,00 


327,oo 


398,00 

420,oo 

440,oo 

460,oo 

480,oo 

500,oo 

278,20 

298,20 

335,n 


392,54 

412,54 

432,54 

452,54 

472,54 

492,54 

16,io 

14,50 

13,50 


1,80 

— 

— 

— 

— 

— 

261,oo 

283,oo 

321,00 


391,00 

412,oo 

432,00 

452,oo 

472,oo 

492,oo 
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Besol¬ 

dungs¬ 

gruppe 

Dienstgrad 

Ledige 

MM 

Ver¬ 

heirateten 

Verheiratete 

Gleich¬ 

gestellte 

ohne Kinder 

ohne Kinder 
Steuer¬ 
gruppe I 

MM 

Steuer¬ 
gruppe II 

MM 

Steuer¬ 
gruppe III 

MJl 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

W 21 

Oberfeldwebel und ^-Hauptscharführer mit weniger als 

a 

155,45 

229,87 

229,87 

229,87 


12 Dienstjahren, Unterärzte, Unterveterinäre, Sonder- 

b 

9,80 

23,60 

{■Kran 

11,90 


fübrer in Stellen als Unterführer nach Stellengruppe 0, 

c 

145,00 

205,oo 


tisisnaffiSl 


bei Kriegsmarine Sonderführer in Stellen eines Stabsober- 







feldwebels oder Oberfeldwebels 






W 22 

Feldwebel und ^-Oberscharführer mit mehr als 12 Dienst- 

a 

162,97 

238,33 

238,33 

238,33 


jahren 

b 

11,40 

26,20 

19,50 

13,20 



c 

151,00 

2U,oo 

; 218,oo 

224,oö 

W 23 

Feldwebel und ^-Oberscharführer mit weniger als 12 Dienst- 

a 

151,69 

225,64 

225,64 

225,64 


jahren, Oberfähnriche, ^ -Oberjunker, Sonderführer in 

b 

9,60 

22,60 

17,io 

11,40 


Feldwebelstellen bei der Kriegsmarine 

c 

141,00 

202,oo 

207,oo 

214,oo 

W 24 

Unterfeldwebel, Obermaate, ^-Scharführer mit mehr als 

a 

159,57 

218,60 

218,60 

218,60 


12 Dienstjahren 

b 

■SOI 

21,50 





c 

Sü 

196,— 



W 25 

Unterfeldwebel, Obermaate, ^-Scharführer mit weniger als 

a 

139,09 

196,03 

196,03 

196,03 


12 Dienstjahren 

b 

7,80 

^mMsm 

13,oo 

8,80 


i 

c 

131,00 

i 

182,oo 

187,00 

W 26 

Unteroffiziere, Maate, ^-Unterscharführer mit mehr als 

a 

142,98 





12 Dienstjahren 

•b 

8,00 

—b 

13,70 

9,30 



c 

134,00 



191,oo 

W 27 

Unteroffiziere, Maate, ^-Unterscharführer. mit weniger als 

a 

115,78 

169,81 

169,81 

169,81 


12 Dienstjahren, Sonderführer als Unterführer in Unter- 

b 

4,10 

■Sü 

mEm 

6,70 

- 

offizierstellen 

c 


Ha 

■ü 

163,oo 

W 28 

Oberstabsgefreite bei der Kriegsmarine.. 

a 

129,40 

183,34 

183,34 

183,34 



b 

5,90 

14,80 

10,90 

7,80 



c 

123,00 

168,00 

172,00 

175,00 

W 29 

Stabsgefreite bei der Kriegsmarine ... 

a 

116,53 

170,65 

170,65 

170,65 



b 

4,10 

12,20 

9,30 

6,70 



c 

112,oo 

158,00 

161,00 

164,00 

W 30 

Stabsgefreite neuer Art, Hauptgefreite bei der Kriegsmarine 

a 

| 

143,51 

143,51 

143,51 



b 

HEiii 

8,30 





c 

89,oo 

135,00 

Hl 

139,oo 

W 31 

Obergefreite neuer Art, ^-Rottenführer. 

a 

78,30 

pis 

■ ,* _rP t ' 

115,20 



b 

. - 



1,50 



c 

78,oo 


1 

114,oo 






























































1 

2 

Kind 

Kinder 

MJl 

MJl 

8 

9 

260,00 

280,09 

13,50 

12,40 

246,00 

267,00 

268,93 

288,93 

14,80 

13,50 

253,oo 

275,00 

255,67 

275,67 

13,oo 

11,70 

242,oo 

263,00 

248,31 

268,31 

1 




224,7 5 

244,7 5 

8 ,oo 

8,00 

216,00 

236,oo 

229,31 

249,31 

aaaa 

8,50 

’--la 

240,00 

197,35 

217,35 

5,70 

5,40 

191,00 



231,49 


6,70 


224,00 

198,24 

218,24 

5,90 

5,40 

192,00 

212,00 

169,89 

189,89 

3,90 

3,30 

166,oo 

186,oo 

140,32 

160,32 

1,50 

1,00 

139,00 

159,00 
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Verheiratete und Gleichgestellte 


mit zu berücksichtigenden Kindern 


3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

MJl 

MJl 

MJl 

MJl 

MJl 

MJl 

'MJl 

MJl 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

316,41 

336,41 

373,27 

393,27 

413,27 

433,27 

453,27 

473,27 

11,90 


1,30 

—• 

— 

— 

— 

— 

304,00 

329,00 

372,00 

393,00 

413,00 

433,oo 

453,oo* 

473,00 

325,53 

345,53 

382,67 

402,67 

422,6 7 

. 442,67 

462,67 

482,67 

11,90 

‘ 7,20 

1,50 

— 

-, 

— 

— 

-- 

313,00 

338,00 

381,00 

402,oo 

422,oo 

442,oo 

462,oo 

482,00 

311,86 

331,86 

368,57 

388,57 

408,57 

428,5 7 

448,57 

468,57 

10,90 

6,70 

0,70 


— 

— 

— 

— 

300,oo 

325,00 

368,00 

388,oo 

408,oo 

428,oo 

448,oo 

468,oo 

301,98 

321,98 

356,04 


396,04 

416,04 

436,04 

456,04 

9,80 

5,40 

— 


—■ 

— 

- . 

_ 

292,00 

316,oo 

356,oo 

376,oo 

396,oo 

416,oo 

436,oo 

456,00 

277,66 

297,66 


, 350,97 

370,97 

390,97 

410,97 

430,97 

8 ,oo 

3,30 

— 


— 

— 

--- 

— 

269,oo 

294,00 

331,oü 


371,oo 

391,oo 

411,oo 

431,oo 

282,38 

302,38 

335,83 

3oOj 83 

375,83 

395,83 

415,83 

435,83 

8,50 

3,90 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

273,oo 

298,00 

336,oo 

356,oo 

376,oo 

396,oo 

416,oo 

436,oo 

249,40 

269,40 

301,83 

321,83 

341,83 

361,83 

381,83 

401,83 

4,40 

— 

— 

— 

►_ 

— 

— 

— 

245,oo 

269,oo 

302,oo 

322,oo 

342,oo 

362,oo 

382,oo 

402,oo 

263,99 

283,99 

316,87 

336,87 

356,87 

376,87 

396,87 

416,87 

6,20 

2,30 

— 

— 

—■ 

— 


— 

257,oo 

281,oo 

317,oo 

337,oo 

357,oo 

377,oo 

397,oo. 

417,oo 

250,31 

270,31 

302,77 

322,77 

*9 

342,77 

362,77 

382,77 

402,77 

4,60 

. —■ 

— 

-- 

— 

■- 

— 

— 

245,oo 

270,oo 

303,oo 

323,oo 

343,oo 


383,oo 

403,oo 

221,46 

241,46 

273,45 

293,45 

313,45 

333,45 

353,45 

373,45 

1,80 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

219,00 

241,00 

273,oo 

293,oo 

313,00 

333,oo 

353,oo 

373,oo 

188,53 

208,53 

236,75 

256,75 

276,75 

296,75 

316,75 

336,75 

188,oo 

208,oo 

237,oo 

257,oo 

277,oo 

297,oo 

317,00 

337,oo 
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(4) Schwerbeschädigten (Kriegsbeschädigung, Dienstbeschädigung, Dienstunfall oder Erblindung 
ohne Rücksicht auf die Ursache), ledigen Besoldungsempfängern, die infolge ihrer Beschädigung 
eine Person ständig in ihrem Hausstand aufnehmen oder eine größere Wohnung nehmen müssen, 
können die örtlichen Verwaltungsdienststellen das Bruttodiensteinkommen für Verheiratete zu¬ 
billigen. 

III, Berücksichtigung von Kindern 

(1) Bei der Einstufung der Empfänger der Wehrmachtbesoldung ist jedes eheliche Kind bis 
zum vollendeten 24. Lebensjahr zu berücksichtigen. 

( 2 ) Den ehelichen Kindern stehen gleich: 

1. für ehelich erklärte Kinder, 

* 2. an Kindes Statt angenommene Kinder, 

3. Stiefkinder und uneheliche Kinder, die in den Hausstand des Empfängers der Wehrmacht¬ 
besoldung auf genommen sind oder für deren Unterhalt der Empfänger der Wehrmacht¬ 
besoldung nachweislich ganz oder überwiegend aufkommt. Der Unterhalt wird nicht über¬ 
wiegend gewährt, wenn Unterhaltsleistungen von anderer Seite monatlich mindestens 20 91 Jl 
betragen. 

( 3 ) Kinder vom vollendeten 16. bis zum vollendeten 24. Lebensjahr werden nur berücksichtigt, 

1. wenn sie sich in der Schulausbildung oder in der Ausbildung für einen künftig gegen Ent¬ 
gelt auszuübenden Beruf befinden, die die Arbeitskraft des Kindes voll oder überwiegend in 
Anspruch nimmt, und 

2. wenn sie nicht ein eigenes Bruttoeinkommen einschl. der Sachbezüge von mindestens monatlich 
40 91 Jl haben. Der Wert voller freier Station im Rahmen eines Lehr- oder ähnlichen Ver¬ 
trages wird mit 25 91 Jl in Anrechnung gebracht. 

Verzögert sich der Abschluß der Schul- oder Berufsausbildung durch Erfüllung öffentlicher 
Dienstleistungen über das vollendete 24. Lebensjahr hinaus, so verlängert sich die Altersgrenze 
um einen der Zeit dieses Dienstes entsprechenden Zeitraum über das 24. Lebensjahr hinaus. 

(4) Kinder, die wegen körperlicher oder geistiger Gebrechen dauernd erwerbsunfähig sind und 
nicht ein eigenes Bruttoeinkommen von mindestens 40 ,91 Jl monatlich haben, werden ohne zeit¬ 
liche Beschränkung berücksichtigt. Treten die Voraussetzungen erst nach Vollendung des 
24. Lebensjahres ein oder wieder ein, so wird das Kind nicht berücksichtigt. 

( 5 ) Für Pflege kin der und Enkel können die örtlichen Verwaltungsdienststellen die Berück¬ 
sichtigung genehmigen, wenn der Empfänger der Wehrmachtbesoldung sie ständig in seinem Haus¬ 
stand aufgenommen hat und ohne eine Vergütung dauernd für ihren Unterhalt und ihre Erziehung 
sorgt. Der Unterhalt gilt nicht als gewährt, wenn Unterhaltsleistungen von anderer Seite monatlich 
mindestens 20 91Jl betragen. 

(6) Ein verheiratetes Kind wird nur berücksichtigt, wenn der Ehegatte es nicht unterhalten kann. 

( 7 ) Aufnahme in den Hausstand ist auch in den Fällen anzunehmen, in denen der Besoldungs¬ 
empfänger das Kind auf seine Kosten zum Zweck der Erziehung oder Ausbildung in einer Erzie- 
hungs- oder Lehranstalt oder bei Verwandten oder einer anderen Familie unterbringt, ohne daß 
der Familienzusammenhang mit dem Hausstand des Empfängers der Wehrmachtbesoldung 
dauernd aufgehoben sein soll. 

(8) Bei Geburten usw. von Kindern wird die höhere Wehrmachtbesoldung vom Ersten des 
Ereignismonats an gewährt. Wird die Berücksichtigung von Kindern auf Antrag genehmigt, so 
wird die höhere Wehrmachtbesoldung frühesten^ vom Ersten des Monats an gewährt, in dem der 

• Antrag gestellt worden ist. 

( 9 ) Bei Berechn ung des ^Sterbegeldes, das den Hinterbliebenen für die auf den Sterbemonat 
folgenden drei Monate zusteht, sind alle für den Sterbemonat berücksichtigten Kinder mitzu¬ 
berechnen. Außerdem werden Kinder berücksichtigt, bei denen die Voraussetzungen für die Be¬ 
rücksichtigung erst während der drei Monate eintreten oder wieder ein treten. 

IV. Beginn der höheren Wehrmachtbesoldung bei Eheschließung 

Bei Eheschließung und Gleichstellung von Ledigen mit Verheirateten wird die höhere Wehrmacht¬ 
besoldung vom Ersten des Ereignismonats an gewährt. 

V. Besoldung für mehrere Stellen im Reichsdienst 

Empfänger der Wehrmachtbesoldung, die gleichzeitig mehr als eine Stelle im Reichsdienst be¬ 
kleiden, erhalten nur die Dienstbezüge der Stelle, die auf den höchsten Satz Anspruch gibt. 


. .‘ . , v Jifr.anua 
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Anlage 2 9 

(Zu § 9 Abs. 1 EWGG.) I 


Wehrmachtbesoldung 

Besoldungstabelle B 

mit Ausgleichsbetrag in Höhe des Wehrsoldes und besonderem Kürzungsbetrag*) 

Richtlinien zum Gebrauch der Besoldungstabelle 

I. Zu Spalte 3 

a = Bruttodiensteinkommen, errechnet aus Grundgehalt, Wohnungsgeldzuschuß, Gehalts¬ 
zuschuß, Kinderzuschlag, abzüglich Gehaltskürzung und Ausgleichsbetrag. Das Brutto¬ 
diensteinkommen ist gleichzeitig das steuerpflichtige Diensteinkommen. Liegen steuerliche 
Besonderheiten vor, z. B. Oststeuer-Freibetrag, Steuerermäßigung wegen besonderer wirt¬ 
schaftlicher Belastungen, Unterhalt mittelloser Angehöriger usw., muß, ausgehend vom Brutto¬ 
diensteinkommen, das steuerpflichtige Diensteinkommen ermittelt und die Lohnsteuer aus 
der Lohnsteuertabelle festgestellt werden. Das Nettodiensteinkommen ist dann wie bei c 
zu errechnen. 

b = Lohnsteuer einschl. Kriegszuschläg nach der Lohnsteuertabelle. Weicht die Zahl der Kinder, 
für die Kinderzuschlag zu gewähren ist, von der Zahl der bei der Lohnsteuer zu berücksichti¬ 
genden Kinder ab, muß die Lohnsteuer besonders ermittelt werden. Danach ist wie bei c 
zu verfahren. 

c = Nettodiensteinkommen = Betrag unter a vermindert um den Betrag unter b, den WHW.- 

. Beitrag (6 v. H. der Lohnsteuer ohne Kriegszuschlag, bei Lohnsteuerfreien einheitlich 0,2 0 ffl.Jl) 

und den Kürzungsbetrag in Höhe von 27 ,'MJl. Endbeträge bis 0,49 JUl sind auf volle 
Reichsmark abgerundet, Endbeträge darüber auf volle Reichsmark aufgerundet. Soweit 
steuerfreie Dienstaufwandsentschädigungen gewährt werden, z. B. Aufbau-, Protektorats-, 
Gouvernements-Zulage usw., sind sie dem Nettodiensteinkommen hinzuzurechnen. Bisher 
gewährter Zehrzulagerest und örtlicher Sonderzuschlag werden neben der Wehrmachtbesoldung 
nicht mehr gezahlt. 

II. bis V. Siehe Richtlinien zur Besoldungstabelle A. 


*) Vgl. EWGG-PB. zu § 10 Abs. 1 Nr. 3. 
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Besol¬ 

dungs¬ 

gruppe 

Dienstgrad 

X 

2 

3 


Oberbefehlshaber der Wehrmachtteile, der Chef des Oberkommandos 

a 


der Wehrmacht, Generalfeldmarschälle, Großadmirale 

b 

W 1 

ohne Amtswohnung 

c 

Oberbefehlshaber der Wehrmachtteile, der Chef des Oberkommandos 

a 



der Wehrmacht, Generalfeldmarschälle, Großadmirale 

b 


mit Amtswohnung 

c 

W 2 

Generalobersten, Generaladmirale, ^-Oberstgruppenführer. 

a 

b 

c 

W 3 

Generale, Admirale, ^-Obergruppenführer, Generaloberstabsärzte, 

a 


Admiraloberstabsärzte, Generaloberstabsveterinäre, Generaloberstabs- 

b 


intendanten, Admiraloberstabsintendanten, Generaloberstabsrichter, 



Admiraloberstabsrichter 


W 4 

Generalleutnante, Vizeadmirale, ^-Gruppenführer, Generalstabsärzte, 

a 


Admiralstabsärzte, Generalstabsveterinäre, Generalstabsintendanten, 

b 


Admiralstabsintendanten, Generalstabsrichter, Admiralstabsrichter 

c 

W 5 

Generalmajore, Konteradmirale, ^-Brigadeführer, Generalärzte, Admiral- 

a 


ärzte, Generalveterinäre, Generalintendanten, Admiralintendanten, 

b 


Generalrichter, Admiralrichter 

c 

W 6 

Obersten, Kapitäne zur See, ^-Oberführer, ^-Standartenführer, Oberst-, 

a 


ärzte, Flottenärzte, Oberstveterinäre, Obersti’ntendanten, Flotten- 

b 


intendanten, Oberstrichter, Flottenrichter 

c 

W 7 

Oberstleutnante, Fregattenkapitäne, ^-Obersturmbannführer, Oberfeld- 

a 


ärzte, Geschwaderärzte, Oberfeldveterinäre, Oberfeldintendanten, 

b 


Geschwaderintendanten, Oberfeldrichter, Geschwaderrichter 

c 

W 8 

Majore, Korvettenkapitäne, Oberstabsärzte, ^-Sturmbannführer, Ma¬ 
rineoberstabsärzte, Oberstabsveterinäre, Oberstabsintendanten, Ma- 

a 


b 


rineoberstabsintendanten, Oberstabsrichter, Marineoberstabsrichter, 



Sonderführer in Stellen der Stellengruppe B, bei Kriegsmarine und 


N. 

Luftwaffe Sonderführer in Stellen eines Stabsoffiziers 

g. 

W 9 

Hauptleute, Kapitän leutnante, -Hauptsturmführer, Stabsärzte, Ma- 

a 


rinestabsärzte, Stabsveterinäre, Stabsintendanten, Marinestabsinten¬ 
danten, Stabsrichter, Marinestabsrichter, Sonderführer in Stellen der 

H 


Stellengruppe K, bei Kriegsmarine und Luftwaffe Sonderführer in 
Stellen eines Hauptmanns 

I 


Verheirateten 
Gleich¬ 
gestellte 
mit eigenem 
Hausstand 
ohne Kinder 
Steuer¬ 
gruppe 1 

MM 

Verheiratete 

ohne Kinder 

Steuer¬ 
gruppe II 

MM, 

Steuer¬ 
gruppe III 

MM 

4 

5 

6 

2 802,00 

2 802,oo 

2 802,oo 

1 094,30 

860 ,”30 

626,30 

1 636,oo 

1 879,oo 

2 123,oo 

2 520,oo 

2 520,oo 

2 520,oo 

985,io 

774,50 

563,90 

1 468,oo 

1 687,oo 

1 906,oo 

1 960,94 

1 960,94 

1 960,94 

748,50 

587,80 

427,70 

1155,oo 

1 322,oo 

1 489,oo 

1 795,io 

1 795,io 

1 795,io 

683,oo 

536,io 

■ 

1 057,oo 

1 210,oo 


1 433,44 

1 433,44 

1433,44 

524,40 

411,30 


861,oo 

978,00 


1 197,42 

1 197,42 

1 197,42 

425,10 

333,50 

242,30 

728,00 

823,00 

918,oo 

961,08 

961,08 

961,08 

323,70 

" 253,50 

184,oo 

597,oo 

670,oo 

742,oo 

735,72 

735,72 

735,72 

229,30 

179,60 

130,50 

470,oo 

522,oo 

573,oo 

618,47 

618,47 

618,47 

178,80 


101,90 

405,oo 

446,00 

485,00 

451,23 

451,23 

451,23 

105,50 

82,io 

60 ,00 

314,oo 

339,oo 

362,oo 
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2 540,o 
544,7 
1 946,o 


980,94 

414,70 

522,oo 



1 453,44 
282,30 
1132,oo 


1 217,42 
225,90 
955,oo 


2 

Kinder 

MM 

8 


2 842,o 
596,9 
2 193,o 


2 560,o 
534,5 
1 976,o 


2 000,94 
392,oo 
1 566,oo 



1 237,42 
209,80 
992,oo 



- 3 

Kinder 

MM 

9 


1 519,29 
228,80 
1 254,oo 


4 

Kinder 

MM _ 

10 


1 900,95 
296,10 
1 566,oo 


1 539,29 
207,70 
1 296,oo 


5 

Kinder 

MM 

11 



2 112,64 
315,10 
1 757,oo 


1 946,8 
274,8 
1 634,o 


1 585,u 
186,40 
1 364,oo 



1041,76 

1 061,76 

1 102,44 

112,30 

88,90 

74,80 

898,00 

942,00 

997,oo 


7 

Kinder 

31 Jt 
13 ' 


8 

Kinder 

MM, 

14 


6 

Kinder 

MM 

12 


2 922,oo 
483,60 
2 391,00 


2 640,oo 
408,70 
2 187,oo 


132,64 2152,64 2 172,64 
296,40 268,50 240,20 

797.00 1 846,oo 1 895,oo 


9 

Kinder 

MM 

15 



2 700,o 
337,4 
2 322,o 


2 192,64 
225,io 
1 931,oo 


10 

Kinder 

31 Jl 

16 


3 002,oo 
384,50 
2 575,oo 



2 212,64 
197,30 
1 980,oo 



1 438,78 
1 412,oo 


1 182,44 1 202,44 
1155,oo 1175,oo 


755,72 

775,72 

811,70 

831,70 

867,68 

887,68 

907,68 

927,68 

947,68 

967,68 

115,90 

98,80 

63,io 


31,70 

11,90 

— 

— 

— 

— 

608,00 

646,oo 

719,00 


808,00 

848,00 

880,oo 

900, oo 

920,oo 

940,oo 

638,47 

658,47 

694,45 

714,45 

750,43 ' 

770,43 

790,43 

810,43 

830,43 

850,43 

87,60 

73,oo 

47,30 

29,30 

13,20 

— - 

— 

— 

-- 

— 

520,oo 

555,oo 

618,00 

657,oo 

710,oo 

743,oo 

763,oo 

783,oo 

803,oo 

823,oo 

471,23 

491,23 

525,52 

545,52 

579,81 

599,81 

619,81 

* 

639,81 

659,81 

679,81 

48,80 

39,20' 

29,60 

17,90 


— 

— 

— 

— 

— 

393,00 

423,oo 

468,oo 

500, oo 

[ 548,oo 

573,oo 

593,oo 

613,oo 

633,00 

653,oo 
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Besol- 

lungs- 

gruppe. 

Dienstgrad 

V erheirateten 
Gleich¬ 
gestellte 
mit eigenem 
Hausstand 
ohne Kinder 
Steuer¬ 
gruppe I 

MJi 

. Verheiratete 

ohne Kinder 

Steuer¬ 
gruppe II 

MM 

Steuer¬ 
gruppe III 

MM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

W 10 

Oberleutnante, ^-Obersturmführer, Oberärzte, Marineoberassistenz- 

a 

280,24 

280,24 

280,24 


ärzte, Oberveterinäre, Oberzahlmeister, Marineoberzahlmeister, Assi- 

b 

42,90 

32,50 

21,80 


stenzärzte, Marineassistenzärzte, Veterinäre 

c 

208,oo 

219,oo 

230,00 

W 11 

Leutnante, ^-Untersturmführer, Zahlmeister, Marinezah’meister, Son- 

a 

195,16 

195,16 

195,16 


derführer in Stellen der Stellengruppe Z, bei Kriegsmarine und Luft- 

b 

17,io 

MMEXm 

8,80 


waffe Sonderführer in Stellen eines Oberleutnants oder Leutnants 

c 

150,oo 

■9 

159,oo 

W 12 

✓ 

Obermusikinspizienten .. 

a 

615,48 

615,48 

615,48 



b 


140,10 

101,90 



c 

Eü 

443,00 

482,00 

W 13 

Musikinspizienten, Reitmeister der Spanischen Hofreitschule Wien .. 

a 

516,63 

516,63 

516,63 



b 

133,30 

104,50 




c 

351,oo 

381,oo 


W 14 

Stabsmusikmeister, Oberbereiter I. Klasse der Spanischen Hofreitschule 

a 

410,55 

410,5 5 

410,55 


Wien 

b 

91,70 

71,50 


* 


c 

288,00 

309,oo 

330,00 

W 15 

Obermusikmeister, Oberbereiter II. Klasse der Spanischen Hofreitschule 

a 



320,97 


Wien 

b 


HB 

32,20 



c 

Ha 

■H 

260,oo 

W 16 

Musikmeister, Bereiter der Spanischen Hofreitschule Wien . 

a 

234,33 

234,33 

234,33 



b 

24,70 

18,40 

12,4*0 


• 

c 

181,oo 

188,00 

194,00 

W 17 

Oberhufbeschlaglehrmeister, Festungsoberwerkmeister, Oberwaffenwarte 

a 

319,oo 

319,oo 

319,oo 



b 

59,oo 

45,20 

31,70 



c 

230,oo 

245,oo 

259,oo 

W 18 

Hufbeschlaglehrmeister, Festungswerkmeister. 

a 

224,78 

224,7 8 

224,78 


• 

b 

22,60 


11,40 



c 

174,oo 


186,00 

W 19 

Stabsfeldwebel, Stabsoberfeldwebel, Sturmscharführer, Waffenwarte 

a 

222,20 

222,20 

mm 


im Dienstgrad des Stabsoberfeldwebels, Reitgehilfen der Spanischen 

b 

22,io 

16,60 

1 


Hofreitschule Wien 

c 

172,oo 

178,00 

Ei 


a 

b 


W 20 Oberfeldwebel, Stabsfeldwebel (F), ^-Hauptscharführer, Waffenwarte 
mit mehr als 12 Dienstjahren 


c 


214,68 

20,50 

166,oo 


214,68 

15,30 

171,oo 


214,68 

10,io 

177,oo 
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Verheiratete und Gleichgestellte mit eigenem Hausstand 


mit zu berücksichtigenden Kindern 


1 

Kind 

MJl 

2 

Kinder 

<91 Jt 

3 

Kinder 

MJl 

4 

Kinder 

<91<M 

5 

Kinder 

MJl 

6 

Kinder 

MJl 

7 

Kinder 

<91<M 

. 8 

Kinder 

<91 Jl 

9 

Kinder 

MJl 

10 

Kinder 

MJl 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

300,24 

320,24 

351,99 

371,99 

403,74 

423,74 

443,74 

463,74 

483,74 

503,74 

19,70 

17,60 

14,80 

8,30 

1,80 

— 

— 

— 

— 

— 

253,00 

275,00 

309,00 

336,00 

375,00 

397,00 

417,00 

437,oo 

457,oo 

477,oo 

215,16 

235,16 

264,09 

284,09 

313,02 

333,02 

353,02 

373,02 

393,02 

413,02 

7,20 

6,70 

6,20 

2,30 

— 

— 

— 

— 

— 

—- 

180,00 

201,oo 



286,oo 

306,oo 

326,oo 

346,oo 

366,oo 

386,oo 

635,48 

655,48 

691,46 

711,46 

747,44 

767,44 

787,44 

807,44 

827,44 

847,44 

87,60 

73,oo 

47,00 

28,80 

13,oo 

— 

— 

— 

— 

— 

517,oo 

552,oo 

615,oo 

654,oo 

707,oo 

740,oo 

760,oo 

780,oo 

800,oo 

820,oo 

536,63 

556,63 

592,61 


648,59 

668,59 

688,59 

708,59 

728,59 

748,59 

63,70 

53,80 


22,60 

6,20 

— 

— 

— 

— 

— 

443,oo 

474,00 

526,00 


615,oo 

641,oo 

661,oo 

681,oo 

701,oo 

721,oo 

430,55 

450,55 

482,30 

502,30 

534,05 

554,05 

574,05 

594,05 

614,05 

634,05 

41,oo 

33,50 

24,90 

14,80 

3,90 

— 

— 

— 

— 

• - 


389,oo 

429,oo 

460,oo 

503,oo 

527,oo 

547,00 

567,oo 

587,oo 

607,oo 


360,97 

392,72 

412,72 

444,47 

464,47 

484,47 

504,47 

524,47 

544,47 


23,io 

18,40 

■PsllSI 

2,60 

— 

— 

— 

— 

— 


310,oo 

347,oo 



437,oo 

457,00 

477,oo 

497,oo 

517,oo 

254,33 

274,33 

303,26 

323,26 

352,19 

372,19 

392,19 

412,19 

432,19 

452,19 

12,70 

11,40 

10,40 

5,40 

— 

— 

— 

■ — 

— 

— 

214,oo 

235,oo 

265,oo 

291,00 

325,oo 

345,oo 

365,oo 

385,oo 

405,oo 

425,oo 


■ A 

390,75 

410,75 

442,50 

462,50 

482,50 

502,50 

522,50 

542,50 

26,50 


18,20 

10,io 

2,60 

— 

— 

— 

— 

— 

284,oo 


345,oo 

373,oo 

413,oo 

435,oo 

455,00 

475,oo 

495,oo 

515,oo 

244,78 

264,7 8 

293,71 

313,71 

342,64 

362,64 

382,64 

402,64 

422,64 

442,64 

11,10 

10,io 

1 

4,90 

— ' 

— 

— 

— 

— 

— 

206,00 

227,oo 

■a 

282,00 

315,oo 

335,oo 

355,00 

375,oo 

395,oo 

415,oo 

242,2 0 


291,13 

311,13 

340,06 

360,06 

380,06 

400,06 

420,06 

440,06 

10,60 

9,60 

9,60 

4,60 

— 

— 

— 

— 

— 

—- 

204,oo 

225,oo 

254,oo 

279,00 

313,oo 

333,oo 

353,oo 

373,oo 

393,oo 

413,oo 

•234,68 

254,68 

283,61 

303,61 

332,54 

352,54 

372,54 

392,54 

412,54 

432,54 

9,io 

9,30 


4,40 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

198,oo. 

218,oo 

■ 

272,00 

305,oo 

325,oo 

345,oo 

365,oo 

385,00 

405,oo. 
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Besol¬ 

dungs¬ 

gruppe 

Dienstgrad 

Y erheirateten 
Gleich¬ 
gestellte 
mit eigenem 
Hausstand 
ohne Kinder 
Steuer¬ 
gruppe I 

MJl 

Verheiratete 

ohne Kinder 

Steuer¬ 
gruppe II 
3t Jl 

Steuer¬ 
gruppe III 

MM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

W 21 

Oberfeldwebel und ff-Hauptscharführer mit weniger als 12 Dienstjahren, 

a 

195,41 

195,41 ' 

195,41 


Unterärzte, Unterveterinäre, Sonderführer in Stellen als Unterführer 

b 



8 sn 


nach Stellengruppe 0, bei Kriegsmarine Sonderführer in Stellen eines 


1 


Ü'\> 


Stabsoberfeldtrebels oder Oberfeldwebels 




W 22 

Feldwebel und ^-Oberscharführer mit mehr als 12 Dienstjahren .... 

a 

210,81 





b 

20,oo 


9,80 



c 

163,oo 



W 23 

Feldwebel und ^-Oberscharführer mit weniger als 12 Dienstjahren, 

a 

196,71 

196,71 

196,71 


Oberfähnriche, ^-Oberjunker, Sonderführer in Feldwebel stellen bei 

b 

17,io 


8,80 


der Kriegsmarine 

c 

152,oo 

ES 

160,00 

W 24 

Unterfeldwebel, Obermaate, ^-Scharführer mit mehr als 12 Dienstjahren 

a 

197,88 

197,88 

197,88 



b 

17,60 

13,50 

9,10 



c 

152,00 

156,00 

161,oo 

W 25 

Unterfeldwebel, Obermaate, ^-Scharführer mit weniger als 12 Dienst- 

a 

172,81 

172,81 

172,81 


jahren 

b 

12,70 

9,80 




c 




W 26 

Unteroffiziere, Maate, ^-Unterscharführer mit mehr als 12 Dienstjahren 

a 

180,67 





b 

14,30 


7,50 



c 

139,00 


146,00 

W 27 

Unteroffiziere, Maate, ^-Unterscharführer mit weniger als 12 Dienst- 

a 

146,67 

146,67 

146,67 


jahren, Sonderführer als Unterführer in Unteroffizierstellen 

b 

8,80 

6,70 

4,60 



c 


113,00 

115,00 

W 28 

Oberstabsgefreite bei der Kriegsmarine. 

a 

167,71 

167,71 

167,71 



b 

11,90 


6,50 



c 

128,00 


134,00 

W 29 

Stabsgefreite bei der Kriegsmarine. 

a 

153,61 

153,61 

153,61 



b 

■Bll 





c 

Hü 

119,oo 

121,oo 

W 30 

Stabsgefreite neuer Art, Hauptgefreite bei der Kriegsmarine . 

a 

123,45 

123,45 

123,45 



b 

5,40 

3,60 

2,60 



c 

91,00 


94,00 

W 31 

Obergefreite neuer Art, ^-Rottenführer . 

a 


92,00 

92,oo 



b 

1,30 

— 

— 



c 

64,00 

65,00 

65,oo 
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Nr. 58 — Tag der Ausgabe: 9. November 1944 



Verheiratete und Gleichgestellte mit eigenem Hausstand 


mit zu berücksichtigenden Kindern 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 


Kind 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

Kinder 

MM 

MM 

MM 

MM 

MM 

MM 

MM 

MM 

fJldt 


7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

215,41 

235,41 

264,34 

284,34 

313,27 

333,27 

353,27 

373,27 

393,27 

413,27 

7,20 

6,70 

6,20 

2,30 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

181,00 

201,oo 

231,00 

255,00 

286,00 

306,oo 

326,00 

346,00 

366,00 

386,00 

230,81 

■ 

279,74 

299,74 

328,67 

348,67 

368,67 

388,67 

408,67 

428,67 

8,50 


8,30 

3,60 

—- 

- ' 

— 

— 

— 

— 

195,oo 

■ 1 

244,oo 

269,oo 

301,oo 

321,oo 

341,oo 

361,oo 

381,oo 

401,oo 

216,71 

236,71 

265,64 

285,64 

314,57 

334,57 

354,57 

374,57 

394,57 

414,57 

7,50 

■BH 

6,70 

2,30 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

182,oo 

RH 

232,oo 

256,00 

287,oo 

307,oo 

327,00 

347,oo 

367,oo 

387,oo 

217,88 

237,88 

264,46 

284,46 

311,04 

331 t 04 

351,04 

371,04 

391,04 

411.04 

7,50 

7,oo 

6,20 

2,30 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

183,00 

203,oo 

231,00 

255,oo 

284,00 

304,oo 

' 324,oo 

344,oo 

364,oo 

384,oo 

192, si 

212,81 

239,39 

259,39 

285,97 

305,97 

325,97 

345,97 

365,97 

385,97 

5,70 


3,90 

— 

. 

— 

— 

— 

— 

— 

160,oo 

181,oo 

208,oo 

232,oo 

259,oo 

279,oo 

299,oo 

319,oo 

339,oo 

359,oo 

200,67 


247,25 

267,25 

293,83 

313,83 

333,83 

353,83 

373,83 

393,83 

6,20 


4,io 

— 

- p 

— 

— 

— 

— 

— 

167,oo 


216,oo 

240,oo 

267,oo 

287,00 


327,oo 

. 347,oo 

367,oo 

166,67 

186,67 

213,25 

233,25 

259,83 

279,83 

299,83 

319,83 

339,83 

359,83 

3,90 


1,30 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

135,00 

157,00 

185,oo 

206,oo 

233,oo 

253,oo 

\ 

273,oo 

293,oo 

313,oo 

333,oo 

187,71 

207,71 

234,29 

254,29 

280,87 

300,87 

320,87 

340,87 

360,87 

380,87 

5,70 

4,60 

3,io 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

155,oo 

176,oo 

204,oo 

227,00 

254,oo 

274,00 

294,oo 

314,oo 

334,oo 

354,oo 

' 173,61 

193,61 

220,19 

240,19 

266,77 

286,77 

306,77 

326,77 

346,77 

366,77 

4,io 

3,30 

1,80 

— 

— 

. — 

-- 

— 

— 

— 

142,oo 

163,oo 

191,oo 

213,00 

240,oo 

260,oo 

280,oo 

300, oo 

320,oo 


143,45 

163,45 

190,45 

210,45 

237,45 

257,45 

277,45 

297,45 

317,45 

337,45 

1,50 

1,30- 

— 

— 

— 

— 

— 

-- 

— 

— 

115,00 

135,00 

163,00 

183,oo 

210,oo 

230,oo 

250,oo 

270,oo 

290,oo 

310,oo 

112,oo 

132,oo 


176,50 

200,75 

220,75 

240,75 

260,75 

280,75 

300,75 

85,oo 

105,oo 


l49,oo 

174,oo 

194,oo 

214,oo 

234,oo 

254,00 

274,oo 
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Durchführungsbestimmungen zum Einsatz-Wehrinachtgebührnisgesetz 

(EWGG-DB.). 

Vom 1. November 1944. 


Zur Durchführung des Einsatz-Wehrmacht- 
gebührnisgesetzes (EWGG.) in der Fassung vom 
1. November 1944 (Reichsgesetzbl. I S.289) wird 
auf Grund des § 12 Abs. 2 des Gesetzes im Ein-' 
vernehmen mit dem Reichsminister der Finanzen 
und dem Reichsminister des Innern bestimmt : 

Zu § 1 

Zu den Wehrmachtangehörigen im Sinne die¬ 
ses Gesetzes gehören Soldaten einschl. Sonder¬ 
führer, Wehrmachtbeamte, Militärverwaltungs¬ 
beamte und Beamte der Geheimen Feldpolizei. 

Zu § 2 

(1) Wehrsold wird nach der in Anlage 1 bei¬ 
gefügten Wehrsoldtabelle gewährt. 

( 2 ) Der Anspruch auf W ehrsold beginnt m it 
dem Ersten des Monats der E instellung in die 
Wehrmacht oder des Dienstantritts. Beim'jpeicEs- 
arbeitsdienst empfangener Wehrsold wird an¬ 
gerechnet. 

(3) Der Wehrsold wird monatlich voraus v on 
der Einheit, bei der sich der Wehrmachtange¬ 
hörige be findet, nach den fü r das Einsatzgebie t 
der Einheit gültigen Sätzen gezahlt. Bei Grenz¬ 
übertritt werden Unterschiedsbeträge nicht aus¬ 
geglichen. Für Gebiete außerhalb der Reichs¬ 
grenze kann das Oberkommando der Wehrmacht 
die Auszahlung in Monatsdritteln bestimmen. 
Allgemeine Auszahlungstage sind bei monat¬ 
licher Zahlung der Erste, bei Zahlung in Monats¬ 
dritteln der Erste, Elfte und Einundzwanzigste. 

(4) Der Ans pruch auf Weh rsold endet mit 
Ablauf des Monats, bei Zahlung in Monatsd rit- 
teln mit Ablauf des Monatsdrittels, in dem d er 
Wehrmachtangehörige aus der Wehrmacht e nt- 
lassen wird, ausschei det oder stirbt. 

( 5 ) Zur Tilgung von Ansprüchen des Reichs > 
auf Schadensersatz wegen vorsätzlicher un¬ 
erlaubter Handlung und wegen überhobener 
Gebührnisse kann der Wehrsold um höchstens 
ein Drittel gekürzt werden. 

Zu § 3 

( 1 ) Verpflegungsgeld wird nach der in An¬ 
lage 1 beigefügten Wehrsoldtabelle gewährt. 

( 2 ) D er Anspruch auf freie Verpflegung be- 
ginnt mit dem Ta ge der Einste llung i n die 
WeFfm acfi‘t~octer"3es"Dienstantritt s. 

(3) Das Verpflegungsgeld wird tageweise be¬ 
rechnet. Es wird im voraus, an Dauerselbstver- 


pfleger mit dem Wehrsold, von der Einheit ge¬ 
zahlt, bei der sich der Wehrmachtangehörige 
befindet. Bei Grenzübertritt wird es vom Tage 
des Übertritts an nach den Sätzen des Landes 
gewährt, in das der Übertritt erfolgt. Bei 
Urlaub einschl. besonderer Reisetage steht das 
Verpflegungsgeld nur nach dem für das Reichs¬ 
gebiet gültigen Satz zu. 

(4) Der Anspruch auf freie Ve rpflegung en det 
mit A blauf des Tages, an dem der Wehrmach t- 
an gehörige aus der Wehrma cht entla ssen w ird 
oder ausscheidet. 

Zu §4 

Mit der Miete für Kasernenquartier sind alle 
Kosten für Licht, Gas, Heizung usw. abgegolten. 

Zu § 5 

I. Beihilfen 

( 1 ) Die Einkleidungsbeihilfe beträgt 450Reichs- 
mark, bei blau eingekleideten Marineteilen 
700 Reichsmark. Sie wird auch bei mehr¬ 
maligem Einsatz nur einmal gewährt. Die Ein¬ 
kleidungsbeihilfe wird mit dem Tage der Ein¬ 
stellung, Beförderung, Ernennung oder Be¬ 
leihung fällig. Erwerb von Bekleidungs- und 
Ausrüstungsstücken aus Truppenbeständen und 
bereits im Besitz befindlicher Dienstbekleidung 
ist im Rahmen des Solls und der Vorratslage 
zulässig. Im Besitz befindliche, nicht erworbene 
Dienstbekleidung wird eingezogen. 

( 2 ) Bei Versetzungen zwischen Wehrmacht¬ 
teilen (Heer, Kriegsmarine, Luftwaffe) und zwi¬ 
schen feldgrau und blau eingekleideten Marine¬ 
teilen wird eine ümkleidungsbeihilfe von 
300 Reichsmark gewährt. Sie steht bei Rück¬ 
versetzungen nicht zu. 

(3) Bei Änderung der Waffenfarbe und bei 
Versetzungen zwischen feldgrau eingekleideten 
Wehrmachtteilen wird eine Abänderungsbei¬ 
hilfe von 50 Reichsmark gewährt. 

II. Bekleidungsentschädigung 

(4) Die monatliche Bekleidungsentschädigung 
wird nach der in Anlage 1 beigefügten Wehr¬ 
soldtabelle gewährt. 

(5) Der Anspruch auf die Bekleidungsent¬ 
schädigung beginnt mit dem Ersten des Monats 
der Einstellung in die Wehrmacht oder des 
Dienstantritts. 
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(e) Die Bekleidungsentschädigung wird 
monatlich voraus zusammen mit dem Wehrsold 
von der Einheit, bei der sich der Wehrmacht¬ 
angehörige befindet, nach den für das Einsatz¬ 
gebiet der Einheit gültigen Sätzen gezahlt. 

(7) Der Anspruch auf die Bekleidungsent¬ 
schädigung endet mit Ablauf des Monats, in 
dem der Wehrmachtangehörige aus der Wehr¬ 
macht entlassen wird, ausscheidet oder stirbt. 

Zu.§ 6 

( 1 ) Frontzulage darf nur gewährt werden an 
Wehrmachtangehörige, Gefolgschaftsmitglieder 
der Wehrmacht und Angehörige von Verbänden 
und Organisationen, die auf Anordnung und im 
Rahmen der Wehrmacht eingesetzt sind. 

( 2 ) Als verschlechterte Lebensbedingungen 
gelten nur solche Einschränkungen, die in ur¬ 
sächlichem Zusammenhang mit Kampfhandlun¬ 
gen oder, mit Feindnähe stehen. Ein ursäch¬ 
licher Zusammenhang mit Feindnähe besteht nur 
dort, wo die Entfernung zum Feind so gering 
ist, daß durch die Möglichkeit der Aufnahme 
von Kampfhandlungen im Bereich der beider¬ 
seitigen Waffen die Lebensweise der Truppe 
gegenüber den im Kriege zwangsläufig schlech¬ 
teren Aebensbedingungen eine weitere Ein¬ 
schränkung erfährt. 

( 3 ) Die Oberkommandos der Wehrmachtteile 
bestimmen die Befehlshaber usw., die befugt 
sind, die Frontzulage zu bewilligen. Wirken 
mehrere Wehrmachtteile zusammen, so wird die 
Frontzulage von den zuständigen Befehlshabern 
usw. im gegenseitigen Einvernehmen bewilligt. 

( 4 ) Die Frontzulage beträgt 1 Reichsmark 
täglich. Sie wird tageweise berechnet und nach¬ 
träglich an den Wehrsoldauszahlungstagen oder 
vor Verlassen des Truppenteils von der Einheit, 
bei der sich der Wehrmachtangehörige befindet, 
gezahlt. 

( 5 ) Sind die Voraussetzungen zur Zahlung der 
Frontzulage ständig gegeben, so kann sie an den 
Wehrsoldauszahlungstagen auch im voraus nach 
Bestimmung der im Abs. 3 genannten Befehls¬ 
haber usw. gezahlt werden. Fallen die Voraus¬ 
setzungen im Laufe eines Monats fort, so ver¬ 
bleiben bereits ausgezahlte Beträge in Ausgabe. 

(ß) Auf die Frontzulage werden die bei den 
Wehrmachtteilen gezahlten Flieger-, Fallschirm¬ 
schützen-, U-Boot-Tauch-, Taucher- usw. Zu¬ 
lagen und Bordgebührnisse tageweise ange¬ 
rechnet. 


Zu § 8 

Berufssoldaten im Sinne dieses Gesetzes si nd 
d ie Sol daten, die der Wehrmacht nicht auf 
Grund g esetzlic her Dienstpflicht, sondern auf 
Grund p ersönli cher Verpflichtung angehören. 

Zu § 9 

I. Wehrmachtbesoldung 

( 1 ) Die Wehrmachtbesoldung beginnt mit dem 
Ersten des Monats, in dem die Voraussetzungen 
für den Empfang der Wehrmachtbesoldung ein- 
treten. 

( 2 ) Die Sätze der Besoldungstabellen sind 
Monatssätze. 

( 3 ) Die Wehrmachtbesoldung wird jeweils 
für zwei Monate im voraus nach näherer Be¬ 
stimmung der Oberkommandos der Wehrmacht¬ 
teile von den Gebührnisstellen gezahlt. 

( 4 ) Bei Einräumung einer Dienstwohnung ist 
für diese eine Vergütung zu entrichten, die 
unter Zugrundelegung des örtlichen Mietwerts 
durch die von den Oberkommandos der Wehr¬ 
machtteile bezeichneten örtlichen Verwaltungs¬ 
dienststellen im Einvernehmen mit den Ober¬ 
finanzpräsidenten festgesetzt wird und die vom 
Empfänger der Wehrmachtbesoldung einzu¬ 
zahlen ist. Die Dienstwohnungsvergütung darf 
ein Fünftel der Bruttodienstbezüge eines kinder¬ 
los Verheirateten seiner Besoldungsgruppe 
nicht übersteigen (höchste Dienstwohnungsver¬ 
gütung). Die derzeitigen Inhaber von Dienst¬ 
wohnungen zahlen die bisher festgesetzten Dienst¬ 
wohnungsvergütungen weiter. 

( 5 ) Ledige Empfänger von Wehrmachtbesol¬ 
dung, die an Kindes Statt angenommenen, für ehe¬ 
lich erklärten oder unehelichen Kindern Unter¬ 
halt gewähren und den Verheirateten nicht 
gleichgestellt sind, erhalten für jedes Kind einen 
Kinderzuschlag von 20 Reichsmark monatlich 
zum Bruttodiensteinkommen nach näherer Be¬ 
stimmung des Reichsbesoldungsgesetzes. 

(ß) Verringert sich die Zahl der nach dem 
Reichsbesoldungsgesetz zu berücksichtigenden 
Kinder, so endet der Anspruch auf die höhere 
Wehrmachtbesoldung mit Ablauf des Monats, 
der auf den Ereignismonat folgt. 

( 7 ) Die Wehrmachtbesoldung endet mit Ab¬ 
lauf des Monats, in dem der Besoldungsempfän¬ 
ger aus der Wehrmacht entlassen wird, aus¬ 
scheidet oder stirbt. 

II. Kriegsbesoldung 

(ß) Kriegsbesoldung wird gewährt: 

a) Soldaten d. B. und z. V. einschl. Sonder¬ 
führern in Höhe der Wehrmachtbesoldung 
nach den Anlagen 1 und 2 zum EWGG., 
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b) Ergänzungswehrmachtbeamten (d. B., z. V. 
und a. K.) und Militärverwaltungsbeamten 
in Höhe der Bezüge der Berufswehrmacht¬ 
beamten nach näherer Bestimmung der 
Anlage 2. 

( 9 ) Für die Dauer des Bezuges der Kriegs¬ 
besoldung ruht der Anspruch auf alle von Be¬ 
hörden und sonstigen Körperschaften des öffent¬ 
lichen Rechts gezahlten Bezüge (Friedensdienst- 
beziige, Fürsorge-, Versorgungsbezüge, Einsatz- 
Familienunterhalt und sonstige Bezüge). 

(i°) Ruhegchaltsempf änger können bean¬ 
tragen: 

a) die Kriegsbesoldung gemäß Abs. 8 oder 

b) die ruhegehaltfä higen Dienstbezüge, aus 
denen die Versorgungsbezüge berechnet 
sind. Zuständig 1ür die " ZäETung dieser*" 
Bezüge sind die _ pienststell^^dmdle^Ve r- 
sorgungsbezüge bisher ge^ahbniabe^ 

( 11 ) Der Antrag auf Kriegsbesoldung ist auf 
besonderem Formblatt zu stellen. Er ist an keine 
Frist gebunden. 

( 12 ) Die Kriegsbesoldung kann auch mit rück¬ 
wirkender Kraft unter Berücksichtigung der 
Einschränkung in den EWGG-DB. Allgemein 
Abs. 14 beantragt werden. 

( 13 ) Bei Kriegsgefangenschaft, Internierung 
oder Vermißtsein wird die Kriegsbe.soldung auch 
auf Antrag der Angehörigen, des Truppenteils 
oder der Dienststelle gewährt. 

( 14 ) Sind Wehrmachtangehörige vor Antrag¬ 
stellung gefallen oder verstorben, wird Kriegs¬ 
besoldung auf Antrag der Hinterbliebenen in 
folgender Reihenfolge an diese gewährt: 

a) Witwen, 

b) ehelichen und für ehelich erklärten Ab¬ 
kömmlingen, 

c) Eltern. 

Über Anträge sonstiger Personen entscheiden die 
Wehrkreisverwaltungen und die gleichgestellten 
Dienststellen. 

( 1 5 ) Für den g leichen^itoimi^zahlte Kri egs -_ 
besold u ng, Friedensbezü^e^md gewäh rter Ein¬ 
satz-Fa milienunterhalt sind gegenseitig anzu¬ 
rechnen . Räumungs-Familienunterhalt ist in 
Höhe des Unterhaltsbeitrags, den der Kriegs¬ 
besoldungsempfänger nach den Vorschriften 
über den Räumungs-Familienunterhalt zu leisten 
hat, anzurechnen. Gegensei tige Er stattungen 
zwischen den Dienststellen unterbleiben: 


(m) Die Kriegsbesoldung wird, solange An¬ 
spruch auf Besoldung . besteht, auch gewährt, 


wenn der Wehrmachtaugehörige nach der Stel¬ 
lung des Antrags gefallen oder verstorben ist. 

( 17 ) Der Antrag auf Kriegsbesoldung kann 
von den Antragsberechtigten — auch mit rück¬ 
wirkender Kraft — widerrufen werden. Bei 
Kriegsgefangenschaft oder Vermißtsein sind die 
Friedensbezüge zahlenden Dienststellen vor- I 
pflichtet, den Antrag auf Kriegsbesoldung von 
Amts wegen zu widerrufen, wenn die Friedens¬ 
bezüge höher werden als die Kriegsbesoldung 
und sich urkundlich kein entgege ngesetzter Wille 
4es Kriegsbesoldungsempfängers ergibt, Die ’ 
zivilen Dienstbezüge werden an die bisherigen 
Empfänger der Kriegsbesoldung gezahlt. 

( 18 ) Die Kriegsbesoldung endet mit__Ablauf 
des Monats, in dem der Wehrmachtangehö rige 

’ aus der Wehrmacht entlassen wird, aussc heidet 
oderstirbt 

( 19 ) Die Ge bührnisstellen, bei denen Kriegs¬ 
besoldung Jjeantragt wird, teilen den Dienst stel¬ 
len, die Bezüge nach Abs. 9 zahlen, je weils mit, 
von we lchem Z eitpunkt an und in welcher Höhe 
Kriegsbesoldung gewährt wird. Die Mitteilung 
ist zu bestätigen. Dabei ist anzugeben, ob und 
gegebenenfalls ‘in welcher Höhe Bezüge nach 
Abs. 9 über den Beginn der Kriegsbesoldung 
hinaus gezahlt sind. Die Wehrmachtdienstste l¬ 
len, die Wehrsold zahlen. teilen 3en Dienst stel¬ 
len, die Friedensbezüge , iV eh nnachtbesoTdung 
oder Ivri egsljcsol dung zalHen. alle Veränc lerim- > 
gen mit, die sich auf diese Bezüge auswirk en. 

( 20 ) Bei der Anwendung der Vorschrift des 
Abs. 10 Buchst, b sind 

a) die örtlich abgestuften Einkommensteile 
(Wohnungsgeldzuschuß und ein etwaiger 
örtlicher Sonderzuschlag) nach den Sät¬ 
zen, die für den Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthaltsort vor der Einstellung in die 
Wehrmacht maßgebend sind, und 

b) etwaige Zuschläge nach dem Familienstand 
nach den Sätzen während der Zeit des 
Wehrdienstes 

zu berücksichtigen. Die Dienstbezüge, aus den en 
die Versorgungsbezüge berechnet sind, sind nach 
de n für die Beamten gel tenden Gehaltsk ürzungs¬ 
vorschriften zu kürzen. Der Ausgleichsbetra g 
und der Kürzungsbetrag (ft40 de s G esetzes und 
Durc hführungsbestimmung zu § 10) sind ein zu- 
behalten. 


Zu § 10 

( 1 ) ^erAusgleich^beträgt: 
1. bei Ledigen. 


20 v.H., 




m 
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ry 


VV.1», 


•d 

■'S 


2. bei Verheirateten und den Ver¬ 
heirateten Gleichgestellten (Nr. II 
der Richtlinien zum Gebrauch der 
Besoldungstabellen in Anlage 1 
des EWGG.) 

a) ohne kinderzuschlagfähige 

Kinder . 10 v. IL, 

b) mit 1 oder 2 kinderzuschlag¬ 
fähigen Kindern. 6 v. H., 

c) mit 3 oder 4 kinderzuschlag¬ 
fähigen Kindern. 3 v. H., 

d) mit 5 oder mehr kinder¬ 
zuschlagfähigen Kindern . . 0 v. H. 

des nach der Gehaltskürzungsverordnung 
gekürzten Bruttoeinkommen s ITinder- 
zuscEläge und alle im $"3 des Einkommen- 




St euergesetzes vom ^ 27. Fe bruar 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 297) aufgeführten 
Bezü ge unterl i e ßen ^dem Au^len^nujTtT 
Der Ausgleichsbe trag- darf nicht hö her 
s ein, als der dem VV'ehrmacktrngehör igen 
nach seinem Dienstgrad für das Reichs¬ 
gebiet zustehende Welirsoid. Bel ürrrutt- 
Tes'"XuSgl (•'clisbet rages ist der Woh- 


nungsgelclzuscm iß auch in den Fällen zu 
berücksichtige n, in denen er nicht ausge¬ 
zahlt wird (Inhaber von Dienstwolinu n- 

ge.Ü£ 

3. a) Verheirateten Ange hörigen der Ersatz - 
weh nnacht, "^Team'irSeptertiber 1944 
am Wolinort ifi rer "Familie Dienst 
leisteten, lä g1ic&*X^un''zunick'^ e!irteir 
oder sich dort in einem Lazarett be¬ 
fanden, wird ein Ausgleichsbetrag in 
Höbe des für" das Reichsgebiet^estg e- 
s etzten W ehrsoldes _a ^gezogen . Da¬ 
neben wird ihnen nach Abzug der 
Lohnsteuer ein Kürzungsbetrag von 
2flm^ smarte embeKalten. 

b) Entsprechendes gilt für verwitwete 
und geschiedene Wehrmachtangehörige 
mit eigenem Hausstand sowie für 
Ledige, die den Verheirateten gleich¬ 
gestellt sind. 

c) Für die unter Buchst, a und b Genann- 
ten ändert sich auch bei Kommandos 


außerhalb des Wohnorts der Fami lie, bei 
Kasernierung und^ Egzarettaufnahme 


d l 


nach dem 1. September 1944 der A us- 

.. —■- -jrr .-'***’*' '* T 

gleichsbetr ag und d e ^ Kürzung sbetrag 
nicht. 

Dauert das Kommando, die Kas ernie¬ 
rung oder 'de'r Xazarettaurenthait un¬ 


unterbro chen lä nger als vier Monate, 
wird nach Ablauf dieses Zeitraumes 
vom Ers ten des darauffol genden Monat s 
an der Ausgieichsbetrag naefi fcr.' 2 be¬ 
rec hnet. Gleichzeiti g entfällt der Abzugs 
des Kürzungsüetrages von 27 Reichs- 

- -*■.--*** t imii« m i i * 

mark. Im Berei ch der Kriegsmari ne 
tritt bei Kommandos an Bord an die 
Stelle des Zeitraums von vier Monaten 
der Zeitraum von vier Wochen. 


e) Bei Versetzungen außerhalb des Wohn¬ 
orts der Familie ist der Ausgleichs¬ 
betrag vom Ersten des auf die Verset¬ 
zung folgenden Monats an nach Nr. 2 
zu berechnen. Gleichzeitig entfällt der 
Abzug des Kürzungsbetrages von 

27 Reichsmark. 

i 

f) Alle Wehrmachtangehörigen, für die 
nach dem 1. September 1944 der Aus¬ 
gleichsbetrag nach Nr. 2 zu berechnen 
war, behalten diesen Ausgleichsbetrag 
unverändert. 


( 2 ) In der Wehrmachtbesoldung ist der Aus¬ 
gleichsbetrag bereits berücksichtigt. 

( 3 ) Der Ausgleich wird von der Dienststelle 
vorgenommen, die die Friedensbezüge oder diel 
Kriegsbesoldung auszahlt. 

( 4 ) Der Abzug des Ausgleichsbetrages beginnt 
mit dem Monat der Einstellung in die Wehr¬ 
macht. S etzt die Gablung von Friederisbe zügen 
oder Krie gsbesoldung während der Zugehör ig¬ 
keit zur Wehrmacht ein, so begi nnt der Abzug 
de s Ausgleichsbetrages mit dem Monat dieser 
Zahlung. 

( 5 ) Der Abzug des Ausgleichsbetrages endet 
mit Ablauf des Monats, in dem_der_Wehrmach t- 
angehörige aus der Wehr macht entlassen w ird, 
ausscheidet oder stirb* 


Allgemein 

I. Gebührnisse unter besonderen 
V erhältnissen 

( 1 ) Bei Befö rderung und Ernennung, für Son ¬ 
derführer und Beamte a. K. bei Beleihu n g, be ¬ 
ginnt die Zahlung des höheren Wehrsoldes, der 
Bekleidungsents chädig ung, der Wehrmachtbe ¬ 
soldung und der Kriegsbesoldung mit dem Er- 
sten des Monats der Wirk ung. 

( 2 ) Bei Widerru f der Beleihung sowie bei 
Rangverlust oder Dienstgradherabsetzung ent¬ 
fällt die Zahlung des bisherigen Wehrsoldes, der 
Bekleidungsentschädigung sowie der bisherigen 
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Wehrmacht- oder Kriegsbesoldung mit dem auf 
die Wirksamkeit folgenden Tag. Bereits ge- 
zahlte Beträge verbleiben in Ausgabe. Bei der 
tageweisen Berechnung des Wehrsoldes wird 
der Monat zu 30 Tagen gerechnet. 

( 3 ) Bei Urlaub über vier Wochen zur Arbeits¬ 
leistung gegen Lohn oder Gehalt, im eigenen 
oder elterlichen Betriebe oder im freien Beruf, 
während eines DU.-Verfahrens mit Arbeits¬ 
erlaubnis und zum Studium werden die Gebiihr- 
nisse wie folgt gewährt: 

a) Verpflegung und Unterkunft stehen bis 
zum Tage des Eintreffens am Urlaubs¬ 
ort zu. 

b) Berufssoldaten und Berufswehrmachtbe¬ 
amte erhalten Wehrsold und Bekleidungs¬ 
entschädigung bis zum Ende des auf den 
Urlaubsbeginn folgenden Monats. Heilfür¬ 
sorge, Wehrmachtbesoldung und Friedens¬ 
bezüge werden weitergewährt. 

c) Alle übrigen Wehrmachtangehörigen er¬ 
halten Wehrsold, Bekleidungsentschädi¬ 
gung, Heilfürsorge und Kriegsbesoldung 
bis zum Ende des auf den Urlaubsbeginn 
folgenden Monats. Soweit erforderlich, 
wird Heilfürsorge bei Urlaub während 
eines DU.-Verfahrens mit Arbeitserlaubnis 
und bei Studienurlaub auch nach diesem 
Zeitpunkt gewährt. 

d) Der Abzug des den Weh rmacht- und M ili- 
tä rverwaltungsbeamten sowie den Festb e- 
soldeten, Angestellten und Arbeitern des 
öffentlichen Dienstes vo n ihren imeden s- 
beztigen oder ihrer Kriegsbesoldung ei n- 
bet ialtenen Ausgleichsbetrages. endetmit 
Abl auf cfes auf den fjrlaubsbeginn folgern - 

den’T'Äü'näts 

Bei Arbeitsurlaub bis zu vier Wochen und be i 
sonstigem Urlaub wer den die Gebührnisse un- 
verändert welte^ewaE rt^TTe^'Zali'lung der 
TProntzulageentmffiinjedem F alle für die volle 
Dauer des Urlaubs. Bereits gezahlte Beträge 
verbleiben in Ausgabe. 

( 4 ) Bei Kriegsgefangenschaft oder Internie¬ 
rung endet der Anspruch auf Wehrsold, Ver¬ 
pflegung und Frontzulage mit Ablauf des Tages 
der Gefangennahme oder Internierung. Bereits 
gezahlte Beträge verbleiben in Ausgabe. Wehr¬ 
machtangehörigen im Offizierrang wird die Be¬ 
kleidungsentschädigung zu Händen ihrer Ange¬ 
hörigen durch die für den Truppenteil zustän¬ 
dige Gebührnisstelle in der Heimat weitergezahlt. 


Bei Rückkehr aus Krieffsgefaneenschaft oder 

*_■_■ ... .| . r-m— i a ,iinm-- runwunriiTnriir.-in 

Internieru ng gilt der Tag der Meldung bei ei ner 
Dienststelleder Wehrmacht oder bei einem 
deutschen Kons ulat als Dienstantritt. 

( 5 ) Vermißten Wehrmachtangehörigen stehen 
Wehrsold, Verpflegung, Bekleidungsentschädi¬ 
gung und Frontzulage bis zum Ablauf des Tages 
zu, an dem sie vermißt werden. Bereits gezahlte 
Beträge verbleiben in Ausgabe. Melden Ver¬ 
mißte sich wieder, so werden ihnen Wehrsold 
und Bekleidungsentschädigung auch für die 
Dauer ihrer Abwesenheit gewährt. Wehrmacht- 
u nd Kriegsbesoldung werden als 
bührnisse weitergewäh rt" 

(e) Bei unerlaubter Entfernung und Fahnen¬ 
flucht endet der Anspruch auf Wehrsold, Ver¬ 
pflegung, Bekleidungsentschädigung, Frontzu¬ 
lage, Heilfürsorge, Wehrmacht- und Kriegsbe¬ 
soldung mit Ablauf des Tages der Entfernung. 
Bereits gezahlte Beträge verbleiben in Ausgabe. 
Bei Wiederergreifung -oder Gestellung werden 
Verpflegung und Heilfürsorge vom Tage, Wehr¬ 
sold, Bekleidungsentschädigung, Wehrmacht- 
und Kriegsbesoldung vom Ersten des Monats 
der Ergreifung oder Gestellung an wieder ge¬ 
währt. 

( 7 ) Auf Wehrmachtangehörige, die Gefängnis¬ 
strafen und Festungshaft verbüßen oder in einem 
Straflager verwahrt werden, findet das EWGG. 
keine Anwendung. Bereits gezahlte Beträge ver¬ 
bleiben in Ausgabe. Wehrmacht- und Kriegs¬ 
besoldung sowie Friedensbezüge der Wehrmacht¬ 
beamten werden ungekürzt weitergewährt. 

(8) Wehrmacht- und Militärverwaltungsbeam¬ 
ten, die zur militärischen Kurzausbildung als 
Soldaten herangezogen werden, werden die bis¬ 
her gezahlten Gebührnisse weitergewährt. 

II. Übergangsbestimmungen 

( 9 ) Ledigen .Besoldungsempfängern der Besol¬ 
dungsgruppen W19 bis W31, die sich bisher auf 
Grund besonderer Genehmigung selbst einge¬ 
mietet und deshalb den Wohnungsgeldzuschuß 
erhalten haben, wird künftig freie Unterkunft, er¬ 
forderlichenfalls auf Grund des Reichsleistungs¬ 
gesetzes, gewährt. 

( 10 ) Die selbst beschafften Bekleidungs- und 
Ausrüstungsstücke der Berufswehrmachtbeam¬ 
ten im Unteroffizierrang gehen gegen Zahlung 
des Schätzungswertes in das Eigentum des Reichs 
über. Sie verbleiben als Dienstbekleidung im 
Besitz des bisherigen Eigentümers. 


Vermißtenge- 
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(11) Unterscliiedsbeträge zwischen Einklei¬ 
dungs- und Ausrüst-ungsbeihilfen nach der ur¬ 
sprünglichen Fassung und der Neufassung des 
EWGG. werden nicht ausgeglichen. - 

( 12 ) Soldaten einschl. Sonderführer, deren 
Netto-Diensteinkommen nach der Reichsbesol¬ 
dungsordnung C am 31. Dezember 1944 höher 
war als das Netto-Diensteinkommen nach der 
Wehrmachtbesoldung, erhalten eine Abfindung 
in Höhe des 18fachen Unterschiedsbetrages zwi¬ 
schen dem bisherigen und dem neuen Monats- 
Netto-Diensteinkommen. Bei ledigen Besoldungs- 
empfängerr der Besoldungsgruppen W 19 bis 
W 31, die sich bisher auf Grund besonderer Ge¬ 
nehmigung selbst eingemiotet und daher den 
Wohnungsgeldzuschuß erhalten haben, ist bei 
der Gegenüberstellung der Wohnungsgeldzu¬ 
schuß nicht zu berücksichtigen. Unterschiedsbe¬ 
träge bis zu 1 Reichsmark monatlich werden 
nicht abgefunden. Die Abfindungsbeträge bis zu 
300 Reichsmark werden am 1. Februar 1945, die 
dann noch verbleibenden Restbeträge am 1. August 
1945 von den zuständigen Gebührnisstellen ge¬ 
zahlt. Soldaten einschl. Sonderführer, die an den 
Fälligkeitstagen nicht mehr Wehrmacht- oder 
Kriegsbesoldungsempfänger sind, haben keinen 
Anspruch auf die Abfindung. 


( 13 ) Kriegsbesoldungsempfängern, die den An¬ 
trag auf Kriegsbesoldung nach dem 9. November 
1944 gestellt haben, wird die Abfindung nicht 
gewährt. 

( 14 ) Wird nach Inkrafttreten der Neufassung 
des EWGG.Kriegsbesoldung für eine Zeit vor dem 
1. Januar 1945 beantragt, so wird die Kriegsbe¬ 
soldung für diesen Zeitraum nach den bisherigen 
Bestimmungen gewährt. Vom 1. M ai 1945 ab 
kann Kriegsbesoldung nur mit Rückwirkung bis 

zum 1. Januar 1945' beantragt werden ..Werden 

nach diesemZeitpunktBeförderungen gefallener, 
gestorbener oder vermißter Wehrmachtange¬ 
höriger mit Wirkung vor dem 1. Januar 1945 
ausgesprochen, so wird Kriegsbesoldung auch 
für die Zeit vor dem 1. Januar 1945 nach den 
Vorschriften der Neufassung des EWGG. ge¬ 
währt. 

( 15 ) Bei Beförderung, Ernennung und Belei¬ 
hung mit rückwirkender Kraft werden die Ge- 
bührnisse bis zum Inkrafttreten der Neufassung 
des EWGG. nach den bisherigen Bestimmungen 
gewährt. Bereits gewährte Abfindung ist anzu¬ 
rechnen oder einzuziehen. 

( 16 ) Soweit andere gesetzliche Bestimmungen 
Friedensbezüge betreffen, gilt Entsprechendes 
auch für die Wehrmachtbesoldung. 


Führer-Hauptquartier, den 1. November 1944. 

Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 

Keitel 
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Anlage 1 

(Zu den EWGG-DB.: 
Zu § 2 Abs. 1) 


Wehrsold 


Wehr- 

sold- 


Bezeichnung der Empfänger 


la Oberbefehlshaber der Wehrmachtteile, Chef des Oberkommandos der Wehrmacht, General- 
feldmarschälle, Großadmirale 


lb Generalobersten, Generaladmirale, ^-Oberstgruppenführer 


2 Generale, Admirale, ^-Obergruppenführer, Generaloberstabsärzte, -veterinäre, -intendanten, 
-richter, Admiraloberstabsärzte, -intendanten, -richter 


3 Generalleutnante, Vizeadmirale, ^-Gruppenführer, Generalstabsärzte, -veterinäre, -intendanten, 

-richter, Admiralstabsärzte, -intendanten, -richter, Wehrmachtbeamte der BesGr. B 4, B 5, 
B 6 und JL 1 

4 Generalmajore, Konteradmirale, ^-Brigadeführer, Generalärzte, -veterinäre, -intendanten, 

-richter, Admiralärzte, -intendanten, -richter, Wehrmachtbeamte der BesGr. B 7a, B 8 und 
JL 2, MV.-Chef, MV.-Vizechef 



Obersten, Kapitäne zur See, ^-Oberführer, ^-Standartenführer, Oberstärzte, -veterinäre, 
-intendanten, -richter, Flottenärzte, -intendanten, -richter, Wehrmachtbeamte der BesGr. 
A la und JL 3, MV.-Abteilungschefs 


Oberstleutnante, Fregattenkapitäne, ^-Obersturmbannführer, Oberfeldärzte, -veterinäre, -inten¬ 
danten, -richter, Geschwaderärzte, -intendanten, -richter, Obermusikinspizienten, Wehrmacht¬ 
beamte der BesGr. Alb, A 2b, JL 4, Fachschulbeamte der BesGr. A 1 und A2 der Be¬ 
soldungsordnung vom 16. Mai 1928, MV.-Oberräte 


Majore, Korvettenkapitäne, ^-Sturmbannführer, Oberstabsärzte, -veterinäre, -intendanten, 
-richter, Marineoberstabsärzte, -intendanten, -richter, Musikinspizienten, Wehrmachtbeamte 
der BesGr. A2c 1, A2c2, A2d, JL5, Fachschulbeamte der BesGr. A3 der Besoldungsord¬ 
nung vom 16.Mai 1928, MV.-Räte, MV.-Amtsräte, Sonderführer und Wehrmachtbeamte a.K. 
in Stellen von Stabsoffizieren oder des höheren Dienstes oder als Fliegerstabsingenieure a.K. 


8 Hauptleute, Kapitänleutnante, ^-Hauptsturmführer, Stabsärzte, -veterinäre, -intendanten, 
/yr -richter, Marinestabsärzte, -intendanten, -richter, Stabsmusikmeister, Wehrmachtbeamte der 

^ BesGr. A 3a, A 3b, A 3c, A 4a 2, A 4b 1, A 4b 2, JL 6, JL 7, Fachschulbeamte der BesGr.A4 

und A 5 der Besoldungsordnung vom 16. Mai 1928, MV.-Assessoren, MV.-Amtmänner, MV.- 
Oberinspektoren, Sonderführer in Stellen von Hauptleuten (Kapitänleutnanten), Wehrmacht¬ 
beamte a. K. als Lehrkräfte des gehobenen Dienstes an Seeberufsfachschulen. 

*) 1. Die außerplanmäßigen Wehrmachtbeamten erhalten den Wehrsold der Wehrsoldgruppe, die unter derjenigen liegt, 
in der die Besoldungsgruppe für ihre erste planmäßige Anstellung aufgefiihrt ist. Ihnen stehen gleich die Wehrmacht¬ 
beamten im Vorbereitungs- und Probedienst, die in Beamtendienststellen eingesetzt sind. 

2. Sonstige Wehrmachtbeamte im Vorbereitungs- und Probedienst erhalten den Wehrsold der Wehrsoldgruppe, 
die unter derjenigen liegt, nach der sie nach ihrer Ernennung zum außerplanmäßigen Wehrmachtbeamten gemäß 
Nr. 1 Wehrsold bekommen würden. 

3. Zur Wehrsoldgruppe 15 gehören ferner (soweit noch nicht'Gefreite): 

a) Gediente der alten Wehrmacht ohne Rücksicht auf die Länge ihrer Dienstzeit, 

b) Gediente der Freikorps und der vorläufigen Reichswehr bis Ende 1920, 
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tabeile*) 


Wehr¬ 


sold- 


Bezeichnung der Empfänger 


gruppe 





13 


Oberleutnante, ^-Obersturmführer, Oberärzte, Marineoberassistenzärzte, Oberveterinäre, Ober- 
zahlmeister, Marineoberzahlmeister, Obermusikmeister, Assistenzärzte, Marineassistenzärzte, 
Veterinäre, Wehrmachtbeamte der BesGr. A 4c 1, A 4c 2, A 4e, JL 8, MV.-Referendare, 
MV.-Inspektoren, Wehrmachtbeamte a.K. in Stellen des gehobenen Dienstes oder als Flieger¬ 
ingenieure a. K. oder Fliegernautiker a. K. 


icutnante, ^-Untersturmführer, Zahlmeister, Marinezahlmeister, Musikmeister, Oberhuf¬ 
beschlaglehrmeister, Festungsoberwerkmeister, Oberwaffenwarte, Wehrmachtbeamte der 
BesGr. A4d, A 4f, A5a, A5b, A 6, A7a, A7b, Fachschulbeamte der BesGr. A 6 und 
A 7 der Besoldungsordnung vom 16. Mai 1928, MV.-Sekretäre, Sonderführer in Stellen von 
Oberleutnanten oder Leutnanten 


Stabsoberfeldwebel, Stabsfeldwebel, Stabsfeldwebel (F), ^-Sturmscharführer, Oberfeldwebel, 
^-Hauptscharführer, Hufbeschlaglehrmeister, Festungswerkmeister, Waffenwarte, Unterärzte, 
Marineunterärzte, Unterveterinäre, Unterapotheker, Wehrmachtbeamte der BesGr. A 8a, 
Beamtenanwärter der Res. für höheren und gehobenen Dienst, MV.-Assistenten, Sonderführer 
in Stellen eines Stabsfeldwebels oder Oberfekfwebels, Wehrmachtbeamte a. K. in Stellen 
des mittleren Dienstes * 


Feldwebel, ^-Oberscharführer, Oberfähnriche, ^-Oberjunker, Wehrmachtbeamte der BesGr. 
A 9, A 10a, A 10b, MV.-Betriebsassistenten, Sonderführer in Feldwebelstellen bei der Kriegs¬ 
marine, Wehrmachtbeamte a. K. in Stellen des einfachen Dienstes 


Jnterfeldwebel, ^-Scharführer, Fähnriche, Obermaate 



nteroffiziere, ^-Unterscharführer, Maate, Wehrmachtbeamte der BesGr. A 11, Sonderführer 
in Unteroffizierstellen 




Oberstabsgefreite, Stabsgefreite, Hauptgefreite, Obergefreite, ^-Rottenführer, Gefreite, Ober¬ 
schützen usw., Schützen usw., Matrosen und Flieger nach Ableistung einer-aktiven Dienst¬ 
zeit von zwei Jahren 



Oberschützen usw., 


Schützen usw., Matrosen und Flieger, soweit nicht in Wehrsoldgruppe 15. 


c) Angehörige der Geburtsjahrgänge 1900 bis 1912, die vor dem Kriege, um eine Grundausbildung zu erhalten, frei¬ 
willig 2 Monate oder 8 Wochen beider Reichswehr oder der neuen Wehrmacht gedient haben. 

Bei Angehörigen der Geburtsjahrgänge 1910 (auch in Ostpreußen Gemusterte der Geburtsjahrgänge 1911 und 1912) 
und 1913 und jünger, die weniger als 2 Jahre, aber mehr als 2 Monate oder 8 Wochen gedient haben, sind abgeleistete 
Übungen so anzurechnen, daß aktive Dienstzeit plus Übungen zusammengerechnet werden. 

4. Bei der Berechnung der aktiven Dienstzeit von zwei Jahren für den Übertritt in die Wehrsoldgruppe 15 ist 
die Zeit eines Arbeitsurlaubs und eines Urlaubs zur Förderung der Berufsausbildung voll anzurechnen; sonstiger 
Urlaub ohne Gebührnisse ist nicht anzurechnen. Der Wehrsold nach Wehrsoldgruppe 15 wird von dem auf die 
Vollendung einer aktiven Dienstzeit von zwei Jahren folgenden Wehrsoldzahltag ab gewährt. 

5. Unteroffiziere, die im Weltkriege Offizierstellvertreter waren, erhalten Wehrsold nach Wehrsoldgruppe 11. 


Reichsgesetzbl. 1944 I 
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Anlage 2 

(Zu den EWGG-RB.: 
Zu § 9 Abs. 8 Buchst, b) 


Kriegsbesoldung 

der Ergänzungs-Wehrmachtbeamten und Militärverwaltungsbeamten 

1. Ergänzungs-Wekrmachtbeamte (d. B., z.V., a. K.) und Militärverwaltungsbeamte, die nicht 
Beamte ziviler Verwaltungen sind, erhalten Kriegsbesoldung in Höhe der Friedensbezüge der 
W ehrmachtbeamten. 

2. Wehrmachtbeamte d. B. und z.V. werden nach ihrer Amtsbezeichnung in die Besoldungs¬ 
gruppen der Reichsbesoldungsordnungen A, B und JL bzw. der Besoldungsordung für die 
Lehrer im Heeres- und Marinefachschuldienst vom 16. Mai 1928 eingereiht. 

3. Wehrmachtbeamte a. K. und Militärverwaltungsbeamte werden in Stellen des höheren Dienstes 
in die Besoldungsgruppe A 2 c 2, in Stellen des gehobenen Dienstes in die Besoldungsgruppe 
A4c2, in Stellen des mittleren Dienstes in die Besoldungsgruppe A8a und in Stellen des ein¬ 
fachen Dienstes in die Besoldungsgruppe A 10b; Angehörige a.K. des Ingenieur- und Nautiker¬ 
korps der Luftwaffe in Stellen der Besoldungsgruppen JL 3 bis JL 5 in die Besoldungs¬ 
gruppe JL 5, in Stellen der Besoldungsgruppen JL 6 bis JL 8 in die Besoldungsgruppe JL 8; 
die Fachvorsteher a. K. an Seeberufsfachschulen und die Seeberufsfachschuloberlehrer a. K. in 
die Besoldungsgruppe A3c; Wehrmachtbeanfte a. K. im Wehrmachtfachschuldienst in Stellen 
der Besoldungsgruppe A3 der Lehrerbesoldungsordnung in deren Besoldungsgruppe A3, 
in Stellen der Besoldungsgruppen A 4 und A 5 der Lehrerbesolduhgsordnung in deren Besol¬ 
dungsgruppe A 5 eingereiht (Zulagen zur Kriegsbesoldung nach der Lehrerbesoldungsordnung 
werden nicht gewährt). Assessoren a. K. und Militärverwaltungsassessoren erhalten Diäten 
nach der Diätenordnung für außerplanmäßige Beamte der Besoldungsgruppe A 2 c 2, und zwar 
Ledige den Satz der ersten, Verheiratete den Satz der dritten Dienstaltersstufe. Militärverwal¬ 
tungsreferendare erhalten Kriegsbesoldung in Höhe der Unterhaltszuschüsse für die Zivil¬ 
anwärter der Laufbahngruppen des höheren Dienstes, Besoldungsgruppe A2c2, als Ledige 
200 Reichsmark, als Verheiratete 260 Reichsmark. 

4. Das Besoldungsdienstalter der Wehrmachtbeamten d. B. beginnt in der nach Nr. 2 zuständigen 
Besoldungsgruppe mit dem Tage der Anstellung oder Beförderung im Wehrmachtbeamten¬ 
korps d. B. der neuen Wehrmacht, das Besoldungsdienstalter der Wehrmachtbeamten z.V. mit 
dem Tage der Einberufung in eine Kriegsstelle. Das so festgesetzte Besoldungsdienstalter der 
Wehrmachtbeamten d. B. und z.V. ist bei den Beamten der Besoldungsgruppen A2c 1, A2c 2, 
A4c2, A 5b, A8a, A 10 bzw. A 11, JL 8 sowie A 3 und A 5 der Lehrerbesoldungsordnung um 
vier Jahre und bei den Beamten der Besoldungsgruppe JL 5 um zwei Jahre zu verbessern. Es 
darf jedoch frühestens mit dem Ersten des Monats beginnen, mit dem der Beamte das 32. Lebens¬ 
jahr vollendet hatte, sofern das auf den Tag der Anstellung oder der Einberufung in eine 
Kriegsstelle festgesetzte Besoldungsdienstalter nicht günstiger ist. Beim Übertritt aus einer 
Besoldungsgruppe in eine Besoldungsgruppe mit höherem Endgrundgehalt ist nach § 7 Besol¬ 
dungsgesetz zu verfahren und der Beginn des Besoldungsdienstalters auf den Ersten des Monats 
festzusetzen. 

5. Wehrmachtbeamte a. K. und Militärverwaltungsbeamte erhalten Kriegsbesoldung nach der 
ersten Dienstaltersstufe der für sie festgesetzten Besoldungsgruppen. Ein Aufsteigen nach 
Dienstaltersstufen findet nicht statt. 

6 . (l) Wehrmachtbeamte d. B., z. V. und a. K., die Ruhestandsbeamte sind, erhalten, wenn es für 
sie günstiger ist, das Besoldungsdienstalter, das sich ergeben würde, wenn sie bei Beginn der 
Verwendung aus Anlaß des Krieges aktive Wehrmachtbeamte geworden wären. Das Besol- 
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dungsdienstalter regelt sich nach Nr. 43 Besoldungsvorschriften. Bind diese Beamten während 
der vorüber gehenden Verwendung imaktiven Wehrdienst in eine Besoldungsgruppe mit gleichem 
oder höherem Endgrundgehalt übergetreten, so ist das Besoldungsdienstalter nach § 7 Besol¬ 
dungsgesetz festzusetzen. 

( 2 ) Die Vorschriften des § 8 der Zweiten Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Beamtenrechts vom 3. Mai 1940 in der Fassung vom 9. Oktober 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 580) 
finden entsprechende Anwendung auf die Ruhestandsbeamten, die als Ergänzungs-Wehrmacht¬ 
beamte einberufen sind. 

( 3 ) Auf die Ruhestandsbeamten der Wehrmacht, die für die Zeit ihrer Verwendung nach § 7 
der Zweiten Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiet des Beamtenrechts in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 9. Oktober 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 580) unter Berufung in das Be¬ 
amtenverhältnis als Beamter auf Widerruf (a. W.) in den Dienst gestellt werden, auf die Militär¬ 
verwaltungsbeamten der zivilen Verwaltungen und auf die Beamten der Geheimen Feldpolizei 
finden die Bestimmungen über Kriegsbesoldung keine Anwendung. 

7. ( 1 ) Der Wohnungsgeldzuschuß und der örtliche Sonderzuschlag werden nach dem Wohnsitz 

oder dauernden Aufenthaltsort vor der Einstellung in die Wehrmacht gewährt. 

( 2 ) Nicht zum Friedensstand gehörende Wehrmachtangehörige, die vor der Einstellung in 
die Wehrmacht keinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthaltsort im Deutschen Reich hatten, 
erhalten, wenn sie verheiratet sind, den Wohnungsgeldzuschuß nach dem tatsächlichen Wohn¬ 
ort ihrer Familie, wenn sich diese im Inland befindet. Ist dies nicht der Fall oder sind sie unver¬ 
heiratet, so erhalten sie den Wohnungsgeldzuschuß nach Ortsklasse B. 

( 3 ) Den Festbesoldeten des öffentlichen Dienstes und den Angestellten und Arbeitern der 
Behörden und Körperschaften des öffentlichen Rechts wird der Wohnungsgeldzuschuß nach 
dem Wohnsitz vor der Einstellung gewährt. Kür alle übrigen Wehrmachtangehörigen ist der 
Wohnsitz oder dauernde Aufenthaltsort der Ort, an dem der Wehrmachtangehörige polizeilich 
gemeldet ist und in Wehrüberwachung steht. 
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Erstes Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Wehrgesetzes. 
Vom 24. September 1944. 


Die Reiehsregierung hat das folgende Gesetz 
beschlossen, das hiermit verkündet wird: 

Artikel I 

Das Wehrgesetz vom 21. Mai 1935 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 609) wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

§ 26 einschließlich der Überschrift der Bestim¬ 
mung erhält die folgende Fassung: 

»Politische Stellung 
der Wehrmachtangehörigen 

§ 26 

(1) Die Angehörigen der Wehrmacht haben 
die Pflicht, dienstlich und außerdienstlich im 
Sinne nationalsozialistischer Weltanschauung 
zu wirken und sich jederzeit für sie einzu¬ 
setzen. Es ist eine der wesentlichsten Auf¬ 
gaben aller Offiziere, Unteroffiziere und Wehr- 
machtbeamfen, ihre Untergebenen national¬ 
sozialistisch zu erziehen und zu führen. 

( 2 ) Die Mitgliedschaft in der NSDAP., ihren 
Gliederungen und angeschlossenen Verbänden 
bleibt auch für die Dauer des aktiven Wehr¬ 
dienstes in Kraft. 


(3) Die Übernahme und Ausübung eines 
Amtes in der NSDAP., ihren Gliederungen 
und angeschlossenen Verbänden bedarf der 
Genehmigung des Vorgesetzten. Sie muß er¬ 
teilt werden, soweit durch die Ausübung des 
Amtes die Wehrmachtaufgaben nicht beein¬ 
trächtigt werden. 

(4) Die Soldaten bedürfen der Erlaubnis 
ihrer Vorgesetzten zum Erwerb der Mitglied¬ 
schaft in Vereinigungen jeder Art sowie zur 
Bildung von Vereinigungen innerhalb und 
außerhalb der Wehrmacht. Der Erwerb der 
Mitgliedschaft in der NSDAP., ihren Gliede¬ 
rungen und angeschlossenen Verbänden ist 
nicht genehmigungspflichtig. 

(5) Das Recht der Soldaten zum Wählen und 
zur Teilnahme an Abstimmungen bleibt für 
den EinzelfaR einer Sonderregelung durch 
Erlaß des Führers Vorbehalten.« 

Artikel II 

( 1 ) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. Oktober 1944 in Kraft. 




Reiehsgrsetzbl. 1914 I 
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( 2 ) Die Durchführungsbestimmungen erläßt der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht im 
Einvernehmen mit dem Leiter der Partei-Kanzlei. 

Führer-Hauptquartier, den 24. September 1944. 

Der Führer 

Adolf Hitler 

Der Vorsitzende 

des Ministerrats für die Reichs Verteidigung 

G ö r i n g 
Reichsmarschall 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 

Keitel 

Der Re i ehsmini.ster und Chef der Reichskanzlei 

Dr. Lämmer s 

D e r L e i ter d er Partei -Kanzlei 

M. ßornmi 11 


Verordnung über die Aufhebung von Bergwerksabgaben. 
Vom 30. Oktober 1944. 


Auf Grund gesetzlicher Ermächtigung wird 
mit Zustimmung des Beauftragten für den Vier¬ 
jahresplan, des Generalbevollmächtigten für die 
Reichsverwaltung und des Oberkommandos der 
Wehrmacht sowie im Einvernehmen mit dem 
Reichsminister der Finanzen verordnet: 

§1 

Mit Wirkung vom 1. Oktober 1943 werden 
nebst den zu ihrem Vollzug erlassenen Vor¬ 
schriften aufgehoben: 

1. der § 199 Ziffer 2 und die §§ 208 bis 213 c 
des Berggesetzes für Anhalt in der Fas¬ 
sung des Gesetzes vom 20. April 1906 
(Anhalt. Gesetzsamml. S. 543) und das 
Gesetz zur Auslegung des Berggesetzes 
vom 10. April 1924 (Anhalt. Gesetzsamml. 
S. 92); 

2. das bayerische Grubenfeldabgabengesetz 
vom 27. Juli 1918 und das bayerische Ge¬ 
setz vom 29. Dezember 1923 zur Änderung 
desGrubenfeldabgabengesetzesvom27.Juli 
1918 (Bayer. Gesetz- u. Verordnungsbl. 
1918 S.387 u. 1923 S. 417); 

3. die §§ 60 bis 62 des sächsischen Allgemeinen 
Berggesetzes vom 31. August 1910 (Sächs. 
Gesetz- u. Verordnungsbl. S. 217) in der 


Fassung des Gesetzes vom 7. August 1922 
(Sächs. Gesetzbl. S. 489) und der Verord¬ 
nung des Sächsischen Finanzministeriums 
vom 9. Januar 1924 (Sächs. Gesetzbl. S. 18); 

4. das thüringische Gesetz über Bergwerks¬ 
abgaben vom 22. Dezember 1923/9. Juli 
1924 (Thür. •Gesetzsamml. 1924 S. 329) in 
der Fassung des Gesetzes vom 9. Juni 1925 
zur Ergänzung des Gesetzes über Berg¬ 
werksabgaben vom 22. Dezember 1923/ 
9. Juli 1924 (Thür. Gesetzsamml. 1925 

S. 171); 

5. die §§ 215 bis 218 des Allgemeinen öster¬ 
reichischen Berggesetzes vom 23. Mai 1854 
(RGBl. Nr. 146); 

6 . das österreichische Maßen- und Freischurf- 
gebtihrengesetz vom 7. April 1922 (BGBl. 
Nr. 212), die Verordnung vom 12. Mai 1925, 
betreffend das Ausmaß der Maßen- und 
Freischurfgebühren (BGBl. Nr. 160), und 
der für das Burgenland geltende ungarische 
Gesetzesartikel XII vom Jahre 1920 über 

• die Bergwerksabgaben, soweit diese Vor¬ 
schriften die Maßengebühren regeln; 

7. das im Reichsgau Sudetenland geltende 
Gesetz vom 21. Dezember 1932, betreffend 
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die Bergwerksabgaben von Schürfen und 
Maßen (SdGuV. Nr. 206), soweit es die 
Maßengebühren regelt; 

8 . § 25 des Kohlensteuergesetzes vom 20. März 
1923 (Reichsgesetzbl. I S. 193). 

§2 

(i) Abgaben, die nach den im § 1 bezeichneten 
Vorschriften vor dem 1. Oktober 1943 fällig ge¬ 
worden sind, werden nur erhoben, soweit sie auf 
die Zeit bis 30. September 1943 entfallen. Die 
bisherigen Bestimmungen über die Erhebung 


319 

und Beitreibung rückständiger Abgaben und 
über die Rechtsfolgen der nicht rechtzeitigen 
Entrichtung geschuldeter Beträge bleiben unbe¬ 
rührt, soweit es sich dabei um Abgaben oder 
Abgabenteile im Sinne von Satz 1 handelt. 

( 2 ) Abgaben, die im voraus für bestimmte Zeit¬ 
abschnitte entrichtet worden sind, werden auf 
Antrag erstattet, soweit die vereinnahmten Be¬ 
träge auf die Zeit nach dem 30. September 1943 
entfallen. Der Anspruch auf Erstattung erlischt, 
wenn er nicht bis zum Schluß des Jahres 1944 
geltend gemacht wird. 


Berlin, den 30. Oktober 1944. 

Der Generalbevollmächtigte für die Wirtschaft 

Walther Funk 


Verordnung über Änderungen des Mieterschutzrechts. 
Vom 7. November 1944. 


Auf Grund des Artikels I der Verordnung 
über Kündigungsschutz für Miet- und Pacht¬ 
räume vom 28. August 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 917) in Verbindung mit den Verordnungen 
vom 31. August 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1602) 
und vom 15. Juli 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 393) 
wird folgendes verordnet: 

Artikel I 

Zwangswohnungstausch 

§1 

( 1 ) Kommt ein Wohnungstausch deshalb nicht 
zustande, weil einer oder mehrere der beteiligten 
Mieter trotz Zustimmung der übrigen den Tausch 
ablehnen, obwohl sie auf Grund vollstreckbaren 
Urteils oder Vergleichs zur Räumung ihrer 
Wohnung verpflichtet sind, so kann das Miet¬ 
einigungsamt auf Antrag den Tausch anordnen, 
wenn die Tauschwohnungen in derselben Ge¬ 
meinde liegen und der Tausch den zur Räumung 
ihrer Wohnung verpflichteten Mietern nach der 
gesamten Sachlage billigerweise zuzumuten ist. 

( 2 ) Ist der Vermieter eine Baugenossenschaft, 
so muß der Tauschmieter Mitglied der Genos¬ 
senschaft sein oder werden. 

( 3 ) Mit Rechtskraft der Anordnung gilt der 
Tausch als zwischen den Mietern vereinbart. 

§2 

( 1 ) Den Antrag auf Anordnung des Wohnungs¬ 
tausches kann sowohl die Gemeinde als auch der 
Vermieter stellen, dem gegenüber der Mieter zur 
Räumung verpflichtet ist. Die Gemeinde ist zu 


dem Anträge des Vermieters zu hören. Sie kann 
auch beantragen, daß das Mieteinigungsamt die 
Zustimmung der Vermieter zum Tausch ersetzt 
und die Zwangsvollstreckung gegen einen Mieter 
zur Herausgabe der Wohnung für die Dauer des 
Verfahrens über den Wohnungstausch einstellt. 

( 2 ) Zur Durchführung des Wohnungstausches 
kann die Gemeinde an Stelle des Vermieters die 
Zwangsvollstreckung gegen einen am Tausch be¬ 
teiligten, auf Grund vollstreckbaren Urteils oder 
Vergleichs zur Räumung seiner Wohnung ver¬ 
pflichteten Mieter betreiben. Zu diesem Zweck 
ist ihr auf Antrag eine vollstreckbare Aus¬ 
fertigung des Urteils oder Vergleichs zu erteilen. 

§3 

( 1 ) Hat das Mieteinigungsamt einen Woh¬ 
nungstausch angeordnet, so haftet der neue 
Mieter nicht für die Verpflichtungen, die wäh¬ 
rend der Mietzeit des bisherigen Mieters gegen¬ 
über dem Vermieter entstanden sind; das Miet¬ 
einigungsamt kann eine abweichende Regelung 
treffen, wenn dies der Billigkeit entspricht und 
dem neuen Mieter zugemutet werden kann. 

( 2 ) Die Haftung des bisherigen Mieters für 
diese Verpflichtungen bleibt unberührt. 

§4 

( 1 ) Das Verfahren richtet sich im übrigen im 
Geltungsbereich des Mieterschutzgesetzes sinn¬ 
gemäß nach den Vorschriften des Zweiten 
Abschnitts dieses Gesetzes und der Anordnung 
für das Verfahren in Mieteinigungssachen vom 
16. Dezember 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 723). 
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( 2 ) In den Alpen- und Donau-Reichsgauen 
entscheidet an Stelle des Mieteinigungsamts die 
Mietkommission nach den für sie geltenden Ver¬ 
fahrensvorschriften. Im Reichsgau Sudetenland 
und in den in die Reichsgaue Niederdonau und 
Oberdonau eingegliederten sudetendeutschen 
Gebieten entscheidet das Amtsgericht im außer¬ 
streitigen Verfahren; gegen die Entscheidung 
des Amtsgerichts findet binnen acht Tagen der 
Rekurs statt; die Entscheidung über den Rekurs 
ist unanfechtbar. 

§5 

Die Gebühren und Auslagen bestimmen sich 

im Anwendungsbereich des Mieterschutz¬ 
gesetzes nach § 46 dieses Gesetzes, 

in den Alpen- und Donau-Reichsgauen nach 
derGerichtsgebührennovellel942 (Reichs- 
ministerialbl. S. 37), 

im Reichsgau Sudetenland nach der Kosten¬ 
ordnung vom 25. November 1935 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 1371) 

mit folgenden Maßgaben: 

1. Das Mieteinigungsamt (die Mietkommis¬ 
sion, das Amtsgericht) bestimmt nach 
freiem Ermessen, wer die Gerichtskosten 
zu zahlen hat. Die Gemeinde ist in keinem 
Falle zur Zahlung von Kosten verpflichtet. 
Hat sie allein den Antrag auf Anordnung 
des Wohnungstausches gestellt, so werden 
Gebühren und Auslagen nur erhoben, 
wenn dem Antrag stattgegeben wird. Als 
Streitwert ist der Jahresbetrag der Miete 
der billigsten Wohnung maßgebend. In 
den Alpen- und Donau-Reichsgauen sind 
Eingaben- und Beilagengebühren nicht zu 
entrichten. Im Reichsgau Sudetenland 
wird für die Anordnung des Wohnungs¬ 
tausches das Doppelte der vollen Gebühr 
erhoben. 

2. Für das Verfahren über Anträge auf Er¬ 
setzung der Zustimmung der Vermieter 
und auf Einstellung der Zwangsvollstrek¬ 
kung (§ 2 Abs. 1 Satz 3) werden besondere 
Gebühren nicht erhoben. 

Artikel II 

Lockerung des Mieterschutzes in besonderen Fällen 

§6 

( 1 ) Hat der Gebrauchsberechtigte Räume, die 
durch Stillegung eines Betriebes für einen ander¬ 
weitigen Gebrauch verfügbar geworden sind, für 
die Zeit seiner Gebrauchsverhinderung einem 
Dritten vermietet oder untervermietet, so kann 
sich der Mieter oder Untermieter auf den ge¬ 
setzlichen Mieterschutz nicht berufen, wenn der 
bisherige Gebrauchsberechtigte die Räume zur 
Wiederaufnahme seines Betriebes oder seiner 
bisherigen Tätigkeit benötigt. 


( 2 ) Die Vorschrift des Abs. 1 findet auch An¬ 
wendung auf Räume, die im Vollzüge der Ver¬ 
ordnungen über die Meldung von Männern und 
Frauen für Aufgaben der Reichsverteidigung 
vom 27. Januar 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 67), 
10. Juni 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 133), 28. Juli 
1944 (Reichsgesetzbl. I S. 168) und 29. August 
1944 (Reichsgesetzbl. I S. 190), der Verordnung 
zur Freimachung von Arbeitskräften für kriegs¬ 
wichtigen Einsatz vom 29. Januar 1943 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 75) oder der Verordnung über die 
Meldepflicht von Männern und Frauen, die aus 
Anlaß des Luftkrieges ihre bisherige Tätigkeit 
aufgegeben haben, vom 17. Januarl944 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S.’23) für einen anderweitigen Ge¬ 
brauch verfügbar geworden sind. 

§7 

( 1 ) Hat ein Mieter, der infolge des Krieges im 
Gebrauch der Mieträume behindert ist oder sich 
mit Rücksicht auf die Kriegsverhältnisse in 
seinem Raumbedarf beschränkt hat, die Räume 
ganz oder teilweise untervermietet, so kann sich 
der Untermieter auf den gesetzlichen Mieter¬ 
schutz nicht berufen, wenn im Untermietvertrage 
der Grund der Untervermietung und die Voraus¬ 
setzungen ihrer Beendigung schriftlich festgelegt 
worden und diese Voraussetzungen eingetreten 
sind. 

( 2 ) Einem Untermietverhältnis steht es gleich, 
wenn ein Hauseigentümer oder jemand, der 
einen Raum auf Grund eines Erbbaurechtes 
(Baurechtes), Nießbrauchs oder ähnlichen Rechts¬ 
verhältnisses innehat, die von ihm selbst im 
Hause benutzten Räume ganz oder teilweise 
unter den im Abs. 1 bezeichneten Voraussetzun¬ 
gen vermietet. 

( 3 ) Auf Miet- und Untermietverhältnisse, die 
vor dem 1. Januar 1943 abgeschlossen worden 
sind, finden die Vorschriften der Abs. 1 und 2 
keine Anwendung. 

§8 

Die Vorschriften der §§ 6 und 7 gelten ent¬ 
sprechend für Pachtverhältnisse über Räume 
und für Miet- und Pachtverhältnisse über ge¬ 
werblich genutzte unbebaute Grundstücke. 

§9 

Für Mietverhältnisse und Untermietverhält¬ 
nisse mit Luftkriegsbetroffenen über Räume, 
die nach den Vorschriften der Verordnung zur 
Wohnraumversorgung der luftkriegsbetroffenen 
Bevölkerung vom 21. Juni 1943 (Reichsgesetzbl. 
IS. 355) erfaßbar sind, gelten folgende besondere 
Vorschriften: 

1. Die Erlaubnis des Vermieters zur Unter¬ 
vermietung an einen Luftkriegsbetroffenen 
gilt allgemein als erteilt; der Vermieter 
kann jedoch im Einzelfalle der Unterver- 
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mietung aus wichtigem Grund widerspre¬ 
chen. Über den Widerspruch entscheidet 
im Streitfälle das Mieteinigungsamt; § 4 
findet Anwendung. Im übrigen entscheidet 
an Stelle des Mieteinigungsamts, wo ein 
solches nicht besteht und eine sonstige Re¬ 
gelung nicht getroffen ist, das Amtsgericht. 
Verfahren, Rechtsmittelzug und Kosten 
richten sich in diesem Falle nach den Vor¬ 
schriften des Zweiten Abschnitts des Mie¬ 
terschutzgesetzes und der Anordnung für 
das Verfahren in Mieteinigungssachen vom 
16. Dezember 1942. 

2. Für ein dem Untermieter beim Gebrauch 
des Mietraumes zur Last fallendes Ver¬ 
schulden haftet der Mieter nur, wenn er 
die Veränderungen oder Verschlechterun¬ 
gen nicht unverzüglich nach Rückgabe des 
Raumes dem Vermieter anzeigt; im übri¬ 
gen haftet dem Vermieter nur der Unter¬ 
mieter. 

3. Die Vorschriften über den gesetzlichen 
Mieterschutz und Untermieterschutz (Kün¬ 
digungsschutz) finden keine Anwendung. 

Artikel III 

Änderungen der Mieterschutzvorschriften und der 
Sechsten Verordnung zur Ausführung der Verord¬ 
nung über Kündigungsschutz für Miet- und Pacht¬ 
räume 

§10 

§ 5 Abs. 3 des Mieterschutzgesetzes erhält fol¬ 
gende Fassung: 

»( 3 ) In der Urteilsformel ist ferner zu be¬ 
stimmen, daß der Mieter den Mietraum zu 
dem im Abs. 1 bezeichrieten Zeitpunkt oder 
nach Ablauf der im § 5 a vorgesehenen oder 
dem Mieter sonst bewilligten Räumungsfrist 
an den Vermieter herauszugeben hat.« 

§11 

( 1 ) § 14 des Mieterschutzgesetzes wird folgen¬ 
dermaßen geändert: 

1. Im Abs. 1 wird als zweiter Satz eingefügt: 
»Gegen das Urteil des Oberlandesgerichts 

findet die Revision nur statt, wenn sie im 
Urteil wegen der grundsätzlichen Bedeutung 
der zu entscheidenden Rechtsfragen zugelas¬ 
sen worden ist.« 

2. Im Abs. 3 werden die Worte »von derselben 
Kammer des Landgerichts« ersetzt durch 
»von demselben Senat des Oberlandesgerichts «. 

( 2 ) In den Alpen- und Donau-Reichsgauen 
findet in Kündigungsstreitigkeiten aus Miet-und 
Pachtverhältnissen, auf welche die Bestimmun¬ 
gen über den Schutz der Mieter anzuwenden 
sind, gegen das Urteil des Berufungsgerichtes 
die Revision nur statt, wenn sie im Urteil wegen 


der grundsätzlichen Bedeutung der zu entschei¬ 
denden Rechtsfragen zugelassen worden ist. 

( 3 ) An die Stelle des § 4 Abs. 5 des im Reichs¬ 
gau Sudetenland und in den in die Reichsgaue 
Niederdonau und Oberdonau eingegliederten 
sudetendeutschen Gebieten geltenden Gesetzes 
über den Schutz der Mieter vom 28. März 1928 
(SdGuV. Nr. 44) in der Fassung der Kund¬ 
machung vom 24. März 1934 (SdGuV. Nr. 62) 
treten folgende Vorschriften: 

»( 5 ) Gegen den Beschluß kann binnen acht 
Tagen nach seiner Zustellung der Rekurs an 
das Oberlandesgericht eingebracht werden; 
der Rekurs ist beim Amtsgericht einzubrin¬ 
gen. Gegen den Beschluß des Oberlandesge¬ 
richts ist ein Rechtsmittel nicht zulässig. Der 
Beschluß ersetzt, wenn er in Rechtskraft 
erwachsen ist, eine gültige Kündigung. 

(e) Ergeben sich bei der Auslegung einer 
Rechtsvorschrift Zweifel grundsätzlicher Art, 
so kann das Oberlandesgericht den Rekurs 
unter Begründung seiner Rechtsauffassung 
dem Reichsgericht vorlegen. Der Beschluß 
über die Vorlegung ist den Parteien bekannt¬ 
zumachen. Über den Rekurs entscheidet in 
diesem Falle das Reichsgericht.« 

§12 

In den §§ 23, 23 a des Mieterschutzgesetzes 
fallen die Worte »vor dem 1. Juli 1918« weg. 

§13 

§ 31 Abs. 3 des Mieterschutzgesetzes und § 2 
Abs. 3 der Sechsten Verordnung zur Ausfüh¬ 
rung der Verordnung über Kündigungsschutz 
für Miet- und Pachträume vom 15. Dezember 
1942 (Reichsgesetzbl. I S.709) erhalten folgende 
Fassung: 

»( 3 ) Ist die Verpflichtung zur Herausgabe 
der Wohnung in einem vollstreckbaren Urteil 
oder Vergleich ausgesprochen, so kann das 
Mieteinigungsamt auf Antrag des bisherigen 
Mieters die Zwangsvollstreckung für die 
Dauer des Verfahrens über den Wohnungs¬ 
tausch einstellen.« 

§ 14 

§ 41 Abs. 1 Satz 2 des Mieterschutzgesetzes 
erhält folgende Fassung: 

»Uber die Rechtsbeschwerde entscheidet der 
Zivilsenat des Oberlandesgerichts als Be¬ 
schwerdestelle «. 

Artikel IV - 
Inkrafttreten und Geltungsbereich 

§ 15 

( 1 ) Die Verordnung tritt am 15. November 1944 
in Kraft. Soweit die Vorschriften der Zwei¬ 
ten Kriegsmaßnahme ►".Verordnung vom 27. Sep- 
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teraber 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 229) Abwei¬ 
chendes bestimmen, bleiben sie unberührt. 

( 2 ) Die Verordnung gilt nicht in den einge¬ 
gliederten Ostgebieten einschließlich des Ge¬ 
biets der bisherigen Freien Stadt Danzig. § 9 

Berlin, den 7. November 1944. 


ist jedoch im gesamten Geltungsbereich der Ver- 
ordnung zur Wohnraumversorgung der luft¬ 
kriegsbetroffenen Bevölkerung vom 21. Juni 
1943 anzuwenden; § 23 dieser Verordnung wird 
aufgehoben. 


Der Reichsminister der Justiz 
Dr. T h i e r a c k 


I )er Reichswohnungskommissar 
In Vertretung 
Schmeer 


Achte Verordnung zur Ausführung des Reichsjagdgesetzes. 
Vom 8. November 1944. 


Auf Grund des § 70 des Reichsjagdgesetzes 
vom 3. Juli 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 549) wird 
verordnet: 

. §1 

§ 18 Abs. 1 der Verordnung zur Ausführung 
des Reichsjagdgesetzes vom 27. März 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 431) in der Fassung vom 
17. Februar 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 77) wird 
wie folgt geändert: 

»( 1 ) Ist keiner der Erben des Jagdpächters 
jagdpachtfähig, so erlischt der Pachtvertrag 
mit dem Ende des Pachtjahres, in dem der 

Berlin, den 8. November 1944. 


Erbfall eintritt. Für die Zeit bis zum Er¬ 
löschen des Vertrages haben die Erben dem 
Kreisjägermeister einen jagdpachtfähigen 
Jäger als Jagdausübungsberechtigten zu be¬ 
nennen. Kommen die Erben der Aufforderung 
nicht nach, so trifft der Kreisjägermeister die 
zur Ausübung und zum Schutze der Jagd er¬ 
forderlichen Anordnungen: die Beschwerde 
ist zulässig.« 

■ §2 

Die Verordnung tritt am siebenten Tage nach 
der Verkündung in Kraft. 


Der Reichsjäger 111 eister 
In Vertretung 
Klagges 

Mit dev Führung der Geschäfte des Staatssekretärs beauftragt 
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Vierte Verordnung zur Vereinfachung des Fürsorgerechts. 
Vom 9. November 1944. 


Auf Grund des § 38 der Fürsorgepflichtver¬ 
ordnung in der Fassung der Verordnung zur 
Vereinfachung des Fürsorgerechts vom 7. Ok¬ 
tober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2002) und des 
Artikels 5 des Ersten Gesetzes zur Überleitung 
der Rechtspflege auf das Reich vom 16. Februar 
1934 (Reichsgesetzbl. I S. 91) wird im Einver¬ 
nehmen mit dem Reichsarbeitsminister und dem 
Reichsminister der Finanzen verordnet: 

§ 1 

(1) Die Gaufürsorgeverbände (Landesfürsorge¬ 
verbände) sind verpflichtet, für den notwendi¬ 
gen Lebensbedarf hilfsbedürftiger anstalt'spflege- 
bedürftiger Geisteskranker, Geistesschwacher, 
Epileptiker, Taubstummer, Blinder und Krüp¬ 
pel in geeigneten Anstalten zu sorgen. Diese 
Verpflichtung beschränkt sich bei volljährigen 
Krüppeln auf Personen, die nach der Art ihres 
Leidens der Aufnahme in einer mit den beson¬ 
deren Einrichtungen der Krüppelbehandlung 
ausgestatteten Anstalt bedürfen. 

( 2 ) Vorläufig verpflichtet ist der Gaufürsorge¬ 
verband, in dessen Bereich sich der Hilfsbedürf¬ 
tige befindet. 

(3) Dieser Gaufürsorgeverband kann die Über¬ 
nahme des Hilfsbedürftigen sowie den Ersatz 
der Kosten von dem Gaufürsorgeverband ver¬ 
langen, der endgültig fürsorgepflichtig ist oder 


dem der endgültig fürsorgepflichtige Bezirks¬ 
fürsorgeverband angehört. 

§ 2 

( 1 ) Der Gaufürsorgeverband, in dessen Be¬ 
reich der endgültig fürsorgepflichtige Bezirks¬ 
fürsorgeverband liegt, kann den Ersatz von 
drei Vierteln der Kosten von dem endgültig für¬ 
sorgepflichtigen Bezirksfürsorgeverband verlan¬ 
gen; den Rest der Kosten trägt er selbst. Das 
gleiche gilt für Kosten, die einem Gaufürsorge¬ 
verband aus einer Unterbringung in einer Fa¬ 
milie statt in einer Anstalt entstehen. 

( 2 ) Die Beteiligung der kreisangehörigen Ge¬ 
meinden an den dem Landkreis zur Last fallen¬ 
den Kosten regelt der Reichsminister des Innern 
im Einvernehmen mit dem Reichsminister der 
Finanzen. 

§3 

( 1 ) Die Gaufürsorgeverbände sind verpflichtet, 
die Unterbringung von Personen in einer Heil¬ 
oder Pflegeanstalt, einer Trinkerheilanstalt oder 
einer Entziehungsanstalt auf Grund eines straf¬ 
gerichtlichen Urteils zu vollziehen. 

( 2 ) Der Gaufürsorgeverband, in dessen Be¬ 
reich die Vollstreckungsbehörde ihren Sitz hat, 
ist auf ihr Ersuchen zur vorläufigen Unterbrin¬ 
gung verpflichtet. 

( 3 ) Die Kosten der Überführung in die Anstalt 
trägt die Reichs justizverwaltung. 
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( 4 ) Ist der Verurteilte hilfsbedürftig, so regelt 
sich die endgültige Pflicht zur Kostentragung 
nach § 1 Abs. 3 und § 2 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2. 

§4 

Die Unterbringung Verurteilter in einem Ar¬ 
beitshaus gemäß § 42 a Nr. 3 des Reichsstraf¬ 
gesetzbuchs ist von der Reichsjustizverwaltung 
zu vollziehen. 

§ 5 

Es fallen fort: 

1. die §§ 5 bis 7 der Verordnung über die 
Einführung fürsorgerechtlicher Vorschrif¬ 
ten im Lande Österreich vom 3. September 
1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1125); 

2. die §§ 6 bis 8 der Verordnung über die' 
Einführung fürsorgerechtlicher Vorschrif¬ 
ten in den sudetendeutschen Gebieten vom 
28. Dezember 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1971); 

3. im § 8 Abs. 4 Satz 1 der Verordnung über 
die Einführung fürsorgerechtlicher Vor¬ 
schriften im Lande Österreich vom 3. Sep¬ 
tember 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1125) die 
Worte: »und nach § 6 Abs. 2«; 

4. im § 9 Abs. 3 Satz 1 der Verordnung über 
die Einführung fürsorgerechtlicher Vor¬ 
schriften in den sudetendeutschen Gebieten 
vom 28. Dezember 1938 (Reichsgesetzbl. I 

S. 1971) die Worte: »und nach § 7 Abs. 2« 

Berlin, den 9. November 1944. 


5. die landesrechtlichen Vorschriften über 
die außerordentliche Fürsorgelast und über 
den Vollzug von Maßregeln der Sicherung 
und Besserung, die mit Freiheitsentziehung 
verbunden sind: neue landesrechtliche Vor¬ 
schriften dieser Art dürfen nicht mehr er¬ 
lassen werden. 

§6 

Verfahren in Fürsorgestreitsachen (§ 29 der 
Fürsorgepflichtverordnung in der Fassung der 
Verordnung zur Vereinfachung des Fürsorge¬ 
rechts vom 7. Oktober 1939, Reichsgesetzbl. I 
S. 2002) fallen bis zum Ablauf des auf das 
Kriegsende folgenden Rechnungsjahres fort. Die 
am Tage der Verkündung dieser Verordnung in 
zweiter Rechtsstufe anhängigen Sachen werden 
zu Ende geführt. 

§7 

( 1 ) Der Reichsminister des Innern erläßt im 
Einvernehmen mit dem Reichsarbeitsminister 
und hinsichtlich der §§ 3 bis 4 im Einvernehmen 
mit dem Reichsminister der Justiz die zur Durch¬ 
führung dieser V erordnung crforderlichenRechts- 
und Verwaltungsvorschriften. 

( 2 ) Diese Verordnung tritt am 1. April 1945 
in Kraft. § 6 tritt am Tage der Verkündung der 
Verordnung in Kraft. 

( 3 ) Die Verordnung gilt auch in den einge¬ 
gliederten Ostgebieten. 


Der Reichs minister des Innern 

In Vertretung 

Dr. L. Conti 

Der Reichsminister der Justiz 

In Vertretung 
Klemm 


Verordnung 

über die Anpassung der sozialen Unfallversicherung an den totalen Kriegseinsatz. 

Vom 9. November 1944 *). 


Zur Vereinfachung der sozialen Unfallver¬ 
sicherung wird auf Grund des Abschnitts I Abs. 2 
des Erlasses des Führers über den totalen Kriegs¬ 
einsatz vom 25. J uli 1944 (Reichsgesetzbl. IS. 161) 
im Einvernehmen mit dem Reichsbevollmächtig¬ 


ten für den totalen Kriegseinsatz, dem Reichs¬ 
minister und Chef der Reichskanzlei, dem Leiter 
der Partei-Kanzlei, dem Generalbevollmächtig¬ 
ten für die Reichsverwaltung und den übrigen 
beteiligten Reichsministern verordnet: 
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Abschnitt I 
Unfallversicherung 

§ 1 

(1) Es werden vereinigt: 

a) die Sächsische Hol z-Be ntfsgenossensc.il af t, 
die Norddeutsche Holz-Berufsgenossen¬ 
schaft und die Süddeutsche Holz-Berufs¬ 
genossenschaft; 

b) die Norddeutsche Textil-Berufsgenossen- 
schaft, die Süddeutsche Textil-Berufsge- 
nossenschaft, die Schlesische Textil-Berufs- 
genossenschaft, die Sächsische Textil-Be- 
ruf sgenossenschaf t und dieSudetendeutsche 
Textil-Berufsgenossenschaft; 

c) die Tiefbau-Berufsgenossenschaft und die 
Berufsgenossenschaft derSchornsteinfeger- 
meister des Deutschen Reichs mit der Bau- 
Berufsgenossenschaf t ; 

d) die Töpferei-Berufsgenossenschaft mit der 
Ziegelei-Berufsgenossenschaft. 

( 2 ) Es werden aufgeteilt: 

a) die Norddeutsche Metall-Berufsgenossen- 
schaft und die Süddeutsche Edel- und Un¬ 
edelmetall-Berufsgenossenschaft auf die 
für ihre Bereiche örtlich zuständigen Eisen- 
und Stahl-Berufsgenossenschaften und die 
Berufsgenossenschaft der Feinmechanik 
und Elektrotechnik; 

b) die Schmiede-Berufsgenossenschaft auf die 
Eisen- und Stahl-Berufsgenossenschaften. 

( 3 ) Das Nähere, insbesondere den Zeitpunkt 
für die Vereinigung und Aufteilung der Berufs¬ 
genossenschaften, bestimmt das Reichsversiche¬ 
rungsamt. 

§2 

( 1 ) Die Vorschriften der §§ 783 bis 842 der 
Reichsversicherungsordnung über Zweiganstal¬ 
ten werden aufgehoben. 

( 2 ) Die Aufgaben der Zweiganstalten bei der 
Bau-Berufsgenossenschaft und der Tiefba.u-Be- 
rufsgenossenschaft werden auf die Berufsgenos¬ 
senschaften übertragen, denen sie angegliedert 
sind. 

§2 

(l)DieUnfallanzeige des Unternehmers (§ 1552 
der Reichsversicherungsordnung) ist nur dann 
zu erstatten, wenn durch den Unfall ein im Un¬ 
ternehmen Beschäftigter getötet oder so verletzt 
ist, daß er stirbt oder für mehr als sieben Tage 
völlig oder teilweise arbeitsunfähig wird. 


( 2 ) Die Anzeige an die Ortspolizeibehörde des 
Unfallortes beim Tode des Verletzten (§ 1553 
Abs. 1 Satz 4 der Reichsversicherungsordnung) 
fällt weg. 

( 3 ) Eine Unfalluntersuchung durch die Orts¬ 
polizeibehörde des Unfallortes von Amts wegen 
(§ 1559 Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung) 
findet nicht mehr statt. 

§4 

( 1 ) Die Höhe der neu festzustellenden Renten 
ergibt sich in allen Zweigen der Unfallversiche¬ 
rung bei Jahresarbeitsverdiensten bis zu 7 20Q 
Reichsmark und den entsprechenden Monats¬ 
und Wochenverdiensten aus anliegender Tabelle. 
Der Reichsarbeitsminister wird ermächtigt, für 
die nach höheren Verdiensten zu errechnenden 
Renten eine entsprechende Tabelle bekanntzu¬ 
geben. 

( 2 ) Für die Berechnung der Rente ist — un¬ 
beschadet des Abs. 5 — 

a) bei monatlichem Gehalt von dem Gehalt 
im letzten Kalendermonat vor dem Unfall, 

b) bei wöchentlicher Lohnzahlung von dem 
Lohn in den letzten vier Lohnzahlungs¬ 
wochen vor dem Unfall, 

c) bei Auszahlung der Wochenlöhne für einen 
Zeitraum von vier oder fünf Wochen von 
dem letzten Lohnzahlungszeitraum vor dem 
Unfall, 

d) im übrigen von dem Jahresarbeitsverdienst 
auszugehen. 

(3) War der Versicherte noch keinen vollen 
Kalendermonat vor dem Unfall in dem Unter¬ 
nehmen, so ist der bereits verdiente Entgelt nach 
der Zahl der Tage, in denen er verdient worden 
ist, auf den vollen Kalendermonat umzurechnen. 
Entsprechendes gilt für die Fälle des Abs. 2 
Buchst, b und c. 

(4) Bei Unternehmern gilt als Jahresarbeits¬ 
verdienst, 

a) sofern die Berufsgenossenschaft in ihrer 
Satzung hierfür einen bestimmten Betrag 
festgesetzt hat, dieser Betrag, 

b) sonst das sich aus dem letzten Einkom¬ 
mensteuerbescheid ergebende Erwerbsein- 
kommen. 

( 5 ) Soweit in der landwirtschaftlichen und der 
See-Unfallversicherung jährliche oder monat¬ 
liche Durchschnittssätze festgesetzt sind, ist von 
diesen auszugehen. 
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(e) Erscheint die nach Abs. 2 und 4 Buchst, b 
ermittelte Berechnungsgrundlage der Rente un¬ 
billig, so findet § 566 der Reichsversicherungs¬ 
ordnung Anwendung. 

§5 

(1) Das Tagegeld in der Unfallversicherung 
(§ 559e der Reichsversicherungsordnung) beträgt 
50 Reichspfennig, soweit nicht für einzelne Per¬ 
sonengruppen eine andere Regelung getroffen ist. 

( 2 ) Für die Berechnung des Familiengeldes 
in der Unfallversicherung (§ 559e der Reichs¬ 
versicherungsordnung) gilt § 4 dieser Verord¬ 
nung entsprechend. 

( 3 ) Die zum berufsgenossenschaftlichen Heil¬ 
verfahren zugelassenen Krankenanstalten (§ 6 
der Bestimmungen des Reichsversicherungsamts 
vom 19. Juni 1936, Reichsarbeitsbl. S. IV 195) 
sind verpflichtet, auf Ersuchen der Versiche¬ 
rungsträger das Tagegeld an die bei ihnen in 
geschlossener Behandlung befindlichen Ver¬ 
sicherten auszuzahlen. 

§6 

Die erhöhte Witwenrente (§ 588 Abs. 1 Satz 2 
der Reichsversicherungsordnung) erhalten auch 
Witwen, die das 65. Lebensjahr vollendet haben. 

§7 

Für die Aufbringung der Mittel im Umlage¬ 
verfahren gilt folgendes: 

1. Die Mitglieder der Berufsgenossenschaf¬ 
ten haben den Beitrag des Jahres 1943 
auch für die folgenden Jahre zu entrich¬ 
ten, jedoch mit der Maßgabe, daß bei einer 
Erhöhung der Jahreslohnsumme der Ver¬ 
sicherten eines Unternehmers um mehr als 
10 vom Hundert ein entsprechender Zu¬ 
schlag, bei einer Ermäßigung der Jahres¬ 
lohnsumme um mehr als 10 vom Hundert 
ein entsprechender Abschlag vom Unter¬ 
nehmer selbst vorzunehmen ist, sofern sich 
die Zahl der Versicherten des Unternehmens 
um mindestens zwei geändert hat. Der 
Reichsarbeitsminister kann Abweichendes 
bestimmen. 

Berlin, den 9. November 1944. 


2. Für neu errichtete Unternehmen setzt der 
Leiter der Berufsgenossenschaft den Bei¬ 
trag fest. 

3. Gegen die Festsetzung des Beitrages ist 
ein Rechtsmittel nicht gegeben. 

§8 

Überweisungen eines Unternehmens von einem 
Träger der Reichsunfallversicherung zu einem 
anderen finden nicht mehr statt. 

§9 

Rechtsmittel gegen die Aufnahme in das Un¬ 
ternehmerverzeichnis (Betriebsverzeichnis) und 
gegen die Löschung eines Unternehmens im Un¬ 
ternehmerverzeichnis sind nicht mehr zulässig. 

Abschnitt II 

Unfallfürsorge für Gefangene 

§10 

Im § 1 des Gesetzes, betreffend die Unfallfür¬ 
sorge für Gefangene, vom 30. Juni 1900 (Reichs- 
gesetzbl. S.536) wird folgender Abs. 3 angefügt: 

»Eine Entschädigung ist nicht zu leisten bei 

Unfällen, wegen deren dem Gefangenen Für¬ 
sorge und Versorgung nach der Personen¬ 
schädenverordnung vom 10. November 1940 

(Reichsgesetzbl. I S. 1482) gewährleistet ist.« 

Abschnitt III 
Schlußvorschri f ten 

§ 11 

( 1 ) Die Verordnung tritt, vorbehaltlich der 
Regelung im Abs. 2, am 1. Oktober 1944 in Kraft. 

( 2 ) Der § 2 tritt am 1. Januar 1945, der § 10 
tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1942 in Kraft. 

§12 

( 1 ) Der Reichsarbeitsminister kann zur Durch¬ 
führung dieser Verordnung Rechts- und Ver¬ 
waltungsvorschriften erlassen. 

( 2 ) Den Zeitpunkt des Außerkrafttretens dieser 
Verordnung bestimmt der Reichsarbeitsminister. 


Der Reichsarbeitsminister 
Franz Seldte 


Monatliche Rentenbezüge aus der reichsgesetzlichen Unfallversicherung 
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Dritte Ausführungsbestimmungen 
zur Verordnung zur Vereinfachung der Wirtschaftsstatistik. 

Vom 11, November 1944. 


Im Rahmen der Maßnahmen des Reichsbe voll¬ 
mächtigten für den totalen Kriegseinsatz be¬ 
stimme ich auf Grund des § 9 Abs. 4 der Ver¬ 
ordnung zur Vereinfachung der Wirtschafts¬ 
statistik vom 13. Februar 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 389) in der Fassung der Verordnung vom 
9. April 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 633): 

§1 

Alle vor dem 1. Oktober 1944 erteilten Ge¬ 
nehmigungen für wirtschaftsstatistische Erhe¬ 
bungen erlöschen mit dem 31. Dezember 1944, 
gleichgültig, ob sie vom Statistischen Zentralaus¬ 
schuß oder von einer anderen Stelle auf Grund 
einer allgemeinen Genehmigung des Statistischen 
Zentralausschusses erteilt worden sind. Das Er¬ 
löschen einer Genehmigung hat die Wirkung, 
daß die Erhebung nicht für einen nach dem 
31. Dezember 1944 liegenden Stichtag oder ein¬ 
tretenden Erhebungsfall oder nach diesem Stich¬ 
tag endenden Berichtszeitraum durchgeführt 
werden darf. 

Berlin, den 11. November 1944. 


§2 

Die auf Grund des § 5 der Verordnung zur Ver¬ 
einfachung der Wirtschaftsstatistik vom 13. Fe¬ 
bruar 1939 allgemein erteilten Genehmigungen 
für bestimmte Arten von statistischen Erhebun¬ 
gen werden hiermit aufgehoben. 

§3 

Soll eine Erhebung nach dem 31. Dezember 
1944 fortgeführt werden, ist ein neuer Genehmi¬ 
gungsantrag mindestens vier Wochen - vor der 
ersten Wiederholung der Erhebung der bei der 
sachlich zuständigen Obersten Reichsbehörde neu 
geschaffenen Vorprüfstelle einzureichen. Der 
Antrag muß eindeutig ergeben, daß die Erhebung 
für kriegsentscheidende Arbeiten notwendig ist. 
Er kann formlos gestellt werden; der Entwurf 
des Erhebungsvordrucks ist mit dem zuletzt be¬ 
nutzten Erhebungsvordruck dem Antrag in zwei¬ 
facher Ausfertigung beizufügen. 


Der Vorsitzer 

des Statistischen Zentralausschusses 

111 g n e r 
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* 


Verordnung 

zur Änderung der Verordnung über die Durchführung der Holzaufbringung. 

Vom 13. November 1944. 


Auf Grund der §§ 1 und 2 der Verordnung 
zur verstärkten Deckung des Rohstoffbedarfs an 
Holz vom 7. Dezember 1936 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1011) und der Verordnung über den Anbau 
und die Nutzung von Pappeln und anderen 
Nutzholzarten außerhalb des Waldes vom 8.Sep¬ 
tember 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 551) wird 
folgendes verordnet: 

§ 1 

Der § 7 der Verordnung über die Durchfüh¬ 
rung der Holzaufbringung vom 26 Juli 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 449) erhält für die Dauer 
des Krieges folgende Fassung: 

»§ 7 

(l) Gegen Höhe und Art des festgesetzten 

Holzeinschlags ist der Einspruch gegeben. 

Er ist innerhalb einer Ausschlußfrist von 

Berlin, den 13. November 1944. 


14 Tagen bei der Stelle einzureichen, die den 
Holzeinschlag festgesetzt hat. Uber den Ein¬ 
spruch entscheidet das zuständige Forst- und 
Holzwirtschaftsamt endgültig. Hat das Forst- 
und Holzwirtschaftsamt oder eine forstliche 
Mittelstelle als beauftragte Forstdienststelle 
die Aufgaben der Prüfungsstelle wahrgenom¬ 
men. so entscheidet über den Einspruch der 
Reichsforstmeister endgültig. 

( 2 ) Der Einspruch hemmt den Vollzug des 
festgesetzten Holzeinschlags nur in dem Um¬ 
fang, in dem die festsetzende Stelle auf Antrag 
dem Aussetzen des Holzeinschlags zuge¬ 
stimmt hat,.« 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 1944 
in Kraft; sie gilt auch in den eingegliederten 
Ostgebieten. 


Der Reichsforstmeister 

In Vertretung 

Klagges 

Mit der Führung der Geschäfte des Staatssekretärs beauftragt 
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Siebente Verordnung 

zur Ausführung des Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses. 
Vom 14. November 1944. 


Auf Grund des § 17 des Gesetzes zur Verhü¬ 
tung erbkranken Nachwuchses vom 14. Juli 1933 
(Reichsgesetzbl. I S. 529) wird in Verbindung 
mit dem Erlaß des Führers über den totalen 
Kriegseinsatz vom 25. Juli 1944 (Reichsgesetzbl. I 
S. 161) im Einvernehmen mit dem Reichsminister 
und Chef der Reichskanzlei, dem Leiter der Partei- 
Kanzlei und dem Generalbevollmächtigten für 
die Reichsverwaltung verordnet: 

§1 

(1) Die Erbgesundheitsobergerichte stellen ihre 
Tätigkeit bis auf weiteres ein. Für die Dauer 
der Einstellung entscheidet das Erbgesundheits¬ 
gericht endgültig. 

( 2 ) Ein beim Erbgesundheitsobergericht an- 

Berlin, den 14. November 1944. 


hängiges Verfahren endet mit Inkrafttreten die¬ 
ser Verordnung. Mit der Beendigung wird die 
angefochtene Entscheidung rechtskräftig. Das 
Erbgesundheitsgericht prüft von Amts wegen, 
ob im Hinblick auf das beendigte Verfahren eine 
Wiederaufnahme des Verfahrens gemäß § 12 
Abs. 2 des Gesetzes zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses geboten ist. 

( 3 ) Abs. 1 und 2 gelten nicht für Fälle, in 
denen das Erbgesundheitsobergericht bei Inkraft¬ 
treten der Verordnung den Beschluß bereits ge¬ 
faßt und nur noch nicht zugestellt hat. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 1944 
in Kraft. 


Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung 

Dr. L. Conti 

Der Reichsminister der Justiz 

ln Vertretung 

Klemm 


Vierte Verordnung zur Verlängerung der Geltungsdauer gewerblicher Ausweise. 

Vom 21. November 1944. 


Auf Grund des Artikels III der Verordnung 
zur Änderung gewerberechtlicher Vorschriften 
vom 9. Oktober 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 635) 
wird verordnet: 

Die hinsichtlich der Verlängerung der Gel¬ 
tungsdauer der Stadthausierscheine, Legitima¬ 
tionsscheine, Legitimationskarten und Wander- 

Berlin. den 21. November 1944. 


gewerbescheine durch die Zweite Verordnung 
zur Verlängerung der Geltungsdauer gewerb¬ 
licher Ausweise vom 29. Oktober 1942 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 633) für das Jahr 1943 getroffene 
Regelung gilt sinngemäß auch für das Jahr 1945. 

Ausführungsbestimmungen erläßt der Reichs¬ 
wirtschaftsminister im Erlaßwege. 


Der Reichs wirtschaftsminister 

In Vertretung 
Dr. Hayler 
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Verordnung über Zolländerungen. 
Vom 24. November 1944 


Ich verordne auf Grund des § 49 Absatz 2 des 
Zollgesetzes im Einvernehmen mit dem Reichs¬ 
wirtschaftsminister : 

§ 1 

Der Zolltarif wird wie folgt geändert: 

1. In der Anmerkung 1 zu der Tarifnr. 440 
werden die Worte »im eigenen Betrieb« ge¬ 
strichen. 

Berlin. 24. November 1944 


2. In der Tarifnr. 777 (Roheisen usw.) wird 
in der Anmerkung »31. Oktober 1944<. ersetzt 
durch »31. Oktober 1946«. 

§2 

Es treten in Kraft: 

a) die Vorschrift in dem § 1 Nr. 1 am 1. Ja¬ 
nuar 1945, 

b) die Vorschrift in dem § 1 Nr. 2 am 1. No¬ 
vember 1944. 


D e r R e i c li s m i n i s t e r der Finanzen 

Im Auftrag 
W ucher 


Dritte Durchführungsverordnung zum Reichsleistungsgesetz. 
Vom 27. November 1944. 


Auf Grund von § 33 des Reichsleistungsge¬ 
setzes vom 1. September 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1645) wird hiermit verordnet: 


§1 

Dienstleistungen bei der Ausführung 
von Beförderungen 

Während des Krieges können bei Inanspruch¬ 
nahme von Beförderungsleistungen nach § 16 
des Reichsleistungsgesetzcs dem Leistungspflich- 
tigen und den in seinen Diensten stehenden, zur 
Mitwirkung herangezogenen Arbeitern und An¬ 
gestellten nach Maßgabe von Durchführungs¬ 
vorschriften auch Dienstleistungen auferlegt 
werden, die über die Bewirkung" der Beförde¬ 
rungsleistung hinausgehen. 


§ 2 

Erzwingung derRiickgabe inAnspruch 
genommener Gegenstände 
Weigert sich der Leistungsempfänger, den zu 
seinen Gunsten in Anspruch genommenen Ge¬ 
genstand nach Beendigung der Inanspruch¬ 
nahme zurückzugeben, so kann auf Antrag der 
Bedarfsstelle die Rückgabe im Verwaltungs¬ 
wege erzwungen werden. Die Vorschriften des 
§ 24 des Reichsleistungsgesetzes finden sinn¬ 
gemäß Anwendung. 

§3 

Entscheidung trotz vorliegender 
Einigung 

Über die Vergütung oder die Entschädigung 
kann bei dauernden oder wiederkehrenden 
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Leistungen im Verfahren nach § 27 des Reichs¬ 
leistungsgesetzes auch bei Vorliegen einer Eini¬ 
gung entschieden werden, wenn nachträglich 
Meinungsverschiedenheiten darüber auftreten, 
ob der Fortbestand der Einigung den Beteilig¬ 
ten zugemutet werden kann. Der Antrag kann 
frühestens ein Jahr nach Beginn der Inanspruch¬ 
nahme und nur für die auf den Antrag folgende 
Zeit gestellt werden. 

§4 

Entscheidung über Zahlung oder 

Rückzahlung von Vergütungs-und 
Entschädigungsbeträgen 

(l) Auf Antrag ist im Verfahren nach § 27 
des Reichsleistungsgesetzes zu entscheiden 

Berlin, den 27. November 1944. 


a) über die Zahlung vereinbarter Vergütungs¬ 
und Entschädigungsbeträge, die der 
Leistungsempfänger nicht innerhalb von 
drei Monaten nach Fälligkeit gezahlt hat, 

b) über die Rückzahlung von Vergütungs¬ 
und Entschädigungsbeträgen, die ohne 
Rechtsgrund gezahlt worden sind. 

( 2 ) Beträge, die auf Grund einer endgültigen 
Entscheidung nach Abs. 1 zu zahlen oder^ zu¬ 
rückzuzahlen sind, können nach den für den 
Wohnort (Sitz) des Leistungspflichtigen gelten¬ 
den Vorschriften über das Verwaltungszwangs¬ 
verfahren beigetrieben werden, soweit der Zah¬ 
lungspflichtige nicht eine staatliche oder mit 
staatlichen Aufgaben betraute Stelle oder eine 
Gemeinde oder ein Gemeindeverband ist. 


Der Reiehsminister des Innern 

I 11 Vertretung 

Dr. Stuckart 


Verordnung 

über den Luftwaffeneinsatz des Reichsarbeitsdienstes der weiblichen Jugend. 

Vom 28. November 1944. 


Auf Grund des § 25 des Reichsarbeitsdienst¬ 
gesetzes in der Fassung vom 9. September 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 1747) wird verordnet: 

Artikel 1 

Die auf Grund besonderer Verpflichtung für 
den Luftwaffeneinsatz des Reichsarbeitsdienstes 
herangezogenen Mädchen haben die Pflichten 
und Rechte der weiblichen Angehörigen des 
Reichsarbeitsdienstes, soweit nichts Besonderes 
bestimmt wird. 

Artikel 2 

( 1 ) Die Dienstbezüge der im Artikel 1 genann¬ 
ten Mädchen und der im Luftwaffeneinsatz des 
Reichsarbeitsdienstes verwendeten weiblichen 
Angehörigen des Reichsarbeitsdienstes werden 
besonders festgesetzt. 


( 2 ) Fürsorge und Versorgung wird den im 
Artikel 1 genannten Mädchen und ihren Hinter¬ 
bliebenen nach den für weibliche Angehörige 
des Reichsarbeitsdienstes geltenden Vorschrif¬ 
ten über Beschädigtenfürsorge und -Versorgung 
gewährt. 

Artikel 3 

Der Reichsarbeitsführer wird den militäri¬ 
schen Dienststellen, denen die weiblichen Ange¬ 
hörigen des Reichsarbeitsdienstes während der 
Ausübung des militärischen Dienstes unter¬ 
stehen, Dienststrafbefugnis im Rahmen der 
Dienststrafordnung für die weiblichen Angehö¬ 
rigen des Reichsarbeitsdienstes übertragen. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. Oktober 1944 in Kraft. 


Berlin, den 28. November 1944. 

, DerReichsarbeitsführer 

Hierl 
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Verordnung zur Vereinfachung des Genehmigungsverfahrens 
im Verkehr mit land- oder forstwirtschaftlichen Grundstücken im Kriege. 

Vom 22. November 1944. 


Auf Grund des Erlasses des Führers über den 
totalen Kriegseinsatz vom 25. Juli 1944 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 161) wird im Einvernehmen mit 
dem Reichsminister und Chef der Reichskanzlei, 
dem Leiter der Partei-Kanzlei und dem General¬ 
bevollmächtigten für die Reichsverwaltung 
sowie den sonst beteiligten Obersten Reichs¬ 
behörden verordnet: 

§1 

(1) Die Genehmigungsverfahren nach der 
Grundstückverkehrsbekanntmachungvoin26. Ja¬ 
nuar 1937 (Reiclisgesetzbl. IS. 35) ruhen während 
des Krieges. 

( 2 ) Das Genehmigungsverfahren ruht aus¬ 
nahmsweise nicht, wenn 

1. bei landwirtschaftlichen Grundstücken 
der Kreisbauernführer und bei forstwirt¬ 
schaftlichen Grundstücken der für die 
Aufsicht oder Betreuung zuständige Forst¬ 
meister des Staates oder des Reichsnähr¬ 
standes die Durchführung des Genehmi¬ 
gungsverfahrens beantragt und die Ge¬ 
nehmigungsbehörde diese für erforder¬ 
lich hält, 

2. es sich um die Erteilung einer Gebotsge¬ 
nehmigung auf Grund des § 2 Abs. 3 der 
Grundstückverkehrsbekannt ma ch ung han¬ 
delt und das Amtsgericht die Durchfüh¬ 
rung des Genehmigungsverfahrens für 
erforderlich hält, 

3. das Grundbuchamt bescheinigt, daß die 
Durchführung des Genehmigungsverfah¬ 


rens zur Erledigung eines kriegsdring¬ 
lichen Eintragungsantrages erforderlich 
ist. 

( 3 ) Hält die Genehmigungsbehörde ab¬ 
weichend vom Kreisbauernführer oder Forst¬ 
meister die Durchführung des Verfahrens für 
erforderlich, so muß sie die Entschließung der 
nach § 7 der Grundstückverkehrsbekannt¬ 
machung zuständigen Behörde einholen. 

( 4 ) Wird die Genehmigung erteilt, so ist sie 
möglichst ohne Auflagen zu erteilen. 

( 5 ) Die Genehmigungsbehörde soll — soweit 
nicht gesetzlich vorgesehen — andere Dienst¬ 
stellen nicht anhören oder beteiligen. 

§2 

Landpachtverträge und sonstige Vereinba¬ 
rungen, die den Genuß der Erzeugnisse eines 
landwirtschaftlichen Grundstückes zum Gegen¬ 
stand haben, bedürfen bei Einzelgrundstücken 
nicht der Genehmigung nach § 2 der Grund¬ 
stückverkehrsbekanntmachung, wenn der Kreis¬ 
bauernführer dem Rechtsgeschäft zustimmt. 

§3 

§ 1 Abs. 1 bis 3 dieser Verordnung gilt sinn¬ 
gemäß auch für die Erteilung von Unbedenk¬ 
lichkeitsbescheinigungen auf Grund der Verord¬ 
nung zur Einschränkung des Eigentumswech¬ 
sels an landwirtschaftlichen Grundstücken im 
Kriege vom 17. März 1943 (Reichsgesetzbl. 1 
S. 144). 


Berlin, den 22. November 1944. 


Der Reiehsniin ister für Ernährung und Landwirtschaft 

Mit der Führung der Geschäfte beauftragt: 

H. Backe 
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Verordnung 

zur Vereinfachung des gewerbepolizeilichen Genehmigungsverfahrens. 
Vom 27. November 1944. 


Auf Grund der Verordnung zur Änderung ge~ 
werberechtlicher Vorschriften vom 9. Oktober 
1941 Abschnitt III (Reichsgesetzbl. I S. 635) wird 
verordnet: 

Anlagen im Sinne des § 16 der Gewerbeord¬ 
nung für das Deutsche Reich können während 
der Dauer des gegenwärtigen Krieges von den 

Berlin, den 27. November 1944. 


gewerbepolizeilichen Genehmigungsbehörden der 
Mittel- und Kreisstufe im Rahmen ihrer bisheri¬ 
gen Zuständigkeit befristet, und zwar höchstens 
auf die Dauer von drei Jahren, genehmigt wer¬ 
den, ohne daß es eines Verfahrens nach Maßgabe 
der Vorschriften der §§ 17 Abs. 2 bis 21 der Ge¬ 
werbeordnung bedarf. 


Der ReichsAvirt-schaftsminist. er 

In Vertretung 
I)r. Hayler 


Verordnung über die Vereinfachung der Verwaltung 
(Einschränkung des seeamtliehen Untersuchungsverfahrens). 
Vom 4. Dezember 1944. 


Auf Grund der Nr. VI des Erlasses des Führers 
über die Vereinfachung der Verwaltung vom 
28. August 1939 (Reichsgesetzbl.I S. 1535) wird 
verordnet: 

§1 

Das Gesetz über die Untersuchung von See¬ 
unfällen vom 28. September 1935 (Reichsgesetzbl. 
I S. 1183) wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 3 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

«(3) Der Vorsitzende des Seeamts kann mit 
Zustimmung des Reichskommissars in den 
Fällen des Abs. 1 Nr. 1 bis 3 von der Einlei¬ 
tung der Untersuchung absehen, wenn die 
Untersuchung voraussichtlich nicht zur Ent¬ 
ziehung einer Gewerbebefugnis, zu einer Be¬ 
anstandung oder Anregung (§25 Abs. 4) füh¬ 
len würde.« 

2. § 6 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

•"( 2 ) Die Seeämter bestehen aus dem Vorsit¬ 
zenden und zwei Beisitzern. Der Vorsitzende 
kann zwei weitere Beisitzer zuziehen, wenn 

Berlin, den 4. Dezember 1944. 


er dies wegen der schwierigen Sach- und 
Rechtslage für erforderlich hält. Für den Fall 
der Verhinderung oder Ablehnung des Vor¬ 
sitzenden ist mindestens ein Stellvertreter zu 
bestellen.« 

3. § 16 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

»( 3 ) Einer der Beisitzer muß die Befähigung 
zum Kapitän auf großer Fahrt besitzen und 
mindestens ein Jahr ein Schiff geführt haben; 
wenn möglich, sind Kapitäne und Schiffsoffi¬ 
ziere zu wählen, die noch innerhalb der letz¬ 
ten zehn Jahre gefahren haben. Ist anzuneh- 
men, daß der Unfall auf die Maschine oder 
ihre Bedienung zurückzuführen ist, so muß 
ein Beisitzer aus dem Kreise der Schiffsinge¬ 
nieure geAvählt werden. Er soll, wenn mög¬ 
lich, innerhalb der letzten zehn Jahre minde¬ 
stens ein Jahr als Leiter der Maschinenanlage 
gefahren haben. 

§2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. Dezember 1944 in Kraft. 


D e r B e a u f t r a g t e f ü r den Vier]« h r e s p 1 a n 
In Vertretung 
Körner 

Der GeneralbeA ollmächtigtß für die Reichsverwaltung 

In Vertretung des Staatssekretärs 
Ehrensberger 


Herausgegeben vom Reichsministerium des Innern — Verlag: Reichsverlagsamt ■— Druck: Reichsdmekerei 
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Dritte Verordnung zur Änderung 
der Durchführungsverordnung über das Kriegsverdienstkreuz. 

Vom 8. November 1944. ( 


Auf Grund des Artikels 8 der Verordnung 
über die Stiftung des Kriegsverdienstkreuzes 
vom 18. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2069) 
wird bestimmt: 

§ 1 Abs. 4 der Durchführungsverordnung vom 
18. Oktober 1939 in der Fassung der Verord¬ 
nung vom 15. Juli 1944 (Reichsgesetzbl.IS. 172) 
erhält folgende Fassung: 


»( 4 ) Das Kriegsverdienstkreuz mit und ohne 
Schwerter und die Kriegsverdienstmedaille 
verleiht an die übrigen Nichtwehrmachtange¬ 
hörigen, soweit nichts anderes bestimmt wird, 
der Staatsminister und Chef der Präsidial¬ 
kanzlei. Er spricht die Verleihung auf Vor¬ 
schlag der Obersten Reichsbehörden im Namen 
des Führers listenmäßig aus.« 


Berlin, den 8. November 1944. 

D e r C h e f des Oberkommandos der Wehrmacht 

Keitel 

Der Reichsminister des Innern 
H. Himmler 


Reichsgesetzbl. 1944 I 


Der Staatsminister und Chef der Präsidialkanzlei 
Dr. Meissner 
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Verordnung zur Änderung des Gesetzes über das Branntweinmonopol 
Vom 7. Dezember 1944 


Ich verordne auf Grund des Abschnitts I Ab¬ 
satz 2 des Erlasses des Führers über den totalen 
Kriegseinsatz vom 25. Juli 1944 (Reichsgesetzbl.l 

S. 161) im Einvernehmen mit dem Reichsminister 
und Chef der Reichskanzlei, dem Leiter der 
Partei-Kanzlei und dem Generalbevollmächtig¬ 
ten für die Reichsverwaltung: 

Abschnitt 1 

Das Gesetz über das Branntweinmonopol vom 
8. April 1922 (Reichsgesetzbl.l S.4G5) wird wie 
folgt geändert: 

1. § 25 lautet: 

»Landwirtschaftliche Brennereien 

§25 

Landwirtschaftliche Brennereien sind ent¬ 
weder Einzelbrennereien oder Gemein¬ 
schaftsbrennereien 

Eine Einzelbrennerei ist eine landwirt¬ 
schaftliche Brennerei, wenn sie die folgen¬ 
den Bedingungen erfüllt: 

1. Die Brennerei muß mit einem landwirt¬ 
schaftlichen Betrieb verbunden sein 
(Brennereiwirtschaft). Brennerei und 
Landwirtschaft müssen für Rechnung 
desselben Besitzers betrieben werden: 

2. In der Brennerei dürfen nur Kartoffeln 
oder Getreide verarbeitet werden; 

3. Die Rückstände des Brennereibetriebs 
(Schlempe) müssen restlos an das Vieh 
der Brermereiwirtschaft verfüttert wer¬ 
den. Aller Dünger, der während der 
Schlempefütterung anfällt, muß auf den 
Grundstücken der Brennereiwirtschaft 
verwendet werden. 

Eine Geineinschaftsbrennerei ist eine land¬ 
wirtschaftliche Brennerei, wenn sie die fol¬ 
genden Bedingungen erfüllt: 

1. Die Brennerei muß von mindestens zwei 
Besitzern landwirtschaftlicher Güter für 
gemeinschaftliche Rechnung betrieben 
werden; 

2. ln der Brennerei dürfen nur Kartoffeln 
oder Getreide verarbeitet werden: 

3. Die Rückstände des Brennereibetriebs 
(Schlempe) müssen restlos an das Vieh 
der landwirtschaftlichen Güter verfüttert 
werden, die die Rohstoffe geliefert haben. 
Aller Dünger, der während der Schlempe¬ 
fütterung anfällt, muß auf den Grund¬ 
stücken dieser Güter verwendet werden.« 

2. § 34 lautet" 

»Kleinbrennereien 

§34 

Die Erzeugung von Brennereien ohne 
Brennrecht gilt als innerhalb des Brenn¬ 
rechts hergestellt, wenn sie in einem Be¬ 
triebsjahr zehn Hektoliter Weingeist nicht 
übersteigt.« 


3. Im § 51a laufet Absatz 2: 

»§ 198 Absätze 4, 5 und 6 der Reichsabga¬ 
benordnung werden entsprechend angewen¬ 
det.« 

4. § 57 lautet: 

»Abfindungsbrennereien 

§57 

Brennereien können nach Bestimmung des 
Reichsministers der Finanzen zur Abfindung 
zugelassen werden.« 

5. Im § 76 lautet Absatz 1: 

»Von der Ablieferungspflicht sind aus¬ 
genommen : 

1. Kornbranntwein (§ lOl) und Branntwein, 
zu dessen Herstellung nur Stoffe der im 
§ 27 bezeichneten Art verwendet worden 
sind; 

2. Branntwein, der in einer Abfindungsbren¬ 
nerei oder von einem Stoffbesitzer her¬ 
gestellt worden ist. 

Voraussetzung ist, daß der Kornbranntwein 
oder Branntwein in einem ordnungsmäßig 
angemelderen und durchgeführten Verfah¬ 
ren gewonnen ist.« 

6 . § 78 lautet: 

»§ 78 

Für Branntwein, der von der Abliefe¬ 
rungspflicht ausgenommen ist oder entgegen 
der Ablieferungspflicht nicht abgeliefert 
wird, ist der Branntwemaufschlag zu zah¬ 
len.« 

7. § 79 lautet: 

»§ 79 

Der Branntweinaufschlag für ein Hekto¬ 
liter Weingeist entspricht im allgemeinen 
dem regelmäßigen Verkaufspreis, vermin¬ 
dert um einen besonderen Abschlag. Die 
Reichsmonopolverwaltung setzt den Ab¬ 
schlag fest. 

Der Branntweinaufschlag für ein Hekto¬ 
liter Weingeist entspricht dem regelmäßi¬ 
gen Verkaufspreis: 

1. bei Branntwein, der im Überbrand her¬ 
gestellt ist, 

2. bei Branntwein, der außerhalb einer 
monopol begünstigten Erzeugungsgrenze 
gewonnen ist, und 

3. bei Branntwein, der entgegen der Ablie¬ 
ferungspflicht nicht abgeliefert worden 
ist.« 

8 . § 80 lautet: 

»§ 80 

Die Branntweinaufschlagschuld entsteht 
mit der Gewinnung des Branntweins. Schuld¬ 
ner des Branntweinaufschlags ist der Her¬ 
steller des Branntweins. 
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Der Branntweinaufschlag ist zu ent¬ 
richten: 

a) für den unter Abfindung hergestellten 
Branntwein binnen einer Woche nach 
Schluß des Monats, in dem der Brannt¬ 
wein hergestellt worden ist, 

b) sonst binnen einer Woche nach Bekannt¬ 
gabe des Betrags an den Schuldner. 

Die Zollstelle kann Vorausbezahlung oder 
Sicherstellung des Branntweinaufsehla.gs 
verlangen, wenn der Schuldner die Zah¬ 
lungsfrist wiederholt versäumt hat, oder 
wenn Gründe vorliegen, die den Eingang 
des BranntweinaufSchlags gefährdet erschei¬ 
nen lassen.« 

9. § 114 lautet: 

»Beitreibung 

§114 

Monopoleinnahmen und Erzwingungs¬ 
strafen werden wie Steuern beigetrieben. 
Es sind deshalb die Vorschriften im vierten 

Berlin, 7. Dezember 1944 


Abschnitt des zweiten Teils der Reichsab¬ 
gabenordnung anzuwenden.« 

10. § 177 lautet: 

»Ausnahmen von den Vorschriften 
des Gesetzes 
§177 

Der Reichsminister der Finanzen ist er¬ 
mächtigt, aus Billigkeitsgründen Aasnah¬ 
men von den Vorschriften des Gesetzes zu¬ 
zulassen.« 

11. Es werden gestrichen: 

§ 35, § 38 Absatz 1 Ziffer 3, § 42, § 58 
Absatz 2, §85, §91 Absatz 3, §93, §112, 
§ 117. § 118, § 118a, in der Überschrift des. 
zweiten Teils die Wörter »Zoll und Mono¬ 
polausgleich«, § 150, § 159, § 174, § 175, 
§ 179, § 180, § 181 und § 183. 

Abschnitt II 

Die Verordnung tritt am 1. Februar 1945 in 

Kraft. 


Der Reichsminister der Finanzen 

In Vertretung 
Reinhardt 


Verordnung zur Änderung des Vermögensteuergesetzes 
Vom 7. Dezember 1944 


Ich verordne auf Grund des Abschnitts I Ab¬ 
satz 2 des Erlasses des Führers über den totalen 
Kriegseinsatz vom 25. Juli 1944 (Reichsgesetzbl. I 
S. 161) im Einvernehmen mit dem Reichsminister 
und Chef der Reichskanzlei, dem Leiter der Par¬ 
tei-Kanzlei und dem Generalbevollmächtigten 
für die Reichsverwaltung: 

Das Vermögensteuergesetz wird mit Wirkung 
ab 1. Januar 1945 wde folgt geändert: 

1. Tm § 5 Absatz 1 erhält die Ziffer 3 die fol¬ 
gende Fassung: 

»3. ] 0 000 Reichsmark für jedes Kind, das 
das achtzehnte Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat. 

Kinder im Sinn dieses Gesetzes sind 
eheliche Kinder, eheliche Stiefkinder, 
für ehelich erklärte Kinder, Adoptiv¬ 
kinder, uneheliche Kinder (jedoch nur 
im Verhältnis zur leiblichen Mutter) 
und Pflegekinder. 

Der Freibetrag wird auf Antrag ge¬ 
währt : 

a) für Kinder des Steuerpflichtigen, die 
das fünfundzwanzigste Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben und auf 
seine Kosten unterhalten und für 
einen Beruf ausgebildet werden, 


b) für Kinder von Gefallenen, die andere 
Angehörige des Steuerpflichtigen im 
Sinn des § 10 Ziffern 3 bis 6 des 
Steueranpa.ssungsgesetzes sind, wenn 
sie das achtzehnte Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben und auf Kosten 
des Steuerpflichtigen unterhalten und 
erzogen werden, 

e) für Kinder von Gefallenen, die andere 
Angehörige des Steuerpflichtigen im 
Sinn des § 10 Ziffern 3 bis 6 des 
Steueranpassungsgesetzes sind, wenn 
sie das fünfundzwanzigste Lebens¬ 
jahr noch nicht vollendet haben und 
auf Kosten des Steuerpflichtigen 
unterhalten und für einen Beruf 
ausgebildet werden.« 

2. § 5a erhält die folgende Fassung: 

»§ 5 a 

Stichtag für die Freibeträge 

Für die Gewährung der Freibeträge sind 
die Verhältnisse im Hauptveranlagungszeit¬ 
punkt (§12 Absatz 2), bei Neuveranlagungen 
die Verhältnisse im Neuveranlagungszeit- 
punkt (§ 13 Absatz 2) und bei Nachveranla¬ 
gungen die Verhältnisse im Nach Veranla¬ 
gungszeitpunkt (§ 14 Absatz 2) maßgebend.« 
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3. Im § 11 erhalten die Absätze 2 und 3 die fol¬ 
gende Fassung: 

»( 2 ) Der Haushaltsvorstand und seine Kin¬ 
der, die das achtzehnte Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, werden zusammen veranlagt, 
wenn er und die Kinder unbeschränkt steuer¬ 
pflichtig sind. 

( 3 ) Für die Haushaltsbesteuerung sind die 
Verhältnisse im Hauptveranlagungszeitpunkt 
(§ 12 Absatz 2), bei Neuveranlagungen die 
Verhältnisse im Neuveranlagungszeitpunkt 
(§ 13 Absatz 2) und bei Nach Veranlagungen 
die Verhältnisse im Nachveranlagungszeit¬ 
punkt (§ 14 Absatz 2) maßgebend.« 

4. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) im Absatz 1 Satz 1 wird das Wort «Rech¬ 
nungsjahre« durch das Wort »Kalender¬ 
jahre« ersetzt, und Satz 2 wird gestrichen; 

b) Absatz 2 erhält die folgende Fassung: 

»( 2 ) Der Hauptveranlagung wird der 
Wert des steuerpflichtigen Vermögens 
(§ 7) zugrunde gelegt, der auf den Beginn 
des Hauptveranlagungszeitraums ermittelt 
worden ist. Dieser Zeitpunkt ist der Haupt¬ 
veranlagungszeitpunkt.« 

5. Im § 13 erhalten die folgende Fassung 

a) Absatz 1 Ziffer 2: 

»2. wenn sich die Verhältnisse für die Ge¬ 
währung von Freibeträgen oder für 
die Haushaltsbesteuerung ändern.«: 

b) Absatz 2: 

»( 2 ) Die Neuveranlagung wird auf den 
Beginn des Kalenderjahrs vorgenommen, 
für den sich die Wertabweichung ergibt 
(Absatz 1 Ziffer 1) oder der der Änderung 
der Verhältnisse für die Gewährung von. 
F reibeträgen oder für die Haushaltsbesteue¬ 
rung folgt (Absatz 1 Ziffer 2). Der Beginn 
dieses Kalenderjahrs ist der Neuveran¬ 
lagungszeitpunkt.«; 

Berlin, 7. Dezember 1944 


c) Absatz 4 Satz 1 : 

»Die Neuveranlagung gilt ab dem Neuver¬ 
anlagungszeitpunkt. « 

6. § 14 Absatz 3 erhält die folgende Fassung: 

»( 3 ) Die Nachveranlagung gilt ab demNach- 
veranlagungszeitpunkt.« 

7 . Hinter dem § 14 wird der folgende § 14a. ein¬ 
gefügt: 

»§ 14a 

Anzeigepflicht 

( 1 ) Jeder Steuerpflichtige, dessen Vermö¬ 
gen sich so erhöht hat, daß die Wertgrenzen 
für die Neuveranlagung überschritten sind, 
hat das dem Finanzamt anzuzeigen. 

( 2 ) Es haben außerdem Anzeige zu er¬ 
statten: 

1. unbeschränkt steuerpflichtige natürliche 
Personen, wenn ihr Gesamtvermögen erst¬ 
malig die Summe der Freibeträge über¬ 
steigt, 

2. unbeschränkt steuerpflichtige nicht natür¬ 
liche Personen, wenn ihr Gesamtvermögen 
erstmalig 10 000 Reichsmark übersteigt, 

3. beschränkt steuerpflichtige natürliche und 
nicht natürliche Personen, wenn sie erst¬ 
malig Inlandsvermögen haben. 

( 3 ) Die Anzeige ist spätestens am 31. März 
des Kalenderjahrs einzureichen, auf dessen 
Beginn die Neuveranlagung oder Nachver¬ 
anlagung vorzunehmen ist « 

8. § 15 erhält die folgende Fassung: 

*§15 

Wegfall der Steuerpflicht 

Die Steuer wird bis zum Schluß des Kalen¬ 
derjahrs erhoben, in dem die Steuerpflicht er¬ 
lischt oder ein persönlicher Befreiungsgrund 
eintritt.« 


D e r R e i c h s rn i n i s t e r der Finanzen 

In Vertretung 

Reinhardt 


Verordnung zur Änderung 

der Durchführungsverordnung zum Vermögensteuergesetz, der Durchführungsverordnung 
zum Reichsbewertungsgesetz und der Aufbringungsumlage-Verordnung 

Vom 8. Dezember 1944 


Ich verordne auf Grund des § 12 der Reichs¬ 
abgabeno rdnung: 

Artikel 1 

Änderung der Durchführungsverordnung zum 
Vermögensteuergesetz 

Die Durchführungsverordnung zum Vermö¬ 
gensteuergesetz wird mit Wirkung ab 1 Januar 
1945 wie folgt geändert: 


1. Die §§ 8 und 8a werden gestrichen 

2. Im § 9 erhält Absatz 2 Ziffer 1 die folgende 
Fassung: 

»( 2 ) Im einzelnen gilt für den Vermögens- 
Vergleich noch das folgende: 

1. bei unbeschränkt steuerpflichtigen na¬ 
türlichen Personen: 
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Bei dem Vermögensvergleich bleiben 
die Freibeträge (§ 5 des Gesetzes) außer 
Betracht. Es ist also in jedem Fall das 
neue Gesamtvermögen mit dem ursprüng¬ 
lichen Gesamtvermögen zu vergleichen;«. 

3. Im § 12 Absatz 1 Abschnitt I erhält der vor¬ 
letzte Satz die folgende Fassung: 

»Der Steuerpflichtige wird zusammen veran¬ 
lagt: 

a) mit seiner nicht dauernd von ihm ge¬ 
trennt lebenden Ehefrau, 

b) mit seinen Kindern, die das achtzehnte 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben.« 

Artikel D 

Änderung der Durchführungsverordnung zum 
Reichsbewertungsgesetz 

Die Durchführungsverordnung zum Reichs¬ 
bewertungsgesetz wird mit Wirkung ab 1. Ja¬ 
nuar 1945 wie folgt geändert: 

1. Im § 3a erhält 

a) die Überschrift die folgende Fassung: 
»Wertverhältnisse beim Grundbesitz« 


und wird b) der folgende Absatz 2 angefügt: 

»( 2 ) Der Reinertrag der land- und forst¬ 
wirtschaftlichen Betriebe ist zur Ermitt¬ 
lung des Ertragswerts abweichend von 
§ 31 Absatz 2 des Gesetzes mit achtzehn zu 
vervielfältigen.« 

2. Im Schlußsatz des § 17 werden die Worte 
»(§ 76 Absatz 3)« ersetzt durch die Worte 
»(§ 3a Absatz 2)«. 

3. Die §§ 75 und 76 werden gestrichen. 

Artikel HI 

Änderung der Aufbringungsumlage-Verordnung 

Die Aufbringungsumlage-Verordnung wird 
mit Wirkung ab 1. Januar 1945 wie folgt ge¬ 
ändert: 

1. Im § 11 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort 
»Rechnungsjahre« durch das Wort »Kalen¬ 
derjahre« ersetzt. 

2. § 13 Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 

»( 1 ) Die Aufbringungsumlage für ein Ka¬ 
lenderjahr wird in zwei gleichen Teilbeträ¬ 
gen am 10. Februar und am 10. August fällig.« 


Berlin, 8. Dezember 1944 

Der Reichsminister der Finanzen 

In Vertretung 
Reinhardt 


Verordnung 

zur weiteren Anpassung der Strafrechtspflege an die Erfordernisse des totalen Kriege'« 
(Vierte Verordnung zur Vereinfachung der Strafrechtspflege). 

Vom 13. Dezember 1944. 


Auf Grund des Erlasses des Führers über be¬ 
sondere Vollmachten des Reichsministers der 
Justiz vom 20. August 1942 (Reichsgesetzbl. I 
S. 535) wird in Verbindung mit dem Erlaß des 
Führers über den totalen Kriegseinsatz vom 
25. Juli 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 161) im Ein¬ 
vernehmen mit dem Reichsminister und Chef 
der Reichskanzlei, dem Leiter der Partei- 
Kanzlei und dem Generalbevollmächtigten für 
die Reichsverwaltung verordnet: 

Artikel 1 

§1 

Verminderte Besetzung des Volksgerichtshofs 

( 1 ) Die Senate und der Besondere Senat des 
Volksgerichtshofs können in der Hauptver¬ 
handlung in der Besetzung von zwei hauptamt¬ 
lichen Richtern, von denen einer den Vorsitz 
führt, und einem oder zwei ehrenamtlichen 
Richtern entscheiden, wenn der Vorsitzer und 
der Oberreichsanwalt beim Volksgerichtshof 


die volle Besetzung des Senats nicht für er¬ 
forderlich halten. 

( 2 ) Die Beschlüsse des Senats und des Be¬ 
sonderen Senats werden außerhalb der Haupt¬ 
verhandlung in der Besetzung von zwei haupt¬ 
amtlichen Richtern mit Einschluß des Vorsitzers 
erlassen. 

§2 

Verminderte Besetzung des Reichsgerichts 

( 1 ) Die Strafsenate und der Besondere Straf¬ 
senat des Reichsgerichts entscheiden in der Be¬ 
setzung von drei hauptamtlichen Richtern mit 
Einschluß des Vorsitzers. Zur Hauptverhand¬ 
lung vor dem Besonderen Strafsenat kann der 
Vorsitzer mit Zustimmung des Oberreichs¬ 
anwalts beim Reichsgericht einen oder zwei 
weitere Mitglieder des Besonderen Strafsenats 
hinzuziehen. 

( 2 ) Die Beschlüsse des Strafsenats und des 
Besonderen Strafsenats können außerhalb der 
Hauptverhandlung in der Besetzung von zwei 
hauptamtlichen Richtern mit Einschluß des Vor¬ 
sitzers erlassen werden. 
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§3 

Einschränkung der Zuständigkeit des Ober¬ 
landesgerichts 

(1) Die Zuständigkeit des Oberlandesgerichts 
in Strafsachen geht auf das Reichsgericht über; 
dies gilt nicht für: 

die Strafsachen des ersten Rechtszugs (§6 der 
Zuständigkeitsverordnung vom 21. Februar 
1940, Reichsgesetzbl. I S. 405, in der Fas¬ 
sung der Verordnung vom 29. Januar 1943, 
Reichsgesetzbl. 1 S. 76; § 3 der Verordnung 
vom 20. Juni 1938. Reichsgesetzbl. I S.640, 
und § 2 der Verordnung vom 18. Januar 
1943, Reichsgesetzbl. I S. 72); 

die Nichtigkeitsbeschwerden des General¬ 
staatsanwalts (Artikel 7 § 2 Abs. 2 der 
weiteren Vereinfachungsverordnung vom 
13, August 1942, Reichsgesetzbl. I S. 508. 
und Ziffer X Abs. 2 der Verordnung über 
die Strafrechtspflege gegen Polen und Juden 
in den eingegliederten Ostgebieten vom 
4.Dezember 1941, Reichsgesetzbl. I S, 759); 

die Entscheidungen nach dem Deutschen Aus¬ 
lieferungsgesetz. 

( 2 ) Uber Berufungen und Beschwerden des 
Staatsanwalts gegen Entscheidungen des Amts¬ 
richters in Strafverfahren gegen Polen auf Grund 
von Ziffer VI der Verordnung über die Straf¬ 
rechtspflege gegen Polen in den eingegliederten 
Ostgebieten vom 4. Dezember 1941 (Reichsgesetz¬ 
bl. I S. 759) entscheidet an Stelle des Oberlandes¬ 
gerichts das Landgericht. 

( 3 ) linAnwendungsbereich der österreichischen 
Strafprozeßordnung (öStPO.) entscheidet an 
Stelle des Oberlandesgerichts über: 

Aufsichtsbeschwerden gegen Strafgerichte 
(§ 15 öStPO.) die Stelle, der die Dienst¬ 
aufsicht zusteht; 

Anträge auf Zuweisung einer Strafsache von 
dem zuständigen Amtsgericht an ein anderes 
Amtsgericht (§62 öStPO.) im Bezirk des 
gleichen Landgerichts die Ratskammer; 

Anträge, den Beschuldigten auf freiem Fuß 
zu belassen oder aus der Haft zu entlassen 
(§ 194 öStPO.), die Ratskammer; 

Einsprüche gegen Abwesenheitsurteile (§ 427 
öStPO.) das Landgericht; 

Berufungen und Beschwerden gegen Ent¬ 
scheidungen des Einzelrichters im verein¬ 
fachten Verfahren in Verbrechens- und 
Vergehensfallen das Landgericht am Sitz 
des Oberlandesgerichts. 

§4 

Vereinfachte Rechtshilfe 

Über die Zulässigkeit von Rechtshilfeersuchen 
in Strafsachen entscheidet an Stelle des Ober¬ 
landesgerichts das Landgericht, zu dessen Bezirk 
das ersuchte Gericht gehört. Ist das ersuchte 
Gericht örtlich nicht zuständig, so gibt es das 
Ersuchen an das zuständige Gericht ab. 


Artikel 2 
§5 

Erlaß von Haftbefehlen durch den Staatsanwalt 

( 1 ) Vor Erhebung der öffentlichen Klage kann 
auch der Staatsanwalt, der für das Vorverfah¬ 
ren zuständig ist, einen Haftbefehl erlassen. 
Wird der Beschuldigte vorläufig festgenommen, 
so kann er auch dem nächsten Staatsanwalt zum 
Erlaß des Haftbefehls vorgeführt werden. 

( 2 ) Der Beschuldigte, der auf Grund eines 
Plaftbefehls des Staatsanwalts ergriffen wird, 
ist dem zuständigen Staatsanwalt oder auf sein 
Verlangen dem nächsten Staatsanwalt oder dem 
nächsten Amtsrichter, wenn dieser leichter zu 
erreichen ist, vorzuführen. 

( 3 ) Gegen den Haftbefehl des Staatsanwalts 
kann der Beschuldigte die Entscheidung des 
Gerichts anrufen, bei dem der Staatsanwalt tätig 
ist; ist fürdas Hauptverfahren der Volksgerichts¬ 
hof, der Besondere Strafsenat des Reichsgerichts 
oder das Oberlandesgericht zuständig, so ent¬ 
scheiden diese. Auf das Recht, die Entscheidung 
des Gerichts anzurufen, wird der Beschuldigte 
bei der Bekanntgabe des Haftbefehls hinge¬ 
wiesen. Das Gericht entscheidet über die Auf¬ 
rechterhaltung des Haftbefehls des Staats¬ 
anwalts auch dann, wenn die Anklage nicht 
binnen drei Wochen seit der Bekanntgabe des 
Haftbefehls erhoben ist. 

( 4 ) Im übrigen finden die. Vorschriften über 
den richterlichen Haftbefehl entsprechende An¬ 
wendung. 

( 5 ) 1 m Anwendungsbereich der österreichischen 
Strafprozeßordnung können der Staatsanwalt 
und der Amtsrichter als Strafvollstreckungs¬ 
behörden zur Vollstreckung einer Freiheits¬ 
strafe einen Vorführungs- oder Haftbefehl er¬ 
lassen, wenn der Verurteilte sich auf die Ladung 
zum Strafantritt nicht gestellt hat oder der 
Flucht verdächtig ist. Steckbriefe (§416öStPO.) 
können auch vom Staatsanwalt erlassen werden. 

§6 

Anordnung von Beschlagnahmen und Durch¬ 
suchungen durch den Staatsanwalt 

( 1 ) Vor Erhebung der öffentlichen Klage steht 
auch dem Staatsanwalt die Anordnung von Be¬ 
schlagnahmen und Durchsuchungen zu, selbst 
wenn keine Gefahr im Verzug ist. 

( 2 ) Eine richterliche Bestätigung der Anord¬ 
nung findet nicht statt; eine richterliche Ent¬ 
scheidung gegen die Anordnung kann nicht 
nachgesucht werden, Im Anwendungsbereich 
der österreichischen Strafprozeßordnung entfällt 
die Verpflichtung zur Vorlage der Niederschrift 
über die vom Staatsanwalt angeordnete Haus¬ 
durchsuchung an den Untersuchungsrichter 
(§ 88 Abs. 3 öStPO.). 

( 3 ) Die Eröffnung beschlagnahmter Briefe 
und anderer Postsendungen sowie die Durch¬ 
sicht der Papiere des von einer Durchsuchung 
Betroffenen stehen dem Staatsanwalt zu, wenn 
er die Beschlagnahme oder Durchsuchung ange¬ 
ordnet hat. 
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§7 

Augenschein, Leichenschau, Leichenöffnung 
ohne Mitwirkung eines Richters 


Der Staatsanwalt kann ohne Hinzuziehung 
eines Richters und eines gerichtlichen Urkunds¬ 
beamten einen Augenschein und eine Leichen¬ 
schau vornehmen sowie eine Leichenöffnung 
vornehmen Lassen. Die Vorschriften über die 
richterlichen Amtshandlungen dieser Art und 
die Verlesung der darüber aufgenommenen 
Niederschriften finden entsprechende Anwen¬ 
dung. ImAn wendungsbereich der österreichischen 
Strafprozeßordnung entfällt die Verpflichtung 
zur Vorlage der Niederschrift an den Unter¬ 
suchungsrichter (§ 88 Abs. 3 öStPO.). 


§8 

Weitere Lockerung des Verfolgungszwangs' 

( 1 ) Der Staatsanwalt kann von der Erhebung 
der öffentlichen Klage absehen, wenn die Ver¬ 
folgung im Kriege zum Schutze des Volkes 
nicht erforderlich ist. 

( 2 ) Ist die Klage bereits erhoben, so kann das 
Gericht mit Zustimmung des Staatsanwalts das 
Verfahren einstellen; der Beschluß ist unan¬ 
fechtbar. 

( 3 ) Das Absehen von der Klageerhebung und 
die Einstellung des Verfahrens können von der 
Erfüllung bestimmter Auflagen abhängig ge¬ 
macht werden. 

§9 

Einschränkung der MÜteilungspflichten 

( 1 ) Der Staatsanwalt benachrichtigt den An¬ 
zeigeerstatter von der Einstellung des Verfah¬ 
rens nur, wenn er es für geboten hält. 

( 2 ) In Jugendsachen kann von gesetzlich vor¬ 
geschriebenen Mitteilungen nach näherer An¬ 
ordnung des Reichsministers der Justiz abge¬ 
sehen werden. 

§ 10 

Vereinfachte Anklageschrift beim Sondergericht 

Die Anklagebehörde beim Sondergericht kann 
in einfach liegenden Fällen von der Darstellung 
des wesentlichen Ergebnisses der Ermittlungen 
in der Anklageschrift absehen, wenn sie zur Vor¬ 
bereitung der Hauptverhandlung nicht erforder¬ 
lich ist. 

§11 

Vereinfachte Anklageerhebung nach Verweisung 
in das ordentliche Verfahren 

Nach Verweisung einer Strafsache vom son¬ 
dergerichtlichen Verfahren in das ordentliche 
Verfahren kann der Staatsanwalt von der Ein¬ 
reichung einer neuen Anklageschrift absehen und 
beantragen, daß im ordentlichen Verfahren auf 
Grund der bei dem Sondergericht eingereichten 
Anklageschrift verhandelt wird. Entsprechen¬ 
des gilt nach Ablehnung der Aburteilung im be¬ 
schleunigten Verfahren, wenn eine Anklage¬ 
schrift eingereicht ist, sowie nach Ablehnung 
der Entscheidung im vereinfachten Jugend ver¬ 
fahren. wenn der schriftliche Antrag den wesent¬ 
lichen Erfordernissen einer Anklageschrift ent¬ 
spricht. 


§12 

Beschränkte Mitwirkung von Rechtsanwälten 

( 1 ) In einem Strafverfahren können mehrere 
Rechtsanwälte oder geschäftsmäßige Vertreter 
als Wahlverteidiger eines Beschuldigten nicht 
nebeneinander mitwirken. 

( 2 ) Die Vorschriften über die notwendige Ver¬ 
teidigung finden keine Anwendung. Der Vor¬ 
sitzer bestellt einen Verteidiger für das ganze 
Verfahren oder einen Teil des Verfahrens, wenn 
wegen der schwierigen Sach- oder Rechtslage 
die Mitwirkung eines Verteidigers geboten ist 
oder wenn sich der Beschuldigte seiner Persön¬ 
lichkeit nach nicht selbst verteidigen kann. Im 
Anwendungsbereich der österreichischen Straf¬ 
prozeßordnung können auch Justizbeamte, die 
nicht als Richter angestellt sind, sowie Rechts¬ 
kundige, welche die erste Prüfung für den Justiz¬ 
dienst bestanden haben, zu Verteidigern bestellt 
werden. Die Nichtigkeitsbeschwerde der öster¬ 
reichischen Strafprozeßordnung kann gegen ein 
Urteil, das den Angeklagten schuldig spricht, 
auch dann ergriffen werden (§281 Ziffer la 
öStPO.), wenn entgegen diesen Vorschriften die 
Hauptverhandlung ohne Bestellung eines Ver¬ 
teidigers durchgeführt worden ist. 

§13 

Weitere Einschränkung der Rechtsmittel 

( 1 ) Revision (Nichtigkeitsbeschwerde der öster¬ 
reichischen Strafprozeßordnung), Berufung und 
Beschwerde des Angeklagten, Privatklägers, 
Nebenklägers und Privatbeteiligten (§465 Abs. 3 
öStPO.) gegen eine nach dem Inkrafttreten die¬ 
ser Verordnung ergangene Entscheidung be¬ 
dürfen einer besonderen Zulassung. Sie wird 
erteilt, wenn ihre Versagung unbillig wäre. 

( 2 ) Uber die Zulassung entscheidet der Vor¬ 
sitzer des Gerichts, das die angefochtene Ent¬ 
scheidung erlassen hat; er kann auch die Ent¬ 
scheidung des Gerichts über die Zulassung her¬ 
beiführen. Die Entscheidungen bedürfen keiner 
Begründung und sind unanfechtbar. 

( 3 ) In Strafsachen ist gegen Entscheidungen 
der Kammern des Landgerichts sowie gegen die 
Festsetzung einer Ordnungsstrafe wegen Unge¬ 
bühr Beschwerde nicht zulässig. 

§14 

Vereinfachung des Rechtsmittelverfahrens 

Das Reichsgericht kann über eine Revision 
(Nichtigkeitsbeschwerde der österreichischen 
Strafprozeßordnung) auch dann durch Beschluß 
entscheiden, wenn sie einstimmig für offensicht¬ 
lich begründet erklärt wird. 

‘ Artikel 3 

§15 

Sofortige Vollstreckung von Zuchtmitteln 
und Emehungsmaßregeln 

Der Richter kann im Urteil oder nachträglich 
durch unanfechtbaren Beschluß die sofortige 
Vollstreckung von Zuchtmitteln und Erziehungs- 
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maßregeln mit Ausnahme der endgültigen Für¬ 
sorgeerziehung für zulässig erklären. 

§16 

Vereinfachung im Strafvollstreckungsverfahren 

Gerichtliche Entscheidungen über die Be¬ 
willigung von Zahlungsfristen oder Teilzahlun¬ 
gen sowie über das Unterbleiben der Vollstrek- 
kung von Ersatzfreiheitsstrafen (§ 28 Abs. 2 
Satz 1, § 29 Abs. 6 RStGB., § 409 öStPO.), über 
Unterbrechung oder Aufschub der Vollstreckung 
einer Freiheitsstrafe oder einer Maßregel der 
Sicherung und Besserung (§ 458 Abs. 2 und 3, 
§ 463 a Abs. 1 RStPO., §§401, 401a öStPO.) 
sowie über nachträgliche Milderung der Strafe 
(§410 öStPO.) sind nach dem Urteil nicht mehr 
zulässig. 


Berlin, den 13. Dezember 1944. 


Artikel 4 

§17 

Schlußvorschriften 

(1) Der Reichsminister der Justiz erläßt die 
zur Durchführung und Ergänzung dieser Ver¬ 
ordnung notwendigen weiteren Bestimmungen. 
Er kann Zweifelsfragen im Verwaltungsweg 
entscheiden. 

( 2 ) Diese Verordnung tritt am siebenten Tage 
nach der Verkündung in Kraft. Sie gilt auch 
für die deutschen Justizbehörden im Protektorat 
Böhmen und Mähren. 

( 3 ) Die Vorschriften der §§ 2, 3 und 12 dieser 
Verordnung finden keine Anwendung, wenn vor 
ihrem Inkrafttreten die Verhandlung bereits be¬ 
gonnen hat. 


DerReichsminister der Justiz 
Dr. Thierack 


Sechsundzwanzigste Bekanntmachung 

über die Eintragung von verzinslichen Schatzanweisungen des Deutschen Reichs 

in das Reichsschuldbuch 

Vom 13. Dezember 1944 

Auf Grund von § 21 Absatz 2 der Reichsschuldenordnung in Verbindung mit Artikel I der Ver¬ 
ordnung zur Ergänzung der Reichsschuldenordnung vom 29. Dezember 1936 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1156) habeich bestimmt, daß den Schuldverschreibungen nach § 21 Absatz 1 der Reichsschulden¬ 
ordnung und den Vorschriften des Reichsschuldbuchgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Mai 1910 (Reichsgesetzbl. S. 840) weiter gleichzusetzen sind die 

3V 2 0 /oig en Schatzanweisungen des Deutschen Reichs von 1945, Folge I. 

Die Schatzanweisungen können somit ebenfalls in das Reichsschuldbuch eingetragen werden. 

Berlin, 13. Dezember 1944 

Der Reichsminister der Finanzen 
Im Auftrag 
Bayrhoffer 


Berichtigung 

In der Verordnung zur Vereinfachung des 
Eichwesens vom 22. September 1944 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 227) muß es in der Zeile 5 des §5 
Abs. 1 statt »im §43« richtig beißen: »in den 
§§ 33, 43«. 

Berlin, den 30. November 1944. 

Der Reichswirtschaftsminister 
Im Auftrag 
Dr. Quassowski 
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Verordnung über die Stellung der Angehörigen des Deutschen Volkssturms. 

Vom 1. Dezember 1944. 


Wehrmacht und Deutscher Volkssturm sind 
das Volk in Waffen. Der Dienst im Deutschen 
Volkssturm ist Ehrendienst am deutschen Volk 
wie der Wehrdienst. Der Volkssturmsoldat hat 
Pflichten und Rechte wie der Soldat der Wehr¬ 
macht. 

Im Auftrag des Führers sowie im Einver¬ 
nehmen mit dem Reichsminister und Chef der 
Reichskanzlei und dem Chef des Oberkomman¬ 
dos der Wehrmacht wird daher verordnet: 

1 . 

(1) Zum Dienst im Deutschen Volkssturm 
aufgerufene Männer sind verpflichtet, der Auf¬ 
forderung, sich zur Erfassung für den Deutschen 
Volkssturm zu stellen, und den Befehlen zur 
Dienstleistung im Deutschen Volkssturm Folge 
zu leisten. 

( 2 ) Wer seiner Gestellungs- und Dienstpflicht 
nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt, kann, 
unbeschadet einer Bestrafung auf Grund der 
geltenden Strafvorschriften, mit polizeilichen 
Mitteln zur Gestellung und Dienstleistung an¬ 
gehalten werden. 

2 . 

Verstöße gegen Zucht und Ordnung werden 
nach Maßgabe einer Dienststrafordnung für den 
Deutschen Volkssturm geahndet. 


3. 

Nach Maßgabe einer Gerichtsordnung wird 
eine Strafgerichtsbarkeit des Deutschen Volks¬ 
sturms gebildet. 

4. 

( 1 ) Der Volkssturmsoldat stellt Bekleidung 
und Ausrüstung selbst. 

( 2 ) Darüber hinaus ist es Ehrenpflicht eines 
jeden Deutschen, Volkssturmsoldaten, die ge¬ 
eignete Ausriistungs- und Bekleidungsstücke 
nicht besitzen, zu helfen. 

5. 

Der Volkssturmsoldat wird für Tapferkeit 
und besondere Verdienste ebenso ausgezeichnet 
wie der Wehrmachtangehörige. 

6 . 

( 1 ) Der-Volkssturmsoldat erhält Heilfürsorge 
nach Maßgabe nähererBestimmungen. im Kampf¬ 
einsatz auch Verpflegung und Unterkunft wie 
ein Angehöriger der Wehrmacht. 

( 2 ) Wehrsold erhalten alle Volkssturmsoldaten 
in gleicher Flöhe. 

7. 

Der Unterhalt der Familie (Familienunter¬ 
halt) des im Kampf eingesetzten Volkssturm- 
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Soldaten wird im gleichen Umfange sichergestellt 
wie der Unterhalt der Familie des Wehrmacht¬ 
angehörigen. 

8 . 

Erleidet ein Volkssturmsoldat eine Dienstbe- 
schädigung, so wird ihm und seinen Hinterblie¬ 
benen auf Antrag Fürsorge und Versorgung nach 
den für Wehrmachtangehörige geltenden Be¬ 
stimmungen gewährt. 

9. 

(1) Der Volkssturmsoldat soll nach Möglich¬ 
keit außerhalb seiner beruflichen Arbeitszeit aus¬ 
gebildet werden. 

( 2 ) Fällt die Ausbildung in seine Arbeitszeit, 
so soll ihm und seiner Familie wirtschaftlich 
kein Nachteil daraus erwachsen. Arbeitsentgelt 
wird weitergezahlt. 


10. 

Soweit Arbeitsentgelt weitergezahlt wird, wer¬ 
den die Beträge auf Antrag erstattet. 

11 . 

Bestimmungen," die für die Wehrmachtange¬ 
hörigen zur Vermeidung von Rechtsnachteilen 
und zur Erleichterung von Rechtshandlungen 
erlassen sind, gelten für den Kampfeinsatz ent¬ 
sprechend. 

12 . 

Bestimmungen, die zur Ausführung der in den 
Ziffern 4 bis 11 niedergelegten Grundsätze not¬ 
wendig sind, erlassen, soweit sie nicht in den 
Aufgabenbereich des Leiters der Partei-Kanzlei 
oder des Reichsführers ff fallen, die zuständigen 
Obersten Reichsbehörden und der Chef des 
Oberkommandos der Wehrmacht im Einver¬ 
nehmen mit dem Leiter der Partei-Kanzlei und 
dem Reichsfühny ff. 


Führer-Hauptquartier, den 1. Dezember 1944. 

Der Leiter der Partei-Kanzlei 
M. ßormann 

Der Reichs Führer ff 
H. Himmler 


Verordnung 

über die Aufhebung der Verordnung über Preise für "geScKSIte und ungeschälte Weiden. 

Vom 7. Dezember 1944. 


Auf Grund des Gesetzes zur Durchführung 
des Vierjahresplans — Bestellung eines Reichs¬ 
kommissars für die Preisbildung — vom 29. Ok¬ 
tober 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 927) wird mit 
Zustimmung des Beauftragten für den Vier¬ 
jahresplan verordnet: 

Berlin, den 7. Dezember 1944. 


Die Verordnung überPreise für geschälte und 
ungeschälte Weiden vom 10. Juni 1939 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 1021) und die Verordnung zur 
Änderung der Verordnung über Preise für ge¬ 
schälte und ungeschälte Weiden vom 28. August 
1941 (Reichsgesetzbl. I S. 541) treten am 7. De¬ 
zember 1944 außer Kraft. 


Der Reichskommissar für die Preisbildung 

Fischböck 


Verordnung zur Ergänzung der Kriegswirtschaftsverordnung (Kriegsbeitrag) 

Vom 15. Dezember 1944 


Auf Grund des § 29 der Kriegswirtschafts¬ 
verordnung vom 4. September 1939 (Reichsge¬ 
setzbl. I S.1609) wird mit Zustimmung des Vor¬ 
sitzenden des Ministerrats für die Reichsvertei¬ 
digung und Beauftragten für den Vierjahres¬ 
plan, des Generalbevollmächtigten für die Reichs¬ 
verwaltung und des Leiters der Partei-Kanzlei 
verordnet: 


Im § 13 der Kriegswirtschaftsverordnung wer¬ 
den hinter dem Absatz 1 die folgenden neuen 
Absätze 2 bis 4 eingefügt: 

»( 2 ) Für die Rechnungsjahre 1941 bis 1943 
verbleibt es bei dem vom Reichsminister der 
Finanzen festgesetzten Kriegsbeitrag der Län¬ 
der und der Hansestadt Hamburg. 
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( 3 ) Der jährliche Kriegsbeitrag der Länder 
und der Hansestadt Hamburg wird ab dem 
Rechnungsjahr 1944 um 70 vom Hundert des 
für das Rechnungsjahr 1943 festgesetzten 
Kriegsbeitrags erhöht, mindestens jedoch auf 
den Betrag; von 12 vom Hundert der Finanz¬ 
zuweisungen, die das Land (die Hansestadt 

Berlin. 15. Dezember 1944 
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Hamburg) für das Rechnungsjahr 1943 er¬ 
halten hat. 

( 4 ) Der Reichsminister der Finanzen kann 
den Kriegsbeitrag eines Landes (Absatz 3), 
dessen Einziehung die Finanzlage des Landes 
gefährdet, herabsetzen.« 


Der Reichsminister der Finanzen 
Graf Schwerin von Krosigk 


Fünfte Verordnung zur Sicherung des geordneten Aufbaus der Wirtschaft 
der eingegliederten Ostgebiete. 

Vom 15. Dezember 1944. 

Auf Grund der Zweiten Verordnung zur Sicherung des geordneten Aufbaus der Wirtschaft der 
eingegliederten Ostgebiete vom 23. Dezember 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1653) wird im Einver¬ 
nehmen mit den beteiligten Reichsministern und dem Reichsforstmeister verordnet: 

§ 7 der Verordnung zur Sicherung des geordneten Aufbaus der Wirtschaft der eingegliederten 
Ostgebiete (Aufbauverordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Oktober 1941 (Reichs¬ 
gesetzbl. 1 S. (338) erhält folgende Fassung: 

,§7 

Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1945 außer Kraft.« 

Berlin, den 15. Dezember 1944. 

Der Reichswirtschaftsminister 

In Vertretung des Staatssekretärs 

Ohlendorf 


Verordnung zur Änderung 
der Verordnung über Kündigungsschutz und andere kleingartenrechtliche Vorschriften. 

Vom 15. Dezember 1944. 


Auf Grund des Gesetzes über einstweilige Maß¬ 
nahmen zur Ordnung des deutschen Siedlungs¬ 
wesens vom 3. Juli 1934 (Reichsgesetzbl. IS. 568) 
in Verbindung mit dem Dritten Erlaß des Füh¬ 
rers über den deutschen Wohnungsbau vom 
23. Oktober 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 623) wird 
verordnet: 

§1 

Die Verordnung über Kündigungsschutz und 
andere kleingartenrechtliche Vorschriften vom 
23. Mai 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 343) wird wie 
folgt geändert: 

I. Abschnitt I § 3 erhält folgenden Wortlaut: 

»§ 3 

( 1 ) Wird gekündigt, weil das Grundstück 
für Zwecke der Reichsverteidigung (§ 1 
Abs. 2 Buchst, d) oder aus anderen über¬ 
wiegenden Gründen des Gemeinwohls (§ 1 
Abs. 2 Buchst, e) verwendet werden soll, so 
ist dem Pächter eine angemessene Entschädi¬ 
gung sowie eine geeignete Ersatzfläche auf 
einem zur dauernden kleingärtnerischen 
Nutzung vorgesehenen Gelände zu gewäh¬ 


ren. Abreden der Parteien über diese An¬ 
sprüche bedürfen der Genehmigung der 
höheren Verwaltungsbehörde. Sie setzt die 
Höhe der Entschädigung fest und regelt die 
Beschaffung des erforderlichenErsatzlandes. 

( 2 ) Die Pflicht, die Pächter zu entschädi¬ 
gen, obliegt der Person oder Stelle, die das 
Kleingartenland zur Durchführung einer 
anderen Maßnahme beansprucht (Erwerber 
oder Eigentümer). Diese ist ferner ver¬ 
pflichtet, den Pächtern Ersatzland bereitzu¬ 
stellen, falls sie hierzu eine geeignete Land¬ 
fläche, die sie nicht selbst in absehbarer 
Zeit für eigene Zwecke benötigt, besitzt oder 
im Wege des Landaustausches erwerben 
kann, oder wenn ihr der Erwerb von Ersatz- 
la.nd möglich und zumutbar ist. Im Streit¬ 
fall entscheidet die höhere Verwaltungsbe¬ 
hörde. Vermag die vorgenannte Person oder 
Stelle dieser Pflicht nicht zu entsprechen, 
so ist die Gemeinde verpflichtet, den Päch¬ 
tern Ersatzland zu beschaffen. Der das 
Kleingartenland beanspruchende Erwerber 
oder Eigentümer hat in diesem Falle zu den 
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Kosten der Ersatzlandbeschaffung 20 vom 
Hundert als Zuscnuß beizusteuern. Ist das 
Land nicht alsbald zu beschaffen, so setzt 
die höhere Verwaltungsbehörde fest, wei¬ 
chen Zuschuß der Erwerber oder Eigen¬ 
tümer des Kleingartenlandes schon jetzt für 
den späteren Erwerb an die Gemeinde zu 
zahlen hat. Wenn das Ersatzland von der 
Gemeinde in angemessener Zeit nicht zu be¬ 
schaffen ist, kann die höhere Verwaltungs¬ 
behörde sie von der Verpflichtung freistei¬ 
len; in diesem Falle sind die gezahlten Zu¬ 
schüsse für andere Förderungszwecke des 
Kleingartenwesens im Einvernehmen mit 
der höheren Verwaltungsbehörde zu ver¬ 
wenden. Soweit das Kleingartenland für 
Wohnungs- und Siedlungsbauten in An¬ 
spruch genommen wird, die unter Einschal¬ 
tung zugelassener Bauträger aus öffentlichen 
Mitteln nach den Bestimmungen oder Wei¬ 
sungen des Reichswohnungskommissars ge¬ 
fördert werden, sind die Träger von der Zu - 
schußleistung befreit. 

( 3 ) Kommt der Erwerber oder Eigentümer 
seinen Pflichten, die ihm nach diesen Vor¬ 
schriften von der höheren Verwaltungsbe¬ 
hörde auferlegt sind, nicht binnen drei 
Monaten nach oder ist das Kleingartcnland 
nicht innerhalb eines Jahres oder einer vom 
Reichswohnungskommissar festgelegten län¬ 
geren Zeitdauer für den angegebenenZwecb 
tatsächlich verwendet worden, so ist das 
Land unbeschadet des Rechts der Pächter 
oder der Gemeinde, die zuerkannten An¬ 
sprüche mit Hilfe des ordentlichen Gerichts 
zu verwirklichen, erneut möglichst dauern¬ 
der kleingärtnerischer Nutzung zuzuführen. 

( 4 ) Ersatzland braucht nicht beschafft zu 
werden, wenn die Vertragsteile des bean¬ 
spruchte Gartenland offenbar nur vorüber¬ 
gehend haben bereitstellen und nutzen wol¬ 
len, es sei denn, daß das Grundstück tat¬ 
sächlich schon vor dem Jahre 1936 klein¬ 
gärtnerisch genutzt worden ist. 

( 5 ) Bei Kündigung aus einem der im § 1 
Abs. 2 unter Buchst, a bis c bezeichneten 
Gründe kann die untere Verwaltungsbe¬ 
hörde dem Pächter eine Entschädigung zu¬ 
billigen, soweit dies nach Lage der Sache 
der Billigkeit entspricht.« 

II. Im Abschnitt I wird als § 5 neu eingefügt: 


Der Reichswohnungskommissar k ann be¬ 
stimmen, daß 

a) dem Pächter oder Entleiher von klein¬ 
gärtnerisch genutztem Land auch aus 
anderen als den im § 1 Abs. 2 Buchst, a 
und b vorgesehenen Gründen mit Ge¬ 
nehmigung der unteren Verwaltungs¬ 
behörde gekündigt werden kann; 

b) für andere Verwendungszwecke vor¬ 
gesehenes, während des Krieges zur 
kleingärtnerischen Nutzung bereitge¬ 
stelltes Gelände den für Kleingarten¬ 


land vorgesehenen Kündigungsschutz 
nicht oder nicht in vollem Umfange 
genießt.« 

HL Der bisherige § 5 des Abschnitts I erhält 
als § 6 folgenden Wortlaut: 


Gegen Entscheidungen der unteren Ver¬ 
waltungsbehörde nach den §§ 1 bis 5 ist 
innerhalb einer Frist von zwei Wochen seit 
Bekanntgabe oder Zustellung Beschwerde 
an die höhere Verwaltungsbehörde zulässig. 
Die Beteiligten sind über das zulässige 
Rechtsmittel zu belehren. Entscheidungen 
der höheren Verwaltungsbehörde sind end¬ 
gültig.« 

IV. Im Abschnitt II werden als §§ 3 und 4 neu 
eingefügt; 

»§ 3 

( 1 ) Kann ein Kleingärtner aus kriegsbe¬ 
dingten Gründen seinen Garten nicht selbst 
bewirtschaften, so ist er berechtigt, diese 
Pflicht durch einen geeigneten Vertreter 
ausüben zu lassen. Er hat in diesem Falle 
den Verpächter davon zu verständigen, 
durch wen der Garten in seinem Aufträge 
bearbeitet wird. 

( 2 ) Macht der Kleingärtner von diesem 
Recht keinen Gebrauch, so kann die untere 
Verwaltungsbehörde anordnen, daß der 
Garten für die Zeit der Behinderung des 
Kleingärtners von einem anderen geeigneten 
Bewerber bewirtschaftet wird. Die Aus¬ 
wahl des Bewerbers wird von ihr im Ein¬ 
vernehmen mit dem Verpächter oder, falls 
das Grundstück einem Zwischenpächter 
überlassen ist, im Einvernehmen mit diesem 
vorgenommen. Der Bewerber tritt in alle 
Rechte und Pflichten des behinderten Klein¬ 
gärtners für die Zeit ein, während der er 
den Garten besitzt. Sein Besitzrecht endet 
am Schluß des Kalenderjahres, in dem der 
frühere Kleingärtner den Kleingarten wie¬ 
der selbst bewirtschaften kann und dem 
Verpächter oder Zwischenpächter mitge¬ 
teilt hat, daß er dies zu tun beabsichtigt. 

( 3 ) Soweit bisher bereits der Verpächter 
oder Zwischenpächter anStelle eines Klein¬ 
gärtners, der aus kriegsbedingten Gründen 
seinen Garten nicht bewirtschaften konnte 
und auch niemanden mit der Vertretung be¬ 
auftragt hatte, den Kleingarten einem 
anderen Bewerber überlassen hat. verbleibt 
es bei dieser Auswahl. Die Vorschriften im 
Abs. 2 Satz 3 und 4 gelten auch für diesen 
Bewerber. 

§4 

( 1 ) Ein Kleingärtner ist berechtigt, seinen 
Kleingarten ganz oder teilweise einem Luft¬ 
kriegsbetroffenen zu überlassen, damit die¬ 
ser dort ganzjährig wohnen und das Land 
bewirtschaften kann. Macht ein Kleingärt¬ 
ner von diesem Recht Gebrauch, so darf sein 
Verpächter ihm aus diesem Grunde weder 
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kündigen noch von ihm eine erhöhte Pacht 
verlangen. Die von dem Luftkriegsbetrof- 
fenen zu zahlende Vergütung wird im 
Zweifel von der unteren Verwaltungsbe¬ 
hörde festgesetzt. 

( 2 ) Der Luftkriegsbetroffene genießt den 
Besitzschutz des Kleingartenrechts auch 
dem Kleingärtner gegenüber, jedoch mit der 
Einschränkung, daß dieser Schutz vorzeitig 
in dem Zeitpunkt endet, in dem entweder 
der Kleingärtner durch den unverschuldeten 
Verlust seiner Wohnung gezwungen ist, die 
in seinem Kleingarten geschaffene Wohn- 
gelegenheit selbst zu benutzen, oder der 
Luftkriegsbetroffene in der Lage ist, sich 
eine andere Wohngelegenheit zu beschaffen. 
Diese Voraussetzung gilt auch dann als er¬ 
füllt, wenn ihm eine geeignete freie Wohn¬ 
gelegenheit nachgewiesen wird. Streit über 
das Vorliegen einer dieser Voraussetzungen 
entscheidet die untere Verwaltungsbehörde. 
Gegen diese Entscheidung ist Beschwerde 

^ Berlin, den 15. Dezember 1944. 
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an die höhere Verwaltungsbehörde zulässig, 
hierfür gelten die Vorschriften des Ab¬ 
schnitts 1 § 6 entsprechend. 

( 3 ) Wird ein Kleingarten ganz oder teil¬ 
weise gegen den Willen des Kleingärtners 
in Anspruch genommen, um dort für einen 
Luftkriegsbetroffenen eine Wohngelegen- 
heit zu schaffen, so kommen die Vorschrif¬ 
ten des Kleingartenrechts dem Luftkriegs¬ 
betroffenen nicht zugute.« 

§2 

Der Reichswohnungskommissar wird die Ver¬ 
ordnung in der nunmehr geltenden Fassung 
unter Ersatz des Wortes »Reichsarbeitsminister« 
durch das Wort »Reichswohnungskommissar« 
neu bekanntmachen. 

§3 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1945 in 
Kraft. Sie gilt auch in den eingegliederten Ost¬ 
gebieten. 


Der 


Reichswohnungskoinmissar 

Tn Vertretung 
Schmeer 


Bekanntmachung der neuen Fassung 

der Verordnung über Kündigungsschutz und andere kleingartenrechtüche Vorschriften. 

Vom 15. Dezember 1944. 

Auf Grund des § 2 der Verordnung zur Änderung der Verordnung über Kündigungsschutz und 
andere kleingartenrechtliche Vorschriften vom 15. Dezember 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 345) wird 
nachstehend die am l.Juli 1942 in Kraft getretene Verordnung über Kündigungsschutz und andere 
kleingartenrechtliche Vorschriften vom 23. Mai 1942 (Reichsgesetzbl. T S.343) in der vom 1. Januar 
1945 ab geltenden Fassung neu bekanntgemacht. 

Berlin, den 15. Dezember 1944. 

Der Reichswohnungskommissar 

In Vertretung 
Schmeer 

* * 

* 


Verordnung 

über Kündigungsschutz und andere kleingartenrechtliche Vorschriften 
in der Fassung vom 15. Dezember 1944 


Abschnitt I 
Kündigungsschutz 
§1 

(l) Pachtverträge über kleingärtnerisch ge¬ 
nutztes Land dürfen, abgesehen von den im Abs. 2 
bezeichneten Fällen, vom Verpächter nicht ge¬ 
kündigt werden. Durch Zeitablauf endende Pacht¬ 
verträge gelten als auf unbestimmte Zeit ver¬ 
längert. § 3 und § 5 Abs. 3 Satz 2 der Klein¬ 
garten- und Kleinpachtlandordmmg vom 31. Juli 
1919 (Reichsgesetzbl. S. 1371) treten außer Kraft. 


( 2 ) Eine Kündigung durch den Verpächter ist 
statthaft, wenn 

a) der Pächter drei Monate mit der Zahlung 
des Pachtzinses oder eines Teiles dieses 
Pachtzinses, der einen Monatsbetrag über¬ 
steigt, im Verzüge ist; 

b) der Kleingärtner trotz Abmahnung die ihm 
obliegenden Pflichten gröblich verletzt 
vor allein das Grundstück vertragswidrig 
nutzt oder erhebliche Bewirtschaftungs- 
mängel nicht innerhalb einer schriftlich 
gesetzten angemessenen Frist abstellt; 
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c) ein Zwischenpächter trotz schriftlicher 
Aufforderung des Verpächters das Pacht¬ 
verhältnis mit einem Kleingärtner nicht 
auflüst, obwohl er aus einem der unter 
Buchst, b genannten Gründe kündigen 
kann; bei Beendigung des Vertrages mit 
dem Zwischenpächter tritt der Verpächter 
unmittelbar in die Verträge mit den ein¬ 
zelnen Kleingärtnern ein; 

d) das Grundstück oder ein Grundstücksteil 
für Zwecke der Reichsverteidigung drin¬ 
gend benötigt wird; 

e) das Grundstück oder ein Grundstücksteil 
aus anderen überwiegenden Gründen des 
Gemeinwohls dringend benötigt wird. 

( 3 ) Die Kündigung bedarf in den Fällen der 
Buchst, a bis c der Genehmigung der unteren 
Verwaltungsbehörde, in den Fällen der Buchst, d 
und e der Genehmigung der höheren Verwal¬ 
tungsbehörde. In den Fällen der Buchst.d und e 
ist die Genehmigung nur zu erteilen, wenn fest¬ 
gestellt ist, daß das beabsichtigte Vorhaben an 
anderer Stelle nicht ohne wesentlichen Nachteil 
für das Vorhaben auszuführen ist und die Vor¬ 
aussetzungen für eine alsbaldige Inanspruch¬ 
nahme des Grundstücks für den angegebenen 
Zweck vorliegen. 

§ 2 

Die Kündigung ist nur unter Einhaltung einer 
Frist von drei Monaten zum 31. Oktober zuläs¬ 
sig. Erfordern zwingende Gründe eine vor¬ 
zeitige Inanspruchnahme des Grundstücks oder 
ist dem Verpächter wegen des zur Kündigung 
berechtigenden Verhaltens des Pächters eine 
Fortsetzung des Vertrages nicht zuzumuten, so 
kann die Verwaltungsbehörde (§ 1 Abs. 3) auf 
Antrag bestimmen, daß die Kündigung zu einem 
früheren Zeitpunkt zulässig ist; die Kündigungs¬ 
frist kann hierbei ebenfalls abgekürzt werden. 

§3 

( 1 ) Wird gekündigt, weil das Grundstück für 
Zwecke der Reichsverteidigung (§ 1 Abs. 2 
Buchst, d) oder aus anderen überwiegenden 
Gründen des Gemeinwohls (§1 Abs. 2 Buchst, e) 
verwendet werden soll, so ist dem Pächter eine 
angemessene Entschädigung sowie eine geeig¬ 
nete Ersatzfläche auf einem zur dauernden klein¬ 
gärtnerischen Nutzung vorgesehenen Gelände 
zu gewähren. Abreden der Parteien über diese 
Ansprüche bedürfen der Genehmigung der 
höheren Verwaltungsbehörde. Sie setzt die Höhe 
der Entschädigung fest und regelt die Beschaf¬ 
fung des erforderlichen Ersatzlandes. 

( 2 ) Die Pflicht, die Pächter zu entschädigen, 
obliegt der Person oder Stelle, die das Klein¬ 
gartenland zur Durchführung einer anderen 
Maßnahme beansprucht (Erwerber oder Eigen¬ 
tümer). Diese ist ferner verpflichtet, den Päch¬ 
tern Ersatzland bereitzustellen, falls sie hierzu 
eine geeignete Landfläche, die sie nicht selbst in 
absehbarer Zeit für eigene Zwecke benötigt, be¬ 
sitzt oder im Wege des Landaustausches er¬ 
werben kann, oder wenn ihr der Erwerb von 
Ersatzland möglich und zumutbar ist. Im »Streit¬ 


fall entscheidet die höhere Verwaltungsbehörde. 
Vermag die vorgenannte Person oder Stelle die¬ 
ser Pflicht nicht zu entsprechen, so ist die Ge¬ 
meinde verpflichtet, den Pächtern Ersatzland zu 
beschaffen. Der das Kleingartenland bean¬ 
spruchende Erwerber oder Eigentümer hat in 
diesem Falle zu den Kosten der Ersatzlandbe¬ 
schaffung 20 vom Hundert als Zuschuß beizu¬ 
steuern. Ist das Land nicht alsbald zu beschaf¬ 
fen, so setzt die höhere Verwaltungsbehörde fest, 
welchen Zuschuß der Erwerber oder Eigentümer 
des Kleingartenlandes schon jetzt für den späteren 
Erwerb an die Gemeinde zu zahlen hat. Wenn 
das Ersatzland von der Gemeinde in angemes¬ 
sener Zeit nicht zu beschaffen ist, kann die höhere 
Verwaltungsbehörde sie von der Verpflichtung 
freisteilen; in diesem Falle sind die gezahlten 
Zuschüsse für andere Förderungszwecke des 
Kleingartenwesens im Einvernehmen mit der 
höheren Verwaltungsbehörde zu verwenden. 
Soweit das Kleingartenland für Wohnungs- und 
Siedlungsbauten in Anspruch genommen wird, 
die unter Einschaltung zugelassener Bauträger 
aus öffentlichen Mitteln nach den Bestimmungen 
oder Weisungen des Reichswohnungskommissars 
gefördert werden, sind die Träger von der Zu¬ 
schußleistung befreit. 

( 3 ) Kommt der Erwerber oder Eigentümer 
seinen Pflichten, die ihm nach diesen Vorschrif¬ 
ten von der höheren Verwaltungsbehörde auf¬ 
erlegt sind, nicht binnen drei Monaten nach oder 
ist das Kleingartenland nicht innerhalb eines 
Jahres oder einer vom Reichswohnungskom¬ 
missar festgelegten längeren Zeitdauer für den 
angegebenen Zweck tatsächlich verwendet wor¬ 
den, so ist das Land unbeschadet des Rechts der 
Pächter oder der Gemeinde, die zuerkannten An¬ 
sprüche mit Hilfe des ordentlichen Gerichts zu 
verwirklichen, erneut möglichst dauernder klein¬ 
gärtnerischer Nutzung zuzuführen. 

( 4 ) Ersatzland braucht nicht beschafft zu wer¬ 
den, wenn die Vertragsteile das beanspruchte 
Kleingartenland offenbar nur vorübergehend 
haben bereitstellen und nutzen wollen, es sei 
denn, daß das Grundstück tatsächlich schon vor 
dem Jahre 1936 kleingärtnerisch genutzt wor¬ 
den ist. 

( 5 ) Bei Kündigung aus einem der im § 1 Abs. 2 
unter Buchst, a bis c bezeichneten Gründe kann 
die untere Verwaltungsbehörde dem Pächter 
eine Entschädigung zubilligen, soweit dies nach 
Lage der Sache der Billigkeit entspricht. 

§1 

Soweit die Vorschriften der §§ 1 bis 3 sich auf 
Pachtverträge erstrecken, sind sie auch auf 
andere Verträge, welche die Überlassung von 
Land zur kleingärtnerischen Nutzung — nicht 
aber zur Nutzung als Grabeland — zum Gegen¬ 
stand haben, und auf Pachtverhältnisse nach § 5 
Abs. 3 der Kleingarten- und Kleinpachtlandord¬ 
nung vom 31. Juli 1919 (Reichsgesetzbl. S. 1371) 
anzuwenden. 

§5 

Der Reichswohnungskommissar kann bestim¬ 
men, daß 
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a) dem Pächter oder Entleiher von klein¬ 
gärtnerisch genutztem Land auch aus 
anderen als den im § 1 Abs. 2 Buchst, a 
und b vorgesehenen Gründen mit Geneh¬ 
migung der unteren Verwaltungsbehörde 
gekündigt werden kann; 

b) für andere Verwendungszwecke vorge¬ 
sehenes, während des Krieges zur klein¬ 
gärtnerischen Nutzung bereitgestelltes Ge¬ 
lände den für Kleingartenland vorge¬ 
sehenen Kündigungsschutz nicht oder 
nicht in vollem Umfange genießt. 

§6 

Gegen Entscheidungen der unteren Verwal¬ 
tungsbehörde nach den §§ 1 bis 5 ist innerhalb 
einer Frist von zwei Wochen seit Bekanntgabe 
oder Zustellung Beschwerde an die höhere Ver¬ 
waltungsbehörde zulässig. Die Beteiligten sind 
über das zulässige Rechtsmittel zu belehren. 
Entscheidungen der höheren Verwaltungsbehörde 
sind endgültig. 

Abschnitt II 

Weitere kleingärtnerische Vorschriften 

§7 

Die höhere Verwaltungsbehörde kann anord¬ 
nen, daß in die mit einzelnen Kleingärtnern ab¬ 
geschlossenen Nutzungsverträge ein bestimmtes 
gemeinnütziges Kleingartenunternehmen als 
Zwischenpächter eintritt, wenn dies zur geord- 
rie’tehWrhd zweckmäßigen Bewirtschaftung des 
Landes erforderlich ist. Sie regelt hierbei, ob 
die von ihr festgesetzten Verwaltungskosten des 
Zwischenpächters aus der Pacht oder als Zu¬ 
schlag zu dem Pachtzins zu zahlen sind. Die 
Anordnung wird mit Beginn des folgenden 
Kalendermonats wirksam. Vom gleichen Zeit¬ 
punkt ab wird die von der höheren Verwaltungs¬ 
behörde genehmigte Gartenordnung des gemein¬ 
nützigen Kleingartenunternehmens Bestandteil 
der mit den Kleingärtnern abgeschlossenen 
Pachtverträge. 

§ 8 

Der Reichswohnungskommissar wird ermäch¬ 
tigt, im Einvernehmen mit dem Reichsminister 
für Ernährung und Landwirtschaft 

a) Kleingärtnervereine oder Verbände von 
Kleingärtnervereinen zu errichten, aufzu¬ 
lösen oder miteinander zu vereinigen; 

b) Satzungen der unter Buchst, a genannten 
Organisationen festzusetzen, zu ändern 
oder zu ergänzen. 

§9 

(t) Kann ein Kleingärtner aus kriegsbeding¬ 
ten Gründen seinen Garten nicht selbst bewirt¬ 
schaften, so ist er berechtigt, diese Pflicht durch 
einen geeigneten Vertreter ausüben zu lassen. 
Er hat in diesem F Ile den Verpächter davon zu 
verständigen, durch wen der Garten in seinem 
Aufträge bearbeitet wird. 
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( 2 ) Macht der Kleingärtner von diesem Recht 
keinen Gebrauch, so kann die untere Verwal¬ 
tungsbehörde anordnen, daß der Garten für die 
Zeit der Behinderung des Kleingärtners von 
einem anderen geeigneten Bewerber bewirt¬ 
schaftet wird. Die Auswahl des Bewerbers wird 
von ihr im Einvernehmen mit dem Verpächter 
oder, falls das Grundstück einem Zwischen¬ 
pächter überlassen ist, im Einvernehmen mit 
diesem vorgenommen. Der Bewerber tritt in alle 
Rechte und Pflichten des behinderten Klein¬ 
gärtners für die Zeit ein, während der er den 
Garten besitzt. Sein Besitzrecht endet am Schluß 
des Kalenderjahres, in dem der frühere Klein¬ 
gärtner den Kleingarten wieder selbst bewirt¬ 
schaften kann und dem Verpächter oder Zwi¬ 
schenpächter mitgeteilt hat, daß er dies zu tun 
beabsichtigt. ' 

( 3 ) Soweit bisher bereits der Verpächter oder 
Zwischenpächter an Stelle eines Kleingärtners, 
der aus kriegsbedingten Gründen seinen Garten 
nicht bewirtschaften konnte und auch niemanden 
mit der Vertretung beauftragt hatte, den Klein¬ 
garten einem anderen Bewerber überlassen hat, 
verbleibt es bei dieser Auswahl. Die Vorschrif¬ 
ten im Abs. 2 Satz 3 und 4 gelten auch für diesen 
Bewerber. 

§10 

( 1 ) Ein Kleingärtner ist berechtigt, seinen 
Kleingarten ganz oder teilweise einem Luft¬ 
kriegsbetroffenen zu überlassen, damit dieser 
dort ganzjährig wohnen und das Land bewirt¬ 
schaften kann. Macht ein Kleingärtner von die¬ 
sem Recht Gebrauch, so darf sein Verpächter 
ihm aus diesem Grunde weder kündigen noch von 
ihm eine erhöhte Pacht verlangen. Die von dem 
Luftkriegsbetroffenen zu zahlende Vergütung 
wird im Zweifel von der unteren Verwaltungs¬ 
behörde festgesetzt. 

( 2 ) Der Luftkriegsbetroffene genießt den Be¬ 
sitzschutz des Kleingartenrechts auch dem Klein¬ 
gärtner gegenüber, jedoch mit der Einschrän¬ 
kung, daß dieser Schutz vorzeitig in dem Zeit¬ 
punkt endet, in dem entweder der Kleingärtner 
durch den unverschuldeten Verlust seiner Woh¬ 
nung gezwungen ist, die in seinem Kleingarten 
geschaffene Wohngelegenheit selbst zu benutzen, 
oder der Luftkriegsbetroffene in der Lage ist, 
sich eine andere Wohngelegenheit zu beschaffen. 
Diese Voraussetzung gilt auch dann als erfüllt, 
wenn ihm eine 1 geeignete freie Wohngelegenheit 
nachgewiesen wird. Streit über das Vorliegen 
einer dieser Voraussetzungen entscheidet die 
untere Verwaltungsbehörde. Gegen diese Ent¬ 
scheidung ist Beschwerde an die höhere Verwal¬ 
tungsbehörde zulässig; hierfür gelten die Vor¬ 
schriften des Abschnitts I § 6 entsprechend. 

( 3 ) Wird ein Kleingarten ganz oder teilweise 
gegen den Willen des Kleingärtners in Anspruch 
genommen, um dort für einen Luftkriegsbetrof¬ 
fenen eine Wohngelegenheit zu schaffen, ro 
kommen die Vorschriften des Kleingartenrechts 
dem Luftkriegsbetroffenen nicht zugute. 
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Abschnitt III 

Schlußvorschriften 

§n 

Der Reichswohnungskommissar erläßt im Ein¬ 
vernehmen mit den beteiligten Reichsministern 


die zur Durchführung und Ergänzung dieser 
Verordnung erforderlichen Rechts- und Ver¬ 
waltungsvorschriften. 

§12 

Diese Verordnung gilt auch in den eingeglie¬ 
derten Ostgebieten. 


Verordnung über die Vergütung für die Bearbeitung von Kriegssachschäden. 

Vom 18. Dezember 1944. 


Auf Grund des Artikels 5 Abs. 1 des Gesetzes 
zur Verhütung von Mißbräuchen auf dem Ge¬ 
biete der Rechtsberatung vom 13. Dezember 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 1478) und des § 37 der 
Kriegssachschädenverordnung vom 30. Novem¬ 
ber 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1547) wird ver¬ 
ordnet: 

§1 

(l) Für die Beratung und Vertretung in einer 
Kriegssachschädenangelegenheit erhalten ge¬ 
schäftsmäßige Vertreter, die nicht Rechtsanwälte 
sind, höchstens die Vergütung, die einem Rechts¬ 
anwalt für eine gleichartige Tätigkeit zusteht. 
Die Vereinbarung einer höheren Vergütung ist 
unwirksam. 


( 2 ) Die §§ 3 und 12 der Verordnung über die 
Gebühren der Rechtsanwälte im Verfahren nach 
der Kriegssachschädenverordnung vom 15. Ja¬ 
nuar 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 37) gelten ent¬ 
sprechend. 

§2 

( 1 ) Diese Verordnung tritt am siebenten Tage 
nach der Verkündung in Kraft. 

( 2 ) Sie gilt auch in den Alpen- und Donau- 
Reichsgauen, im Reichsgau Sudetenland, in den 
eingegliederten Ostgebieten und im Protektorat 
Böhmen und Mähren. 

( 3 ) Sie ist auch in bereits anhängigen Ent¬ 
schädigungsverfahren anzuwenden, soweit das 
Verfahren einer Rechtsstufe nicht bereits vorher 
beendet worden ist. 


Berlin, den 18. Dezember 1944. 

Der R e i c h s in i n i s.le r der J n s t i z 

I 11 Vertretung 

Klemm 


Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung 
Dr. Stuckart 


Zwölfte Verordnung 

zur Änderung der Verordnung zur Neuordnung des österreichischen Berufsbeamtentums. 

Vom 21. Dezember 1944. 

Auf Grund des Gesetzes über die Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich vom 
13. März 1938 (Reichsgesetzbl. T S. 237) wird verordnet: 

Die Verordnung zur Neuordnung des österreichischen Berufsbeamtentums vom 31. Mai 1938 
(Reichsgesetzbl. 1 S. 607) wird dahin geändert, daß Maßnahmen nach § 3 dieser Verordnung bis 
zum 31. Dezember 1946 zu treffen sind. 

Berlin, den 21. Dezember 1944. 

Der Reichs minister des Innern 

Tn Vertretung - 

Dr. Stuckart 

Der Reichsminister der Finanzen Der Reichsminister der Justiz 

Ln Vertretung Id Vertretung 

Reinhardt Klemm 
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Verordnung 

über die Ausgabe von Verrechnungsscheinen für den Zahlungsverkehr der Wehrmacht 
durch die Hauptverwaltung der Reichsbreditkassen 
Vom 15. Dezember 1944 


Auf Grund des § 11 der Verordnung über 
Reichskreditkassen vom 3. Mai 1940 in der Fas¬ 
sung der Bekanntmachung vom 15. Mai 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 743, 774) wird im Einver¬ 
nehmen mit dem Oberkommando der Wehrmacht 
verordnet: 

§1 

(1) Die Hauptverwaltung der Reichskredit¬ 
kassen wird ermächtigt, zur Erleichterung des 
Zahlungsverkehrs der Wehrmacht »Verrech- 
nungsscheino für die deutsche Wehrmacht« aus¬ 
zugeben. Der Verwaltungsrat der Reichskredit¬ 
kassen bestimmt die Beträge, auf die die Ver¬ 
rechnungsscheine lauten. 

( 2 ) Die Verwendung der Verrechnungsscheine 
im allgemeinen Zahlungsverkehr ist verboten. 


§2 

Soweit das dem Reich von der Hauptverwal¬ 
tung der Reichskreditkassen gemäß § 4 der 
Verordnung über Reichskreditkassen in der Fas- 
sungder Verordnungvom6.August 1941 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 474) zu gewährende Darlehn in 
Verrechnungsscheinen gewährt wird, sind diese 
Beträge auf die für das Darlehn bestimmte Höchst¬ 
grenze anzurechnen. 

§3 

Auf die Verrechnungsscheine linden die Vor¬ 
schriften der §§ 6 und 7 der Verordnung über 
Reichskreditkassen vom 3. Mai 1940 entspre¬ 
chende Anwendung. 
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§4 Gebieten vom 15. Mai 1940 (Reichsgesetzbl, I 

Die umlaufenden Verrechnunggseheine müssen 771 ) gedeckt sein, 
gemäß den Vorschriften des § 7 der Verord- § 5 

nung über die Errichtung und den Geschäfts- Die Verordnung tritt am 1. Januar 1945 in 
kreis von Reichskreditkassen in den besetzten Kraft. 

Berlin, 15. Dezember 1944 

Der Reichsminister der Finanzen 
Graf Schwerin von Krosigk 

Der Reichswirtschaftsminister 

Walther Funk 

Dritte Verordnung 

zur Verlängerung der Geltungsdauer der Verordnung über den Aktienbesitz. 

Vom 20. Dezember 1944. 

* 

Der Ministerrat für die Reichsverteidigung verordnet mit Gesetzeskraft: 

Die Geltungsdauer der Verordnung über den Aktienbesitz vom 4. Dezember 1941 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 744), die nach der Zweiten Verordnung zur Verlängerung der Geltungsdauer der 
Verordnung über den Aktienbesitz vom 31. Dezember 1943 (Reichsgesetzbl. 1944 I S. 4 und 12) am 
31. Dezember 1944 endet, wird bis zum Ablauf des 31. Dezember 1945 verlängert. 

Berlin, den 20. Dezember 1944. 

Der Vorsitzende des Ministe rr als für die Reichs Verteidigung 
und Beauftragte für den Vierjahresplan 

G ö r i n g 

Reiehsmarschall ___ 

Der Generalbevollmächtigte für die 'Wirtschaft 
Walther Funk 


Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 



Achte Verordnung zum Schutz gefährdeten landwirtschaftlichen Grundbesitzes 
im Reichsgau Sudetenland sowie in den in die Reichsgaue Niederdonau und Oberdonau 
und den in die Länder Preußen und Bayern eingegliederten sudetendeutschen Gebieten. 


Vom 20. Dezember 1944. 

Auf Grund der Verordnung über die Durchführung des Vierjahresplans in den sudetendeutschen 
Gebieten vom 10. Oktober 1938 (Reichsgesetzbl. T S. 1392) verordne ich folgendes: 

§1 

Die Verordnung zum Schutz gefährdeten landwirtschaftlichen Grundbesitzes in den sudeten¬ 
deutschen Gebieten vom 12. November 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1581) in der Fassung der Ver¬ 
ordnungen vom 9. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2013), vom 4. Oktober 1940 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1330), vom 20. September 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 580), vom 18. September 1942 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 557), vom 30. September 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 562) und vom 30. Dezember 1943 
(Reichsgesetzbl. 1944 I S. 6) bleibt bis zur Beendigung des Krieges in Kraft. 

§ 2 

Den Zeitpunkt des Außerkrafttretens bestimmt der Reichsministor für Ernährung und Land¬ 
wirtschaft. 

Berlin, den 20. Dezember 1944. 

Der Beauftragte für den Vier jahresplan 

G ö r i n g 
Reichsmarschall 
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Dritte Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Einführung des Luftschutzrechts 

im Protektorat Böhmen und Mähren. 

Vom 20. Dezember 1944. 


Auf Grund des § 10'der Verordnung über die 
Einführung des Luffschutzrechts im Protektorat 
Böhmen und Mähren vom 9. Juli 1941 (Reiehs- 
gesetzbl. 1 S 377) — im Protektorat Böhmen 
und Mähren am 25. März 1944 (VB1BM. S. 111) 
neu bekanntgegeben — wird im Einvernehmen 
mit den beteiligten Reichsministern und dem 
Deutschen Staatsminister für Böhmen und Mäh¬ 
ren verordnet: 

Artikel I 

§ 4 der Verordnung über die Einführung des 
Luftschutzrechts im Protektorat Böhmen und 
Mähren vom 9:Muli 1944—(Reichsgesetzbl. 1 S. 
377) in der Fassung der Zweiten Änderungsver¬ 
ordnung vom 25. März 1944 (Reichsgesetzbl. 1 
>S. 95) erhält folgende Fassung: 


(l) Die Aufgaben der Werkluftschulzdienst¬ 
stellen der Reichsgruppe Industrie werden 
von den Werkluftschutzdienststellen des Zen¬ 
tralverbandes der Industrie in Böhmen und 
Mähren wahrgenommen. 

Berlin, den 20. Dezember 1944. 


( 2 ) Die Dienstanweisung für die Werkluft¬ 
schutzdienststellen erläßt der Deutsche Staats¬ 
minister für Böhmen und Mähren im Einver¬ 
nehmen mit dem Reichsminister der Luft¬ 
fahrt.« • 

Artikel 11 

( 1 ) Der Zweckverband für den Werkluftschutz 
wird aufgelöst. Rechtsnachfolger ist der Zen- 
.tralverband der Industrie für Böhmen und Mäh¬ 
ren in Prag. Das Vermögen sowie alle Rechte 
und Verbindlichkeiten des Zweckverbandes fin¬ 
den Werkluftschutz gehen auf den Zentralver¬ 
band der Industrie für Böhmen und Mähren in 
Prag über. 

( 2 ) Die Erste Ausführungsverordnung zur 
Verordnung über die Einführung des Luftschutz¬ 
rechts im Protektorat Böhmen und Mähren vom 
9. Juli 1941 (VBlRProt. S. 346) wird aufge¬ 
hoben. 

Artikel 114 

Die Verordnung tritt am siebenten Tage nach 
der Verkündung in Kraft. 


Der Reiehsminister der L uTtTahrt 
und 0 b e r liefe h Ishahe r d e r Luft w a f f e 
In Vertretung 
F ö r s t e r 


' ~ Zweite Verordnung 

zur Durchführung und Ergänzung der Verordnung über die Strafrechtspflege gegen Polen 

in den eingegliederten Ostgebieten. 

Vom 20. Dezember 1944. 

Auf Grund von Ziffer XVII der Verordnung der als Straflager zu verhängenden Freiheits- 
iiber die Strafrechtspflege gegen Polen in den strafe von drei Monaten auf einen Monat herab¬ 
eingegliederten Ostgebieten vom 4. Dezember gesetzt. 

1941 (Reichsgesetzbl. T S. 759) wird verordnet: 

A r t i lt e l 2 

"■ iti i e Die Verordnung tritt am siebenten Tage nach 

I 11 dev Verordnung vom 4. Dezember 1941 ihrer Verkündung in Kraft, 
wird in Ziffer 111 Abs. 1 Satz 2 die Mindestdauer 

Berlin, den 20. Dezember 1944. 

1) e r R e i c h s m i n i s t er de r .1 u s t i z 
Dr. Thier a c k 


Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung 

Dr. Kaltenbrunne-r 
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Dritte Verordnung über Maßnahmen zur Erhaltung von Wechselrechten 
in den eingegliederten Ostgebieten. 

Vom 21. Dezember 1944. 

1. Oktober 1939 ausgestellt worden sind, im An¬ 
schluß an § 1 der Zweiten Verordnung über Maß¬ 
nahmen zur Erhaltung von Wechselrechten in 
den eingegliederten Ostgebieten vom 15. Dezem¬ 
ber 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 678) um ein wei¬ 
teres Jahr, jedenfalls aber bis zum 31. Dezember 
1945 verlängert. 

Berlin, den 21. Dezember 1944. 


Auf Grund des Erlasses des Führers über 
Gliederung und Verwaltung der Ostgebiete vom 
8. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2042) wird 
verordnet: 

Die Fristen für die Vornahme der Handlun¬ 
gen, die nach dem Wechselgesetz zur Erhaltung 
der Rückgriffsrechte erforderlich sind, werden 
für Wechsel, die auf Zloty lauten und vor dem 


Der Reichsminister der Justiz 


In Vertretung 

Klemm 



Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung 

Dr. Stuckart 


Verordnung 

über den Verkehr mit landwirtschaftlichen oder forstwirtschaftlichen Grundstücken 

in den eingegliederten Ostgebieten. _ 

— - --Vom 21. Dpremhor - ---- 


Auf Grund des § 8 des Erlasses des Führers 
über Gliederung und Verwaltung der Ostgebiete 
vom 8. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2042) 
wird im Einvernehmen mit den beteiligten Ober¬ 
sten Reichsbehörden verordnet: 

§ 1 

Vom 1. Januar 1945 ab gelten nach Maßgabe 
der §§ 2 ff. dieser Verordnung in den eingeglie¬ 
derten Ostgebieten 

1. die Bekanntmachung über den Verkehr 
mit landwirtschaftlichen oder forstwirt¬ 
schaftlichen Grundstücken (Grundstück¬ 
verkehrsbekanntmachung) vom 26. .Januar 

1937 (Reichsgesetzbl. I S. 35), 

2. die Zweite Verordnung zur Ergänzung des 
Gesetzes zur Änderung der Bekannt¬ 
machung über den Verkehr mit landwirt¬ 
schaftlichen Grundstücken vom 29. März 

1938 (Reichsgesetzbl. I S. 361). 

§2 

(1) Dem Erfordernis der Genehmigung unter¬ 
liegt abweichend von § 1 der Grundstückver¬ 
kehrsbekanntmachung der Verkehr mit land- 
oder forstwirtschaftlichen Grundstücken von 
1 Hektar aufwärts. 

( 2 ) Das Erfordernis der Genehmigung nach 
der Grundstückverkehrsbekanntmachung ent¬ 


fällt, wenn das Grundstück zu einem Vermögen 
gehört, das auf Grund der Verordnung über die 
Behandlung von Vermögen der Angehörigen des 
ehemaligen polnischen Staates vom 17. Septem¬ 
ber 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1270) beschlag¬ 
nahmt ist. . 

(3) Erstreckt sich das Genöhuffgungsverfahren 
auch oder ausschließlich auf forstwirtschaft¬ 
liche Grundstücke, so ist vor Erteilung oder 
Versagung der Genehmigung auch die zustän¬ 
dige Forstbehörde zu hören. 

§3 

Genehmigungsbehörde nach § 10 der Grund¬ 
stückverkehrsbekanntmachung ist der Landrat, 
in Stadtkreisen der Oberbürgermeister. Über 
Beschwerden nach § 7 der Grundstückverkehrs - 
bekanntmachung entscheidet der Regierungs¬ 
präsident. 

§4 

( 1 ) Das Erfordernis der Genehmigung entfällt 
bei Ausübung des Vorkaufsrechts nach Maßgabe 
der §§ 5 bis 11 dieser Verordnung. 

( 2 ) Die Genehmigungsbehörde entscheidet über 
die Genehmigung erst dann, wenn auf die Aus¬ 
übung des Vorkaufsrechts verzichtet oder die 
Frist für die Ausübung abgelaufen ist. Nach 
Erteilung der Genehmigung ist die Ausübung 
des Vorkaufsrechts ausgeschlossen. 
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§3 

(1) Das Großdeutsche Reich, vertreten durch 
den Reichskommissar für die Festigung deutschen 
Volkstums, hat ein Vorkaufsrecht auf alle Grund¬ 
stücke oder Grundstücksteile, soweit ihre Ver¬ 
äußerung nach Maßgabe der §§ 1 bis 3,12 dieser 
Verordnung der Genehmigung nach der Grund- 
stückverkehrsbekanntmachujig bedarf. 

( 2 ) Das Vorkaufsrecht wird von der für den 
Bereich der Genehmigungsbehörde örtlich zu¬ 
ständigen Dienststelle des Beauftragten des 
Reichskommissars für die Festigung deutschen 
Volkstums ausgeübt. 

§6 

(1) Das Vorkaufsrecht hat den Vorrang vor 
allen anderen Vorkaufsrechten. Es erstreckt sich 
auch auf das mitverkaufte Zubehör. Es bedarf 
der Eintragungen das Grundbuch nicht. 

( 2 ) Die Ausübung des Vorkaufsrechts ist aus¬ 
geschlossen, wenn der Eigentümer das Grund¬ 
stück oder den Grundstücksteil an seinen Ehegat¬ 
ten oder an eine Person verkauft, die mit ihm in 
gerader Linie verwandt oder verschwägert oder 
in der Seitenlinie bis zum dritten Grade ver¬ 
wandt. ist. 

§ 7 

( 1 ) Die nach der Grundstückverkehrsbekannt¬ 
machung zuständigen Genehmigungsbehörden 
haben alle zur Erteilung der Genehmigung bei 
ihnen eingehen den—Kaufverträge der für ihren 
Bereich örtlich zuständigen- Dicnst.s telle des Be- 
auftragten des Reichskommissars für die Festi¬ 
gung deutschen Volkstums zur Erklärung über 
die Ausübung des Vorkaufsrechts zuzuleiten. 

( 2 ) Die Frist zur Ausübung des Vorkaufs¬ 
rechts beträgt sechs Wochen von dem Tage ab, 
an dem der Vorkaufsberechtigte Kenntnis von 
d 0 m Vertragsi 11 ha11 erhält. Das Vorkaufsrecht 
wird durCh gchriftliehe Erklärung gegenüber 
dem Eigentümhr-^Rs Grundstücks ausgeübt. 
Der VorkaufsberechtigRrsetzt die Genehmigungs¬ 
behörde von seiner Entschließung in Kenntnis. 
Innerhalb der Frist ist der Vorkaufsberechtigte 
befugt, das Grundstück durch Beauftragte be¬ 
sichtigen zu lassen. 

§8 

( 1 ) Mit der Ausübung des Vorkaufsrechts 
kommt der Kauf zwischen dem Vorkaufsberech¬ 
tigten und dem Veräußerer zustande: er bedarf 
nicht der Genehmigungen, die in der Ersten 
Durchführungsverordnung zum Gesetz über die 
Sicherung der Reichsgronze und über Vergel¬ 
tungsmaßnahmen vom 17. August 1937 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 905) in der Fassung der Bekannt¬ 
machung vom 8. Oktober 1941 (Reichsgesetzbl. I 
S. 623) und der Verordnung vom 19. September 
1943 (Reichsgesetzbl. I S. 543) und im Gesetz 
über die Aufschließung von Wohnsiedlungsge¬ 
bieten vom 22. September 1933 (Reichsgesetzbl. I 
S.659) in der Fassung des Gesetzes vom 27. Sep¬ 
tember 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1246) vorge¬ 
schrieben sind, ferner nicht der Unbedenklich¬ 
keitsbescheinigung der Preisbehörde nach der 
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Verordnung vom 7. Juli 1942 (Reichsgesetzbl. 1 
S. 451). 

( 2 ) Vereinbarungen zwischen den bisherigen 
Vertragsteilen, durch die der Kauf von der 
Nichtausübung des Vorkaufsrechts abhängig ge¬ 
macht oder dem Verpflichteten für den Fall der 
Ausübung des Vorkaufsrechts der Rücktritt Vor¬ 
behalten wird oder die in anderer Weise auf die 
Vereitelung oder Beeinträchtigung des Vorkaufs¬ 
rechts gerichtet sind, sind dem Vorkaufsberech¬ 
tigten gegenüber unwirksam. 

( 3 ) Die §§ 508 und 1098 Abs. 2 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs sind entsprechend anzuwen¬ 
den . 

§ 9 

( 1 ) Hat der Vorkaufsberechtigte von seinem 
Recht zunächst keinen Gebrauch gemacht, so 
kann er das Vorkaufsrecht gleichwohl noch aus- 
tiben, wenn die Preisbehörde nachträglich das 
vereinbarte Entgelt beanstandet und der Ver¬ 
äußerer sich dem Erwerber gegenüber mit einer 
Herabsetzung des Preises einverstanden erklärt 
oder zur Erteilung des Einverständnisses rechts¬ 
kräftig verurteilt wird. Die Vorschriften über 
das Vorkaufsrecht (§§ 5 bis 8) finden in diesem 
Falle mit der Maßgabe Anwendung, daß die 
neue Frist zur Ausübung des Vorkaufsrechts 
vier Wochen beträgt und mit dem Zeitpunkt be¬ 
ginnt. in dem der Vorkaufsberechtigte von der 
Erklärung des Einverständnisses oder von der 
Rechtskraft des Urteils Kenntnis erhält. 

( 2 ) Das gleiche gilt, wenn die Parteien unter 
Herabsetzung des Entgel±s_einen noueiT Vertrag 
schließen! ~ 

(3) Liegt der zwischen den bisherigen Ver¬ 
tragsteilen vereinbarte Kaufpreis aus besonderen 
Gründen unterhalb des Betrages, der dem Ver¬ 
käufer bei einem freihändigen Verkauf nach den 
gesetzlichen Bestimmungen höchstens zugebil¬ 
ligt werden kann, so hat der Vorkaufsberech¬ 
tigte im Streitfälle den von der Preisbehörde zu 
bestimmenden Kaufpreis zu entrichten. 

§10 

Ist in dem Vertrage eine Nebenleistung ver¬ 
einbart, die der Vorkaufsberechtigte zu entrich¬ 
ten außerstande ist, so hat der Vorkaufsberech¬ 
tigte statt der Nebenleistung ihren Wert zu ent¬ 
richten. Läßt sich die Nebenleistung nicht in 
Geld schätzen, so hat der Verkäufer dem Vor- 
kaufsberechtigten gegenüber insoweit keine An¬ 
sprüche. 

§11 

Die Vorschriften über das Vorkaufsrecht gel¬ 
ten sinngemäß bei anderen Verträgen, die auf 
die Veräußerung eines Grundstücks gegen Ent¬ 
gelt gerichtet sind, mit Ausnahme von Tausch¬ 
verträgen, ferner im Falle der Zwangsversteige¬ 
rung und bei freihändiger Veräußerung durch 
den Konkursverwalter. Der Zuschlag darf nicht 
vor Ablauf der im § 7 Abs. 2 bezeichneten Frist 
erteilt werden, es sei denn, daß der Vorkaufs¬ 
berechtigte sein Recht vorher ausgeübt oder dem 
Vollstreckungsgericht gegenüber erklärt hat. es 
nicht ausüben zu wollen. 
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§ 12 

Für Rechtsgeschäfte über fand- oder forst¬ 
wirtschaftliche Grundstücke, für die eine Ge¬ 
nehmigung nach der Verordnung zur Sicherung 
des geordneten Aufbaus der Wirtschaft der cin- 
gegliederten Ostgebiete — Aufbauverordnung — 
vom 31. Januar 1940 (Reichsgesetzbl" I S. 255) 
in der Fassung der Bekanntma chung vom 11. Ok¬ 
tober 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 638) und der 
Verordnung vom 22. Dezember 1942 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 737) beim Inkrafttreten dieser Ver¬ 
ordnung beantragt war, gelten die Vorschriften 
der Aufbauverordnung. 

Berlin, de» 21. Dezember 1944. 


§ 13 

Die Vorschriften der Auf bau Verordnung vom 
31. Januar 1940 treten, soweit sie den Verkehr 
mit land- und forstwirtschaftlichen Grundstük 
ken über 1 Hektar betreffen, unbeschadet der 
Vorschrift des §12 mit dem Inkrafttreten dieser 
Verordnung außer Kraft. 

* § 14 

' Die zur Durchführung und Ergänzung dieser 
Verordnung erforderlichen Rechts- und Verwal¬ 
tungsvorschriften erläßt der Reichsminister für 
Ernährung und Landwirtschaft im Einvernehmen 
mit den beteiligten Obersten Reichsbehörden. 


D e r R e i c h s m i n i s t e r 
für Ernährung und Landwirt s c h a f t 

Mit der Führung der Geschäfte beauftragt:-*-—._... 

H. Backe 

Der Reichsminister des Innern 

Tn Vertretung 

Dr. Stuckart 


Verordnung 

über das Ausscheiden von Genossen aus Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften. 

Vom 28. Dezember 1944. 


A uf Grund des § 4 Abs. 2 der Verordnung 
über weitere M aßnahm en auf dem Gebiet des 
Handelsrechts wälirendnäes'Krlt^KWönrTrOkv 
tober 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1337) verordne 
ich: 

§1 

(l) Ist die vom Gericht geführte Liste der Ge¬ 
nossen infolge kriegsbedingter Umstände zer¬ 
stört oder nicht erreichbar, so gilt ein Genosse 
auch dann als auf Grund der §§ 65 bis 68 des 
Genossenschaftsgesetzes mit dem Schluß des Ge¬ 
schäftsjahres ausgeschieden, wenn die sein Aus¬ 
scheiden begründende Tatsache zu diesem Zeit¬ 
punkt noch nicht in die Liste der Genossen cin- 

Berlin, den 28. Dezember 1944. 


getragen ist. § 18 Abs. 2-dßx.A/crordnung über 
Maßnahmen auf dem „ Gebiete des~~Rec h ts- ~ d cr 
HandelsgesellicEäften und der Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften vom 4. September 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1694) ist sinngemäß 
anzuwenden. 

( 2 ) Ob die Liste infolge kriegsbedingter Um¬ 
stände zerstört oder nicht erreichbar ist und wie 
lange dieser Zustand andauert, entscheidet- das 
Registergericht durch unanfechtbarerrHeschluß 


Diese Verordnung tritt am 29. Dezember 1944 
in Kraft. 


Der Reichsminister d e r J us t i z 

In Vertretung 
Klemm 


Hinweis auf eine nicht im Reichsgesetzblatt veröffentlichte 
Änderung der Reichsgaragenordnung 

Nach dem Rundei laß des Reichsarbeitsministers vom 13. September 1944 sind einige Vorschrif¬ 
ten der Reichsgaragenordnung vom 17. Februar 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 219) bis auf weiteres 
in einer neuen Fassung anzuwenden. Der Runderlaß ist am 25. September 1944 im Reichsärbeits- 
blatt Teil I S. 325 veröffentlicht und mit sofortiger Wirkung in Kraft getreten. 

Berlin, den 22. Dezember 1944. 

Der Reich s a r b e i t s in i n i s t e r 

Im Auftrag 
Scholtz 
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